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Her iiw«|lQ Tiiell dieser BeekUiguuAilebt» hat, wie ea 
hl der Biiüeitonif bubi ersten Tiieile vorher gesagt wor- 
4ea ist, erneu vorzugsweise dogmatisclie».€herak« 
tor «piMÜteii; Je «elir skfti: imser E/eehi der neuem 2eit 
W$k»t^ and je meinree in diceer neneni' Gesteift als iregen« 
Vüftvtig geltendes Ueeht wirksam ist, desto mehr bedarf 
ea efaM» aiaeh ioTaElnaehie j^eliendea DacateUanf «ad einer 
den inaem Suaanaieahani: det beatobenden Reehtsord« 
nnnjir beachtenden Verarbeitung. Der historische Zu-< 
samaienhaag wird dadurch nieh^ gei#st, sondeoi vieinehr 
erlUlt. Weaa diefla^enwarft groasan TheHa in der Vap» 
gangQnlieilr Ihre Erklärung ündet, so lässt sich auch uw^ 
gefeehri sagen, dnss die rechte ßikenntniss der Gf^eo^ 
waptc^iMraAviMl aal die IMaanlnlss dnrYeigaiigenhQttw 
Mt^ teusead^ and aher tensend anslehibaien Faden sind 
lieide unter i^ch und ait der Zukunft verbunden und durch-* 
wahaft). md'niigindai iai die eine aeharf ahgesehattten: vor 
andern« In der p^hjueiMlic«! Nfater ergibt steh» dir 
Batwicklung nach viel nothw«ndigern Gesetzen: daa Sa- 
niaahngai enthüiaehqn den ganaen Banss, dhnKi das ganae 
Thier In sich eingeacbloasen. Abet da« Made Ange 4mk 
Menschen iat nicht im Stajide, in dem Keime schon den 
gßmmn, Bumiy te dam fit daaiganaa: Thier an entdedoen. 
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Jener innss erst gewachsen, dieses geboren sein, bevor 
seine Art und sein Wesen von dem Menschen erfasst 
werden kann. Wie viel weniger Imnn tn der geistigen 
Welt, In der sich auch eine schöpferische Geistes- 
iLraft mitbestimmend i^ewe^^t, ans den Erscheinungen 
der Yergangenheit aUeln mit Sieheriieit auf die Eraehei- 
nungen der Zukunft geschlossen und diese auch nur an- 
nähernd vollständig vorher gewusst werden? Die Zukunft 
mwm fleh ent verkörpert haken, sie arass erat ins Leben 
getreten; sie muss GegenMrart gewerden sein, damit sie 
näher verstanden werde. Als ein ferneres Stadium der 
£ntwicklnnf wird ihre Kennteias dann wieder die fra- 
kern Znsttnde, deren BrfEdlnng In Ihr liegt, erleuekten 
und einzelne liichtstrahlen hineinwerfen in die noch fol- 
gende verhaute Zukunft. In diesem Sinne verstehe leb 
aneh In der Rechtswissenschaft die hislorlsehe Me>* 
thode. 

Ein vollständiges Rechtssystem wurd man auch in die* 
sem TkeHe nMi linden. Audi hier wieder habe Ick ndeh 
für berechtigt gehalten, mit Freiheit den Stof zu w&hlen^ 
den ich verarbeiten wollte. ZufAllig ist aber diese Aus- 
wakl ekeaso wenig. Ich liugne nickt, dass ick einaeltte 
nur Seite gelassene Lekren, dem Oaanen und seiner An- 
lage unbeschadet , noch hätte mitnehmen können. Ein an- 
derer halte vielleieht kUiwleder einiges AufgenoBNnene 
nickt kerftcikBlchtigt. Darftbei' mag Ick Im Einseinen mit 
Niemandem rechten. Im Ganzen aber habe ich mich durch 
die fo. der Efaüeitnng (Bd» L S* 30 schon geäusserten 
Ansiekten. leiten lassen. 

Mit Vorliebe, ich gestehe es, habe ich den echt deut- 
schen Charii^kter unsmr Institute hervorgehoben. Wer 
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luusere bestehende Rechtsordnung überschaut, wie sie, 
wenn aocfa nicht Im Einzelnen vollständig, doch in Ihrem 
Innern Zoeammenhan^ als ganzer ReiAtekorper in dlezem 
Buche dargestellt ist, der wird sich sofort überzeugen, 
daas das romaniaehe Element darin bei weitem weniger 
bedeutend Ist als das germaniaebe, und daas unser Reeht 
▼iel deutscher ist, als das Recht in Deutschland selbst 
zur Zeit noch. Es ist meine tote Ueberzeugung: Die 
direkte Hemefaafl des madachen Rechtes Ist In der Neige 
begriffen. Das deutsche Recht wird wieder an Einfluss 
und Bildung wachsen. Der grosse Jahrhunderte hindurch 
f ortgeUkhrte Kampf der Anhänger des romischen Reditea 
mit den Verehrern des deutschen Rechtes wird von neuem 
erOffiiet werden, oder ist es vielmehr schon. Aber jetzt 
wird mit andern Waffen und in anderer Weise geslift- 
ten. Anch der Erfolg wfard ein anderer sein, als das erste 
Mal. Die deutschen Juristen mussten erst bei den Rö- 
mern In die Schule gehen, und von der Cultur des rOmU 
sehen Rechtes erflUlt sein, bevor sie dem- nationalen an^ 
gestammten Rechte zu geistiger Befreiung und weiterer 
Fortbildung verhelfen konnten. Für diese Erkenntniss des 
deotadien Rechtes schien mir eine ; wissensefaaftllclie Ver- 
arbeitung des Zürcherischen Rechtes von keiner geringen 
Bedeutung, eben um der freieren Stellung willen, in wel- 
cher wir dentache Schweizer jenem Kampfe znaehentkon-' 
nen nnd nm der deotschen C^nthttndlehkelt willen, In 
der sich unser Partikularrecht erhalten hat. 

Ich hoffe — abgesehen von naheliegender praküscher 
Bedeutung — namentlich zweierlei von diesem Bache: 
einmal, es werde in den Schweizern das Bewusstsein wie- 
der lebendiger machen, daas Ihr einheimisches Recht we- 
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senilich deutsch und einer schönen, freien und sittlichen 
Fjoribildimg lUiig sei, eweitens, €• werde fta 4ie ForU 
bildmg der deateehen iteelitfwiwenscliafl imi 4kai devl«* 
sehen Rechtsiebeas Einiges geleistet haben. 

In dieser Hefinuni; und von der ilir zu Grunde li^ 
fißwütm IJebe sa dem elithelmtodien Rechte heeeelt « habe 
ieh diese Arbelt nntemoonneii und zu iilnde ^efObtt. Und 
zu dieser wissenscliaftüchen Th&tigkeit habe ich mich je^ 
deraelt geflüchtet, wenft'daa ftunere widerwMi^ Trei«* 
be» amerer kMiliebea ParteÜAnpliB and dia überall In 
Schrift, Rede und That zu Tage geförderte Gemeinheit 
des Gealmiaag niv den wahrai Lebenägenim aa vtatgULm 
len aad die inaere Freariigkell aa aerstaraa droHten; M 
ihr habe ich denn auch immer reichen Trost uad frische 
fir^nieknng wied^ gelonden. 

YlMushi Gcschille aber, walehe mleb Mer lülr Iübm 
gere Zeit in Anspruch genomitien haben und der damit 
verbundene Einiluas auf Neigung und Stimmung mögen 
mir dielSchukI tmgenliellea, daae dasBaob aicbi ibnall 
gleiebmissig gearibeHei ist and mancherlei Unebenheiten 
noch da sind. 

Iah ae Mto a Bfr mit dem Waaeahe, dMi amch dlaMi 
Tbaile dieaeUbetfreaadHche' Anfhahae «aaiai bet daatsebaai 

Galehrten zu Theil werden möge, weldie der erste farbal-> 
tea kaL 

Zürich im Mai 1639. 
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Pie notiere J^eit 

... WIKÜTTO BUCH* 

Foli iier Fe$UteUm§ der BefymmHmi bi$ «um Autbnteke 

Vm iöSi bis 1798. 



§. 1. Historische Einleitung. 

Wir liabeil in dem ersten Tlveile dieses Werkes geseben^ 
'Wie die AlamaiiD^B sieh in der rca den Römern yerlassenen 
nördliclkeA Sdiweiz niederliessen , in welche ' Yerhält« 
Bisse tie zu dem frlmkiscben Retehe traten , wie sieh unter 

ihnen dns einfache Staatslebeu darstellte, welches Recht sie 
unter sich und gej^eniiber dem Boden hatten, den sie be- 
wohnten. Wir haben dann ferner die ersten Anfange einer 
aus verschiedenartigen Bestandtheilen herauswachsenden 
Stadt an d»s% Auaflusse der Limmat aus dem Zürichsee nach- 
zuweisen gesucht und gezeigt i wie Zürich unter zähringi- 
«ehe Herrsdiaft gelangte « und nach dem Untergange dieses 
-Fttrstenhauses wieder zur fiteien Reichsstadt wttrde^ Wir 
haben die innem Bewegungen in dieser Stadt verfolgt und 
die aufstrebenden Handwerker sieh' mit den alten Ge- 
schlechtern in das Re^^iment der Stadt theilen gesehen, und 
dargestellt, wie die Stadt von dem Reiche sich immer mehr 
lostrennend eine sclbststandige Stellung einnahm , als Ein- 
zelstaat mit den Eidgenossen in Bündnisse trat , den Zerfall 
der- Ganreriiissung beimtzend eine Herrschaft nach der 

BhnrtKUi ÜMlitafcaaliMiicw U. i 
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andern an sich brachte^ iind so alltnahlig ein ziemlich umfas- 
sendes Landesgebiet erwarb > das sieh Anfangs nur als ein 
Aggregat verschiede jier Gebiete ceigte, dann aber der Ein- 
heit und Zusamroenschörigkeit bewusster worde» und ge- 
genüber der regieretiden. Stadt .eiiie freie staatsrechtliche 
Stellung einnahm. Zuletzt haben wir noch darauf hinge- 
deutet , wie die Reformation das Mittelalter abscbloss und 
eine neue Zeit zum Xheil ins Leben rief , zum Xbeil vor- 
bereitete. 

In dem welthistorischen Kampfe gegen die Hierarchie 
des Papstthumes und für die evangelische Lehre hatte die 
Stadt Zürich keine unbedeutende Rolle übernommen.' Den 
Reformator Zwiftgli in seiMO BcstrtbiiBgen fördernd) febd- 
selige Angriffe gegen ihn und seine Lehre abwehrend, bei 
den Grundsätzen der Reformation treu verharrend, auch 
nachdem ihr Held gefallen und das Heer der Stadt ge- 
schlagen war, verlieh und bewahrte sie ihren Unterthanen 
die religiöse Freiheit und gründete eine neue rcformirte 
Kirche, welcher weitbin über die Grcn2.cn jener Herrschaft 
hinaus andere Staaten und Völker zugethan waren* £s 
musste so der Ziirichstaat für alle Zukunft einen eigen- 
tWimliiehen bistoriscbiBn Charakter erhaiten. Das Princip 
der Ref o r m ati<» n Wierde zu einem Lebensprincipe df r Stadt» 
Hiß £«Mligc Regsamkeit > di^ ^cbtefn^ Verständigkeit und 
der sittlich bürgerliche Sinn der ZUrcher wurzeln grossen 
Xhcils in der Geschichte der Reformation. 

Flir die innere staatliche Entwickelunsr aber war das 
Vcrluiltniss der regierenden Stadt zu dem erworbenen Lan- 
desgebiete das bedeutendste und zugleich schwierigste. 
Sieht man auch hier .au£ Anfange des sechszehnieo Jabr- 
Imnderts. zurück, so machen diese grosse HoJSoangen rege. 

Cappelerbri^f von - ld3i hatte, was vorher schon sich 
4arch dan BedU^fiiii»s*und. die Sitte gi&ltend geraapht, der Land- 
aeh^ förjiifich ^ils Beeilt a^p^sichert, die R<$vat])^chL|gung 
mit den Landgiemeioden den wiebtigeren Angelegenbeitim 
des ganzen Staates. Wie leicht, und wie wohllhätig hätte 
sich diess fVccht in prganisclie Vert)indua^ mit lier Vcr- 
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daran knüpleft lassen. " - 

Aber die Kräfte schienen durch die Anstrengung der 
Reformation erschöpft, der gute Wille durch Mühen und 
Sorgen und auch mancherlei bittere Erfahrungen abge- 
stumpft ; in Folge äusseren jQwobl als inneren UnglUeki 
durch Krif^.wMl Pest traten Vor der lififafidMa Noth die 
BeOüvfiaiMe ätä Gaiates in dam HnMgmicL Mkhl M^ 
w«rde aaa BegonscM niabft IpHsardbrirunAefir^cHi^ acUiai 
jßaits Bechl gtrielb wkdar »• VergealiMfaeit; iKe MMieiMf 
tktUwaiae alltrdmga sn TMdnl mdlnir cioaaitige BcPwegung 
wurde gehemmt nnd §ehlu§^ in ihr 0^;eatheit eitt itagniren^ 
des Verbrüten und Versinken um. 

Die Verfassung der Sladt, ihrem Ursprünge nach aus 
rein städtischen Elementen entsprungen und fiir stadtischn 
J^fidürffiisse bereolknet» bltab sich auch dann< noch gl^ch^ 
als die VerhälliMae sich wesentüefa T€randevl battenV uWt 
die SMk ip.«y».aaie SlaUiiBg ainaai InaiidcalieTTii citf^Ml^ 
tan. wav. Statt die hOemM da» Laadwrliai^? tai ikn Hrlfiil 
daa Btgimcalar hideitt zm* nahem und dandbrn» aalttrlilib« 
Off^uM « ^ertebaffaBTt begnügte vumfmtsh , oft- 'mM-^ 
meinende, bäufigp aber be8ehtoünkle''Mdtf9"ftfe' Vögte hin- 
aus zu schicken, um dort die alte Herrschaft des frühem 
Adels fortzusetzen. Statt mit dem Lande mehr und mehr 
innerlich zusammen zu wachsen , so dass beide nur ver- 
schiedene sUb^ gegenseitig ergünrjtnd^ * nod bestimmende 
Glieder Eines gesHiidcD I^eibes- gewondbii * wb'reh , seblM» 
aiab dia Stadt inuncr enger in« ainb nBanaBea'tind' vdn deni 
Lande nb, ao« daaS'.eial'UiifreiHidHobeiv Ctegeiiaatv sswkthm 
Stadt und Lattid inner«i£iitBW4ÜuDg* weoiitb* • 

leb mötcbte.die-.StadttMclittaMlelBs dass M deii'GefAliiM des 
deeissigjährigen .KTfe^s kattro entponnen" sioli 'tnii>'^M\f^g^ 
Festungswerken umgab. Uebcr dieses wichtige Unterneh- 
men, welches in unsern Tagen noch die Achtung der Ken- 
ner erhielt, wurde nach aller guter Sitte an die Ijandschaft 
beliebtet und die GeaebnihaUiing wenigstens der Aus- 
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«eftiim; ^brntioaeo «ngekoll^> Du DedtttfinlM der 
Cregenwart rcehtfertigte dasselbe» aber inncTinn mag aadb 
diese ansseve Alfoekliessiiiig zu .einer inneni Verbirtiiiig- bei- 
getragen und das für die Städter darauf basirte Gefühl der 
Sicherheit die Beurtheilung der wahren Stärke des Staates 
verblendet und entstellt haben. 

Aber eutscliiedenen Tadel verdient die immer ängstlichere 
Beschränkung der Aufnahme in -das städtische Bürgerrecht. 
Die Iiandschaft bildete einen grossen Kreis um die Stadt » 
iMia. idein aic jederzeit neue. Kräfte an sieh ziehen, aus dem 
sie das Blut der GorporalMm fortwährend vetjüngen konnte» 
wie solches aneh in früherer Zeit regelmässig geschehen 
war. Mehrere der bedeulendslen Männer, welche* die 
züricherische Geschichte kennt, waren von aussen herein 
gekommen , und hatten die Bedeutung der Stadt erhöht , 
und auch in den uiedeni Kreisen des bürgerlichen I^ebens hatte 
ein stets fsischer Zufluss neuer Bürger eine wohlthätigc Bewe- 
gnug hervorgerufen. Anstatt diesen Zuwachs lebendig zu erbaP 
^n .npd dadurch .zugleich die Landschaft näher ' zu hefrenn- 
dfiis r (»t&mdelen sich die beiden Theile gegenseitig, «nl 
di«4tadt in ihvein Verhältnisse zur L»iidschallt wurde um ttiCii 
so Tie}: , schwächer als diese auf breiterem Boden ruhend an 
Kräften zunahm; . * . >• . 

. Wie sich die Bürgerschaft selbst mehr abschloss, ver-> 
banden sich unter sich wieder einzelne Familien näher und 
betrachteten sich gegenseitig als vorzüglich zum Regimente 
berufen. Dadurch bekam das Staatsleben eine gewisse Steif« 
lieit» Beschränkung und bürgerliche Vornehmheit , welch« 
um so weniger erträglich war , als ihr eine lebendig inner« 
Kraft und grosse histonsohe Erinnerungen fehlten« 

Die zweite Hälfte des' siebzehnten und das 4uthtzehn- 
le. Jahrhundert • besonders haben ein Gepräge . Ton abso- 
IdAistischer Spieleblirgerei und Verdumpfung an sich, 
deren Folgen das neunzehnte nun schwer empfindet. Nicht 



1) Eid sehr gut abgefasster Bericht darttbtv 1642 befindet sieb iu 

4. C. Wer dm. V. S. 491. 
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als ob die Aristokratie der Stadt bösartig oder tyrannisch 
gewesen wäre. Nur in gewerblichen Verhältnissen war 
sie druckend, in den übrigen durchgängig milde, hausvä- 
terlich und woblwollend. ' Aber kkialiefaeitel , mark- und 
saftlos , pedairtisch war sie allerding^s > und e» ist der wähiv 
Jwk moht stt- bflicidBiiy d4r ihre Oeaoludiift za JOhrtitwA 
Ittt. • Es wird ikm mr. diliui ^leHiigcn ^'IbitcraBe dafllr im 
«nregen, tr«io «r «a Tmltht, die Keime jwiieii Lebens hk 
dein wiNfinpHdies Budes stt eetdeeliMi • nd netdbzuvmBiten ^ 
wie diese in stiller Verborgenheit alhnählig Wurzeln schlu- 
gen. Solches zu thun liegt nun aber ausserhalb meines 
Planes, indem die innern Zustände des Privatrechtes, 
welches nun vorzugsweise unsere Aufmerksamkeit auf sich 
Mehen muss, von jenen Einwirkungen wenig betroffen wurden« 
AeknUcbe fiieehcinngen finden sieh iast' uberaU in der 
Sehwciz während dieser Zeit« Sei.es» dnss Unter dem 
Namen sieh sillbstfierrlich fühlender Landsgemeinden ein- 
sdne Familien , <»der dase sieh, absehlieseende BUrgerschafr 
ten, oder dass ausgebildete Körperschaften Ton Patriciers 
das Regiment führten : immer war ihre Herrschaft eine 
absolutistische, und insofern grundsatzlose , immer auf Seite 
der Herrschenden selbstsüchtig, auf Seite der Beherrschten 
zum wenigsten geistig niederdrückend. Die wiederholten 
und oft nur mit. grosser Mühe bezwungenen Bauernauf- 
stände der letzten Jahrhunderte zeigten, trotz der damit 
gewöhnlich verbundenen Rohheit und Ausschweifung anf 
ein inneres ti^Bs Grebteehen des Staatsorganismns aber die 
knie Warnung, die oft Blnt kostete, bHeb dennodk un- 
beachtet. 

Die staatsrechtlichen Verhältnisse entwickelten sich 
nur wenig, indem das Bestehende sicli verknöcherte und der 
neuen Regung fremd blieb. Wenn der Charakter des mittel- 
alteriichen Staates ein privatrechtlicher gewesen, 
der Charakter des modernen Staates aber ein staats- 
rechtlicher geworden ist, so tritt dieser letztere bei uns erst 
in der folgenden Periode nach der schweiieriscben Revoli^ibii 
deutlich herror« Bis dahin erhieltea sieb die privatrechtr: 
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Udtt»r FonM musk im IlffiiatKolieii Biogen, bit sie tot 
Atter .giM Jn sich selber abstttrbe»« < 

" ^ äea Verhältnissen nach Anssen hm änderte sich nicht 
vieles. Die Beziehungen zum Reiche waren schon vorher 
fast ganz gelöst. Durch den westphälischen Frieden wurde 
bekanntlich nun auch in bester Form die Schweiz als selbst» 
stöiidiger von. dem < «kutschen Reiche getrennter Staat an- 
erkannt^ und so i. was die Tbat begründet, und lange an- 
dauernder, fiesitz^fiereolhfertigtbittie» zwa wirUidien Recht, 
der Natl» des« QesitzesügemjjfSv wdeber in sich 'die Nei- 
gung hat, .Redit iu> werden und gewöhnlich auch 
witd^«' . j . 

'! Auch das sch weii^crische Staatsrecht machte keine 
grossen Fortschritte in dieser Zeit und behielt den Charakter 
vertr agsinässiger Bündnisse der einzelnen Stande hei. 
Zu dem alten Gegensatze der Städtekantone und der Lün- 
der, trat )sett der Reformation ein neuer hinzu, weleher 
idie Verbündeten noch mehr trennte md eine Vereinigung 
«diwisriger' machte , der Gegensatn 'des religiösen Glan- 
bens. ' Da oMnlich dl« Reformation in der Sehweii: nicht 
durchsudriaigen vermochte, wenn sie schon die bedeutend- 
sten Cantone für sich gewann, so bildete sich eine katho- 
lische Partei, weiche der reform i r t e n feindselig entgegen 
trat« Die einen Stände verblieben katholisch, die andern 



2) Art. 6« 4ef inttrum, pac. Otnahr. v. 1648, : ,,Com item G««Mr»« 
]fikj«»Ui «d qnerela« nomine Civitatis Basileeosis et onhrwM« Bilyii— coram 
ipsins Plenipoteiitiariis ad praeseoles coiigressns propositas sofcr «aOBBuliis 
processibus et mandatis executivis , a Camera luiperiali coolra dictaiu Civi- 
UteiD aliosque Helvetiorum imilos Caotoiies eoruinque Cires et subditos eina- 
»alis raqnitiU Orliaiim ImiMrii sentMlIa «l conaflio singulari decMto die 
Mmo furto Menaia Mali , «wo ptBilin»« d^ctararc^ü , pratdftlmn aiMei» 
tem Basileain , caeterotjft^ Helvetiorum Cantont^ in poaaettione ptl yu^ti 
plenae libertatix ut exemptionit ab Iinperio etae, ae uullateniu efutdem 
Jmperii dicusteriis et judiciis »ubjectos , placuit hoc idem publicac huic 
Pacificalionis Conveotioni ioserere, ratuwqoe et firmum manere , atquc id- 
di^o ejn^odi BvMaaim IM cwn Afmtu «orafli occa&^ooe q^aDdoc^nque 
dacratun pror«as caiios «t irritoa axse delMra." T^. darttbar L. H ay a » • v. 
Kaonaa d«s Tatar«, Handbach d.~€l«<ehicbta d* schvaiz, fiidf^UMMcnscIiaft, 
Bd. h S, 539. wU I. ft. 498. ■ 
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wurdea reformirt, in dritten und zum Theil auch in den 
gemeinen Herrschaften fanden sich Katholiken und Refor» 
mirtc neben einander, wodurch nicht wenig Stoff zu Rei- 
bungen und Zwiespalt gegeben war. Die Städte hatten 
«eil fast alle zum reformirtea Glauben bekaiurt^ mihrev^itB^ 
Mandma Zürich «b4 Bcm» Die Ländtf • i^wea Tonagi» 
weiie katbdliich' . geblieben. AHe EüiMWiicbt vetnnbrtc 
■och die neue Feindaeligkeit« War der Glaubeaeiunapf 
eeinem Wesen nach ein europäischer , so schien es natür- 
lich, dass beide Theile mit ihren Glaubensgenossen im 
Auslande Verblindungen eingingen. Die Herrschaft oder 
wenigstens die Sicherheit ihrer Religion inusste ihnen näher 
am Herzen liegen als die alten Bünde , welche die Eidge- 
nossenscbaft zusammen hielten. Es ist merkwürdig genüge 
dass diese nicht wirklich aus einander brach und die StUrflie, 
wekhe die Vötter in Aufruhr brachten, ihren Fortbesland 
nicht unmÖgKeh machten« Mehr als ein Mal hma es zu 
offenem Kriege der £idge«osseit unter ebaader i aber sie 
trennten sieh nieht , mehr als ein Mal w^renvdie Pavfcieii 
daran*, feinde KriegshUlfe in ihren inneni Kampf zu ver^ 
wickeln , aber immer wurde die Gefahr noch zur rechten 
Zeit abgewendet : ein sicheres Zeichen , dass der Bund eine 
sehr tief liegende historische Bedeutimg haptte und euro» 
päischen Bedürfnissen entsprach. 

Aber wenn auch die Eidsgenossenschaft nicht wieder 
zerfiel , so wurde doch durch dieinn Zwiespalt eine enge^ 
Vereinigung und staatsrechtliche' Ausbildiing so- sehr er^ 
Schwert« dass es 'einer Irlicheren und thatfcrKftigetw Zei^ 
bedurft hätte 9 um sofehe Miwierigkeiten siegrei(ih £u llber^ 
winden« 

Eine Macht war die Schweiz nicht mehr im europäi- 
schen Slaatens) Sterne,* das vergönnten schon die veränder- 
ten Verhältnisse der grossen Staaten des Auslandes, welche 
sie umgaben , nicht langer. Den alten Kricgsrubm konn- 
ten die Schweizer nur noch bewähren, indem sie in die 
Dienste fremder Fürsten traten » für eigene Kriege nach 
Aussen fehlte es an Raum und Kraft« Bald war der öster^ 
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tMkhdktf bald te framÖMtdie Eiiiflitts «berwiegend , 
Iet£ta?er freilich dauernder und öfter ^): so wie andere viel 
mächtigere Staaten als die Schweiz in dieser Zeit an Frank- 
reichs Geschick gebunden schienen. Von Frankreich her 
kam denn auch der Anstoss , welcher das alte Regierungs- 
•y«tem der Schweiz erschütterte und umstürzte , und dem 
neunzehnten Jahrbunderte die aobwierigsten Aufgaben e«^ 
HMk lieM. 

$. 2. Die Stände. 

' 4* Mit: der gaoElidben Loslrennnng der Scbweis Tom 

Reiche und bei der Eigenthümlichkeit der ziiricherischen 
Stadtverfassung musste auch jede staatsrechtliche Bedeutung 
des Adels verschwinden, und es gab von da an schon kei- 
nen einheimischen Adelsstand mehr, wenn gleich 
Manien und An«j^rücbe sich erhielten. Ein Stand in «taata- 
recbtliebem Sinne nämlich ist nur insofern gedenkbar > ala 
dendbe eigeatbUinlicbe Rechte besitzt, und in dem Staati* 
leben eine besoodcre Stelllmg einnimmt. Im deutsehea 
Beiebe hatte der Adel aolehe Bedeutung behauptet und auch 
in Fttrstenthümern , ja seibat in Aristokratien Hess sich die 
Fortdauer derselben wohl denken. In Zürich aber, wo- 
selbst wissenschaftliche Ausbildung und der durch Handels- 
geschäfte erworbene Reichthum als die vorzüglichsten 
Glanzpunkte des Lebens galten , musste der Adel verküm- 
mern , zumal er weder sehr reich noch durch grosse. Ver- 
binduBgeo mächtig war. Unterscheidende Rechte besass er 
keine , und nur in gesellsohafUichem Leben Terlieben histo- 
rische Erinnerungen ihm noch einen gewissen Glanz ^ der» 
wenn einielne Glieder ins Ausland gingen , auf dem frem- 
den Boden mehr als in der Ueimath hervortrat. 



3) Hu 4Mkt «I 4m franzüsiadi« Bttndoits vom i$kt 1777 ^ wtldies« 
obwoU dantttliigtnd grang Ar Ah Sehw«ix , doch ihr noch Sttutigcr w«r als 

das frühere Verhiiltniss Frankreichs /u den kathalüchtft Slüülllea« Ytrgleidw 
6«<di, im Sdnvti«. II. fi. 290 ff. 
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Zu eioheiiiiiscbcin stKdtfsdieii Adel , in Form 

eines abgeschlossenen P a tri ciates, waren zwar zu verschie- 
denen Zeilen Neigungen und selbst Anfange vorhanden. 
Man wollte Familien, in denen sich gewisse Ehrenstellen 
durch einige Generationen hindurch erhalceu .hat(ea, vor- 
zugsweise als regimentsfähige betrachtet wissen ; * man legte 
der Bekleidnng höher» besonders MiUtärsteUen » weldie im 
Auslande von Zürichern erlangt wurden, aunh^miHiMe 
AuszeiehnnQg bd; innerhalb der Biirgeraohedt selbst bilde» 
ten sich aussefaKessende Koteeien* Das ^Ues kam aber .nie 
mm rechten Durehbroch und erlangte , nie -wahre staats- 
rechtliche Bedeutung. Es blieb diess fortwährend auf dem 
Stadium der Anmassung und konnte eben desshalb bis auf 
unsere Tage hinab nur im geseilschaftUchea Xjcben sich 
äussern und dieses verunstalten. 

2*. Der stärkste ständische Gegensatz in dieser Zeit ist 
der zwischen StadthUrgern und. liaadleuten»- 2tu 
Anlang d^a sfeb^Mhnten Jahrhunderts noeh war die Auf^ 
nähme in das Bügerrecbt der regierenden Stadt sehr leicht^ 
lud nnch im Jahr 1525 liess der Rath während der Bauern- 
iittrnhen den Gemeinden am Zürichsee vortragen : 

Da besonders eine Stadt Ziirch vnd die am See 

von je Welten her Eines gewesen auch letx tre wie die 
Burger in der Stadt sind gehalten worden vnd e& hof<- 
fentlich in die Ewigkeit dahey bleiben soll. 

Die Furcht vor den damals drohenden Gefahren mochte 
freilich an dieser Aeusserung auch ihrca Anthoil. gehabt 
haben: aber man ai^t doeh, dass t&eh das Bewusftbein 
der alten Zusammengehörigkeit und Gleichartigkeit der 
Bewohner tder Stadt und des Sees erhalten hatte und offSw 
in der Stadt und am See ausgesprö<^n werden konnte» 
Aber nicht bloss von den übrigen Herrsehaftsangehörigen, 
sondern auch von den mit ihr enger verbundenen Seche- 
-wohoern , schloss sich die , SUdtbürgeiJSfU^aft .immer stren- 
ger ab* 

So lange nodi im Pflanzenleben der Trieb ist, Blät- 
ter mid.Blütben. und Fruchte zu entwickeln, so durch- 
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rieht der inben Mk die üMetuten thmh «od mlirl <ie; 
aber im Spälherbel dringt der Saft moht mehr vori die 
ättMem Glieder vertroeknen, die Früchte sind gefallen, 
die Blätter entfärben und trennen sich von dem Zweige, 
und nur im innersten Mark erhalt sich noch ein kümmerlich 
■wenig bewegtes und von aussen kaum zu bemerkendes 
Leben. Aueb im Staatslehea treffea wir auf analoge Er* 
•cheinungen. 

Seit der Mitte des nebeszebnten Jahrbunderti und dann 
vorzügticii im achtttbotea Jäbrbandert wurde der Elnkftttf 
itf *dia Biirgembbt der Stadt immer schwieriger , an imtiter 
bSbere Sumtileii gekniipit, zd Zeiten um ganz und gar 
unmdglieh. Die BRrgerschaft schrumpfte zusammen, nicht 
bloss der Zahl, auch dem Geiste und der Gesinnung nach, 
und schien in ihrer Abgeschlossenlieil zu erstarren. 

Auch hier thäle man ihr aber Unrecht, wenn man ihr 
eine ausgezeichnete Schuld beimh'sse. Es war dtess der 
Charakter der Zeit. INicht bloss in der Schweiz, sondena 
so ziemlich überall aaf dem erschöpften Gontkente, be- 
sonders aber in Dentscbland lagen die zweite H^fte des 
siebzehnten und das achtzehnte Jahrhundert wie eui 
schwerer Winter aaf dem niedergedrückten Staatsleben. 

Die Erschwerung der Aufnahme in das Bürgerrecht 
musste auf der einen Seite dem Gedanken der Bürger 
Vorschub thun , als seien sie ganz anderer und viel besserer 
Art als ihre Unterthanen, und die Ansprüche, den Hoch- 
muth und die ängstliche Sorge für ihre Herrschaft jener 
mehren , auf der andern Seite die Landleute ihre UatCrtba- 
nenscbafi; sebwer empfinden lassen und Eifersudit » Neid 
und Trotz wecken. Innerbalb der Bürgerschaft s^bst abctr 
wurden im Zusammenhange damit weitere GegensätKe aBi 
geregt. 

So beweglieh an sich, dem Buchstaben der Verfassung nach, 
•der Rath schien , so ruhend war er in der Wirklichkeit , indem 
dieselben Personen in gleicher Reihenfolge fast immer wieder 
gewählt wurden. Jene Richtung, sich in sich selber zusammen 
zu ziehen und nach aussen abzusondern, machte auobdae-eigMit* 
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liehe Regiment zu einer Art Fnniiiiensache, und unter 
den Bürgern hatten die einen vor den andern ein nie formell 
ausgesprochenes aber doch stillscbweigejudaoerknnntes Anrecht 
auf die bedeatendereB Stellen zum voraus. Die Masse der 
Haadwerker stak daher wieder melir auf eine tiefere Stufe 
herab, tröstete sich aber für diese Herabsetzung theils * 
^reh die BelHedigung der Bitekeit, welche in dem Ge- 
ftthfe lag, ein Dfirger der regierenden Stadt zu sein , so 
wenig realen Werth dasselbe für sie hatte, theils durch 
die materiellen Vortheile, welche ihnen von jener Ab- 
scbliessung erwuchsen. 

Die Innungen, ursprünglich gewiss ein wohlthatiges 
Institut, und wie alles corporative Leben mit eigenthüm- 
iiohen Vorzügen ausgerüstet , folgten der allgemeinen Rich- 
tung der innern Beschränkung« Sorgfitftig und üngstfich 
wurde ausgesehieden , was nur dem einen Handwerke, 
was dem andern, ansschliesslteh zukomme , durch Verord- 
nnngen möglichst hingewirkt, dass keine Meister zu sehr 
vor andern den Vorsprung nehmen, keine andern ganz zu- 
rück bleiben , und wenigstens der Kauf in der Stadt und 
für die Stadt an die bürgerlichen Handwerker gebunden^). 

Diess und die Versuche die H andel schalt an die Stadt 
Züriek dnroh Zwangsmittel und Beschränkungen zu fesseln, 
mochten am eheste« zu begrfindeter Unzufriedenheit auf 
der Landsehafl^' Veranhissung geben. Und doch dienten 



4> ^ergl. Dat. Mad. t. 17. Jan. 1677, warnach kein Bürger aaf der 
Landschaft Handwerkssacben machen und nach der Stadl fiihi-en lassen darf, 
«nd T. 20. Jan. 1679 , wornach zwei Stunden riogs om die Stadt keine neuen 
Uandwcrluleat« angenoinuien werdea tollen. 

S) SAo^ IS25 findet sich in der ne^cbwerdesehrift der Angehörigen der 
Hemehaft GrelCMM« folftide Stelle: »Hallen wir Ar ftfUlidb mnd recht, 
4mu iedenamn in luuemi Ami der Lmdscbaft ntfge werben » feil haben , 
kaefen und verkaufen und sich also mit Ehre ernklureo , wo nnd wt« er will, 
als mit Tuch , Stahel , Eisen, Salz, oder anderm , wie sotclies anch vorhin 
in aiigedingten Städten gescheha ; da nach Gottes Wurt dein Armen Lillicb 
soll ilülf geschebn." Ferner: „ist unser der Auitlülcn vermeinen, Uass ua- 
ser flerrn «es !r Stat ein fryge Slat uaehont wie ron Atter her gewesen , 
jeder Bwa Imaanl in vnd fuui xltdwi xn Iwvft« vjii -wrluraflBn. " 
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sie mehr dazu» die Kräfte .der- S Vidi .««Obst zfi lähmen alf 
zu beleben ; 'vrenn sehoo auf der andern Seite nicht gelaug- 

iict wcrdcu Uaiiii, dass ein behagliches und zugleich ge- 
sichertes Dasein, müheloser und regelmässiger Erwerb, 
wohlhäbiges und solides Wesen damals in der Stadt zu 
Hause waren. 

Die Burger» wie die Handwerker nun Torzugsweue 
genannt wurden» und die Herren» wie man die büibtrii 
Magistrate » die Gelebrten und angesehenem Kanfleute hkm^ 
hielten in ihren Kreisen, Gesellschaften und FamUien auf 
äusserer Standesehre fest und genossen, jeder Stand in mei- 
ner Weise, ein beschränktes Glück. Die erste Bewegung 
aber zu erhöhtem Leben , der erste Hammerschlag , der 
geistige Funken entzündete, kam auch hier wieder von den 
Männern der Wissenschaft. In der Litteratur erhoben sich 
neue Erscheinungen und weckten die schlummernden Geir 
ster auf, und gelehrte Gesellschaften bildeten sich zur. Vei^ 
breitung des Lichtes. Wie zur Zeit der Reformation» so 
war auch gegen Ende des vorigen Jahrhunderts Zürich 
eine der ersten Städte» welphe sich nicht bloss der erneuer* 
ten Geistesrichtung anschlössen, sondern dieselbe mächtig 
förderten. Ich erinnere nur an die rsanicn Bodmer, 
Brei tinger, Füssli, Hottinger, Gessncr, Lava- 
ter, und an die persönlichen Verbindungen mehrerer Heroen 
der deutschen Literatur mit den Zürichern* Von neuem 
bewährte sich so der hergebrachte Ruf von Zürich als 
einer vorzugsweise wissenschaftlichen Stadt. 

Die städtischen Verhältnisse, die sich in Zürich in etwas 
grosserem Massstabe zeigten» wiederholten sich in etwas 
kleineren Formen in den Landstädten» besonders in Win* 
terthnr: auch da gab es Herren und Burger, und 
beide fiihlteu sich wieder höher als die Bauern der üuij 
gegeud. 

3. Die letzten Spuren der Hörigkeit wurden wah- 
rend dieser Periode , freilich erst zu Ende derselben , ver- 
tilgt. Schon oben haben wir gesehen, wie die Reforma- 
tion im Allgemeinen günstig wirkte für . Abschaffimg der 
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lieibiiigtfiiseiiaft^' indem sie das B^mnofsstwib fodividaeller 
Freiheit '^ei' den üiitier^betteiil"Terstärkte und dasselbe 

Princip auch den Herrn anschaulich und theuer machte, 
und wie damals (1525) der Rath in mehreren der bedeu- 
tendsten Herrschaften, die Leibeigenschaft aufhob, sich 
darauf berufend: > 

Das wir aUe Kinder Gottes sind vnd brüderlich gägen 
' andern scfllind leben 

Doch blieben immer noch in andern Herrschaften £igene 
der Stadt zurück und selbst in den beYorzi^gfen gab ei 
noch viele Hörige , welche andern Herren zi^tanden ala 
der Stadt* Der Ratb beforderte aber den Loskauf von 
ajoawiirjügen Herren, fortwährend,, wenp er achon. nut sei- 
i^a eigenen FreUaasungen wieder rückbaltiger ward«. So 
wurden die sämmtUcben Leibeigenen, die das Kloster St. 
Gallen in den Herrschaften der Stadt Zürich bcsass, im 
Jahr 1562"), die Eigenen des Klosters Einsiedeln zu Släfa 
im Jahr 163S losgekauft. Aber erst in den Jahren 1796 
und 1797, nachdem schon die fraj;izös^scbe. Revolution die 
Gemüther aufgeregt und ^cgen Alles » was man für einen 
Rest der sogenannten Feudalzeit bielt^ aufgebraobt jbatte» 
wurde das ^cbt anf das Bestbaupt in^ dem Amte GrUnur 
gen f in dei^ Herrscbafit Wädensebwyl und im Freiamtf - um 
bedeutende Summen losgekauft Es war indessen diese 
übrig gebliebene Last in so engen Zusammenbang mit ge* 
wissen Grundstücken gebracht worden , dass man sie da- 
mals nur für eine Art des Ehrschatzes hielt. Die persön- 
liche TiefersteUung der Hörigen war längst ganz ver^ 
gessen. 

So wie sich die Stadtbürgerschaft abschloss , so finden 
wir aucb auf der Landschaft eine analoge £rscheiniHig» 
Eff, wurde nämlich auch in den eumbien Landgemeinden 



6) B«lljttg«r» Rif(MFin«tioiisge«ehiehle. FmenfeM 1838. I. 8. 27i, 

7) Die OriginalorkoDde trurde zaerit wieder Tom Herrn Professw H. 
lach«» ia dem yesigeB ArcUf«' ««Qse^Md««. ' ... 
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SiUCy von netifQi} Ankömmlingen» welebe sich als Gemein- 
deg^noyseq l)ati|)iäbUch ■ n^dwlama. wollten > ainf . £i«-f 
kauftjlfelimir za yerlang!»n «od di«4« Ford«rujig too dem 
Rathe hestätigen zu lasaen« yf[i^ die Emkau&gebUhren in 
der Stadt, so ' stiegen denn aneli die auf der Landai^haft , 
wenn gleich nicht iu so starkem Masse , doch fortwährend.. 
Wir werden unten noch näher darauf zu redco kommen. 

Vereinigten sich nun in dieser Weise auch die Ge- 
mciudsburgerschaftcn mehr als gesonderte Gorporatio- 
nen, so entwickelte sich doch aus der Gesammtheit dieser Ver- 
bindungen der neue allgemeine Begriff des Landrechte s ^ 
in welchem sich die Beuehung des nen aii%e]iommenetf 
Borgers zu dem ganzen Staate ansdrifckt. 

Zwar gab es nie ein von dem Gemeinde Urgcrreclite 
losgetrenntes Staatsbnr gerthnm; sondern es bAebeh 
fortdauernd das Gemeindsbürgerrecht und das Land- 
recht unauf löslich verbunden. Wer jenes hatte von 
Alters her , war eben auch Staatsbürger, und wer es neu 
erwarb , mustc zugleich auch, um jenem Gültigkeit zu ver- 
schaffen» das Landrecht erwerben« Das eine ohne das an- 
dere war nichtig. ' 

Dieses Landrechl! hing auch seiner ersten £ntsfeh'ang 
nach zusammen mit der erschwerten Aufhahriie üi das Bitt- 
gerrecht und den Einfcaüfsgebtihren. Schon in den filtesteir 
Einzagsbriefen des sechszehnten Jahrhunderts ist die Be- 
stimmung enthalten, dass ein Theil der Gebühr zu Händen 
des Vogtes der Stadt abzugeben sei. Dann musstc auch, 
wenn Landesfremde sich um das Bürgerrecht bewarben, 
die Genehmigung, früher des Vogtes, später des kleinen 
Rathes, nachgesucht und dafür nunmehr directc eine beson^ 
dere CrehUbr entrichtet werden, die gewöhnlich der Ein- 
kanfsgebühr in die Gemeinde an Grösse entsprach. In d'er 
Hauptstadt fiel sie mit der Ertheilung des Stadtbiirgerrbcli- 
tes zusammen , weil diese von dem grossen- Reihe 2th- der 
höchsten Landesbehörde selbst ausging. 

In dem Landrechtc waren nunmehr alle Uulerthancn 
des Staates vereinigt, und e^ musste das GefühL dieses all-* 



Digitized by Gi 



Die Btlndeb. 



gttnciatn rtutsrfiafatUcfaeii VeriitItQliMi:W«Ich«s,aicli aiolit 
an die einzelnen Hemcliaiten anschloss, sonderii .den Staat 
als ein zusammengehöriges Ganzes erfasste , auch seinerseits 
dazu beitragen , die particujarefi iSonderungen der alten 

Herrschaften aufzulösen. 

4. Die Abschliessung der Gemeindsbürgerrechte hob denn 
natürlich auch den Gegensatz gegen die sogenannten Hin- 
tersassen oder Ansässen^) stärker herFor» So hiessen 
nämlich alle Einwohner einer Gemeinde'» in weleher sie 
Mht Birfer waren» . 

Die Bewt^ng» welche der Refermation folgte und 
fone Menge Familien zum Theä ans reUgiöseB, zum Theil 
aus politischen ^ zum Theil auch ans- blosscb PriTatgrÜndea 
zur Veränderung ihres Wohnsitzes hestimtnte , hatte die Zahl 
der Hintersassen vermehrt und manche Gemeinde bewogen, 
auch ihrerseits Schranken zu verlangen gegen die leichte 
Aufnahme in das Bürgerrecht. Das industrielle Frincip, 
welches Uberhaupt in der neuern Zeit waltet, b^ünstigte 
Veränderungen des Wohnortes« Es trieb die einen rom 
Hanse lort^ um anderswo dem Gewinne nachzujagen 9 und 
sannidte andere scharenweise um industrielle Institute herum, 
Ba indessen der blosse Wohnort kan Bürgerrecht versdiaffke 9 
und die Nichthürger von den Gemeindsversammlungen ausge- 
schlossen waren, so blieben sie von den Bürgern ziemlich 
scharf gesondert ; und es konnte der Gegensatz sogar ein 
sehr unfreundlicher -werden, wenn sich auf Seite der Bür- 
ger ein verletzender Hochmuth, auf Seite der Ansässen das 
Gefiihl der Unterdrückung einstellte. Immerhin aber gin- 
gen die Interessen zu -wenig aus einander , um ihn gerade 
BB einem gtfährüchen werden zu lasten« Diesen GegensatB 
m mildem und zu tersShnen» und früheres Unrecht 



S) Ich nicli. dieses, altea achlea Blimieu lieber a|s 4ee Abs* 

dracks Niedergelassene , der ia der neuesten Zeit in der Geselzeasprnche auf- 
kam , indem jene allen Wörter den BesfrifT £;tit be/eiclinen nnd durcliaiis 
nichts anstbs.sii^cs haben , wahrend das u«tt« Wort sprachiMii elwas anderes 
4e(t , aU mau es sagen lassen mochte. 
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wieder giil za madieii» ist mm eise der Anfigabeii der 
aeaerii 2ek» 

3. Verfassung der Stadt. 

Die Verfassung, wie sie durch den vierten geschwore- 
nen Brief nach Waldnianns Tode festgestellt wurde, blieb 
sich wahrend der drei letzten Jahrhundertc im Wesenft« 
Hdien g^eh« Auf die Stadt und städtische Verhältnisse 
berechnet 9 bewahrte sie beharrlich diescD städtischea 
Charakter» auch ^u einer Zeit» wo die Idee des Staa- 
tes schon nit immer neuen Begpehren von Anerkennung 
und Verwirkliehung vor die Gemiitfaer trat.* Wie auch 
anderswo unter ähnlichen VoraussetzuDgen die Staatscultur» 
je mehr sie den Bedürfnissen der modernen Zeit zu ent- 
spreclien Lust zeigte, um desto angstlicher abgewehrt und 
die Staatsregierung in eine blosse Hofregierung verkrüppelt 
wurde, so auch in den meisten Stadtecantonen der Schweiz» 
wo denn nur eine Stadt die Stelle des Hofes einnahm* 

Nach dem Abschlüsse des westphälischen Friedens wunde 
der geschworene. Brief too 1498 einer Revision uattrwor* 
fen» aber ausser einigen Redaktionen fast nichts daran rer- 
ändert. I^ur liess man jetzt die Erwähnung von Kaiser 
und Reich bei Seite, die nach der europäischen Anerken» 
iiung der schweizerischen Staaten keinen Sinn mehr hatte. Mit 
Recht wird daher diese neue Auflage des geschworenen 
Briefes nicht als ein neuer Brief gezählt. 

Dagegen spricht man nun allerdings von einem fünf- 
ten geschworenen Briefe vom Jahr 1713, obwohl auch 
hier die Abänderungen, selbst wenn man das sofenannle 
liibeU dazu rechnet» nicht bedeutend sind« Diesw letetes 
Revision ging wieder eine grosse innere Bewegung der 
Bürgerschaft vorher. Der grosse .Rath hatte nämlich alle 
Gewalt ganz und gar in seinem Saale concentrirt; das Be- 
richten au die Gemeinden war seit fast einem Jahrhunderte 
ausser Uebung gekommen , und selbst die Anfrage bei den 
Zünften für Bündnisse» Friedensschlüsse, Ycrfassungsän« 
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derun^en^) u. s. f. galt für überflüssig und wurde sogar 
aU unpassend untersagt. In der Bürgerschaft lebte aUer 
noch immetf das Andenken an das alte Recht und die ^or^ 
'Mlige graste Bedtutuiig der Zünfte. S0 heimht es denn 
nur einer- ätiseerta Veranlastaegj-um bestimnite' 'Fordemii» 
•gern ^8ft erweeken; -Sie konnte meht eiisbleibeii bei* «deft 
^fache» llberliaod gemninieneii MinsbräaeheD« und. der 
'Enftsehiedciilieit, rnit welelier angeselMi«' IMfantier ' in ver^ 
schiedener Stellung auftraten, um Tür Herstellung besserer 
Sitte zu streiten. Besonders beklagte man sich auch über 
Verkäuflichkeit der Stellen und Bestechlichkeit der Richter. 
Dazu kam ein anderer Uebelstand. Die Kaufleute hatten 
Aneb und nneb, mmol sie sieh in die versohiedeiien Zünfte 
veitheilt hatten, im grossen -Ralhe ein so' vorhernscheades 
Uebergewkkt erlangt, dass die aadern-Stiilide »icb gedrtiekl 
iUhleo nnssten. Daber wnrdea Ve^sncbe« läiiti ' un^'V^ *■ 
«efeledene Vorsebläge gemackt«' um «die Stellen: derKanfleule 
•m TermiDdem. Eine ausMrovdentHcbe Versamirieng, in 
welober etwa 500 Bürger sich auf dem Lindenhofe , dem 
ursprünglichen Sammelplatze der alamannischeo Volksge- 
mcinde, vereinigt hatten, wählte Ausschüsse aus den drei- 
zehn Zünften. Eine grosse Zahl von Verbesserun gsaatr»» 
gen, welche nicht bloss die Stadt und ihre Intereiseo» 
sondern ancb die LandiMbaft bescbkigen'» und im Ganzen 
Toa einem besonnenen und sittlieli aufstrebenden *Ö&M der 
Leaker zengleii-, wurde der Rsgierung erttSnet« Zwisokea 
«den- Attssehihfsebr und der- Regierung fanden -<isnn : wieder»» 
holte Verbannungen Statt, bis endlich der Grosse Rath 
wenigstens in einigen Hauptpunkten nachgeben musste und 
der fiinfte gesebworene Brief von den Zünften angenom» 
men ward*®). • . . ' i: 

Es wurde ttunmebr der Bilr^ersefaaft, je nach den 

'i w'i • . ,K' : • ? 

9) Vergl. Buch III. $. 8. S. 359. * • 

10) Vergl. darüber Meyer v. K n u n a u Geschichte der Schweiz. Ii. 
S. 125. ff. und J. C. Yögeiin Gcschicble der schweixerischea Eidgenossen» 
idMlI. II. 8. 8. 137. ff. • * 

BliiatMilUi lUohtigmikuhte. II* ^ 
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dreizehn Zünften vertheilt, von neuem das Reclit zugespro« 
eben i bei allen Verfasstingsände r untren, bei Bünd- 
Jlif«€ii, Kriegs- und Friedensschlüssen mitzuwir- 
Imly dagegen die ganze übrige Gesetzgebung 
ausichliesslicheo Competenz des grossen Rathes '«9» 
Mm g^teUl* .Hauptfäehlicli imi «tem I^epotMHM zu aten» 
wiy wurde der Antritt 4ef dreisaigeteii Altert jahree geioc^ 
tet Btir . WalilbariKcit ia deo GroMen Rath» dee sedieiind 
Meaigsteft tuir WSUbarkeit in deo Kleine» Rath, JDie 
einzelnen Regierungsglieder wurden einer jährlichen Cen^ 
Sur unterworfen, und so wenigstens einige Aussicht eröff- 
net, um schädlichen Personen die anvertraute Gewalt ent- 
ziehen zu können, indem die bisherigen Erneueruugswahlen zu 
einer blossen Formalität geworden ^ waren. Das heiin- 
iicbe Mebr war schon vorbe« im • gleieben Jabre atncb 
' für die Wablen der Zünfte zngelaüen worden joai. wurde 
von aeu^m- bestätigt. Dnrin vomehmtich auebte bhmi eou- 
gea ^cbutz gegen Resteebung und liir das freie Urtbetl des 
Einzebien au finden. Viel früher» achoa im Jabr> 1628 , 
war das beimlicbe Mehr in dem Grossen Rathe selb&t bei 
Besetzung des Regimentes der Vogteien und Aemter, nach 
dem Vorbilde von Luzcru, zuerst eingeführt worden und 
verdrängte so nach und nach bei Wablen das altherge- 
brachte offene Mehr grossentlieils 

Die Obrigkeit der Stadt und zngleüeb des Staats finden 
wir somit wie früher gegliedert nach dreuKehn Zünften 
{worunter die €oosta(el als, erste)» für Wahlen and Ver- 
ÜMinng) einem Groaaeo Rathe von 212 Blitgliedern (deo 
JQeinea Rath von 60 inbegriffen) , für Besetzung des eigent- 
liehen Regimentes, Gesetzgebung und allgemeinen Staats- 
aufsicht, einem kleinen Rathe Air Verwaltung und 
Rechtspflege , bestehend aus zwei Bürgermeistern , 24 
Rathen und 24 Zunftmeistern, welche sich zwar wieder 
in je zwei Hälften tbeilen, von denen jede nur auf ein bal- 

• ■ •• • . • 

Y. 4. Dm. 1641. St. 19. Jmi lfl3. 
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bat Jahr alt neiier Rath, im aateo halben Jahre aber alt 
alter Rath ihnfgfrt, dfe min - aber regelmässig zatammen« 
sitzen und gemeinsam regieren. 

Einen engero Ausschuss aus dem eigentlichen Rathe bil- 
det noch immer der geheime Rath, der zu rerschiedeuei) 
2«eiteji auch verschieden componirt ward , und dessen Coiiv» 
pcten« je na6h der Sehww 4er Zeit sich au^dehafe ß4»T 
muklcrte. Unter ganz riiii%ü, VeghäitijMtyii §iqg er . ai^el^ 
etwa völlig ein. lai 4abr ^704. wnidn tetelN auf zwölf 
Itfitglieder iettgeteut, uq4 to. blieb «r denn.aueh während 
det acbtaehnten Jahrfaund^rtp« Diihin gtsbören nun iroraut 
die neun sogenannten Standeshäupter, nu denen man 
zählte die beiden Bürgermeister, die vier Statt- 
halter (drei wirkliche und der abgetretene Obristmeister), 
die zwei Seckelmeister und den Obmann, welchem 
die Oberaufsicht über, die secularisirten KlostergUter zu- 
atand, und auiter ihnen noch drei andere Bathsglieder *^J^ 

FcMier itl. von Bedeutung der .togunanate ehen- 
vatb (die ReebatalMmB)» weleher .das Fiaan^ßweieii der 
Stadt uftddat Staate suwksbflJbeanlnebligl und In A^cji 
4Mte BehMe wurde nieht iwaier ghEjchnäfsig beti^tst» 
Doeh finden wir regelmässig den oder die Bürgermeister, 
die Seckelmeister, den Obmann gemeiner Klöster darin, und 
die Behörde durch eine Zahl von andern .MitgUedern 
hieinen und grossen Rathes verstärkt» 

Daneben kommen noch für einzelne Zweige und Crer 
aehäiUhreise besondere städlitehe Stellen und Aemter vor ^ 
▼an dtnlft hinwieder ein gruaatr iXheü tm der Mit|e d^ 
Räthe und Zuaftweittir . betatit. wird : to s.B« daff.KpmT 
aiBl, Bauawt, SiUaait, Znagimt n. a. i 



12) Vergl. St. M. 21. Octobsr 1624, r. 20. Tiini 1629, 21. OeU 
1633, 14. Dec. 1633 nod 11. Febr. If04. . ' 

13) Näheret üt ea findeu ia J. Qiinlere Regimeat der Ejdgenofeea- 
Miaft Mit AuuuAmfßn toa fl. Jac. Lau. Zürich 1735 t. 441 is, 
Mttiatart aMia 4at BMfuasrifchaa SUiaUredile^. ' St. Calläa 17t( S. 
12 ff. und in (Wyee) poIiUielicBi fiaadbuch für die arWMliHM tiKgiuM-dm 



20 ^hertes Bach. 4. 

, . 4. VerfaftMVQg äer Landschaft. 

Ein Hauptgegensatz des Staatsrechtes des Mittel- 
alters und des modernen Staatsrechtes besteht offen- 
bar darin« dass jenes eine vorherrschende lNeie;un^ zeigte 
^ Formell des Privatrechtes und von privat» 
Ve^fatUchem Gesichtspunkte aus betrachtet wurde» 
dieses hingegeii reinere öffentliche Formen anstr^l 
tind eine affentliche Begrandang fofrdevt.- DiMer 
priTatrecbtliehe Charakter des mittdjdterKchen Staatsrechtes 
äussert sich besonders in der Lehensverfasaung, oIm- 
'wohl selbst hier nicht zu verkennen ist, dass auch sie sieh 
höhern Ideen nicht verschloss und einer schünen politischen 
Entwicklung fähig war. Die Geschichte der englischen 
Verfassung lehrt solches auf eine überraschende Weise. 

In den kleinen Verhältnissen einer Sladlherrschaft Uber 
ein sie umschließendes Landgebiet, wie bei uns^ lag in 
jener Richtung die grosse Gefahr, dass das ganze von 
grossen Interessen nicht gebobeiie Staalsleben in ein be- 
schranktes höhern Ideen schwer zugängliches Oehottomie- 
weseo ausartete. Das Bewusstsein, dass: die Stadt die me»^ 
sten Herrschaften, welche sie besass, entweder 'dureh Kauf 
oder Verpfandung erworbeu halte, konnte leicht zu dem 
irwahue führen, dass sie durch diese Formen Eigenthiimer 
von Land und Leuten geworden und berechtigt sei, nach 
ihrer Willkür und zu ihrem INutzen darüber zu verfügen. 
Uad selbst wo dergleichen grobe IrrthUraer nicht geradezu 
getheilft wurden," wirkten doch ahnliche , wenn auch sehwä«- 
eher ausgeArttckte Gedanken auf die Gesinnung besonders 
der regieiendea Familien und manche MaSsregaln sch äd F 
lieh ein* 

Schon im secbszehnten Jahrhunderte, znr Zeit der.Re« 

formation, wurde der Gonflict, in welchen die privatrecht» 
liehen Ansichten uiit den Bedürfnissen des Staates und öf- 
fentlichen Priucipien traten, gefühlt und zuweilen ziemlich 
klar ausgesprochen. Es geht diess z. B. aus folgender 
merkwürdigen Stelle einer Beschwerdeschriüt der Bauern 
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«ut.ten Amte Bogffiwilierg hervor«: Ifl A iMinIfaih 
meht TOD einem Bauer, »ondero wahrsdieinlieli rpq daeip 

Pfarrer verfasst , so kann diess nichts gegen ihre Bedeutung 
beweisen, da nur der ß^ebildete Mann fähig ist, ein tiefer 
liegendes moralisches Uebel zu erkennen und zu bezeichnen , 
während der Ungebildete sich meistens nur an die äiffserp 
HQüurJBehmiJigen hälu Jene ^elle. lautet »o.: 

Nechdtni der b«mhera% Gott sein heilifs ETangeliiim itadt »I 
«Mem Bft%m nn» areKttMentchett anabeeoadera Gnaden Wt^ 
lid^er geofiettharet Jiat, als in fiel Tei^gangeaen Jahren., he^ 
; aoiidevf avch wie wir toddiehe Meaachen i^ YesrnfinftiKe^ Prer 
auirefi hie in dieaer Zeit mit midgeiseD einander freund- 
vnd brüderlieh lehen . aolleii , deaagleichen , wie . eine 
Ohri|;keit ihre Anbefohlenen reg[ieren, vor Ge- 
walt und Unreeht aebütnen, nnd hinwiede1^ noch was 

- nnd wie Tiel die Unterthanen ihrer Obrigkeit zn thnn achtil-; 

- dig aeyen: nnd aber eine lange Zeit her an« Verfaähgnisa 
Gottes und von iinaern 'Sttnden wegen in -dieaete allen 
aehwcritob geirret worden', also deaa niehi allein. die -Vm-^ 
lertbanen ihrer Obrigbeit etwmm widevf pannig 
gewcaen. (daa doeb «neb selbst nnter den Vngpün.bigeii 
ein giroaa Lasier genannt ward), sondern a^eb .eine 
Ohr i^|[eit lind gemeinUcb.die Herrschaften gegen das 
klare Wort Gottes nnd natiirliehe Gesetz der 
Lieh^ sehwere , .nnleidentliebe Bnirden nnd 'Satzungen 
ans eignem Gewalt an%edrehet haben. Und wiewohl die 
Landschaften ans etlicher Fürsten nnd Herren 
Senden in Kaufs* oder anderer Weise kommeal,' 
sind doch die Beschwerden, welche von fenen dem armen 
Hann ge wsrltigkli eh aaijg[clegt worden «icht abgegangen, 

. aoadern fir nndiiilr gleich andern erbaulten. Zia- 
• aea oder Sebalden gelbdert aad eiagez^ea !kirordea* 

In der Folge wurde diese Richtung noch schwerer em«» 
pfunden und wirkte immer schädlicher. Sie verhinderte vor 
nehmlich jede weitere Ausbildung eines staatsrechtlichen 
Verhältnisses der Landschaft zu dem Gesaiuuitslaate , wie 
fie dnrch den Cappelerbrief so trefflich angebahnt war^ 
machte die -Stadt misstvaaisch und eifersnciitig auf ihr» 
wirklichen lind* rernifluileii Rechte « hwin te jeden poKliichw 
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Ifotl TOT« ' 

' Man blieb tittdit einmal bei dem Zustande beharrlich 
stehen, welchen die Waldmannischen Spruchbriefe nnd der 
Cappelerbrief festgesetzt hatten. Die Stadt vergass vielmehr 
die der Landschaft bereits zugesicherten Rechte und suchte 
sie in Vergessenheit zu briiig«iu Mehr als eine Gelegen- 
heit wurde benutzt | um die auageatellten Urknndco den 
Hemehaflen wi«d«r zn «ntziehen and fUr israfllos aiuzn- 
g«beii. Sebieii 'doeh -ihr Inhalt in direktem -Wifltfrspiniche 
zu Ätehcn mit den GedanlUm, die man TOn erfcanller Herr- 
schaft hegte ! " Selbst bei solchen Handlungen darf man 
nicht immer böswillige Arglist oder Lust an Gewaltthat auf 
Seite der Regierung voraussetzen. Die überall gangbaren An- 
sichten von Rechten der Regierung, welche inzwischen aufge- 
kommen waren, begünstigten ein solches Verfahren. Oft rnoch- 
len auch einzelne Bestimmungen, bespnders der Waldmanni* 
sohen SpruchbrisCe» wahren Verbesasrungen hinderlicb sehei- 
aen und rnui wnsste nidit, wio nun jene passend tcrändem 
könne« Die wichtigen Bestimmungen des Gappeleiteiete aber 
kamen ihrer Ifatur nach selten zur Anwendung unA Tertoren 
sich so bei' Vielen aus der Erinnerung. Die Ctleicbgültig- 
keit der Unterthanen für ihre erworbenen aber nicht aus- 
gebildeten Rechte und das Bestreben der untern Beamteten , 
der Regierung zu Gefallen zu leben , trug auch von der 
andern Seite Vieles bei, jenen Zustand herbeizuführen« 

Aber immerhin darf es weder entschuldigt noch ver- 
jieimUcbt werden» -dass die regierende Stadt .zu Sndi des 
achtzehnten Jahrhunderts sogar dn SinatsFeribredben 4arin 
zu erkennen glaubte , ab die Oemeude Stiifii am* Zllrlehsee 
von Kttasnaoh her eine Abschrift jener beiden wichtigen 
Urkunden begehrte und den Entscbluss äusserte , von der 
Regierung Anerkennung oder Aufschlüsse über eine allfällige 
Entkräftung derselben zu erbitten. Im Jahr 1795 nämlich, nach- 
dem schon lange die Geschichte der französischen Revolution 
die Augen aller Welt auf sich gezogen- und nallache HofFnun- 
gea und Wünsohe jeder. Art überall rege gemaeht hatte und 
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« 

OMliim iMiMMNiam mOurtr^ anges^lvftlle Surger WMi Stafa» 
wieihf« Mitbürger durchgehends annahmen, ungerecht voll 
der Regierung beurtheilt und übermässig hart bestraft wor- 
den waren, begehrten einige andere nicht minder geachtete 
Bürger in der Versammlung des Maiengerichtes zu Oetiken» 
wo ^ch aller Weise noch kämet alle Grenehtsangebörigeii 
uMr li^eidm Himmel tmuamen traten, zw^et iAehi mehr) 
um iMb«r Etb und £igetf sä mrtiKiaeo, abinr dbc& tllii WaK^ 
Im Tomioillinciiy «ide Aliselirift das Wdldmamnaclieli 
SprQthbkleiM fiir da» ZUriehaee tfiid ^ Cappelerbrietea HU 
Kfiiiilia«h gfhelt* mid die IMiunieii der G^einde vorgelcsea 
werden. Die Gemeinde stimmte dem in gehöriger Form 
durch, einen gerichtlich ernannten Fürsprech vorgctrai^encn 
Begehren zu, erwählte Abgeordnete nach Kiissnach, erhielt 
die gewünschte Abachrift , und bcschloss, von der Regierung 
Auskunft über deren Gültigkeit zu begehren« Statt nUd 
diese tu ertlleUeii und auf die Teradderlett ^eitverhiiltDisae auf- 
nerkaam so nadieii, gans beiiöiideM aber daa beatefaeode 
Reeht zu adneti« ttbcrraaelite die Regfei^iiiig dHa Dei€ piöts^ 
lieh mit Militid^ewalt » setzli eine Blenge von Sttfnern ini 
6effingniss, TeniMheilte melirefe nt li^nsfifngflielieir odei^ 
docli mehrjähriger Zuchthausstrafe, legte der Gemeinde und ' 
vielen Einzelnen schwere Bussen auf, zog alle Waffen der- 
selben ein und liess sich eine demüthige Unterwerfungsakte 
ausstellen* So sehr konnten übermässige Aengst lieh keit 
und Sorge lUr yermeinte Rechte sowie gekränkter Hoch^ 
ttaiith Leute 9 die der MehrzaM nach kaum achteeht gear« 
tet waren 9 miaaleitett und ihnen Töllig erkubte «nd reeht« 
mtfaaige welin rtneh tielleiebt nicht gerade sehr zckgeniHaae 
flehrilte ala H^ehferrath and Verbrechen vorspiegeln, welche 
Man ernstlich bestrafen mirsM. Schon fcwet Jahre spifcer 
und doch zu spät, als die Franzosen die Schweiz bedrohten, 
erkannte der Rath sein Unrecht, liess die Gefangenen frei, 
rief die Verbannten zurück, erstaltete ihnen und der Ge- 
meinde die entzogenen Geldsummen wieder und gab auch 
mit den Weifen jene Unterwetftmgtf^te «uVüek^}. 

14) Vsrgi. Uelvctia. Bd. V. S. 37 ff. 
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;i Schoo obea haben wir das Ver4wbliche nachgewiesen» 
WM in d«r. Teodeoz lagt ^ Bürgem^t der Stadt absttr 
aehUmen« , .. Oamit verwiiodt und d^ glctcbcii Ridituag^ 
a^gcKprig u|.d«r Ansscbliiss- aller ][jandbilrger von f(tft.all«fi 
öffeotliohen Stellen, mit Aufnahme der Unter Fog* 
tei- und blossen Gemeindeämter. Nicht nur war die 
ganze Regierung in den Kreis der StadtbUrgerscbaft ein- 
geengt und alle Stellen im grossen und kleinen Rathe nur 
den Stadtbürgern Euganglich. ISicht nur waren alle Ober* 
imd Landvögte f. f welche vornebmb'ch für das WoU:dee 
X<andbe2irke zu w^en nnd dort Recht und Ordnung zH 
handhaben berufen, war^n» :Stadtbttrger, sondern selbst: alk 
anderp höhern SteDea-t io welchen. Maib Bei^rmigsgtwall 
lag, wurden nnr oder doch, fast nur. mit Stadthüi^ern be^ 
setzt, und so blieben die Landblirger höherer Ehre un- 
theilhaft. Dahin gehören die sa'mmtlichen Militärstellen 
vom Grade des Hauptmanns an aufwärts, wo der alte 
Geist , je den Tüchtigsten zu ehren und zu fördern , woher 
er .ajuch stamme, ein Geist, der io einer Republik am we* 
nigsten. fehlen. sollte, und doch gerade da so häufig fehlt, 
erstorben war» Zu den einträglichen Stellen der Laad* 
Kbreiber konnten in der Regel wieder, nur Städter -g^ 
hingen* . • . 

Ja selbst der Weg zu kirchlichen Aemtenn,. nametstlich 
zu Pflirreien , zu gelangen , wurde, den LandbUrgern immer 
mehr erschwert; zum grossen Schaden der Kirche, wie 
des Staates. Denn von jeher, in den ersten Zeiten der 
Entstehung und Ausbreitung des Christenlhums, zur Zeit der 
Ausbildung und der Herrschaft einer mächtigen kirchlichen 
Hierarchie, zur Zeit als die Reformation jene Herrschaft 
liegreich bekämpfte und zur Zeit als das Pap^thum sfdbal 
wieder neu auferstand und sich behauptete, wann iinmsr aloh 
in dßr Kirche reges I«eben ^ifusserte, war dieselbe sioh be'« 
wuMt,. dass die Entfaltung ■ ihres geistigen . Rei<^ee atach 
des Geistes bedürfe , und dass dieser nicht einem einzelnen 
Stande von Gott zu eigen gegeben worden sei. Daher öfF- 
uete selbst die Hierarchie, im Gegensatze zu der damaligen 
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Macht dem. Talente^ auh mreoo ei in einer Bancfiibutt« 
geboren, ^ar» . War doeb daa Haupt der Kirebe Gbristua 

selbst den äussern Standes verhältoiMen nach nur der Saba 
eines ZimmermaDOs. Auch die meisten Reformatoren, auch 
Zwingli, hatten mit der Geburt zwar viel des göttlichen 
Geistes, aber eine geringe Weltstellung erlangt. Desto un- 
natürlicher und ^cheriieher iBiiaate dem einfachen Verstände 
es TorkoromeQ., wenn in der zAurehevia^hen .Kirehe die 
Landhürger iiir .imiehig; geh^teo wurdea» tob dem giHt« 
Uif^imk Geiate Jkfriicbtel und- brancbbare Lehrer .der Rdi-^ 
gMw, m. werden« .Dinto jirger. ipuMte aber auch iß diar. 
Kirebe selbst Bescbl'äiiklbctt. und G-eiatesariButh- ttbei^aud 
nehmen ; denn jede Abweifiiuing foih iniieni JLebeASprtn- 
cip straft sich selber. 

So wird es denn begreiflich, dass man seit dem sieben- 
zehntcD Jahrhunderte Uber eine zunehmende iatädtische. 
Aristakratie asch bekiagte» deren Prätensionen desto 
grö^s^r wiir4eD, je mehr, ee an Saft und Mark, nu fehlen^ 
anfing, pieae Ariatokratie y9» auf ene Anzahl FanuliiHi 
beaobriudU , vrekhe aich 'vrader duveh. eine grosbe .Geonbicfate« 
noch dureh einen mächtigen übei^ daa liind ilcb binbretten« 
den Grundbeaitz , noch sonst durch irgend erhebliche Adel-« 
Schaft auszeichneten, sondern ihren massigen Wohlstand 
grossen Theils durch Handel und Erwerb errungen hatten 
und einzig etwa in einzelnen Gliedern» die in fremdem 
Kriegsdienste zu höhern £bren gelangten , gehoben wurden. 
Sie hatte daher auch nie den grossartigen Charakter des 
stolzen Bemei^atriciats^ aondern behielt einen Anstrich vnn 
sypiesabiirgeriioher Beschränliütbeit und KrÜmerei.« . ' Sie war 
eher hocbmltthig als atoU« eher ängstlich als berracbsUcb- 
tig, eher nach Gewinn aJa nadi Ehre begierig« eher kanf- 
mnanisch ala adelich. 



15) Wit MhnwnkA {•■• ^nrttcksclsiiiig vm «af-slrebendcn Laadbttrgcra 
«Bp^iiiUeii wurde , scigt dAiin der H e I v e lia ubgedrackli MfeaWi'Mi des 8l8f- 
MM M«hr«cktr vob 1794. Bd. V. S. 10 und 13. 
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Am oMeahutäUn zeigte sieh ditss In der Blescliriiaktiii^ 
der Handel Schaft. Di^se ^iirde nSmlidi als ein aus- 

schliessHches Recht der Stadt atig^esehen. Und obwohl auf 
der Landschaft Fabrication einheimisch ward, so durfte 
doch der fabricirende Landmann weder den rohen Stoff be- 
ziehen, wo er wollte, noch die verarbeitete Waare ver- 
kaufen, wohin er wollte. Immer war er genÖthigt, sich' 
ao Stadtblirger zu wenden und die Preise zu bezahlen oder 
tu erhalten, welehe- dieser kleine Kreis von Verkäufern 
und Käuflem zn bestimmen lilr gut faod, ' ITe^lelzwigen 
dieses Privilegiums der StadtbttrgeT wurden kart bestraft 
und ein besonderes kaofniiiiinsdies Directoriam tfberwadile 
die Beobachtung jener Vorschriften. 

Die Vergleichung eines solchen Zustandes mit dein zwar 
rohern aber freiem der innern demokratischen Länder, oder 
mit dem zwar stärker verschuldeten aber der Entwicklung 
einzelner Talente und der Healisirung der Staatsidee gUn* 
stigern Zustande benachbarter deutscher Staaten, fiel daher 
keineswegs in allen auch nicht in manchen Hauptriicksiek« 
ten xum Vortheile der nürieberisdien Staatsordnung« aas; 
und wer mödite es gerade den=ril4tigertt» geistigern Men- 
sehen rnrargen, wenn sie sieh nicht knmer behaglich 
fühlten. 

Auf der andern Seite aber war das Regiment der Stadt, 
wo nicht die Herren gereizt waren , milde und wohlwol- 
lend. Und wie sich der Sinn der Stadt von jeher durch 
Humanität und Wohlthätigkeit auszeichnete , so wurde auch 
die Regierung diesem Charakter selten untreu. Eine ge- 
wisse Hablichkeit setste sieh, wie in der Stadt» so auch 
auf der ^Landsehaft fest, ein sidien^r Verdienst lohnte die 
keineswegs sehr mühevolle Arbeit reichlich, verstltndiges 
aufgewecktes Wesen blieb dem Zürcher eigen, gemein- 
nutzige Bestrebungen fanden vielfältigen Anklang und ver- 
breiteten Gutes, die Achtung vor reinen Sitten erhielt sich 
in dem Volksgeistc und erhob die Familien. Der Stoff des 
echten gesunden Lebens war nicht vergirtet. Eb fehlte 
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tmt M der gehörigen geistigen. Frcili^, um ein sekönes 
Bild eines kleinen aber lebendigen Staates darzustellen. 

Der Organismus der Staatsformen blieb sich übrigens 
während dieser ganzen Zeit ziemlich gleich. Die Land« 
Schaft, zu welcher nun auch einige neue Herrschaften^ 
aaiuentlich Wä'deoAoliwyl» Sax, Pfyn, Weinfeiden 
u. f., hijis«|;ekommeii waren, wvde aoeb imnier dnrcli 
Vögle regiert, w^leke tob der Stadl tibar die eimbelaoft 
HcrreduifteA gteelcft wiirdeD« Dat game Gebiel acrflel aui 
ia ebe AacaU (sptfter aektzalm) sogenaaaler iaaerer 
Vogteieii oad ia eiaa mi weaiges geringere 2Sahl you 
äussern Vogteten'^). Die innern Vogteien wurden 
durch Obervögte verwaltet, welche der grosse Rath aus 
der Mitte des kleinen ernannte und welche in der Stadt 
ihren Wohnsitz hatten* In den äussern Vogteien > welche 
durckgeheads woa gräaeerem Umfange waren , regierten dl» 
aläddschtti aai dem grossen Rathe gewäUtea Ober- oder 
Laadytfgte ia dea abrigkeitliebea ScbUSaiera reeidiread» 
Fatther wurden die Vögle gewöbalicb aaf drei, späte» adt 
iM3 meisteaa aaf aecba Jabre beatelltiO- 

Die Gewalt dieeer Vögte ist aoeb immer aagleicb eine 
richterliche und eine administrativ e. Nur ward die 
Stellung derselben als Kriegs hauptleute mit der Zeit von 
der wichtiger gewordenen Stelhing als höherer Polizei« 
beamteten (Polizei im weitern Sinne gefasst) oder Re« 
gieruagpibeauileB ia den Schatten gestellt. Mach oben hin 
Warden sie von dem Rathe besebräabt , dessen Anftrage sie 
a» ToUaiebaa oad dem eie Reclieaacbaft abzulegea hattaB^ 
Ifacb oatiBa fiuidea eie ia daa be^gcbracbM Aarta- aad 
Uerricbafiareefaieai ia der allea Creiea Geriebts- and Cre- 
meindeverfaesung und ia den melstent aus angesehenen Biir« 
gern der betreffenden Vogtei gewählten üntervögten theils 
nähere Begränzung , thcils Bestimmung und Richtung ihrer 
Macht. Die ihnen zukommenden nicht erheblichen Gebüb-' 



ii} Ywgl, aiaiHittfv Ktg. ^ Bi4g. a. 419 & 

17) M. a. 144 8. 4S, 46 Xrk. ?<m 1504 wi 1515. 
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vtn waren genau Ifaiirt,. iiod anrechtHMssiger BgirUckiaig 

oder Bestechlichkeit schwere Strafen «ngedralit. Avdi ge- 
nossen und verdienten die züricherischen Vögte diirchge- 
hends den Ruf der Rechtlichkeit und zeichneten sich vor 
andern, zumal aus den demokratischen Cantonen indie geniei- 
oeo Herrschaften gesandten Vögten sehr vortheil haft aus^')* 
Jede Herrschaft hatte ihre eigenthlimliche Qekononiiey 
■nd Ausgaben' fUr' Strassen 9 Gdaagnisse anil andere 
Mentlidie Anstalten wurden danu auf 4ie Gcneindeu «lid 
durch diese Terraittdt auf die Haushaltungen in der 'Herr« 
Schaft Verlegt. Man nannte diess den Br-aneb (VerbraucK 
oder Gebrauch) ^^). Andere Stenern , welche von der Stadt- 
regierung für Staatszwecke auferlegt und durch die Vögte 
bezo<^en wurden, ausser den indirecten vom Salzhandel 
und den Posten herrührenden Einkünften, ausser dem Ao- 
theil der gerichtlichen .Bussen, welcher in die Staatskasse 
abgeliefert werden mnsste und ausser den bergebracfaten- 
der Stadt sugebdrigen Reallastai konnten nur dalm von^der 
liandsehaft gefordert werden, wenn die Bürger in dev 
Stadt gleicfamässig besteuert wurden, und - kamen' auoh nur 
ausserordentKcfaer Weise vor, z. B. wegen kriegerisdher 
Röstungen u. s. f. In alter Form wurde die Steuer dann 
gemeiniglich nach dem Vermögen verlegt, jedoch so, dass 
die Gewohnheiten in den verschiedenen Gegenden freien 
Spielraum behielten. Es finden sich hier oft sehr eigen- 
thUuiliche Bestimmungen. In der Stadt Zürich z. B. War 
jeder Bürger pflichtig , sein ganzes Vermögen, liegendes 
und fabreudes, das letztere aber Hur mit sehr umfassenden 
Aiisnriinicn (Wehr und Waffen, Silbergeschirr, Kteinodieo;' 
Hausrath, Kleider, -Bibliotheken und Handwerkszeug mussten 
nicht Tcvsteuert werden) zu einer' bestimmten Quote , mei- 



18} üeber den Zuslaiid der gemeinen Vogttieu und besondere F* Ale y er s 
Gcamiiide LocAmo. I. S. iOi S. 116 ff. 280 ff. 

19) V«rgl, Grafseluifltrecht ron KTbttrg 35. 36. Htmeluiflarerht Ton 
Andtlfingeo 3. Pestalatx II. 54.)voa W ttlfliagea 52. 33. (P«a t. 
(I. 37), vou R«s«a«l>«rg «9. (Fe«!« 1. 206), GrUAiage«- 41. 
I. 97.) 
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mim müt vdm Tauaind« m TeriteMto« Die ^Sleiitr-vrutpde 
tem asf .Men heeriiim tett . Tag der Voretebert^aft der 

Zunft, zu ivelcher der Pfliebtige gehörte, und mit welcher 
er diente, gebracht, da auf den Tisch Igelest und nun in 
Gegenwart des Steuernden ungezählt in eine Schüssel 
geworfen, deren Gesammtinhalt bloas am Ende gezäUt 
wurde* Persönliches Vertrauen auf der einen Seite, und 
die Sehen vor öffentlicher genauer Kunde über die Grte# 
des Vermögens der Eaaieliieo. lagen jeaer F«inii «i Gnwde^ 
Gans enIgegengeselEter Art war das Sttuerrecfat in 
dem Landatädtehen EIgg regulirt. Wenn nämfieli Vogt 
nad RMthe meinen,, es habe einer sein Vermögen m med* 
fig angeschlagen: 

„So mögen sich von wegen dess Fleckens, der gericht.sher, 
ouch jettlicher Burger , das gut vmb das gelt, wie das der 
bim eyd anngeben und gestiirt hat , wol an sich ziehenn 
¥nnd erkouffen. — Von sölichein ligenndem ald varen- 
dem gut, sol der so unrecht geslürt hat mit mer neuien 
dann sin hochzitlich ald eeren kleid anleggen , das mit der 
gürttel zubinden , vnnd von stundan von hus vnd hof , von 
allen sinen guettern vud dero gewer dnv gwalt oan , sich 
des verzihen, vnd sollichs dem köufl'er mit vollem rechten 
zu Erb vnd eigen z,u stellen vnd folgen lan^oj. 

Man wird dabei unwillkürlich an den Verniögenstausch 
der steuerpflichtigen Athenienser erinnert. Dem germani* 
sehen Rechtsleben ist sonst dieser tiefdringende Eingriff m 
die RecbtssphSre dei^ Bürger zu. Gunsten Yon öffentlichen 
Interessen fremde, znniat dem Recfatsleben des Mittelalters. 

$.5. Die Oertcbts Verfassung; 

1. Schon längst war die weitliche Gerichtsbarkeit 
von dem Zusammenhange mit der gemeinen Reichsverfassung 
abgelöst und in der regierenden Stadt concentrirt worden t 
als der Rath die Gelegenheit des Glaubenskampfes rasch 
1ienutxt»9 un auch die geistliolif Gerichtsbarkeit dem 



20) H«mali«ftnrMht w Blgf vm Art. ^6, 5. (Pol. L 3«2.> 
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Biiifliint des BisdiofiM voo KoMtn» s* mtaitlitt» Im 
Irfir wurde ein eigenem in der Stadt Ztividb tiMidiiMh 

des Eheg^ericht errichtet und den UnterthaDeo imtersag^t , 
sich nach Konstanz zu wenden. Als Hauptgründe werden 
in dem Rathsbeschlusse freilich nur die grossen Unkosten ^ 
und der langsame Processgäng hervorgehoben , welche mit 
dem Verfahren in Konstanz unzertrennlich verbunden seien* 
Das Ehegericht war daher gleich Anfangs fiir dea ganzen 
Geatoa berediaat, «od aeibat andern Eidgenossen wurde 
die Mögliddeeit eröffnet, aieh zur Eotoeheidnog ehe^arieht* 
Heller StreitifkeiteB mit Vorwiaaea ibrcr Obrigkeiten «• 
daa sOreberiaehe Oericht zu wenden '0* Ilaaaelbe wul^ 
Anfangs ans zwei Leutprieatera, zwei Gltedam dea kleinoi 
und zwei Gliedern des grossen Rathes , später seit 1538 
aus drei Klein- und drei Grossräthen besetzt, und die Be- 
rufung an den Rath verstattet : so dass gleich in der ei'sten 
Einrichtung sich die veränderte Ansicht über das Verhält- 
maa dea Staates zur Kirehe kiiod gibt und jener aicb den 
groaaem Einfluaa aicbert. 

2. Daa Stadtgericht für die StadtbUrgeracbaft nnd 
die nächste ümgebung der Stadt unter dem Voraitze dea 
SdiaUheiaaen aU Scbultbeiaaengericbt, für einige 
Vogteien am ZUrichsee als V o g t g er i c h t aicb daratellend » 
hatte fortwährend auf die Fortbildung des Rechtes den 
grössten Einfluss. Seine Stellung zum Rathe blieb sich we- 
sentlich gleich und auch das Processverfahren änderte sich 
wenig» Noch einmal im. achtzehnten Jahrhunderte kam die 
Competenz des Stadtgericbtea gegenüber dem Rathe zum 
Streit und der Rath rügte es im Jahr 1730 als Anmassung, 
daaa daa Stadtgericht auch über Erb und Eigen richte* 
Aber ea war dieae Rüge weder klar gedacht» noch wurde 



21) lUttubeftcbluis tod 1525 : „Uad ob «wi 'eatm g«lrtlm lubm 
By4graeMtB, vs wtkhtm Ort iu wIIm, «twoi pnrÜiTta Uniai, tfe vmk 
«tt ariaHtft koitai'wilteB bf «m i» EMm MdMft 4n «übt Mcb«« rmä 

bradMD weltind. Weon daan die<«lbea b«d parthytn , jede too der oberkett 
brieff Tod sigel bringend, das inen sölich recht an ze nemen verwilliget «yt^ 
so attltrad fy tanb »uniiKtw fraatMliAffi wUlea tat^ßmommn vaMen.* 
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dM iirsprÜDgKche, aber längst ausser UiebuDg gekomnieae» 
Competenzverhältoiss strenge durchgeführt"). ' 

Die Zahl der Urtheiier (in der Folge Richter genannt) 
am Stadtgerichte ward schon 1335, aber nur vorübergehend, 
auf zwölf erhöht, 1537 wieder auf adbthcschräaklydaiui i66& 
um zwei und nach dem Slailtrechte too 1715 um zwei new 
MitglMirteeniA vernMlttt. DieM swdlf Riehterdce^aai» 
gewhtee. beitandbra too wiedflv' ans ieebk «tätea, Mi 
Mittel* iui4. drei aeM ote jungen. Rioh4ero.^ Die 
hM»u IfüBlMro Ghuectt wwrieB nar ai^ je db halbea Jahr 
gewählt, die stäten Richter dagegen blieben dauernd bis 
zu weiterer Beförderung in diesem Amte. Sie und die 
Mittelrichter mussten vorher schon gerichtliche Funktionen 
besorgt haben ; das Amt der jungen Richter dagegen diente 
gewöhnlich zur ersten Stufe für Männer , wdcbe sieh den 
Öffentlichen Geschäften widmen wollten'^)* ' • 

3« Dk Gerieiitsbarheit das Bathes dehnte dAf «omd 
in Straf sachent noieh inuner anfe und swar'nadt swei 
BiiAtangen hio« IXe eine war mehr - eine - inneilicli 'tn^ 
wachaa n de ErwdleniDg der Strafliefugnisae , die andere aMhn 
eine äussere Reschränkung der übrigen Gerichte. 

Die Idee des Staates, welche in den alten mehr pri- • 
vatrechtlichen Formen , wie der Schmetterling in der Puppe, 
noch verhüllt lag , äusserte doch schon in einzelnen Gebieten 
ihre Lebenskraft, voraus im Strafrechte. Das Rewusstsein, 
dnsa durch das Verbreeben « weniger- nur das Privatroeht 
elaea ejnMlnen Biiegen als Wdmehg db Reehiaordnnng 
den Gmtan verletst werde, und dats die vei^reobferisdie 
Gesinnung;» wie sie 'sieh gegen die. allijenicipa. Reehianeliei^ 
hett und den gawaintn FrMen cnpöre» aneii:' Tan Staats 
wegen zu «iterdiQeken und zu bestrafen sei, war schon 
längst für die wichtigsten Verbrecheu erwacht, durchzog 
nun aber immer weitere Kreise von Vergehen. Die ver- 
breitete Zügellosigkeii.und Verwilderungt grossen Tfaeils 



2B) Vttgl. obw Bicft tr.' f. it s. 1/5. V, n«o. V. h, Oci- ifSO.' 
99) ««vilft^isfe. 1. I<a0 WMl at««!- »»S LA.sdtsekt.1W. Hai m 
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die Folge der Mlitni Kriege uad .Fehden, meckten mren" 

^ere Strafen nothwendi^. Der sittliche Ernst und die 
Strenge, welche die Reformation den Gcmiithern aufge- 
prägt hatte, machte geneigter, harte Strafen anzuwenden 
und schien das Bestreben des Käthes, seine Gewalt zu ver* 
mehren, zu rechtfertigen. So fielen immer mehr Ve^gehHl 
den hÖliern Gerichten zur Beurtheilung und Bestrafimg aW* 
2ieiiii.ind der Rath, al« höchstes Tribnoal,- durfte «§' wohl 
w4geo, ^o- er inuner das Interesse des Staates bbthäili^ 
glaubte,. n6thigeii FaHs selbst ctmusefareiteD und dergleichen 
sdiwenert dachen seinem Forum su unten^rfen , aueh wenn 
sie nach der altern Verfassung der Competenz eines tiefer 
stehenden Gerichtes zugefallen wären. " ■'• 

Die zweite Richtung, in w elcher die Macht des Rathes 
wuchs, lag in der INeigung zu grösserer Centralisation und 
Beschränkung der Gewalt der Herrschai^sgerichte. Das 
BlutgerieliA wurde allmäblig auch den - verschiedenen Land- 
vogteicn entzogen, und nur die grossen Landvogteie« 
Kybnrg und Grüningen, sowie die Stüdte Winte^^ 
thnr und Stein, behielttDr ihr . eigenes- einheimisches 
Blutgerieht. • 

4. Die Gerichtsverfassung auf der Landschaft erlitt 
auch im Civilprocesse stärkere Veränderungen. Zu Ende 
der vorigen Periode noch stand fast das ganze Privatrecht 
unter dem Schutze der grundherrlichen und vogteilicheu 
Geeichte. Auch hier finden wir die städtische Herrschalk 
eine centralere auf grÖascve Gerichtssprengel ausgedehnte 
Rechtspflege begünstigen* Da . die 'Stadt , selbst in ^enf Be- 
sitz einer Menge von Gmndberrschafte» «od :bestMiders 
Vogteirechten gelangt ww, und die grSeseren iferrechaften 
ab zusammengehörige , unter Einem Liind- oder Obervogte 
stehcfnde D e ii r h e betrachtete , in welchen möglichst wieder 
dasselbe Recht gelten sollte, so war es in der Xhat ein , 
naturgemässer Fortschritt, als unifassende Herrschafts- 
gerichte an die Stelle der frühem niedern Gerichte tra- 
ten. Gewöhnlich genügte dann Ein Gericht für die ganze 
iieMMchafts nur die Mitläufige Grafschaft Kybnrg erhielt 
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- drei solcher GniMiaftogeriehte lUr Girilsaelieii« Diese 

Veränderung steht im Zusammenhange mit der Abfassung 
von Herrschaftsrechten, von der im folgendisa Para- 
graphen näher die Rede sein wird. 

War nun aber so die bürgerliche Eecbtspflege in cLer 
Herrschaft an Einen Ort und Ein Gerieht gebunden, so 
trat asch die lebhafte Antheihiahme des gaoMB Volkea ao 
dmeUiea sioriiek« Was früher als Recht jedes BitargeM 
belradiftet wurde» fing man ao als Lest desselben anzesehen » 
wehsher man sich gerne entzog. Und wist in der Sladt 
das Stadtgericht den sogenannten Umstand eingebUsst hatte, 
so blieben nun auch auf der Landschaft die übrigen Be- 
wohner zu Hause und uberliessen den wenigen berufenen 
gewöhnlich zwölf Urtheilern das ganze Geschäft der Ur- 
theiliindung. Diese nahmen dann allmählig den Charakter 
¥on ordentlichen Beamteten an. Die Verhandlungen wur- 
den in feste Gericbtsfaäuser eingeschlosseo und so wurde 
anch hierin dm moderne » staatliche BechtsentwicUung Tor- 
bereitet, 

• Das &runingerherrsohaflsgericht z» B. bestand aus 
zwölf Riehtefn, welche Terschiedenen Orten angehörten» 

und von dein Vogte ernannt wurden'*). 

Das Gericht von Andelfingcn bestand früher aus vier, 
später auch aus zwölf, sechs stäten und sechs Je auf eio. 
Jahr bezeichneten Richtern'^). 

Glücklicher Weise erhielten sich, indessen die Lebens« 
nerven des deutschen Proeeasverfahrens» Oeffentlichkeit 
nnd Mündlichkeit, wenn auch in veränderter und theil- 
weise beschränkter Form, doch dem Wesen nach bis auf 
die neueste Zeit, während sie in .dem deutschen Rniche 
Ton der antinatiomlen Tendenz der gelehrten Juristen 
zerstört wurden , , und nunmehr , trotz der alli^emeinen 
Sehnsucht. nach dex^ verlorenen Gütern, nicht oime grosse 



24) Herrschaflsrechl v. 1 668. Art. 16. (Pest. I. 69). 

25) H«rr»ch«ftjrccht vou Aiidelüngen. Art. 61 nnü 43 (Pest. II. 72 und 
64) 81. K. f. 28. JnH 1694. 
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Schwierigkeit ias Leben MlickgeniiM werden hHkh^ 

Daneben blieben die alten Herbst- und Maient^erichte 
. noch an manchen Orten fortbestehen, aber wenn sie sich 
atoeh äusserlidt erhielten, so wurde doch ihre frtiliere Be- 
deutsamkeit von den Herrschaftsgerichten absorbirt. Zu 
di4»ser Schwitohuag trog offenbar äuch die Möglichkeit, an 
den Rath zu appelliren« Vieles bei» denn dadurch musate 
das Gefühl der Bewohner, dass alles Recht in nad aus 
ihrer Mitte gefunden werde« und mit ihm das Interesse an 
der Rechtspflege schwinden. Ebenso War der Ausdehnung 
der Competcnz der Herrschaftsgerichte das Princip günstig, 
dass alle Concursverhandliingen und die daraus entspringenden 
zählreichen Processc vor die „Oberhand" gehören. 

Wo die Stadt die Gerichtsberrliohkeit nicht in vollem 
Umfange besass, sondern ebzelnen Gerichtoherrn die niedero 
Gerichte zustanden, konnte freilich das Herrschafrsgcrichf 
nieht so leicht seine Gewalt erwmtero» Sie veihieltea sich 
nun aber immer nur als Ausnahme zur Regel» und gerne 
ergriff die Stadt jede Gelegenheit, sieh dergleichen Rechte 
zu erwerben. Einzelne Gerichtsherrn, die damil verbni»- 
denen Kosten scheuend, verzichteten auch wohl freiwillig 
auf ihr Recht. Und wo sich die Gerichtsbarkeit erhielt, 
wurde sie doch oft durch den auf seine Coinpetenz eifer- 
suchtigen und dieselbe mehrenden Vogt der Stadt vielfach 
gehemmt. Widerwärtige Gompetenzstreitigkeiten , welche 
die betheiliglen Privaten mehr noch belästigten als die Ge^ 
riehtshernii finden sich wShrend dieser langen t^rio^ s«hr 
häufigK 

Als Beispiel, wie diese VerhXltniifte schdn Mhtteitig 

angesehen wurden, mag die Beschwerdeschrift der Bauern 
au» dem Amte Griiningen vom Jahr 1525 dienen. Der 
dritte Besch werdepunkt, den dieselben der Regierung Tor- 
legteuy heisst: 



26) Vtril. TorzUglich 4h scltöiira üttterMchwieea ia Maaravs Casch. 
4ei «ffaal. mttadl. GarichUvarfalirens. Heidelberg 
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Glauben sie (die Bauern) an Bintm Gericht im Amt 
Gräningen genng xn haben and hoffen demnach, aller 
nbrigen kleinen Gerichte entledigt zn werden«. 

Worauf der Rath erwiedcrt, er könne die niedern Qe* 
riohle nicht ohne weiters abscbaffea: 

Sotttm indessen die Herrschaften «rwShnte Gericht an 
•ieh ftv lösen wünschen « io werden M. H. ihr Besätes 
thnn» ob adchea möge m Stande fconwitn* 

* 5« Sehr cinflassrcleh ftr 'den Rechtsverkehr besonders 

mit Grundstücken wurde noch das neue Institut der Land- 
Schreiber (Notare). 

Bekanntlich war die gerichtliche Fertigung der 
Vera'usserungen von Liegenschaften an die Stelle der alten 
Auflassung^ getreten. Nichts scheint natürlicher als der 
Uebergang der ersten in die Form notaria Iis eher Ein* 
tragong in eur öffentliehes Biieh und der Ansferd- 
gang besonderer Urkunden dureh die Landsdireiber« Und 
es Bsst sieh aueh ein innerer Zusammenhang zwischen den 
tersehiedenen , aber von den nümliehen Grundprinzipien 
durchdrungenen Formen gar nicht verkennen. Das Ge- 
schäft, welches man vorher dem versammelten Gerichte 
eröffnet hatte, wurde in der Folge ledij^lich seinem Schrei- 
ber eröffnet, und noch immer wurde die Urkunde von dem 
Vorsteher des Gerichtes , dem Vogte » besiegelt. Die Ver- 
änderung seheint sich daher fast von selbst gemacbt zu 
haben* Dessen ungeachtet war die Sicherheit jenes Institu- 
tes während des sechszehnten Jahrhunderts noch sehr ^e« 
labrdet und eis zeigt sich ein gewisses Schwanken in dem 
Reehtstostande , das nur nach wiederholten Anstrengungeiir 
beseitigt ward. Besonders für Verpfandungen von Grund- 
stücken fing man schon an, es weniger genau zu nehmen. 
Dem Stadtschreiher ward es verstattet, überallhin, auch auf 
die Landschaft , Zinsbriefe zu schreiben und nur den Schuld- 
nern zur Pflicht gemacht, solche von dem Obervogte be- 
siegeln zu lassen. Ja es finden sich gar nicht seltene Bei- 
spi^» dass Schuldbriefe ohne Zuzug eines öffentlichen 
S^reibcrt und selbst ohne Bestegelung durch die Ober- 
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vög^e erriditet • wurden. Die Eintragung in ordentKche 

Protokolle geschah oft lässig, oft gar nicht. In der Stadt 
durften die Bürgermeister und Zunftmeister die Urkunden 
durch ihr Siegel bekräftigen. Zuweilen wurden auch an- 
dere geschworene Schreiber ausserhalb des Gerichtskreises, 
in dem das Grundstück lag , um die Fertigung angegangen. 
Kurz das ganze . alte Institut , worauf auch der moderne 
Rechtsverkehr noch immer beruht , war einer innern Auf- 
lösung nahe* Gewinnsucht einzehur Beamteter» wie na- 
mentlieh der gelehrten Stadtschreiber und anderer geschworen 
ner Schreiber und der Einfloss des römischen Rechts, in 
dem das germanische Institut keine BegrUnching fand, ge- 
fährdeten seine Existenz. 

Aber wie in andern Staaten trugen auch hier die alther- 
gebrachte Gewohnheit, das Bedürfniss des Lebens und die 
Vortrefflichkeit des Institutes selbst am Ende den Sieg da- 
von , und von neuem stellte sich das Grundprinzip her, 
dass Verpfandung sowohl als Veräuseerung von LiegeuKrhaf- 
ten einer bestimmten öffentlichen Form zu ihrer volle» 
Wirksamkeit bedürfen. Ala solche wurde die Eintragung 
in ein öffenüiches, von einem Landschreiher je ftir einei| 
Gerichtssprengel geführtes Buch , und die Ausfertigung un- 
ter dem Siegel der Vögte von neuem nothwendig und nur 
die Stadtbiirger behielten ein ihnen selbst nicht zuträgli- 
ches Privilegium der Unordnung, indem die von ihnen aus- 
gestellten Privaturkunden den pffentUchen Urkunden gleich 
gestellt blieben. 

Für di^ Grafschaft Kyburg wurde schon im Jahr iMSt 
ein .Lands«^reiber geordnet und dem Stadtschreiber nnler» 
sagt, in seinen Sprengel einzugreifen''}. i561 wurde dea 



27) R. K. B. Bd. 62 S. 75. Für das Verhaltniss der UnterTÖgle xo 
den Obervögteo la dieser ßeziebuug b«l folgende Stelle aus d«m AaUis|iijAa* 
▼oa 1507 (I. 19) Intwtne : ^Als ixam n» mahneht ult wi« tmw vadtr- 
fSf I in d«r grafidMil Kybarg m «r sno gtrieht «Im, di« falben haadtl all 
tf warw groM oder klein« ao nun briafHeli f rkand wfordr« , mit sinam eig- 
nan ngil aigla . rnd Undar niaarani ,obar&gt »4 «bar darinn um UtaMgan 
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Vögten auf dem Lande und in der Stadt befohlen, keine 
Briefe zu siegeln, wenn sie nicht von einem geschwornen 
Schreiber geschrieben seien ^s), 1602 wurde auch für das 
Amt GrUningeo Jedermann, ausser dem beateliten Land* 
•chreibcr» Terboten, Schuldbriefe zu fertigen« Ebenso 
wurdiBO nach und nach für aUe Hemcbaften eigene Schrei- 
ber mit der Fühnoig dei^ Nottriatapfotok^ beanftragt**), 

6. Die Rechtagneilen* 

!• In das secfaazehnte Jahrhundert füll die Abfassung 
Eahlreicher RechtabUpber, «owohl für die Stadt alt liir die 
Landschaft* Dort wurde das sogenannte Gerichtsbuch 
des Stadtgerichtes erst abgefasst, als die Abtei Zürich un- 
tergegangen war und der Rath das Recht erworben hatte , 
den Schultheissen zu setzen. 

Die älteste Recension desselben fällt wahrscheinlich in 
die dreissiger Jahre des sechszehuten Jahrhunderts. Ohne 
eine systematische Ordnung zu beobachten, enthält dieselbe 
hauptsächlich Vprschriften über das Schulden- und Gon^ 
curswesen. 

Auch äusserlich stellt sie sich nicht ala fertiges « abge- 



sehaden vod Dacbtcii Oüöebt bringea dann billicb vinb ewig koif Tnd(!) 
ei|^eo och erb ald derglicbeo hendtl, die voderfögt oUt Sölten iiglw sun- 
4» eia oberfogt , damit d«r dett fürtr der obtrltdt vnd itr fraCichaft Kiburg; 
rachtttBf »öcht McklioiBta rmd abtr dia bidtrbtn Ittt tm dar grafMbafl |U* 
hu§ dMialb Tertiieiolen beschwärt U sin vnd rag etlich brief liestB 
sehen rnd hören, die von den rnderfögten bi ?. iten der her« 
Schaft Ton östcrrich als Kiburg In derselben band staoud, 
besigeltsiod gewesen, vinb heodel vor gericht da ass gefertigt, dess- 
glidi «Mab lukl M Kiburg Id TMar but Ist g««tandaa, vid wi» das alias 
fsbsHsa hobtnt dtsMMMb wir vss crksst Tsd —tis M o ii si , mn tj |«wuit 
garicbt wallan baa , das $f dau dam tcgi tob Kibwg das varkttadaa rad wa- 
rnmb , kompt dann der regt rnd besiixt gcricht , daz dana ein TOgt salbs sigle 
vnd nit der voderfogt mit einem sigel besiglen vnd doch daz dar lo ganz kein 
gefärd gebracht wenlt , vod mabbriichlich och od schaden sia sölla , tbs ron 
wa^en Tiiser grafsebaft Riborg an vnser rechtoag vod oberkeit« 

2S> St. M. V. 88. Fabr. 15<1. Vsrgl. Htidrt J. 1529. 

29) IMat f. 1€«3 «ad iW» 
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»cblossenet Geseto dar, sqodern nur «Is SAnunlnng« die 
fortwahrend mbessert werden kamu Manohc Artikfit «iad 
später wieder durchgestrichen, neuere Verordnungen ein- 
geschaltet worden. Der Inhalt ging seinem weientlicheA 

Xheile nach durchaus in die folgenden Recensionen über« 
Umfassender und systematischer dagegen ist die zweite 
Recension bearbeitet. Sie führt den Xitel : „ Gericbtsbuch 
des frigeo Gerichts der Statt Zürich mit synen Ordnungen 
▼nnd Satzungen, Ernüweret vnnd gebesseret, uss Befelch 
eines Ersameo Raths Anno 1553^^)." 

Das ganze Buch Ist in sieben Theile getheilt. Der 
erste bandelt von Besetzung nnd Haltung des Gerichts, 
ferner den Pflichten und Besoldungen der Gerichts- 
beamteten. Der zweite spricht von der Competenz 
des Stadtgerichts und seinem Verhältnisse zum Rath, an 
den der Zug (nicht die Appellation) geht, und führt einige 
Bestimmungen über die Beweisführung bei. In dem dritten 
Theile finden sich das althergebrachte System der gesetzt 
liehen Erbfolge und Vorschriften über zinsbare Darlehen» 
Der vierte Theil beschäftigt sich mit dem Güterrechte der 
Ehegatten, der fUnfte mit dem Eintreiben der Schulden; 
der sechste enthält das AnffaUsrecht, nnd in dem siebenten 
endlich sind mancherlei andere Bestimmungen zusammenge- 
stellt, die der Verfasser nicht anderswo unterzubringen 
wusste, namentlich aber über Pacht und Kauf. 

Am Schlüsse der einzelnen Bücher finden sich dann meh- 
rere Nachträge, welche spätere Beschlüsse des Rathes nach 
1553 enthalten. Besonders zahlreich kommen sie vor am 
Ende des siebenten Tbeües, wo der offen gelassene Raum 
des Papiers neue Zusätze leichter verstattete» Diese Zu- 
sätze wurden nun später wieder geordnet und unter die 
siebeii Absehnitle vertheiit, nnd so entstand die dritte Re* 



30) Bin Bxtnwliir davon bdindet sidi im BesilM 4m Abu« StMtemllw 
Mtfcr Ton Knonw, ein smitet i«l in <ter nc««st«n Zeit von s«ln«a 9ohan» 

Herrn Staalsarcbivar Meyer von Knonan, in dem Slantsarchiv mit einer ganzen 
Snnunlunc von GerichtsprolokoUen wieder «n« TakmImIiI gefördert worden* 
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mumm rom Mm Sic ukn d«i GtHebtabudi von 

iUß mit mitHiaiilwIiD AinMhiucn gum in Mk auf, umI 

schaltete nur die neuem Beschlüsse am gehörigen Orte ein. 
Zur Vorsicht wurden nanmehr in den meisten Exemplaren 
jedesmal am Schlüsse eines Theiles eine Anzahl Blätter leer 
gelassen, um dieselben desto bequemer durch neuere Ve&> 
ordinMigen ergänzen zu köaimi. Gleiehzeitigc oder woig 
■piüww Haadschriften dieser letzten Recennoo mmä, gar 
iMit aeiltt. Einig« ttetteB «ch ab auHwiitisolia iar.- 

2* Viel mfasMOfter nad autCiiliriidicr aiad cwd. Aeekla^ 
biohar ana den Antage daa «ehftseiiiitaR Jahrhaadaita, 
daa Stadt« and Laadreeht tob 1745 aad das Stadt» 
erbrecht von 1716. Die Vorbereitung zu dem Erbredlli 
fällt noch ins Ende des siebenzehnten Jahrhunderts. We* 
nigstens ist der Entwurf des Erbrechts, wie er im Jahr 
ikQ5 den Zünften vorgelegt wurde, bekannt. Zu der He« 
Tision des Stadtrechtes dagegen, wenn es schon Irüb^ 
voileadet wnrde» ertheilte der Rath erst am i3* Dexember 
den Auftrag« Die Vcrhaadlangen Redaetidaa- 
coainrissioft liaden sich in Staataareldr* 

Die beidea Reefcisbiieher haben aar Stnade aooh volie 
Omtig hsit und das Ansehen ovdentHeber O ae e t a hÜcher fUr 
anser Particularrecht« Sie hatten zwar keineswegs die Ab- 
sicht, die verschiedenen Statuten, die für einzelne Herr- 
schaften und Gemeinden des damaligen zürcherischen Ge- 
bietes sich erhalten hatten, zu verdrängen. (Sta4t* uad 
Landrecbt X, $. 71. Erbr. III, §. 14). Diese Warden 
mlmehr aaadräeUich vorbehalten. Aber sie wardea dach 
TOB Aafang an als eine Darstettnag des gen einen aili^ 
shinashei* Bachtes aafjgefassty «welehea alleathalben da 
gette« «wa niefat auiaahmsnnreiae abwekbeade StaHrtcn «Iwaa 
aadeves verfiigen« Uad da ein- Absterben der kWinern ia» 
dividuellen Unterschiede überhaupt in dem Charakter des 
nach allgemeinen Grundsätzen strebenden achtzehnten und 
neunzehnten Jahrhunderts lai^ , so musste nothwendig eine 
Menge von einzelnen Abweichungen jener Statuten zurück- 
g^deängt» aadere mit den Grundsätzen dcü» Stadl «i- and 
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LinAmditB veriiieiigl vmi von .dieMli ainovbirt wurden* Sm 
wurde die Hemohaft de» ktatm inmer «aai^edduitei! vnd 
iunschKeMlicher« . - 

"Wer das Stadt* und Landredit oder das Eribredrt ans- 

mearbeitet habe, ist noch unbekannt. Beide Arbeiten un- 
terscheiden sich indess wesentlich von einander. Das er- 
stcre Rechtsbuch hält sich in Form und Ausdruck sowohl 
als in der Auswahl des Stoifes theils an das alte Gerichts* 
buch, thesis an einzelne, vorher schon erlassene fiecbjts^ 
Verordnungen und Gesetze. Es lasst sich last TOll .jedem 
einzelnen Artikel nachweisen y wober er genommen wnrdeb 
Ganz anders Terbält es sich mit dem Erbrecht« Dii[ses ist 
Aar: Grundlage des Systems nach zwar nicht nen» aber das 
bisherige Erbrecht wurde doch TöUig umgearbeitiet, erlitt 
wesentliche Modificationen , eine Menge weiterer Ausfüh- 
rungen und auch viel neuen Stoff. Es ist dieses in der 
That eine originäre, gesetzgeberische Arbeit. 

Die Anordnung des Stadt- und Landrecbts ist etwas 
schlechter als. die des Erbrechts, die Sprache in beiden oft 
verworren und gedehnt. Es ist in der That auffisUend, das 
die «Urkunden und Rechtsquellen des dreizehutnn und »ier- 
sehnten Jahrhunderts durchweg viel klarer ^ sorgfaltiger tud 
präciser abgefasst sind, als älinliche. juristische Arbeiten 
aus dem vorigen Jahrhundert. Die Lappen fremder, meht 
lateinisober , ganzer und halber Wörter, die, um mit der 
Gelehrsamkeit recht auffallend zu prunken, auch mit latei- 
nischen Buchstaben mitten in deutsche Sprache und Schrift 
hineingetragen wurden, geben allein schon ein anschauliches 
Bild des Geistes jener Zeit. 

Ueb^* den Stoff dieser Rechtsbücher ist im Allgemeinen 
Btt -bemerken : das -Stadt- und Landrecbt behandelt mit he* 
sonderer Vorliebe die Verbältnisse des Obligationenreehles» 
namentiieh die fiir unsem Verkehr so wichtigen und eigen« 
thümlieh behandelten . Schuldbriefe und das Auffdlsrecht« 
Das Saebenreeht wird, wenn man von dem Pfandrechte 
absieht , das mit den Schuld Verhältnissen aufs engste 
verbunden ist » fast gar nicht beachtet , das Familien^ 
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veelil iwr biiBallg . mid a. mitwrgtottotwr Wmae be^ 
4aeht.. ift uubcMUNUre «aSalknd, dw 4ie 0iltenreiw 
hältobse der Ehegallen viel sorgfaltiger und aosführlicher 

in dem Gerichtsbuche von 1553 behandelt wurden als hier. 
Es ist möglich, dass man Anfangs die Absicht hatte, das 
Güterrecht der Eheleute in einem besondern Matrimonial- 
Ge9€tze zu behandeln. Ein solches wurde in der Xhat von 
^ dem oachberigen BUrgemeislir Haut Jakob Leu ausgear- 
b«tel und im Jhbr 1719 angenommen. Während die bei- 
dip andern Geedse abir melulach im Draoli enehieoen mod» . 
«d«fot im Jnhr 1829, ao findet aieh dagegen jene» SiatvU 
monialgeifls mir handaehrilUich tot« Smiher iat daatdbe 
mehrmala umgearbeitet worden, allein jene Veriikltniaae . 
wurden darin doch nicht näher abgehandelt. Das Personen* 
recht wird ebenfalls nur in so fern berücksichtigt, als der 
Befugniss, vor den Gerichten hRudelnd aufzutreten, bei Gele- 
.f^nbeit der Gerichtsverfassung erwähnt wird. 

Das Erbrecht zerfällt in drei Abschnitte: 1) Lehre von 
den Xeatamnnten; 2) Inleataterbrecht; 3) von Codicillen, 
XiBgaten n« a. L Die gpeaetnliehe Erbfolge ist aehr eigent' 
thlimtieh anagebildet und dnrcbgängig' deuttfeh« In dem er* 
atc» tind dritten. Th«0 dagegen zeigt sich weit mehr der 
Einfluss römisober ReehtsbegriffiB , nngeaebtet aneh biet die 
Namen und Ausdrücke oft viel römischer klingen , als die 
Sache und der Rechtsstoff es wirklich ist. 

3. Auf der Landschaft verlieren die Offnungen zugleich 
mit den niedern Gerichten ihre Bedeutung, und es wurden 
neue Herrscbafts rechte gesammelt, den Herrschaftsge- 
richten entaprechend« Im sechszehnten Jabrhuii^rte wurde 
daaKxbnr gctrgrafacbaftareehtmehrmabneu auflegt 
nnd n^ne Hemehalbrcehla Ittr Andelfingnn». Knonan» 
Ragenab er g , £ g 1 i san angelegt. Nach und nach erhielr 
ten alle ▼eracfaiedanen Herrachafien auch ihre eigentblimlichen 
Statuten. 

Die Art, wie dieselben entstanden sind, hat noch viel 
Aehnliches mit der Entstehungsweise der Offnungen. Sic 
waren wieder nicht das Werk einer Gesetzgebung von 
oben herab» aondern dem Hauptinhalt nach durchaiiB eine 
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Piodmg to BfMblf tod oHten* hcmnf mm diu Voifcob 
Die älteilca «nd «ogCMiMiiilMi Biäooer mm tat eumilani 
HtmebaHin» wdefae 4iM beilelieadt Recht am hHlbtm 

kannten, traten gewiöhnlich zusammen mit den Vögten 
oder besondern Abgeordneten des Rathes, benutzten die 
ToHiandenen schriffiicben Dorfoffnungeo, theilten ihre Kunde 
von dem geltenden Rechte mit , suchten sieh über ein ge* 
meinsames Recht zu vereinbaren, und legten dann das neue 
Rechtsbuch sowohl den GemeiDden 4et Amts ab dem Rafhe 
nur Oenelmngmig Tor^*)» Eine GeMtzgelNui|»» wie aie Air 
einen niedtorn and gteiebniMg über da« Volk veribreileMi 
KnitamiitaDd ▼ollkommen paset» einer liölieni Knltnr 
ibev« trotz ihrer Voütetbilniliehfceit» niciit genügen kann« 
Das Verkältniss dieser Amtsrechte, wie wir sie 
nennen wollen , war gegenüber den Dorf Öffnungen ähnlich, 
wie das Verhaltniss des Stadt- und Landrechts gegenüber 
jenen Anitsrechten. Diese galten subsidiär und verdrängten 
allmältg, ohne Abschaffung» eine Menge particiliarer Ab* 
>weiehungen« Hinwieder wurden sie von dem gemeinen 
Stadtreebte» w^hee «ben ein fttadt- und Lan4recht 
wnrde, ningeschMinkt nnd theihpeise verdvMngt* So wnndt 
anch Her die Riehtang znr Einheit des gamen fttaalas 
hnmer mehr gefttrdert nnd der Kvday-in dem ein gemeini» 
saraes Recht galt, von neuem wieder grtfaser. Wir finden 
diese Tendenz in den Herrsehtftsreefaten zuweilen geradezu 
ausgesprochen^^), wo das aber auch nioht geschieht, er- 
gibt sie sich aus den Thatsachen von selbst. Manche SteU 
len sind aaeb offenbar von einem Rechtsbuche in das an* 
dere übergegangen« Je grUseer in der Folge der Einflute 
de« Rathee anf nene Reoemionen wurde» je mehr dieeer 
nach «fld naeh die Vnntelhuig vnn modener Oeietngebnng 
kennen und dergleidien Reohtn anefihen lerntey deelo mehr 



Ab4 e I finge n , Ktionau, Griiningen, Kybvrj* 

32) J. B. HenrMkAlUrMhi vc« aa4tllbf«D tom J«hr 1534. fiial. 

(p«su n. $2). 



Digitized by Google 



Die RechUqaeUen. 43 

mMtan «iwli üt YmdMmilMitea Mk wmämm «ni ietto 
einbeitlichw das Ganze werden« 

Die noch gelteoUen Herrschaftsrechte sind sehr genau , 
je nach OrigiDalien oder den besten Abschriften abgedruckt 
in der Sammlung der Statuten des Eidsgenössiscben Can» 
tons Zürich von Dn Jakob Pestalutz» Füraprecb« UBde;* 
2ttrich 1834. 

4* Sin reielMa Material btioiiien Ton praklisdien Fäl» 
Im liegt noeli ä den Ratbeprotokolle» ond 0ericbts* 
protokoUea begraben. Die. BenntMBg te eerteni wird 
vormUglicb erle&efatcrl dnveh üb Ansziige, welche in dem 

•ogenanoten Meyerischen Prompt uar in 3S FoHobän^ 
den niedergelegt sind. Die Auszüge sowohl au3 den so- 
genannten Stadtmanualen, als den Unter sehr eiber- 
manualen, ¥on denen die erstem sich auf die verwaltende 
und gesetzgebende Tbätigkeit des Rathes, die letztem sieb 
auf die richterliche Thatigkeit desselben beziehen, sind bis 
amf dm Jabr 1796 Smi^aßUhacU Einzebie aUgemeuie Ver^ 
ordanogen «Bd Geielse eini dem annh in Dracke ersehie* 
am» mitM m Foim vom Maadatea. ISae nemlidi volW 
etüadige Savaihmg wMur Meadete Met sieb im $taale«> 
archiv« Die neuern seit 1715 lind in einer veröffentlichten 
Gesetzessammlung in sechs Bänden erschienen« Zürich 
1757 — 4793, 

5. Die Zeit, zu welcher das Stadtreckt zn einem ge* 
nmiam Reobta dea Gaatoaa wurde , läasl sich nicht genau 
bestinawa; eben so wenig kann man den Zeitpunkt be* 
aeicbam» m welabem die partkaliarm üemakaflaradkla 
ibfe fiedmtnag verlarm* Beidea geaobah aUmälig» aiobt 
dureb' äaamree Gebot vetaäbmt» aoadera 4meb iaam 
Chpüade hewiikt» Za Sade des acbtaebatm Jabvhuadiffla 
aber hatten, wie gegenwärtig, die Hemebaltmebte £wt 
nur noch in dem Güterrechte der Ehegatten, in der Erb* 
theilung besonders unter den Geschwistern und etwa noch 
in dem Concursrechte eine sehr verkürzte Geltung. Die 
innern Gründe» Yrdche diese allmälige Veeänderung juic 
Folasft battm« nnft hawnfaäf hlinh iiolaende s 
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a) Dk wtebiedencii HemtohafteB ftito ii der genidaMI- 
men Beziehung eu 4er regierenden Stadrt ihre Einheit« 

Interessen, Gultur, Geschichte, alles wies auf diesen Mit- 
telpunkt hin. Daher musste auch die Autorität des Stadt- 
rechtes mit der wachsenden Einheit des Gesammtstaates 
zunehmen. 

b) Bei der Abfassung der Herrschaf tsrechte übten dia 
mitwirkenden -Vögte oder Abgeordnete aus der 
Stadt anoli auf den Inhalt einigen £influss ans 9 und manehe 
Bestimninngen des jeweiligen Stadtrecbtes» bcBondera dee Erb» 
«nd Goncttrsreebtes , gingen so in die Herrscbaflfraehte 
Uber. Sie blieben dann freiKcii oft in diee^ Form noeb 
fortbestehen, nachdem sich das Stadtrecht selbst, aus dem 
sie gezogen waren, umgebildet hatte. Aber ein einheitliches 
und stadtisches £iement wurde doch auf diesem Wege ver- 
breitet. 

c) Vieles wirkte die Stellung des Rath es als Appella* 
tionsinstans gegenBber der ganzen Landschaft. Denn war 
auch' der' Rath verpflichtet, dem Herrsebaftsreefate gemäss 
EU riciiten nnd die Landesgewobnbciten zn beobaebtsny so 
war doch nidits natUriieber, ab dass der Rath, wdcber 
mit dem Stadtrechte genauer bekannt war, zumal in zweifol-i 
haften Fällen, oder wo die Rathsredner die abweichenden 
Grundsätze eines Herrschaftsrecbtes nicht gehörig hervor 
hoben , im Sinne des Stadtrechtes entschieden. Haben doch 
die hohen deutschen Reichs - und Landesgerichte eine viel 
schwerere Schuld durch Vernachlässigung des deutschen^ 
Rechtes nnd Hervorziehung des römischen Rechtes auf sieh-* 
geladen, nnd so das einheimische -Recht dem fremden ge- 
opfert* Denn am Ende mbte docb das Stndtrecbt von 
Zürich und das Recht' der Landschaft auf der nämlichen 
bistoriscben Rasis, und vraren sich die Rechte nicht feind- 
lich entgegengesetzt, sondern nur durch mancherlei Modi- 
ficationen im Einzelnen unterscheidbar. 

d) Auf ähnliche Weise und aus gleichen Gründen wurde 
das Ansehen des Stadtrechtes auf der Landschaft selbst aus- 
gedehnt durch die Land« und Ober Vögte, welche aus der 
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SCidt «dbürtig und in te Stadt gebildet der Rechtspflege 
auf dem Lande yontaDden. Uad wie eifili die Gerichte mehr 

von der iebeodigeo Theiloahtiie aller Volksgeoossea ab- 
schlosseo, vermehrte sich zugleich auch die Autorität des 
Vogtes auf die ^roaien Theils zu Beamteu gewordeaca 
Richter. 

e) Die Autonomie ferner auf dem Lande kam .ait der 
eicigeoden Staatagewalt, der man das Recht der GeeetK ge- 
bung Torzngtwcise snscbrieb» allmälig anaaer Uebnng* Die 
geaehriebenen Recbtsquelleo, die mitten aiti dem Vollie 
entatanden waren» wurden- nicbt mehr tp d«r alten Wette 
fortgeführt und so atarben denn auch die Torhandenen ab, 
weil es keine Möglichkeit mehr eU' geben schien, sie fort- 
zubilden. Auf der andern Seite und recht im Gegensatze 
dazu wurde die Gesetzgebung thätiger und umfassender. 
$ie bildete das Stadtrecht weiter aus und was dort erstarb» 
wurde hier gewisser Maaten durch i^teigertes Leben er« 
actacl. fit iat nicht zu zweifeln» jene alte Autononk » an 
welc&er aUea Volk Xkeil oabm und je die weiaetten Bür» 
ger daa unter nUen leliende Reeht fanden. und wieaen» 
iat die ▼olkathiiwliehaie Form der ReektabÜdung. Aber aie 
passt doch nur zu sehr einfachen , wenig ausgebildeten Gul-« 
turverhältnissen. Sondern sich die Stande schärfer, treten 
die Unterschiede der Bildung stärker hervor, wird der 
Verkehr lebhafter, so ist es nicht gedenkbar, dass sich 
eiu klaret Bewussttein des Rechts gleichmässig Uber alle 
Bürger verbreite; und selbst der urtpriingliche Sinn, daa 
wirkliohe Recht einfach zu finden » ferliert sich. > Privat- 
inleretaen.und PriTatwiUkär madian ticb häufiger gfeltend» 
betondcva in kleiaen Kreiten» und daa.lnatitut addägt «tm 
Verdefbeo .derer um», denen ea keifen tollte» Zu'Weleheu 
Verkehrtheiten die Autonomie lllr einen kleinen Ort unter 
▼eränderten modernen Verhältnissen iübre, zeigt das Bei« 
spiel der Stadt Winterthur deutlich, welche bis ans Ende 
des achtzehnten Jahrhunderts ihre Autonomie behielt und 
öfter benoUte , ihr geltendes Recht aber auf abenteuerliche 
Weite verwinte und Fenuutallete. . 



Digitized by Google 



46 Viertes Buch. g. 6. Die RechUqaellen. 

I) BndUoh dirf itielitJBbtrwlici''Wtvdtti, dais ku Anfaiig 
des achtzehnten JabrIniBderts ein ziemKch ausführliche« 
S ta dtrecht und Erbrecht gedruckt und allgemein ver- 
breitet wurde , während die Herrschaftsrechte sehr lückenhaft 
und kuregefasst und bloss geschrieben waren. Wie oft mochte 
man daher auch auf der Landschaft seine Zuflucht zu jeaem 
nehme»» «od diese bei Seite lasse«. 

7. VerbäUniss des zürcheriscbeji Aechtes zum 
geneiaeii Rechte ]>e«tschlaBds. 

Das römische Recht erhielt während dieser Periode 
einen stärkern Einfluss auf die Rechtsbildung als je zuvor. 
Besonders im vorigen Jahrhunderte finden wir das Ansehen 
desseUben im Steigen, begriffen. Das sogenannte Stadt - und 
Landrecht, ooeb mebr aber das Erbrecht, io der Lehr« 
voo den Testameoteo sfigen sablreiehe Spuren iron Ei»« 
dringen des HSmischen Rechts* Die wepigcn Jnristen» 
welche auf deutseben Unirerfiläten studirt betten i nnter 
denen besonders der Bürgermeister Hans Jak-«b Leu Etw 
wähnung verdient, der 1709 in Marburg promovirt hat, 
brachten auf der Schule gelernte römische Bet*rifFe nach 
Hause zurück und trugen dieselben in die Gerichte und (Ue 
Gesetzgebung über. Das einzige juristische Buch von ei* 
niger Bedeutung, das Eydgenössische Stadt- und Land- 
recht von Leu (IV Theile, ZUrich 1727>-1746) enthält 
ein wunderliches Geaiisobe von römischen 9 hauonischen» 
deutschen und naturrecbdicben Stftzea ohne alle Krtttk und 
wäre ganz unbrauchbar, wenn nicht uhMcbe echte Stel* 
len aue scbweiMriicben Statuten darin abgedrackt wtfren* 
Der Pedantismuft der< Schule bedrohte aueh die Existenz 
unsers nationalen Rechts. Aber glucklicher Weise fing 
diese Einwirkung sehr spät an , und war von Anfang an nicht 
ausgebreitet und mächtig genug, um tief einzugreifen. 

Ni^nais gelang es, der Gesetzgebung Justinians die Au* 
torität einer geltenden Gaesctogebung sä mschafffliij md 
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SO dirf Mch ge^enwSHig^ Htaniieht Recht nicht in der- 
selben Weise als gemeines Recht für die Schweiz be* 
trachtet werden, wie für Deutschland. 

Dessen ungeachtet hat die Kenntniss des römischen 
Rechts auch Tür den schweizerischen Juristen die grösste 
Bedeutung, und zwar in gedoppelter Beziehung. Eimnit 
nämUcfa wird das rönii«ohe Reckt wegen der liehen ptsik»' 
lieefa-witteMobirflMcbeB VoUendimg ecii^ TheonM über 
die TevacliiedeiieB Reelttnottitute förtw^Mrend des betito 
BildongtMfeitlel llir die JmUten der jieuen eeroplnBefaeQ 
VöHmf ▼erlileiben» Sie werden ihre eigenen Kräfte durch 
das Studium der vortrefflichen Manier oder vielmehr Ivuust, 
mit der die römischen Juristen ihren Stoff zu behandeln 
und zu bemeistern wussten, anregten und gründlichere Ein* 
aicht in die eigentliche juristische Xhätigkeit etlaagen« Mit 
riknifeher DenJi- und Behandlungsweise vertraut, werden 
de MHi aber» wei» eie aieb an den eiafaeiaiiaQhen Recbtt« 
atoff nncbeo» diesen eef iAnlicdie Weise anmfiueen, an 
dnndidnngBn und ausnubilden beben« So wird» ebne deae 
sie malarieUea rtttniaebee' Recht binilber tragen, aicb doch 
ans der Art , wie das einheimische Recht behandelt wird , 
zeigen, dass dieselben römisches Recht gelernt haben. Die- 
ser rein formelle Einfluss der Rechtsbildung äusserte sich 
im Guten wie im Schlimmen im neunzehnten wie im acht- 
zehnten Jahrhunderte» in diesem so» dass schlecht ver- 
standenes römisches mit schlecht verstandenem deutschem 
Rechte Wnndctlieb Terniiseht nnd duroh einander gerüttelt 
wurde», in der nenm Zeit eo» das eine wisacDschefUiebe 
Auffassung des. nationalen Stoffes Tessnobl wurde« 

Die andere Weise , wie die Ausbildung des ettmiseben 
Rechtes ebeitfalls gewirkt hat und fortw äh ren d wirkt, hat 
zunächst zwar auch eine formelle Bedeutung, steht aber 
in einer nähern Beziehung zu dem Rechtssloff. Gewisse 
rechtliche Ansichten , namentlich des Obligationenrechtes , 
2um Theil auch des Sachenrechtes, ergeben sich schon aus 
den faktischen Verhältnisssn der äussern Gegenstände , auf 
Welttb« eieb die Reebte des lienseben siddiih de» 
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BenebiiBgw üttd BdHhrfmBieB- Meatehtii in iiirciin ge- 
genseitigen Verkehre. Gerade hier zeigt sich daher weni- 
ger nationelle Verschiedenheit der rechtlichen Auffassung, 
als in andern Materien, die en^cr zusammenhangen mit 
der individuellen Entwicklung eines jeden einzelnen Volkes. 
In jenem Bereiche bildete rieh aach vorzüglich das Jus 
Gentium der Römer ane» im GegensatBe zu dem nationales 
Givihreelit. Weil sna aber eben diese Institiite im rüni-' 
aehe» Rechte ebenfalls eine sehr ins Einzelne gebenie aus» 
gebildete, diesen aUgemcinern Verhältnissen und Bedilrfliis- 
sen angepasste Tlieoffie erhielten, welche seither in düi^ser 
oder jener Form , und wäre es in der von sogeiiannten 
IVatur- und Vernunftrechten, allentlialhen in Europa Ein- 
gang zu finden vvusste, so ist es begreiflich und der na- 
turlichen Entwicklung vollkommen gemäss, wenn diese 
allgenieiner anwendbaren Begriffe, Grundsätze, Theorien» 
auch in dem zürcherischen Rechte Anerkennong iMMles« 
Bfan. wiederholt ja ohnehin die Arbeiten Andceer wm oft»- 
statt die Resultate irtlherer tiiehliger Forschung zn bbnotzen 
und an Fortbildung und neue Arbek seine Kräfte s» 
^[renden* 

Anders verhält es sich mit dem gemeinen deutschen 
Privatrechte. Dieses muss als gemeines Recht 
auch für die deutsche Schweiz anerkannt werden. 
Wie die Sprache und Abstammung deutsch ist, so ist auch 
der Charakter dieser schweizerischen Rechte deutseh; ja 
es hat sich das deutsche Recht hier nur reiner und uhver- 
falschter erhalten als in Deulachland selbst, eben weil ee 
weniger von einem fremden Rechte überzogen* und unter» 
drückt wurde« So groiM aber der materielle Zosammenhang 
anaers PriTatreehtes mit dem deutsehen ist; wo dieses nicht 
ganz romanisirt wurde , so gering war bis auf die neueste- 
Zeit der Einfluss der Theorie des deutschen Rechtes. Die 
Wissenschaft des deutschen Privatrechtes ist noch eine junge. 
Wenn man überdenkt, was jetzt noch erst zu thun ist, und 
wie Vieles erst in den letzten Decennien geleistet wurde , 
ao 'wird es begreifüoh« dass dieselbe keiien grossen Antbeil 
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in . der Mheni AtidiilAHift unair« Reäitti gehabt lullt «b^I 
dass 919 cfjit in der Gegenwart' anfangt «t Eliren sn kWB* 
nes« Man darf aber nieht zweifeln. Geht nur die Bnt* 

wicklungsgeschichte ihren nattirj^einä'ssen Gan^ fort , so wird 
die Ausbildung des deutschen Privatrechtes auf die Ausbil- 
dung der deutsch-schweizerischen Rechte eine immer stär- 
kere Wirkung äussern, so wie hinwieder die freie wissen- 
schaftliche Bearbeitung der letztern nicht ohne £influss 
bleiben wird aaf das nationale Wachsthun dea efitern, 

8. Von Verbrechen und deren Bestrafung. 

Der Gegensatz zwischen den alten Gewohnheiten 
und dem sehr milden Bussensystem auf der einen 
Seite, nnd den neaern drimittaliAtischen Grund- 
sätzen und bärtem Freiheits- und Körperstra« 
fea auf der andern zieht sich noch durch unsere ganze 
Periode hindurch» Die Herrschaftsrechte gehören ganz 
€em alten Syisteme Itli, wie aus einer. Üebersicht ihrer 
strafrechtlichen Bestimmungen am besten hervorgehen wird« 
Das Regiment der Stadt dagegen und ihrer Vogte beför- 
derte die letztere Gestnlhuii; des Strafrechts, 

Aus den Herrschaftsrcchlen ergibt sich folgetides: 

a) Die oben (Buch III. §. 17. S. 410) mitgetheilte Be- 
stimmung des Kyburgergrafschaftsrechtcs iiber die Bestra- 
fung des Todschlags ging auch in die neueste Recen- 
sion dieses Rechtes yon 1578 > die Wir hinfort benutzen 
werden 9 und in die Herrschaftsrechfe von Andelfingen 18, 
Regensberg U 3 nnd 'WUtflItogen 2. 3 liber. Wahr- 
sclieinlich wurde )nnti aber die Stelle immer mehr von Tod- 
schlag überhaupt, nicht mehr bloss von unredlichem Tod- 
schlag verstanden. Der Blutrache gedenken noch die 
Rechte von Andelfirtgen von 133'i. 19, Hegensberg von 153S* 
4, Kyburg von 1578* 6 und WUlAingen von 1585. 6. 

h) Das Ausgraben Oder Beseitigen ebes Marksteins 
wird für ein Vergehen gehalten, welches dem Blutgerichte 
2ur Bestrafung zugehdre» Naeh den Rechten von Kyburg 

Bloiibelili RMhbKmliiitUt. II« 4 
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9i und Wülfingen 22 ist Leib und Gut des Ycfbrecbm 
dfor .OI)f igkc!^ verfaUeQ. Da» Recht von Kaonaii iO Uber- 
läast dem lUtba die Strafe an Leib. odw an Gut» je-Mdi 
Gealalt de?*Saclie und. dM Reeht von Regensberg 26 er- 
klärt die Saebe einfach fttr „raalefttzi«ch." 

c) Wer statt Frieden zu gebieten, an einem Streite 
Partei nimmt, verfällt in eine Busse von 10 Pfund, es 
wäre deoo, dass einer seiner nächsten Verwandten darin ver- 
wundet wäre, dem darf er wohl zu Uiilfe kommen. (Aadel&ogeii 
27, Elgg 50, 3'. Knonau 5» Regensberg 10 und 
Weiflingen 12). In gleiche Busse verfallt, wer den gebo- 
tenen Frieden versagt, gleich viel sei der Frieden mit 
der Hand oder bloss mit Worten gefordert. (Blgg ^t 
Knonau 2. 3, Regensberg 9» Kyburg 11, WUlflingen 11^ 
Weiningen 11.) Das Recht ron GrUningen 38 , * setzt 
sogar eine Jjusse von 50 Pfund darauf. Bricht einer 
den Frieden, so steigt die Strafe für das gegen den 
Frieden verübte Vergehen sofort. Todschlag wird dann 
für Mord geachtet (Kyburg 6, WUlflingen 6.); Ver- 
wundung fiir Todschlag (Andelfingen 22 ^ Kyburg 7, 
WUlflingen?«); Faustschla g „ohne Blutrunss" mit 18 
Pfund Busse bedroht (Andelfingen 24, Kyburg 8, WUlf- 
lingen 8); nach dem Rechte von Regensberg 7 sogar mit 
25 Pfund 9 und nach dem Rechte von Knonau 1 und Wei- 
ningen 10, ohne Strafangabe der hohen -Gerichtsbarkeit 
Uberwiesen , wahrend jene Rechte sonst sehr geringfügige 
Bussen auf den ausserhalb des Friedens geführten Faust- 
schlag setzen. Den Friedbruch niit Worten bedrohen 
die Rechte von Andelfingen 23 und Regensberg 8 mit 10 
Pfund; von Weiningen 9 mit 18 Pfund; von Knonau 1 mit 
40 Pfund ; und von GrUningen 38 , ' mit 50 Pfund Busse« 

d) Ebenso wirkt die Verletzung des Hausfriedens 
durch »Heimsuche" und „Frerel unter dem ruasi- 
gen Rafen" auf Erhöhung der Strafe. Das blosse An» 
fallen oder Bescliimpfen oder Herausfordern u. s. f., auch 
wenn der Heimsucber die Schwelle des Hauses noch nicht 
betreten bat| sondern vor demselben stehen geblieben ist. 
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wird Mch '49a Reehteo Tps .Andtlfingen 32 , EIgg 50 , , 
Kyburg 14 und Wulflingen 14 mit IS Pfund, nach dem von 
Griiningen 38, ^ mit 25 Pliind, nach dem von Knonau 6 
zur Tagzeit mit 40 Pfund, zur Nachtzeit mit 80 Pfund, 
und nach dem von Rei^ensberg 32 mit so vielroal iO Pfuoil 
beatraft als „manich «chloss vif dem Xach" UBd, 

e) £iafaohfr FausUeiilag wjurd f«Jir veiMshieilco gc* 
bUsft, iHiid mit ^ .(A»a«lfiiigfB 26, R«gcBflMrg 11, 
mifling«!! IS), bald mit 6 (Weuungto 16>, liald nif 
1 Pfund 5^., (KyUurg 17, Cb'^iogen 38, bald mit 3 
Pfand, (EIgg 50, StUrst d^r Geschlagene zu Boden, 
so stci'^t nach dem Rej^^cnsbergerrechte 12 die Busse auf 
das Doppelte, und verliert er Bhit, auf das Dreifache» 
Scilla t;en mit gew äff neter Hand , ohne Blutruoss , 
wird nach dem Aechtc vqa Hegensberg 13 mit 1 Pfund 
5 %i nach dem von WtiUlingM i& piad. £|gg 50, ^ mit.^Z 
Pfund gebüist. Folgt Bl utrun^s darauf, so itt dif Bum# 
gewöbQÜeb 5 PfuiMi, (EIgfit 60, WUlflugen 16, Ky- 
burg 16), zuweile«.6 Pfund, (Regisasberg 13) oderauebQ 
Pfund , (Knonau 14). Wird der gednoffooe , herdf älii g 
so steigt die Busse xu - Andeliingen 31 auf 10 Pfund , sonst 
allenthalben sogar auf 18 Pfund, (Elgg 50, , Regens- 
berg 14, Kybu)gl3, Wiilflingen 13 und Weiuingen 15). 
INur zu Knonau werden Herdfall und Blutrunss gleich- 
massig bestraft« Auf Lähmung oder Verlurst eines Gliedes 
setzt das Herrschaftsrecht von £|gg 50, , 10 Pfund 
Biisie. Eigestbümlicbe Bestimmungen über die Bebandbmg 
«nd das Recbt «ines Verwundtttn sind in die Reobte voa 
Knonau 62—67, und Regensberg 13—22 angenommen» 
Der Verwundete wendet sieb an den Unterrogt odnr einen 
Fiirsprecben (Richter) der in Oememsobaft mit 4«m Amt- 
mann die Wunde beschaue. Erkennen diese „Wirth und 
Scharer" iiir nöthig, so darf der Verwundete „nach Lei- 
stung Recht ^' auf Kosten des Verletzers so lange es nothig 
bleibt, in einem Wirthshausc^ woboen. Dieser ist dann 
sciuildig Wirtb und S^bärer und übendem fiht jedftn Tag 
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Venftmiiiiw und LoKa eines Taglöhoerf nnd ein äogemn* 
ienes 'Schmertengeld zu bezfthleo» 

f) Das blosse Zucken eines Steins, ohne zuwerfen, 
wird mit 10 Pfund Busse bestraft , nach detn AndeU 
fingerrechte 29, nach dem Elgger 60, , Kyburger 12 f 
Wülflinger 12, Regensberger 15 sogar mit IS Pfund; trifft 
er f 80 wird er bestraft » je nachdem der Wurf gerath«" 

g) Wer einen andern fäUclilich einea Vergehens 
bezUcbtigl, daa dieser nicht begangen » erleidet dieselbe 
Strafe» die jenen betroffen hKtte , wäre er schuldig gewe* 
een. (AndelBngen 20, Kyburg 5, WUlflingeo 5). Wer 
schwört oder Gott lästert, wird nach dem Elgger* 
rechte 50 , um 3 Pfund gebiisst , wenn nicht das Ver- 
gehen so grob ist , dass die Oberhand einschreiten niuss. 

h) Personen, welche sich fälschlich um die Ehe an- 
sprechen, werden nach dem Rechte von WUlflingeo 24 
um 6 Pfund, nach dem von Kyburg 23, Elgg 50, 
Knonan ii und Hegensberg 30 um iO Pfund gebiisst ; ebenso 
^er Erb und Eigen anspricht und mit der Klage moht 
durchdringt, um iO Pfund* (Andelfingen 35, £lgg 50, 

, Knonau 1 , Regensberg 31 , Kyburg 22 , WüMKogen 
23 und Weiningen 16). Oder wer die Gränzen seines Gu- 
tes Uberschreitet und das Gut des Wachbarn beeinträchtigt, 
einen andern wie die Herrschaftsrechle sich ausdrücken, 
„übereeret, u b er s chneidet , Uberhauset, uber- 
mähet, überzäunet, iibergräbt" (Andeißngen 34f 
Knonau 9, Hegensberg 26, Kyburg 20, Wülflingen 4)* 
Mach dem Elggerrechte 50, ist die Busse in diesem 
Falle 18 Pfund. 

1^ Die Person des Verletzers und des Verletzten kommt 
ebenfalls noch in mancher Hinsicht in Berücksichtigung. So 
werden Frauc o, welche einen andern schelten oder schlagen, 
weit milder bestraft als Männer, und nur wenn sie die dem 
Manne gebührenden Waffen gebraucht, auch gleich Miinnern 
gebüsst. (Andelßngen 2S, Knonau 19 — 22, Regensberg 42)« 
Wer den. Frohnboten verletzt erleidet dagegen Ewie» 
lache Busse, (Kyburg iB, Wülflingen 19) , und ebenso der 



Digitized by Google 



Von Verlirecheii und d^cen BesU»AiH* 



63 



Fremde, welcher mit den Waffen in eintfli temtei Gt* 
richlssprene^el frevelt, (Wiilflingen 16). 

k) £igeiithiimli( h ist die Bestrafung je nach dem ^An* 
lass". Wer nämlich z. B. durch Schimpfreden Veranlas« 
•UDg zum Streite gegeben hat, hat dann nicht bloss seine 
Busse 9 sondern auch die Busse « die der Beleidigte im Streit« 
▼erschuldete» zu tragen, und .so den ganzen Erlbig des 
Streites auf sfüh zu UbernehuMn» insofern niobt ein Friede^ 
brueb » der ErÖifnnng des Streites lag» noch das Vergeben 
sich bis zum Todseblag steigerte. Noeb im Jahr KOI 
wurde ditss Becht des Anlasses von dem Rathe den Be- 
wohnern der Herrschaft Grliningen auf ihr Begehren von 
IV eil cm zugesichert« (GriiDiageu 39 , Andelßqgeo 20, Wulf« 
liogen 20). 

Das uralte Coropositionensystem gibt sich in dieseil Be» 
»timroungen noch vielfältig kund« Im Gegensatze dazu mui 
befestigte sich das CrimUj^lrecbt der Stadl mit eeU 
nem Apparate schwerer oft grausamer. Strafen immer mebv. 
Die wiebtigern Vergehen gelangten Tor den Rath der Stndt 
als Malef i zgericbt, und selbst die OberTögte er* 
hielten die Befu^niss , von sich aus strafbare Amtsangehö« 
rige körperlich züchtigen zu lassen, ohne dass es für nöthig 
erachtet wurde, , die Sache dem l\athe zur Entscheidung 
vorzulegen ^^), 

Ein besonderes Reohtsbucb » worin Verbrechen und 
Strafen verzeiobnet waren, gab es nioht« Dessen ungeaoblnl 
hatte weder die peinliefae Halsgericbtsordnung Kaiser Karls 
V« noch andere gemeipe >Recbtsquellen gesetzliche Auto- 
rität* Die Art und Grösse der Strafe wurde je im ein« 
zelnen Falle von dem Rath« bisstinmit, dahti aber allerdings 
mehr oder weniger Rücksicht genommen auf die iu 
Deutschland ausgebildete Theorie über Verbre- 
chen und Strafen , die bis auf die neueste Zeit massgebend 
war , und auch der neuern Strafgesetzgebung zum Grunde 
üegtf Mit äiisserater $tr^e wurden heeonflers ^dle politi^ 
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sehen Vergehen bestraft , vtnä nur zn vitfen Antheil hatten 

an der Behandlung solcher Processc gereizte Persönlichkeit 
uod Rachegier« 

$. 9. Die Gemeinden. A. Verfassung. 

1« Die GemeinideTerfassungf entwtekelte.sich seit der Re>- 
formation nun in mehr einheitlichem und mehr staatsreeht* 
Mehein Sinne* Zwar zeigen sich nicht iSherütt die nüm» 

Heben Formen, und vielfach sehen wir das allere Recht aller- 
lei INlodificationen erzeugen ; al>er im W'eseullichen herrscht 
doch dieselbe Richtung enlschirden vor. 

Die ursprunglichen Gemeinden -waren durch eximirle 
Grundherrschaften mannigfaltig zertbeilt worden. Die 
von den Grandherren gesetien Meyer waren an vielen Orten 
selbst erbliche Orundherren geworden. Von den alten und 
^on den neuen Grundherren machten sich nun die Gemein- 
den immer mehr los. Sehr viel trug dazu die Stellung der 
Stadt Zlirich 1^. Da sie nämKcb eine sehr bedeutende 
Zahl von Grundherrscbaften in dieser oder jener Form an 
sich jo^ebracht hatte , und zuj^leich als I^andesherr die näm- 
lichen Gemeinden beherrschte, die letztere Stellung aber 
die bedeutendere und einflussreichere war, so lag es nahe 
genug » die erste Beziehung in der letztern untergeben zu 
lassen. Die Tendenz , welche die Stadt in den verschie- 
denen Herrschaften befolgte, und welche auch von unten 
her begünstigt wterde, jede in sich möglichst gleichartig 
zu behandeln , lllhrte ron selbst dazu , auch die Gemeinden 
einander gleich zCi stellen und indem min den allgemeinen 
Wünschen gem#89 die Rechtsp flegle aus den einzelnen Ge- 
meinden herauszog und mehr concentrirte , auf der andern 
Seile dagegen die Gemeindeverhaltnisse wieder mehr den 
Gemeinden zu überlassen. Andere Grundherren aber lebten 
oft ferne von der Gemeinde » namentlich in der Stadt, und 
kümmerten sich wenig genug um die besondern Verhält- 
nisse der Gemeindegenossen , so dass auch- solche Geraeindeo 
'leicht zu erbi^hter Selbstständigkeit wieder gdangen konnten. 
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Niebt iriel anders War et ^nit den HerrschafteB, ^ «w 

dem ursprün^licheu Cent^rafenthum hervorgegan^n aeiii 
mochten, mit den Vogteien. Mach und nach waren fast 
alle diese Hechte an die Stadt ji^ekoiiinien , und in der Ver- 
iassung^ der Herrscliatlen aufgefangen. Ihnen gegenüber 
stellte sich die Gemeiode gerade als Einheit dar; uod 
durchgängig ßndeD wir an der Spitze der Gemeinden- -einen 
ans den Einwohnern selbst gewä'hllen Unter vogt» 

Die' Unter rögte wurden bald von den Oemeindsgenossen 
firei gewä'bh» wie ^« am Ziiriehsee» zn Urdorf und 
Birmenstorf , liald aus einem mehrfachen Vorseblage der 
Gemeinde von dem Landesherrn bezeichnete^), wie in der 
Grafschaft Kybiirg und in der Herrschaft Griiningen. 
Immer aber standen sie in einem Beamtenvcrhältnisse zu der 
Stadt als Landesherren , welcher sie einen besoodern Eid 
schwören inussten , und zugleich in persönlich naher 
Beziehung zu dem -Dorfe, zn' welchem sie gehörten und für 
dessen Policei sie sorgten, und welche sie repräseibtirten* 

Ausser dem Untervogte' finden wir nun bä'nfig noch an- 
dere Gem ein ds beamtet e^ welche wieder Tön der Ge- 
jueinde gewählt werden, aber nun ausschliesslich für 
diese zu sorgen haben. Wie in dem frühern Mittelalter 
zuerst die Käthe in den Städten eine rein städtische Bedeu- 
tung hatten , und die ölTcntüchcn städtischen Reichsbeamte- 
ten nach und nach au Einfluss auf die städtischen Angele» 
genheiten neben jenen verloren, so schien sich nun in den 
Dorfgemeinden eine analoge Erscheinung zu bilden* Unter 
verschiedenen tiamen, ^Is Dorfmejer, Geschworene, 
Aelteste, Seck elmeist er n* s. f., tancben allentbalben 
rein dörfliebe Beamtete auf, delren Aufgabe tbeils in einer 
ganz niedern Orts- und Wirthsebaitspolicei, tbeils in' der 
Besorgung , Verwaltung und Verwendung des Gemeinde- 
vermögens liegt. Es waren das Gemeinderät he, ähnlich 



33) Vargl. darUber obea Buch 111^ (« SU 6* 1(5. 
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Stadträthffo« nur io beschrüaktma VerbÄllBiMeo 
fkJi bewegend. 

2m Die Sittenpolicei wurde in den Geweiqden voo 
Seite der Kirebe TamäniUch besorgt. Um die Pfarrer sam* 
Hielten sich die sogenannten Stillstände, wieder eine blosse 
Geineindsbehörde, und bewachten mit jenen gemeinsam die 
Sitten. Unter ihnen war es dann hinwieder hauptsächlich das 
Geschäft der Kir chenpfleger , das Kirchengut zu ver- 
waltejiy der sogenannten £hegaiimer, Verletzungen gegen 
die gute Sitte zu rügen und nöthigenfalls höhern Ortes 
Wisuxeigea. Der Umfang und Geist dieser Aufsicht ergibt 
iioh nm besten aus dem Bidei welchen sie im XVI. Jabr- 
hundert xu leisten hatten t 

Zum Ersteim söllent Ir schweeren die Eer Gottes zuo 
schirmen vinid wo eyner oder eyne were , der oder die 
fräfler wyss on vrsach sich üssserte der hilchen oder vnnder 
der predig, viT dem lulchhof , Im wirtshuss , dem platz 
oder sunst Inn heymlichen wingklen erfunden wurde die- 
selhigen ze warnnen nach lut vnnserer herren Mandaten 
vond wo da« nit gebesssert wurde eynem Q|)ervogt au« 
zuzeygen. 

Ir stillend ouch schweoren wo zwev Mennschen orger- 
lieh by einander sessind, Als da were Inn hury ouch wo 
da möchte er^erniiss geben werden Inn kleydung , Im Le- 
ben , Es were von Man oder von wyb , Knaben oder ^ 
döchleren, dasselbig ze striiffen vnnd ze warnnen vnnd wo 
dann fräffler wyss darüber gehaodlet wurde deui Obervogt 
anzuDZÖ) oen. 

Ir sollend ouch schweeren , wo Ir horttend oder ver- 
nemmend e)"nen oder eyne schweeren , Gottlestcren, Jung 
oder alt dasselbig ze straafl'en , wo das nit gehes sert 
eynem Obervogt anzuo/eygen. Item wo man die Jugcnt 
nit zur kyuuderpredig zage dasselb z,e leydeu Tnad zu 
besseren. i 

Ir sollend ouch schweeren , wo man nach den Niinen 
Im wirtshuss sich fulte, vnnd wo der wirt Inen nach den 
Nauen wyn gebe oder wo söllichs Inn anudren wyngklen 
Übersechen, Ouch scheebethen vnnd aonder vn/.ymlich 
fräss Tund fliUeryen Airgenommen oder mit spileu , tauntxea 
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and andren dinj^en wider vnnierer herren Mandat gebend- 
let wurde , dauelbig zno straaffen vnnd zno wamnen i wo 
iölliclis darüber fräflerwyss brncbl wurde , ejmem Ober-: 
TOgt anznoseygen. 

Ir sollend oacb scbweereu, wo einer mit dem anderen 
zuotrungbe, Im« bräcbte oder bielte, ald so eyner sonst 
trangke das er es inaesste widergen, den oder dieselben 
nacb Lut der Mandaten zuo leyden. 

3« Alle wichtigeren Gemeindcangclegenheiten wurden 
vor die G e in e i n d s v e r s a in tu 1 ii n g der s t i ni m h e r e c h - 
listen Geineindsgenossen gebracht, und was hier 
die Mehrheit der Anwesenden beschloss, dem hatte 
sich die Minderheit in der Regel zu fiigen. Das uralte 
Princip^') wurde von dem Ratbo fortwährend anerkannt » 
wie z« B. ein Speciaifall des Jabres 1622 zeigt« Die Ge- 
meinde Zollikon batte nämlicb mit Mebrbeit den Bescbluss 
gefasst , den Weidgan^ zur Nacbtzeit zu gestatten. Die 
Minderheit wollte sich diesem Beschlüsse nicht unterziehen, 
suchte das Schädliche desselben nachzuweisen und brachte 
die Sache an den Rath. Darauf erkannte der Rath : 

Diewyl an allen orten vff der Landscbafft 
b isber brücbig gewesen, wessen sy sich vnder 
ein anderen Irer gemein en sacheu halber durcb 
das mehr Terglycbend, das dann der minder 
theil dem mehrern Tolgen söüe, das es derbalben 
by dem zuo zolUcken gefallnen mehr bclyben« 

Wer gehörte nun aber in die Gemeindsirersammlungf 
Wer war als stimmfähiger Bürger zu betrachten? Diese 
Fragen lassen sich nur beantworten, im Zusammenhange 

mit der freilich voraus schwierigen , aber eben so interes- 
santen Untersuchung über die Ge ni e i n d e giiter und die 
sogenannten Gere chtigkeits - oder Genosseugliter. 



35) Sacbieiifp. II. 55.: „Saat «o die buruiestar «ehept «Im <iorpe# 
Tromea mit wtlkor» 4«r merrta nitDie der bor« , d«t ne macli di* nyiirt 
d«il njelit wcdcrrtdea.'* 
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10. B. Gemeindefrütcr ond die bflrgerhchen 

Gemeinden. 

In der ältesten Zeit schon unserer Geschiclite haben wir 
den Boden , welcher den Bewohnern zufj;ehorle , in zwei 
grosse Massen ausgeschieden gesehen , in Sondereigen« 
Ihunii dem wir dann in der spätem Zeit ein Sonder* 
erbe an die Seite setzen mussten und in Gemein ei gen« 
thum (Almende). Beide standen wieder unter sich ii^ 
einer engen Beziehung, so dass die Eigentbümer und 
Erbbesitzer der einzelnen Haushofstätten eines ge- 
wissen Bezirkes (Dorfes, Weilers, Hofes), als solche einen 
Anspruch auf einen Kreis des (icmeineigenthums hatten , 
und die Ahnenden wieder einzelnen Genossenschaften 
von Hajisvätern zustanden. 

Wir haben oben das juristische Verhältniss des Son* 
dereigenthumes zum Gemeineij°:enthum, der Genossenscbaf« 
ten zu den Hausvätern ausfiihrhch zu entwickeln gesucht» 
und miissen tms jetzt, wo wir diese ursprünglich einfachen 
Verhältnisse in verschiedenen Richtungen aus einander ge- 
ben sehn , wieder auf jene Erörterungen beziehen , indem 
sich die verschiedenen neuen Erzeugnisse nur dann gehörig 
erkennen lassen , wenn man das ursprüngliche Institut, in 
welchem alle diese neuen Formen dem Keime nach wenig- 
stens eingeschlossen waren , reclit verstanden hat. 

Vielleicht hat es einzelne Leser geirrt und möchte ducb 
in der Folge sie wieder irren, dass wir jene alten Ver- 
hältnisse in der Form itrengor juristischer Theorien und 
scharfer Begriffe darziistellen gewagt haben » und auch den 
Heuern Erscheinungen einen ähnlichen wissenscbafklicben 
Gebalt abzugewinnen versuchen werden. Wir sind weit 
entfernt von dem Glauben , dass den alten Alamannen, welche 
sich in die Gegend theilten, schon jene juristischen Gedan- 
ken klar gewesen seien , die wir in ihren Instituten ausge- 
drückt fanden, gerade wie davon, dass sich die neuere 
Zeit, welche das alte Institut in mehrere neue zertheüte. 
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sich bewBSst ^ewesmi sei ,- was 4er Stamm nnd was das juristi* 

«che Wesen ihrer Erzeui<nisse sei. Dessen unbeachtet ist es 
nicht Künstelei, nicht Träumerei, wenn wir dennoch auch für 
jene Zeiten die juristischen Theorien auszubilden versuchen, 
und ihnen Wirklichkeit zuschreiben. Ist es doch die Au^ 
||;abe aller Wissensehaft mit Bewnsstsein tu durchdringea 
lisd geiitig^ nett zu beleben 9 was zoiror mehr oder wem* 
f^r bewiisst ' da war« Bs wurden längst in der Sprache 
die Gesetze der Sprache geübt- und taglieh beachtet , bevor 
die Theorie des Grammatikers diese Gesetze entdeckte und 
ZttfA Bewn^setn erhob» Lange ehe eine Loj^ik die Gc^ 
setze des Denkens begriff, wurden sie im I>el>cn angewen- 
det. Und so wurde auch das Recht bewahrt und tjeschirml, 
bevor die Jurisprudenz die juristischen Gedanken, gelrennt 
von uumittelbarer individueller Anwendung , darstellte. 
Darmu' haben aber der Grammatiker uod der Logiker nicht 
Unrecht f wenn -sie belianpten , daas die Sprechenden und 
Deokendeo die Grammatik und Logik ohne -sie zu kennen» 
befolgt haben ; und dieiiso darf auch 'der Jurist wohl tagen» 
dass das i^n ihm - erkannte Becht gehandhabt worden aci 9 
wienn schon die«usUbendeo Richter es nicht wiasenschaflUcb 
Iwgriifeo. 

Wir haben es als eine wesentliche Eigenthiimlichkcit 
der alten Gemeinde aufgefasst , wodurch sie sich von der 
römischen Universitas sowohl als von der römi- 
schen Societns unterscheide, dass in jener weder das 
Princip der Einheit (juristische Person), noch das 
der Vielbeit (Aggregat mehrerer Einzelner) aus* 
sobliesaiich herrortrele, aondem Tielmehr in der Gemeinde 
als 'Beehtssnbjeet beide Principe rereinigt seien, in der 
Weise , dass sich die Gemeinde bald als Einheit darstelle , 
welcher die Ahnende gehöre , bald als Vereinigung einzel- 
ner Hausvater, welche als Sondereigenthüiner zugleich auch 
Antheilhaberan der Almende seien. Es wäre ganz unpassend, 
fUr diese Zeit von Nutzungsrechten zu reden, fasse man 
diise nun als SorTituteo oder als Beallasten auf, die auf 
fromrdem Boden häftcn»* aia aus dem Eigenthume aa 
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der Almeode ausgeschiedenen dritten Pereonea 
zugehörip^en Rechten; am eo unpastcnder , ilt «in» 

mal ein Dualisnuis zwischen der Gemeinde als solcher 
und den nutzenden Hausvätern als solchen noch gar nicht 
hervortrat , und ausserdem die j^anze Bedeutung der AJ- 
luende also auch des Ei^enthunis daran in der fortdauernden 
]Nutzung lag. Der scheinbare Widerspruch , welchen inaa 
darin finden möchte , wenn wir sowohl die Gemeinde in 
ihrer Gesaromtheit als die einzelnen Hausväter fUr Eigene 
thnmer erklärten, wurde durch den Begriff der dentscben 
Genossenschaft in Verbindung mit. dem Begriffe des 
Gesammteigenthnrns wie ich glaube befriedigend gelöst. 

Von diesem Gesichtspunkte aus wird dann auch die ganze 
spätere Trennung der Gc mein degii t er und Gerechtig- 
keitsgüter klar. So lange alle Hausvater und nur 
sie stimmberechtigte Gemeindsbürger waren, 
und so lange die Almeude fast nur dem Genüsse der 
Einzelnen und nebenher bloss Öffentlichen Inte* 
ressen diente , so lange war auch keine Veranlassung vor* 
banden zu weiterer Spaltung innerhalb des Subjectes» Aber 
die Möglichkeit , dass sich, die Gemeinde erweiterte , die 
Genossen sich abschlössen, das öffentliche Bediirfniss und 
die Privatinteressen in GoUision traten, konnte auch eine 
Trennung der Einen genossenschaftlichen Ge- 
meinde in zwei neue Subjecte, eine mehr einheit- 
liche bii r gerliche Gemeinde, und eine mehr viel«* 
heitliche Genoseenverbindung herbeiführen* 

Diese beiden aus einander gebenden Riebtungen traten be«* 
sonders seit dem siebenzehnten Jahrhunderte immer deutlicher 
lieraus. Zum völligen Durohbrueh aber kam das neue Prin« 
cip erst durch die schweizerische Revolution, und ge- 
genwärtig noch ist dasselbe Weder ganz ins Klare gesetzt 
noch im Leben gehörig anerkannt. 

Betrachten wir jede der beiden möglichen Richtungen 
einzeln. Erstens die Richtung nach einer mehr einheit- 
lichen bürgerlichen Gemeinde. In der alten genos- 
aenschaiUicben Gemeinde wnr der DtmUsmoSi «reicher erst 
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Tiel später ia sdMr Eatswcimig bCffanftnl» im Kcraie 

nach schon enthalten. 

Die alte Gemeinde hatte zugleich eine politische 
und eine privatrechtliche Bedeutung;. Hob sich die 
crstere wieder, wie wir das von der neuern Entwickhin^ 
der Gemeiaden seit der Refomation bereits wahrgeuoniiuea 
haben, so musste auch in yerniögensrechtiieher Beziehung 
das Gemeindeeleiiieat wieder -stärker henroHretco* Die AI* 
mumd€ war siuiSclist allerdings d«ni PriYatgeansse der ein- 
seinen Sondereigenthttiner iringegeben > aber daneben waren 
docb auch ron jeher die freilicb geringen öffentlichen Be- 
dürfnisse vorzugsweise aus dem Ertrage dieser geroeinen 
Güter bestritten worden. Zunehmende Cultur seit der l\e* 
formation erzeugte auch steigende Bedürfnisse. Mit diesen 
uiussten die Ansprüche der Gemeinde in ihrer Einheit als 
eines öffentlichen Institutes auf die Benutzung der Almende 
steigen und mit den AnsprUcben der Einzelnen auf Privat- 
genuss in stärkem Gonflict gerathen. Die Einheit der Ge- 
meinde wurde sich mehr bewusst in ihrem Gegensatze gegen 
die Vielheit der einzelnen Uausräter. Dieses Gefühl , dase 
die Gemeinde und die Hausvater nicht mehr so ganz und 
^ar Eins und einig seien, wurde auch dadurch verstärkt, 
dass in Folge der Eiuzugsbriefe die Gemeinde neue Ein- 
künfte erhielt, welche, wenn sie schon nicht ohne Rück- 
sicht auf die Plutzungen der neuen Bürger an der Ahnende 
verstattet worden waren, doch ihr vorzugsweise in ihrer 
bürgerlichen und staatlichen Stellung zukamen, dass sich 
demmeb ausser der gemeinen Waldung und Weide noch 
ein anderes bewegliches Vermögen zu bilden anfing, wel- 
ches nicht wie jene von den einzeUiett Hausvälern f sondeorn 
nur Yon der Gerodttde als eolcher angesprochen werden 
konnte. Auch dieser Gegensatz wurde dadurch deutlicher, 
dass die Regierung anfing, Rechenschaft über die Verwal- 
tung dieses Gemeindevermögens zu fordern, was sie wie- 
der nur konnte von dem Gesichtspunkte des öffentlichen 
Interesses und der öfiientlichen Bedeutung der Genieinden 
ausgehend; denn was die. einzelnen Hausvifter als solche 
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nit' ihrem PrivatvevniSgea <vonMliiBeii , .teiilwr atud chn 

Staate kein Aufsichtsrecbt ku. 

Ganz entscheidend aber im Sinne der Trennung^ des bis- 
her verbundeneu umsste die Erweiterung der Bürgergemeinde 
im Gegensalze zur Abschliessung der Genossen wirken. In 
den Städten Zürich und Wiuterthur, welche beide sehr 
grosse Qemeindegiiter besassen, war auf Seite der Verwen- 
dung das öffentliche Interesse Torherrschend, auf Seite de» 
RechtasubjMta die fiiae Btirgersehafl, nieht als €oiiipla(K 
▼on HaiUTätern , tondei^n als Gesammtheit übcrwiegeod » 
und swar diess aebon seit JahrhuBderleii« Woher .kam 
das? Denn io deo ursprüngliehen YerbaltiiMsen - standeii* 
auch diese Geineinden den andern gleich. £s erklart sich 
diess wesentlich aus zwei Erscheinungen : zunächst , weil in 
den Städten die öffentlichen Bedürfnisse schon in ihrer ersten 
Zeit (man denke nur ao die Kosten der Befestigung) sehr 
gross waren , un^ sich fortwährend so erweiterten , daSa 
nach Befriedigung derselbeD:den £iDzeljien wenig Privatge« 
Duss tibrig bleiben konnte* und dann daraus , das sieb in des 
Städten sebon friibe das Prinoip , einer persönlieb veru 
bundenen Bürgerschaft im Gegeosatae einer Yer» 
Sammlung der Grunde igcntbam besitzende» Hausirlitcr 
ausbildete, mithin jene und diese weder der Zahl noch dem 
Rechte nach die gleichen waren. 

Was sich in den Städten so gezeigt hatte , äusserte sich 
nun auch , wenn gleich mehrere Jahrhunderle später, in den 
Landgemeinden. JNur wäre es aneh hier wieder verkehrt^ 
den Masstab der Städte ohne weiters auch an diese zu 
halten. , und hier eine gleiche Entwtcklimg im Sinne der 
öffentlichen Bedeutung der Gemeinden zu Terlangeii. Dean 
der grosse Unterschied bleibt immerbin »nrnok, dass die 
Bevölkerung der Städte der Masse nach ihre ökonomisdiie 
Existenz nicht ihrem Grundbesitze und der Landwirthschaft 
zu verdanken hat , während in den Landgemeinden beides 
von grosserer Bedeutung ist, mithin der Zusammenhang mit 
der Benutzung der Almende durch die einzelnen Hausväter 
bier auch weniger ieicbl zm Umca sein wird als dort« . 
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ImMfliiii aber ist doch so viel wahr» dass einerseits 
die -waebaeiidea öffeatUehea Bedürlbisfe der Geneiadeo» 
aodtrseiti die Erweiterung des Gemebdebürgerrecbts , und 
zoletzf seine Ablösung vom Grundbesitze such in den Land- 
gemeinden eine Veränderung des frühem Zustandes, und 
sowohl eine von den Genossen unters chiedene Ge • 
inelnde und als ein von den Gerechtigkeiten ver* 
schieden es Gerne in de gut bewirkten. 

Von der Veränderung des Geineindebiirgerrechtes haben 
wir hier noch zu reden* Einen ersten Anhaltspunkt gab die 
EinTiiiiruug der Einzugsgebühren t indem dieselbe wenig- 
stens SU dem Erfordernisse der HausbäbUebkeit und des 
Grundbesitzes noch als ferneres Erforderniss für die neue 
Erwerbung des Bürgerrechtes die Benahliing eines 
Beitrages in das Gemetndegut hinzu that, and die 
B Ii r g € r a u f n a h m e zum Gegenstand einer Verhandhing der 
Gemeinde machte. Einheimische Unterthanen der 
Stadt konnten freilich niclit abgewiesen werden , wohl aber 
alle Fremden, wohin denn die Angehörigen der übrigen 
schweizerischen Stande ebenfalls gerechnet wurden. 

Die ältesten Spuren der EinzugsgcbUhren auf der Land- 
schaft reichen in die zweite Hälfte des fünfzehnten Jahr* 
hunderte iiinauf ; aber erst im sechszehnten Jahrhundert » in 
Folge der grossen Erschütterung der Reformation • wurden 
die Begehren um Einzugsbriefe häufiger und die Ertheilung 
derselben regelmassig auf die Gemeinden ausgedehnt ^^). 
Gerade sie zeigen am bessten , in welch enger Verbindung 
damals und bis ins achtzehnte Jahrhundert hinein noch das 
Recht auf die Almende und das Bürgerrecht stand. Ich will 
einige Beispiele anrühren. 

Einzu^sbrief von Mänidorfvon 1517.: Wir der 
Bürgermeister vnd Rat der Stat Zürich — thund kunt — , 
das für unos komen sind vuasrer lieben vnd getrüwen de r 



36) Ein Einzug wird «rboa erwähnt im iw (Mfiüog von W«ttschwit 
VO« 1468. In dem Stotsarrhiv rAogt die Reihe der BhitagsMcfIt <rst 
■Jt 4«m Jahr 1026 «• ; t« gibt «btr «ia« Bfaof« älltvar. 
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- Gemeind von Mennendorf anweldt vnnd hab^nt nä» 
||tpette)i, der Bestimpten Gemeind stt Mennendorft' «« 
verwilligien *— wer daselbshin zübenirnd hy Inen 
zu Mennendor f f Sinen sit» haben weite, das dn^ 
selbig Inen für den Inn/. ug cm £ilamlicbe Somui gell« 
Solte gdien, dem weldtind Sy alle ger echtigkeit Ina 
* holtz vnd Teld, wie Iro Einem lassen vervol« 
gen. So nun — habennt wir Inen vfi das zugelassen , also 
wer Nun hinfür zu den Tnnsern gen Mennendorf zühea 
vnd daselbs Sinen Sitz vnd wonnng haben wil , das 
denelbig Inen vmb den Innzag Nämlichen tnntt Pfood 
▼nser werschaft geben vnd bezalen , vnd darmit demnaeh 
aller gcrecbtigkeit Inn bohz vnd weld wie Iro einer ge-> 
messen. 

Wer den Einsug; bezahh wird Bürger der Gemeinde, 
tiDd erhält als soleher die „ Gerechtigkeit io Holz und Feld." 
Dabei wird aber als bekannt vorausi^esetzt, dass er einen 
Wohnsitz in der Gemeinde zu Eigen oder Erb erworbert 
haben müsse , indem weder das active Bürgerrecht noch die 
Nutzung der Gemeinde von jenem getrennt gedacht wur- 
den. Es ist diess freilich in der Urkunde nur angedeutet« 
nicht ausgeführt, eben weil damals noch niemand daran 
zweifelte. In den spätem Einzugsbriefen tritt diese RUck« 
sieht desto deutlicher hervor, je mehr sie schon hier und 
da Zweifeln ausgesetzt werden konnte. 

Einzugs b rief von Glattfeldenv. J. 1526.: „Das 
ein yeder , der au Inen ziechenn vnd hy Inen hnss- 
hablich sin will, oueh trib trat wunn vnd weid • 
nutz, en v nd brachen ii , /.uovor soll gclicnn vnnd vss- 
richtcnn dryg Guklin — da der ein Guldiun vnserein Togt 
zu Eglisow — zuo gineyner vnser stall banden verlangen 
vnnd die übrit^enn z-wen guldin zuo Irer o iii c i n d nütz 
behalten vnd au^ele^t vnd sunst vnd anderer 
gestalt nit vertan werden. 

U. Man. V. 5. März 1600.: Der Gmeynd zu Hönocr Ist 
der Articel: Wen einer hy Inen syn hus und heym 
verUouffe, das er damit syn dorfrecht verwiiiht 
haben , ebeninessig wie gegen andern Giueinden ouch be- 
schecben — zugeben worden« 
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Zu MlnMorf wurde im Mr i60l Mh Rickti^t «af das 
yxiinblicli gaewwweli*' das Riaxagsgeld arhülit flir Ange- 
Mrige der Stedt aal 40 Pfand Ittr Eidgeiioaaen aaf SO Pfond 
für Laadcafiremde uttbeetlniiult und die Aaftiaiiuie io das 
Dorfrtdit In dem EinzugsbrieCe als Kaufen von i^HuM vnd 
heim** dargesiellt. Darin heisst et weirer't »Ee seilen füro- 
hin die Ehrbaren vnnd Eltisten- Inn der GiJaeind 
Menedorif %n den nftwen fnnd oueh den übrigen Insessen 
ein ilvüsio;.« irfsechen haben vnnd mit aHem ernst darob- 
syii, Das sj Inn Irem tbao« Torbctrachtlieh vnnd hussHch 
farind. Dann eb glycb einer ald mehr syn hast vnnd 
heim eiatweders durch yngerissne rnfäl — oder sonst von 
wegen Hederlicheii hnsshaltens allerdings verkouffen 
mitosten, solle doeh ein Gmein d sich mit denselbigen 
(woueer sy Inn der Gmeind blatK vnnd herberig 
finden) btllieh lyden, vnnd sy vss der Omeind 
nit wyses. SöHiche Persohnen aber sl>Ilent hienüt Ir 
gereehtigkeit Inn holtz vand veld wnon vnnd 
weid verwiirkt vnnd an der Gmeind weder zao 
mee^ea noeh- sno mittlren habea, solang bis &y 
-wideraad» Inn der Gaieind eigen vnnd eerb erkonf- 
fend «Id vberkbommend' va'nd das In&uggclt vff 
ein niwes beaalend."^ Woaeer aber einer an ein ann- 
der Oit attcbeiin vnnd daselbs 'ein Schinn ald dorflrecbt 
anaemmen vad demnach wider by Tnaen se sitaea begeren 
wurde, Soll deraclbig den latzug vff ein nliw^ wider- 
umb erleggen , • ober sy Inne anzenemmen ald by Innen wonen 
' ze lassen- ttit schuldig syn." Bringt einer verbeirathete Söhne 
mit werden selbige nicht ■ „ gmeindtsgnössig " , sondern sie 
müssen , wie sie nachher Eigen und Erb erkaufen , den 
Einzug bezahlen. Für die unverheiratheteu Kinder abei* 
soll der Vater Ir dorffrecht mit synem Intzug 
betzalt haben.'* 

Einzugshrief von Regensherg von 163 i : Dass 
sy binfüro l;cinein Tlauss und Heiutb hy Ihnen erUhauf- 
fcn lassind, der ald diesclbigcn köunind dau — <;enu}isamb- 
lich anzeigen vnd bewj-sen , dass ov den Kaufschillino; zu 
bezahlen habe. Welicher dan sr)licheni Slalt »elhan , zu 
Ihnen zii'hen , seinen IJausshablichen SiU bey Ihnen haben 
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und Ihn QtteM^nttu mtscn Tnd bnurh^n- will , ^rfel- 
hig tolle Ihven si|tw InMgigclt mrielitea« — * 
. Ordnung an RcgensberK Tnn 1681 3 £• jolle nuA Jvt den 
HniehaHiuigen » wo 3 ald 2 fiUirer..oblinndfn«'n«r Einer 
In die Gmeind gehen, Tnd «hregen yU dum filusten 
•der deuine deY am meisten na Hase hnt« hmltlien, 
die andern aber hy Hus$ verblyben. 

Ratbserk. r. 16. Joli 1670. (St. M.) Wegen der Gmeind 
Böttingen ynsttggelts ward erbhenndt« Wann ein vatter 
woher der were, au Ihnen attcht, Tnd Söhne «fie bereite 
in der Ehe vnd verhyratet sind, niit «ich brc€hle,.aoH Er 
nwahren för dieselben , so lang Sy hy Ihme Uybend und 
keinen -eignen raoeh füehreDd>- den ynnng- zuo 
benahlen nit schaldig: 'dieselbeli aber aneb-an lang 
keine rechte Gemeindtsgnossen sonder nnr als 
Knecht geachtet syn , vnd so einen. soUichen hernach 
Eerb vnd Eigen Eerbs - fconffs oder vff andere wyss 
an kerne, derseUte dann den yozug glych wie syn »vatler 
gethan xuo bezahlen haben. Für die ledigen Söhne aber 
die ein Tatter mit sich in die Gmeind ange » soll für einen 
Jeden llinff Guldin bezalt werden:» vnd dieselben dsrmit 
3mgekanfflt syn. — Im fahl aber ein sollicher das was er 
crkonfit wider hinweg geben tbete» Er %%vahren..in. der 
Gmeind, wann Er rnderschlatiff findt, wyier« > gednidet 
werde, aber nötzit ze mehren noohzeniinder.nnanch 
einiche nntzbarkei-t nit zn genietsen' habe ,, biss 
. Er wideromb' Eerb vnd Ei^^en fiberfcomme» , Tod dan yn- 
zog von nönwem, so Er. gegen ' einem fröinbdcn verkouffk 
Tolkommen, da Er aber- einem- Gmeindlsgnoaaen ze.honf- 
fea gegeben nm halb,- bezalt haben wirt. • . 

Einzngsbrief liir Richters chwyl von 1753. Ob- 
gleich einer sein Banss und Heimath- von Unfall oder lieder- 
lichen Hanshaltens wegen verkanffen mänste, solle. -doch 
eine. Gemeind sich mit demselben — leiden nnd ihn nicht 
wegweifen, ein sollicher . eher seine Gerechtigkeit. in Holz 
nnd Feld Wnnn und W^d verwäi'ket und in der Gemeind 
weder, zu mindern noeh zn mehren haben , bis er .wiede* 
rum daselbst Erb und Eigen erkauf nnd das £inzi\g-Geld 
auf ein neues wie hievor bezahlt b^ben wird. 

Auch die Verhältnisse der Stadt £lggi welche in dieser 
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Hinflcbt dm: Döi>fom:iiiitar^4lMidi: ab cleo- SlädKui Zil^ich 
und' WihlerllMir » «lUiMieo .a«r B«IcliidituDg dieser Yctrhält- 
nisse dienen« Zu Elgg besteht lurefa 4em Hcvrsohftftdveclit«: 

von 1535 die Gemeinde aus den samintlichen Hausvateru. 

Zwar kommt alljährlich die ^anze Eiowoliüerschait zum 

^dschwur zusammen , aber naciidem 

der eyd vom herren , dem vo»t , Kathen , vnd der «ant'/,ea 
gmeiud ^e]>enii Mid geschvsoreu ist, So i;at der her saiupt 
al 1 e n h Ii s s 1 li l e n n , d i e n s t hn e c h le n , süaeii s ssder 
Jiilchen , vnud lilibcnd dess herren vojjt vnnd Ratsniati , 
vund der von Elj^öw dry Rät saiupt deo eltistcn huss<- 
Tätlern in d.er hilchen^'^. 

Die Hausvater sind die wahren Aotivbiirger, für jedes 
Haus einer. Jede Haushotstätte Jiat hinwieder ein Recht 
auf ähnliche Zutheilung vpn Brennholz und ausserdem auch 
Bauholz für Reparaturen;. wie es aber scheint schon f53Z 
nicht bloss die^ Hausbofstätten , sondern aueb noch gewissem 
Personen aus andern GrUnden^'). 'Niemand aber als ein 
Burger darf eine Hofstätte kaufen ^^). Die Aufnahme ntner 
Bürger geschieht gemeiuschnftlich durcli den Rath der Sladt 
und den Stadtherrn und gegen ein Bürgerreohtsgeld. Es 
wird aber nicht gefordert , dass der Bürger auch nolh- 
wendig eine eigene Hof statte besitze: dann fehlt es ibtn 
aber an den| Stimmrechte und sein Bürgerrecht . ist kein 
Activbiirgerrecht. 

37) Art. 4. U. Art. i. ^. 3. Art. 2, J. 1. * (P»it. 1. S;'^6S. 

2<^0 uikI 261.) 

38) Zi srod«! ». 1549; „Alle Hofstätten in des Flerk -ns «ir-ib*-» 
und Fried ki-tti^i ^gelegen uud einem Herrn liof&(«llj(eld /lu&eii , df>ii< ii sind i\m 
yom Elggau »{«tmliebc Zimmer«!« oer %m ihren iiotliw«ii«lifen Üantea , auch 
wtSik iiMii BtiiAots Aii»^MK ms Alst FiMkeM 'Höhtvm tu geben ftchnldlg." 

.OiflkMng Tim lUeclienf Elgg tob i532: »llen dMSidet YnifH mmi ißm, 
4 lU^e iifi A^f einmal, .wie der Altvordern Brauch war, allen Hofs tat* 
ten und dem man schuldig ist zu j;eben, auf tiuen t.tt; d.is breun- 
holz geben sulleu. item so iegltcbem , dem num von Uorgerrecbt vun 
der Uofatatt od«f ««iit*! BreMlinIt leigebeu schuldig Mt von vogl und 
RülhM wMgellieilt fexekknet und segebeii iat. — > llem pb ein B arger 
oder den luan zum bnnen ximmerboix xu febeu a.chnldig ist 

39; UerrschafUrcchl Art. 53. j|. 2. &pruchhriele vad 1596 |i. 1641. 
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Ueberoebeii wi» ttOehiiwU dieiAsi« gMiM- Material«' ml* 
ehes sich sehr kieht noch vcrmeliraitlkMe » sowatden wir 
üol j^ende Resoltate igtwimiea : - 
• 1) Das Bürgerreoht in der Gen einöle und das 

Recht auf die Almende waren beide von Anfan«: an 
nolhwendig verbunden mit dem Besitze eines Hauses zu 
Elisen oder Erb. Jene politisclien und privatrecbtlichen 
Befugnisse waren damals grossentheils ungetreont beisam- 
men , und beide erschienen ooch als Folge des Besitzes am 
Sondergut. Wurde dieses aufgegeben » so fielen auch jene 
Yon selbst weg^^). 

2) Die Kinder der Bürger» welehe kein eigenes Haus 
besassen, wurden von dem Hausvater^ die sämmtlichen 
Hausbewohner von dem Hausherrn vertreten. In 
einem weitem Sinne waren auch sie Bürjs^er, aber ihr 
Bürgerrecht war ähnlich wie noch jetzt das Biirgcrreclit der 
Frauen und Ivinder ohne Stimmrecht in der Gemeinde und 
ohne Genuss der Alineude. Es war mehr ein ruhendes als 
ein thätigea. 

3) Durch die Einzugsb riefe wurde diese Verbin-» 
duhg noch ausdrücklich anerkannt, aber zugleich die MÖg« 
lichkeit gegeben» in dieser neuen Bnrgeraiifnahroe 
eine Form zu finden» welche sich ausdehnen liess auf neue 
Ankömmlinge , die nicht sofort Hofstätten und somit auch 
zunciclist kein Recht auf die Ahnende erwarben, wie diess 
z* B. in Elgg geschah. 

Seit es nun an manclien Orten aufkam , die Hofstätten 
der Zahl nach zu beschranken und mit ihnen die Gerech- 
tigkeiten in Holz und Feld » wovon wir später noch Bei- 
spiele finden werden» w^r es nun schon möglich, das po- 
litische Bürgerrecht» daa Stinnireeht in der Genmnde 
auch solchen Bürgern zn gewähren» welche neue Häuser 
bauten » und Ankömmlingen » welche neue Häuser kauften 
und den Einzug bezabhen » ohne ihnen desshalb die Dorf- 



40) Vergl. auch RUttimAnn ein Beitrag zu der Lthrc von de« «Oft»« 
I>orfg«reclitigk«ilen in der Moo. Chr. V* S* 213 ff» 
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gcrechligkeit in Feld und Wald zu gestatten. Man könnt« 
dannKuinal unterscheiden zwischen Sachen, welche bloss 
die Ahnende betrafen, und Sachen, welche das ganze Dorf 
und dessen öffentliche Bedürfnisse angingen. Jene kamen 
mir vor die G^metuden der eehten Genossen, die alte 
-Tollberechtigte HofstäHeii beAassen. Zu «Uesen konnten nun 
auch die liMgea Ha^serbesitzer ingezogen uod aueh ikotü 
Sctnmiredit eingeräiimt mrden. * So haben wir aun bereite 
zwei Gemebdeo neben einao^er, die* etne auf die Gev«ahfe 
li-gkeitsinhiiber betfcdvänkt , die andere auf alle H«ue- 
rä-ter ausgedehnt. In diesem Gegensätze halte jene wie- 
der einen mehr privatrechtiicheu, diese mehr einen 
öffentlichen Charakter. 

Ein weiterer Schritt führte dann dahin , dnss man in 
'die Versammlung der Gemeinde auch den übrigen 
Voralebern einer Familie, wenn sie* auch nicht ein ganzes 
Haue besajsen, «ondem nnr einen eigenen Ranch führ- 
ten ^*), den. Zntrilt! 'tvrttattete, ja selbst jüngere fittrger 
xuKess, die- iÄb^atl^4ic<ili 'BesitKtham batten,- diese letxlere 
freilich selbst hm aehfKchflten Jafarhnhderte nur selten. Die 
Mothwendigkeit , Steuern aiif alle Familien eu verlegen, 
musstc mancherlei IModificationen des alten Rechtes nach sich 
ziehen ; denn wer beilragen niussle , niachto auch Anspruch 
darauf, zu der Verwendung mit zu reden. So war die 
Möglichkeit einer Biirgergemeinde anschaulich geworden , 
deren Glieder nicht alle oder doch nicht in gleicher Weise 
mehr Rechte auf die Aluiende besas&en. Das Bürger- 
recht erechien'nnn sehobiils ein rein politisehes Recht 
•lesgebunden fon dett ficeitse gewieser vollbereehtigter 
Hofstätten. 

Die Revohttion löste das- Bürgerrecht nim auch noch 

ah von jeder Verbindung mit Grundbesitz, und iasste das- 



41) In dtr älleni Zeil war der Ausdruck : einen eigenen Ranch fiibren 
ganz {;ieicbbede«lend mit dem Aundmck « «in« Hofslälle b«siUrtt ; d«uji iu 
je4«r HttU« fab «• unr BImk li«*rd. In dl.r Falga «b«r koMUiMi häufig ineh* 
Vera HMrde nad mahrtr« Wolmait^M m Bfatm Bmu vor« • 



Digitized by Google 



70 • • Viertes BucM^ iO, , , . . .7 

jBlbe der inotoDeii . Eotwbklang; )ioldi|cei9il • :em ätr 
PersoA ak soleber sugehikiges p.oli|ts4;li«>8 I^Aobt auf. 
Die* einzelneo Personen hatten durch die - grosse Umwäl- 
zung; der ülTcntlichen Zustände für alle Sla.itscinrichlungen 
eine ganz andere Bedeutung erlangt, als zuvor. Persou- 
lichc Freiheit und persönliche Gleichheit waren die Lo- 
sungsworte, welche die eurp|»isdiiea Y.Qlker ^ufr^e^fU)^ dei: 
Unterschied der Stände schien aich nicht mehr zu vereiaigpao 
mit ^er persönlichen Würde d^ Menaelien; der UBsitz.js^a 
Boden galt für gleiehgülU^ in den VeirhäUiiiiaen Eum Staate ; 
^r Einflufs dieaea Beaitiea auf politische, Bef|4{oisie war 
ala Rest aus . der Feudalzeit Ter^asat : f|ie Theoifien basir* 
ten den Staat auf den freien \Vill«n zuaamnten Iretender In- 
dividuen , und dieser Wille ging immer mir von der Per- 
son nicht von dem Grundstücke aus; die Entwicklung aller 
individuellen Kräfte der Einzelnen wurde als das hüchle 
Ziel der n^nschlichen Be^^ehiuigeo auCgefasst;- was sie 
hfnumte oder, zu hemmen schien , . aoU^e weggeräumt wer^ 
dieo. Was. war bei dieser. a%emc inen Xfindenii d^ Zeit 
natürlicher» ala dasa:UberalIy %umal ioalJ^u ataatiichoo Veiv- 
biodungen und loslMHten , das. per.a.pnlißhe Clement 
aiegreieh hervor trat? War .w.wd,aiGir darliber wiuBdern.« 
wenn auch die Bürgerschaften einen.reiu persönlichen 
Charakter annahmen? Waren sie es docli ia den Städten 
lange schon vor der Uevululion geworden. 

M ie aber das wirkliche Lebeu von einseiligen Theo- 
rien sich freier zu erhalten weiss,, als man gewöhnlich 
meint, so auch hier. Wenn gleich- die herrschende Theoriß 
über die Persöntiohkeit der. . ainiselneo Menschen die Per^ 
aönlichkeit des ganzen Staates ala eines Ganzen .überfab 
und verkanole, ao. behielt doch auch der. Staat 'fin ejgen- 
thUmlichea l/Tesen und Leben« eioe PeraönUcbkelt bei. 
Und während die Theorie auch bei uns sogar in die Ge- 
aetzgebung sich einzuschleichen wusste und vorgab, nur 



42) Bfa» T«vgl. dM G«cett der helref. R«paUilr v. Ii. fl^rauiif 1799« 
Hb«r 4w Bttrg«rr«Alit« , im Ta^UM IJ. S.. !!».. 
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Blirg«r abei^' keine Biir^ers(/h»fte», nuv Erawlite aber keine 
Gemeinden mehr zu dulden , so erhielten sich doch auch 
diese GesainiHlheifen in il»rer Persönlichkeit. Wie konnte 
rs anders sein, da i^eradc die KnUviekhmi; der Gemeinden 
als Clin h e i 1 1 i c h e r W esen seit Jahrhuaderten vorbereitet 
und im WactisUium liegriffen war»* als die Hevolutioii 
«Mibra<'h ? 

Wir Anden' nun in der ScbluMperiodrlibefall blirgeiu 
liebe Gerne inden anerkannli in weloben nicbt mebr^bloie 
die Besiuep ron> Hausern « sondern alle mahn lieben und 
entweder dufeh« ihre A'bstatirmiin oder dureh neue Auf- 
nahme in das Biirj^errecht in den Biirgerverband ein- 
geschlossenen Personen als e^leich berechtigte 
Glieder erscheinen. In der Regel bcsit/^en diese Gemein- 
dea Vermögen , häufig haben sie sogar die ALmeode oder 
doch einen 'i-beil derselben gerettet* Auf diese nun dürfen 
wir jenen- ailm Begriff der Gcaossenscbaften- niobt nebe 
anwenden, * Da sieb '.die Gemeinden im Sinne dec Einheil 
ans^bibiet beben > so könMut ihnen niioinebr allerdings der 
Charakter der römischen Univers^as wenigstens sebr.viel 
mehr zu als früher. Das Vermögen gehört der Gefeneiude 
als einem einz.igcn RechLssubjccte , es gehört nicht den ein- 
zelnen Bürgern als vielen Snbjecten. Indem das Biirger<r 
recht abgelöst ist von dem Besitze an Grundeigenthum , 
SO babeo die privatrechtlicheu Schicksale dieses letztem , die 
Vcräusserungen und Vererbungen desselben auch auf. den 
Bcsta«! der Büügemchafi selbst keinen £influss mehr, und 
was imnec ibr Veränderungen von ^icb gebt» mit den ein« 
seinen Blipgera,.ob .sie sieb. der Zahl nach vetoMbren- oder 
vermindern, ist Git die immer gleiche .fittvgevschaft als 
Recbtssubject gleichgültig. 

Mur insoltm wirken die frühem Verhältnisse noch fort 
und kommt es auch no» li aiii die Persönlichkeit der Glie- 
der an; als der vStaat die Bürgerschal'ien in ihrem wesent- 
lichen Bestände anzuerkennen hat und es eine Verletzung 
des Rechtes wa're, >veun er willkührlieh und gegen ihren 
Willen mit den - bestehenden Bürgerschaften andere Gom^ 
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pkxe Toh Pevsoaen» z« B« andere Blirgemcheilea oder die 
Masse der Aastimm bereinigte. Denn to wenig ditee Ge- 
meinden ein blosses Erzeugniss des Staates sind , so weni^ 
kann dieser sie beliebig umwandeln oder beseitigen. Vihl 
wenn schon zugegeben werden muss , dass diese Corpora- 
tionen« welche eine öffentliche Bestimmung haben und mit 
eingreifen in den Staatsorganismus einer besondern Aufsicht 
des Staates bedürfen , so haben sie doch hinwieder ihre 
dgene Persönlichkeit , welobe Ton dem StaaW w nehten 
ist 9 wie die Persönliehkeit der einzelnen BUrgev* 

Wurde nun die Gemeinde als eine öffentliobe Person 
Eigenthnmer des Gemeindegutes , so machte sich nun immer 
mehr auch die Bestimmung des Gemeindegiites zu öffent- 
lichen Zwecken geltend: und insofern kann man sagen, 
dass das Gemeindegut immer mehr den Charakter eines 
öffentlichen Gutes annehme und anzunehmen habe: 
eines öffentlichen Gutes, darum aber durchaus nicht eines 
Staatsgutes» auch nicht eines mittelbaren Staatsgutes: 
eines öffentlichen Gutes im Sinne der Gemeinde und üirer 
Bedürfnisse ^ fUr Polioei » Schulen « Armenunterstiitsung 
u. s. f., und im Gegensätze zur Privalbenntzung durch 
die einzelnen Bürger '^^). Freilich konnten und können die 
Privatnutzungen besonders der Almende durch Einzelne 
nicht so leicht beseitigt werden. Wo sie aber gegenüber 
der Gemeinde als Eigcnthümer, sei es den sämmtlichen 
Bürgern oder den Hausvätern oder eigenthUmlichen Genos- 
senschaften noeli zustehen, da sind nunmehr diese Berech» 
tigten als Dritte von der Gemeinde zu untersdieidcttdt Per- 
sonen, als versclriedene Reehtssubjeete zu betrafchcen; und 
nicht mehr -wie in den ursprlingfiehen Verhiiltnissen als mit 
der Gemeinde zusammen fallend, und nur ein anderes in 
dieser liegendes Element mehr hervorkehrend. Diese Drit- 
ten können nun entweder ein rein persönliches Recht 

^3} Dm Gesetz iibsr die^jGeineindeuutzuugeu v. a. Juli läiS. §. 1 spricht 
«ich 4«rnb«p to ans : „Di* .Geweindegäter sind antsehlinMiicli«« Eis«nlhnm 
inr Bttiysrsemeiad«. Sin sind icNnÜclisl beslimmt , din ttffenllichtn Bedürfnisse 
des Orl«#ttiid der Gemeinde sa lieArjviljgen. 
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haben: Auf gstwisac Nulznrigen , 60 «lass üt wie Glitubiger , 
die •Gmeiede wie ihr Schuldner erscMiit, oder ein reim 

dingliches (serviluteDarti£;eÄ) , durch welches das Eii<en- 
thum der Gemeinde bcsclirankt wird, indetii ihr i^rwisse 
^iitztins;en entzogen und als besondere Rechte nuf Dritte 
übertragen sind, wobei man sich nur nicht durch die rÖ*- 
mischc T.ehre voo Personal- und Realserviluteo verwirreR 
Uifsea darf, oder endlich mehr in Form und nach Aneio* 
gie der Reell asten, insofern der EigentfaSmer der AI* 
»entlr zu geirtssea Abgaben desr Ertrages- an Dritte ver- 
pflichtet ist, and dSese Verpfltehtung auf dem Boden haftet. 
Alle diese verschiedenen Formen sind möglich nad es Kommen 
auch alle in mancherlei Anwenduniien vor. Gemeinsam 
aber ist iJinen allen der jetzt deutlicli gewordene Gegensatz 
zwischen dem Eigenth inner und den nutzenden Per- 
sonen. 

Ii. C. Gerechtighciten und Genosse nschafteu. 

■ 

Dem Trieb an eialieitlieher Gemetndebttdiing in öffent- 
lichem- Sinne setzte sieh das geflfhrdete Priv'atinte^ 
resse der einzelnen Genossen eotge^en. Wurdeman 

sieh auf der einen Seite mehr der staatlichen Bedeutimg 
und Bcstiiuinung der Genicindcn bcwusst, so trat in glei- 
chem INIasse auch der Vorlhcil , welcher bisher den ein- 
zelnen Haiisviiicrn von der Ahnende zugefallen war, den 
Betheiligien lebendiger vor die Augen. Uud wurde die 
erstere Rtehtung im Sinne der Einheit immer entschiedener 
▼erfolgt , so machte sieh auch die entgegengesetzte im Sinne 
der Vielheit um so bestimmter geltend. Die gleichen Per- 
sonen konnten zugleich nach beiden Richtungen hin zur 
Trennung wirken : denn indem sie die eine anerkannten und 
ihr eine gewisse Macht einräumten , dachten sie zu- 
i^leich , ihre Pri vatanspriiche desto fester zu stellen und zu 
sichern, und diese iixirend waren sie hinwieder genöthigt, 
der ausser ihrem abgeschlossenen Kreise sich mehrenden 
^ Gemeinde auch einen Spielraum zu verschaffen. 

Vor allem kommt nun hier in Betracht die Besuhran« 

9 
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knug^ der Antheilhaber an- derAimeBdc iitr Zaiiliiaob; 
Dadurch wurde frcifich de« • 11 rspr Ii n glichen Sinne der'üterii 
Verordnungen dieser Art gemäss flieht bloee die Genossen^ 

Schaft, sondern auch das aclive Bürgerrecht beschrankt« 
aber wie diese Fixiriing olfenbar nur aus Rücksichten auf 
Priv.itvorllieil und Privatreeht entstanden war, so konnte 
sie auf die Dauer aMch die einem andern Impulse folgende 
Ausdehnung der Gemeinde nicht hemmen, sondern inussle 
sie vichnehr iurdcm« ' . 

£ittig?e Bei^iele werden . ziiglei^b neigen , : in welcher 
Weise dies^ Abschliessnng geschah und was für. eine Bo^ 
deiitiing sie hatte« . 

Nach einer UrUtmde von Pßngsteii bekennen : „Wir 
Hans Billiter Undervogt und Einn ganze Gnieind z.u lliin- 
nidorff, ^ als wir Inn G nie ihdsivyss' by Einn Anderen 
versäuipt ge^vässen und für uns genounnen , wie dass In 
unserer Gmeiadt jetzt In verrugkier Zitt so Till der 
Niiwen Hüseren (da vorhin nie keines gestan- 
den) gebou wen .werden und dardurch dem Gm.ein- 
W.ärch (verdorben ans Gemeine Mark oder Mark) £ii\,g^s«« 
seil, sebaden apd ahhruch besobachen ; — sind Einns \yar- 
den dass nun binfäro niemernieer heiner kein Neuw 
Hass nie Inn nnnseren Gmeindt ßouwe» Eis syge 
> dann sach , dass vormalen oucb £yn Hoss das gestannden, 
und Ein Alte Has bofstatt gsyn syge. — Wo aber 
etwan Bräderen von einanderen Theiltind , so mas dan 
ancb einer wolil ein Haass auf seine Güter baaen," — Als 
Grund , aus dem Neubauten verboten wurden , ist ansdrttek«« 
lieh — der Schaden der Almende bezeichnet; genauer ge<^ 
•redet* \vr es eher nur die Vemninderung des Nnt#,ensi« 
den die andern Haus^rbesii/er aus der Ahnende sogen. 
j Dieses hea9bl^te, dann auch der Rath, indem er 160^ in 
einem Processe /.wischen der Gemeinde Mäoidorf und einem 
dortigen Küfer, den das Bedürfniss zu .einer Neubante 
zwang , demselben die Erlauhniss zu hauen lingeachtet je^er 
VerordnungTerslattete, mit der Beschränkung jedoch, dass : ^er 
noch syne nachkommende besitzer des'sielbigen 
darnacher an der vnseren vbu Mänedovff gtf<- 
> meinmereh Inn holtx vnod vield (afUe diewyl <*r' sich 
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« 

mit laeik deow^i^ nit yer8l>^ht|) keinen teyl haben 

Zn.E.lgg ^ynrde ebenfalls, wie ef scheiot« im •ecbe- 
xebnien Jehrhundevfe die Zabl «leir. eigentlicben HoÜstStien 
mit vollem Jftefble «nf die Jiit berigen beschränkt » und wenn 
neue Hünjier erbeut wurden, so liesseieh der dortige Reih von 
den Eigenthumern Urkunden ausstellen, dass. sie anerken- 
neui <li^« Häuser auf kein Brenn - oder BaohoU An« 
sprneh zn haben.« wessbalb denn auch ihre , Gebi^u^e nie 
^olMat^n heiMen: soUeo. 

Ferner erkannte der Halb • txmi Znrieh 162i , es solle 
. m Fällanden Jkeine haushäbliche Wohnung. auf einen 
Platx erbaut werden dürfen woselbst uivor- noch keine ge- 
wesen^). 

Zu Egg WM^rde.'ea einem, welcher seine Hänser ver* 
kaufit halte , nicht gesti^tlet, .ein neues zu bauen. Der Rath 
von Züiieh , an- welchen die Sache kam , nrtbeilte im Jahr 
1627 : wEr eolle sich um ein ander und Erbauen Hanss in 
dieser Gemeide, umsehen : auch wird er noch* jemand ander 
ein Neu Haus Bapwen mögen ^).** > 

Für Ninikon bestimmte der Rath ,1679 , es sollen kfinftig 
ohne höchste und. ohnentbährVche noth^endigkeit keine 
neue Hauser mehr gehauen werden ; »wer aber also eines 
bauwt, der .^oll xwerefi von der Gemeind die in der vrlel 
. von 1674 be^H■nW^ 2 Klafter HoU jährlich zu .emp- 
fangen haben; be]rnebend aber des Gemeindwerks in 
Holz nnd Feld nicht genofs sein, Er bezalle dann 
der Gemeiud 100 Pfund gelds für den Einj^ng^).** 

Einen Gegensatz ^egcn diese neuem f Best(mmunä;en , 
(leren Zweck es ist, die Eij^enlhiimer von Neubauten von 

dein Genüsse der Almende aus/.iisclilresscn , bilden einii^e 
Besliniinunj^en des 1 1 c ij; e n s b c r ^ e r II e r r s c Ii a f t s r e c b - 
tes von 1338, die vielmehr INeubauten durch bisherii^c 
Dorfleute begünstigen und die Zahl .der vollberechtigten 
Häuser zii mehren oder wenigstens immer vollzählig zu 

erhalten suchen. 

' » ' ' » • 

44) Uni. flian/V. 12. kin J6?l. ' . 

4$) Üttt/Kfaii. T.'ir: «. 24. Fehr. 1627. 
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Art. 71. Eyner der fnn ejmetn dorff die dtwff gerecbtiglwyt 
bat » Mannglet derselb eyner hoffiUitt , Tsod die bebtusea will 
So mag er tfn Eehoffstalt {m dorff mit Reckt «nfallen, Tood 
soll {m diis Recht bcholffen sin, das jm die hofsfatt geNcheo 
werd, vmh eyn ^ymlielieii xynns, Tnnd Im gegonot werde 
darof zehasseot dieselbig hoffststt soll er dann behnssen 
mit eynem huss das der hoifsiatt gemess syge, vnnd soll 
yeilich iHovft eynem holtai daran vnnd darzu geben, wie 
desselben dorffs bruch vnnd g%vonbeyt jst, ivolt aber den,' 
so die huilstatt jst , vnnd das dorif besorgen , er wnrd den 
baw nit mögen xn ennd brynngen , ' Sonnder 'das er wnrd 
das boltz vnnd hoflstatt wüsten , So habenttd sy {n Torbin 
vmb eyn trostung %enöleti. 

Wellicbem aber eyn boffstatt angefallen wnrd, so er. 
dann jnn willen {st dieselbs innertbalb fars frist Kcbebnsen, 
So soll )nn der annder vnge^nmpl lassen , wellicher sieb 
aber vermess sin boffstatt jnnert jarsirist zebehnsen, vnnd 
die damit eynem annderen vorbielt , ' So derselb dann |n- 
nert dem jar die boffiitatt nit bebnssete , So ist er liiyneii 
berren zecben pfand zebnss verfiillen, wie daroor vander 
den bossen gemeldet {st. 

Art. 72. Wenn aber eyner jnn eynem dorffbns vnnd boffstatt 
verbouffte , vnnd demnacb eynem annderen sin boffstatt 
wülte anfallen, vnnd vss der Genteynd btfitzeren bebnsen, 
so soll man {m weder boffitatt noeb holtz schuldig sin » 
vnnd soll bierinn alle gefberd Tssgescblössen sin. 

Wenn aber Brttderen vnnd fkünd Ton eynannder teylent 
welcber dann an eynem Ortb dorffmun {st , dar bebnasmif* 
vnnd boffstatt mannglet, der mag eyn boffstatt mit Recbt 
- anfallen, vnnd die bebuien wie vorstat. 

* • 

Diess Aofalien einer fremden Hofetä'tle, um dieselbe lu 
bebatisen , d. b. um darauf ein Haus zu baueii , erscheint 
nun freilich in einer etwas räthselhafken Gestalt. Maa 
kann zweifeln , ob darunter auch solche Hofstätten verstan- 
den werden , auf denen bereits eine Wohnung sieht aber 
noch Ratun ist für eine zweite , oder ob bloss solche {ge- 
meint sind, welche unbehausct stehen. Das Letzcrc ist in- 
dessen doch viel wahrscheinlicher; denn es vvird doch im- 
mer eine Säumnis« des Eigentbiiiiiers vorausgesetzt, der 
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tei Mbühmikn «hweim kann, wciui.<r «tlM die Hpf- 
stätle tHMMii JTsihfiMfrift beliJiust inid ttbcrdein liMse licli 
ein solches Anfallsreohl aiif fremden Boden kanm irp^end- 

wie rechtfertigen, und würde auch zu ausgedehnte Gren- 
zen haben, wenn jeder noch zu überbauende Theil einer 
Hofstnlte zum Gegenstande derselben gemacht werden könnte. 
Immerhin inusste aber, um auch nur jenes Institut zu er* 
kßiren, eine Verminderung der Bevölkerung und die Mög- 
Hebkeit vielerjeer stehender Hofstätten Torausgesetzt werden*. 

Eine andere Quelle der Trennung z.wischen Genossen-- 
schalt und Gemeinde , die in hohem Altertiuime entspringt. 
Und Vkles erUtfrt» iH in dem Bestehen, von einzelnen, 
nur einen Theil des Dorfbannef beachlagenden 
Grundherrschaften zu linden. 

Die Waldung und Weide , welche einem Grundherren , 
gewöhnlich einem Kloster oder einem Edehnann, zuge* 
borte, wurde von seinen Hofhörigen je nach dem ihnen 
vertbeilten Grundbesitze und Wobnrechte benutzt. Gab 
es nun aneeer dieser ebenfalls dem g;emeinen Gebrauphe hin- 
gegebenen WaUhMig und Weide noch eine andere Alraend^ 
des Dorfes, und fielen die Hofhörigeo und die Dorfgeoos- 
sen niebt zusammen, waren die Ansprüche jener und die 
Re^te dteeer vertdiieden , so war eine Trennung schon 
gegeben ; denn nur selten gelang es der anwachsenden Dorf- 
gemeinde auch solche, gemeine Güter in ihren Kreis hinein 
zu ziehen. 

In sehr vielen Fallen ging das Eigenthum an jener AJU 
meode von dem Gruadberrn über auf die Hofhörigen, nn« 
mentlidi. £ift immer^ wenn das GrundreigeAtbam einzf^lfien 
£deileutea zugestandfn hatte« Oder, wo der Grandherv 
das ElgerithumJealbalten konnte^ erwarben docb die. Hof* 
bthrigen so. feste und erblich gesieherle Rechte auf den 
Genuas daran, und wussten diese Rechte so auszudehnen , 
dass zuletzt nicht viel mehr als der Schehi des Eiüenthums 
zuritckblieb und doch am Ende iunuer ein Loskauf dieses 
Scheines oder eine Theilung der Ahnende als letztes Ile- 
suUal .bevorstand. Diese ganze . Entwicklung war aber — 
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unter beiden' VonmAsetKunj^eo -^ eme vein privilt#«cb<>* 
liebe TOli dt!t Bomiekbingp der poütisehen OeuMinde -^er;* 
scbi^dene« Es lAussten sieb daber bier inimev ^ereebtifi^- 
ketten nnd Genossenschaften biM^n, sei es nun, dass 
diesen das Eigenthtini an der Waldung zufiel, oder dass 
sie nur sehr ausgedelinle erbliche INulzungsrechte erwarben. 
Der Eintritt in die Gemeinde war noch nicht auch Eintritt 
in diese Genossenschaft: wie aber dort Einsugsgelder auf- 
kamen, so auch in der spätem Zeit hier: und iio -inuesle,' 
wei* in die beiden Verbindungen aiifgcnotttmett wenden 
wellte, auch £wiefa«!lies^''Einzug8geld beEahlen. ' Bine Bib- 
ritebtnn'g, welche auch da anfkouimen' hentft«', wo mah ans 
andern GrUnden anfing, Gern eind e <iAd Geitbl'sev sdbaf t, 
Gemeindegilt und Getcch t i g kc i t sgu t aus einander 
zu ijallcn. So wird z. B. in dem Einzui;sbriefe von ^Mii- 
jiidorf von 1637 schon eines Brauches crNviihnl, ausser dem 
Einzug in die Gemeinde, welcher doch auch das Uecbt auf 
die Almende verlieh, noch einen Einzug' in das «gemeine' 
Gut" oder die „Genicindcgerecbtigkeit"- zu> fordern, wor-^ 
aus folgt, dasa damafs schon von dem wtubreii Gemeinde« 
gnt ein Gerecbtigkeitsfond untei%cbieden wurde. 

Merkwürdig flir die Geschichte dieser Trennung der 
beiden Institute ist das Verbältniss der sogenannten unlern 
Wacht zu Stafa zu den dortigen Holzgenossen. Auch in 
Stafa waren ursprünglich Holzgcnossen imd Gemeinde eines 
imd dasselbe. Schon vor dem Jahre 1688 aber wurde der 
Genuss an der gemeinen Waldung auf eine fixirle Zahl von 
106 Hofstätten beschrankt, so dass sieb innerhalb der Ge- 
meinde ein Gegensatn zu bilden anßng* Ewiscben den 106 
Holzgcnossen und den sogenannten AusgenMMseo« Streitigkei- 
ten der einen mit den andern derra V^iilaStoMig eben in die- 
sem zwiespaltigen Verhältnisse lag,* i>efi4rkten Im Jahr* 1688 
eineftSrniliebe Trennung« Jeder Theil',*-die 105 Holzgeooaseh 
und die „Gemeindsgenossen" (Holz- und Ausgenossen) 
sollte in Zukunft einen eigenen vSeckelmrister haben. Damit 
aber die neugebildete reine Gemeinde , aus der nun das 
prtvatrcchlliphe Element der Uolzgeuosscn ausgeschieden 
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wftlr , tttoh TOD Anfang at ein eigcnditeliehes yermügenr 
erhalte und nicht dieses ganz den Holzgenossen folge, so 

niusslen die Holzgenosseii dtr neiieii Gemeinde den dritten 
Theii ihres Capitalgiitcs ablretei), hchiellen aber die Wal- 
dungen und das Gemeindehaus liir sich , k'lz.teres jedoch 
mit der V^rpflicbtung» «s auch dem Gebrauche der „ge* 
saininten Gemeindsgcoosscn" offen ui halten. * Um in die 
Holi^geanestnaebafk aufgenotfinM tu werden» muasle.Jhr 
ein besoBderer Einsug betahk werden; wer Mitglied der 
Gemeinde, werden tollte 9 hatte /an diese einea Einnug ztf 
entrichten. Die Holsgenoaaeo hatten ihre Armen Selbst zii 
erhalten , wie sie dann auch fast alles Vermögen, zumal 
das unbewegliche Gut, besasseu ; verkaufte aber einer seine 
Gerechtigkeit und trat er so aus der Ilolzgenossenchaft ]icr- 
aus, 60 fiel dann sein Unterhalt der Gemeinde zur Last. 

Die neue, ausgesteuerte Civilgemeinde der untero %Yacht. 
lionntn nun aber Skbnomisch sich nicht halten; das Haupt- 
vermögen« in laegensobaften bestehend « hatte als reines Ge- 
reebtigkeitsgut eine bloie prieatreohtliehe Bestimmung er- 
halten, und war der .Gemeinde- und ihren öffentliehou Be>* 
diirfnisaen eotdrtickt worden. Daher wurde das bereits ge« 
trennte Vermöiren schon 1694 von neuem vereinigt, die 
ursprünglich t^edoppelte Bestimmung dessclbtii wieder in 
der neuen Vereinigung anerkannt und das alle Hecht wesenl- , 
lieh wieder hergestellt. Ebenso wurden die getrennten Sub- 
jccte wieder vereinigt« so jedoch, dass ioaerhalb der neuen 
Gemeinde von neuem und eher noeh bestimmter als- früher 
die Getrenntheit der Auageoossen und ^06 Uolzgeaoseen 
aioh daratellte. Wie konntfe diess attdera sein « nachdem 
beidn- sich aehon als ganz nnd gar gesonderte Gesammthei- 
ten bewusst geworden waren« Ungeaohtet der Vereini- 
gung^ in Eine Gemeinde, erhielten daher die Holzgenossen 
wie cig^enthiimliche Rechte so auch tij^entiiiitnliehe Pflich- 
ten* Die Vtreiui^unju; geschah demnach folj^enderticslalt. 

• £iS soll in Zukuuit wieder nur Ein Seckel (Eine Casse) 
sein , jedoch so , dass der ganzen Gemeinde (Uolzgenosscn 
^ad Auageaoasen) Keohnung. abiuilegan aci» und sie . den 
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SeeiieliiitMter, fretÜch aus d«o Hol£|;eflO«eo «rwSfhIe« Di« 

ref;clntassi|^en Stenern sind gemeinsam, ebenso die Prohn« 
den für die Laiidstriisscn , das^e^eu die Frolinden für die 
HolzNvei^c und Strassen , vvelclie nur f ür die von den Hoiz- 
genossen aussehliesslieh benutzte Ahnende dienen , sind 
von diesen alieia zu leisten. Dnniit die Zahl der stiinmhe« 
reell ti«>;kea Ausgenossen sich nicht melure, soHeo niclit bloss 
die Holz- sonderii auch die Ausgeno^seii ohne- obrigkeit- 
liehe Bewüligang keim» neue fia'user baiien dllyfeii.' Die 
Geineiaen Aemter soUea -wie bisher ohne Untersohied auf 
Holz- oderAusgenoesen bctstelk werden* £lne neue Theilung 
soll nicht Statt ünüen. 

So wurde nun der frühere Zustand wiederholt. Das 
Haupt vermögen , die Liej^jenschanen , wurde zAvar innner 
als vorzugsweise den 105 Holzgeuosseu zugehörig; betrachtet; 
die Geldeinkünfte dagegen » auch wenn sie aus dein fiesitz 
der Liegenschaften hervor gingen , z. B. Bussen wegen 
Holzfrevel , der Preis des verkauften Hoizei u. s. f* fielen 
in die gemeine Casse und wurden ohne Untertfßhied, wobeie 
«e gekommen , zum grössern Tbeile fdr ^ölEinlliobe Bedllk^f- 
nisse der Gemeinde, zum kleinern aber auaaehlieaslich fUr 
die 105 Holzgenossen verwendet. 

Daraus erklärt es sich, dass die Holzgenossen im Jahr 
1792 einzelne Almcndgiilcr, olinc auch nur die Erlaubuiss 
der Gemeinde nachzusuchen , unter sich vertheilten und iedia- 
iioli die Genehmigung der Obrigkeit einholten , zugleich aber 
auch, dass die Ausgendssen oder vieiniehr die aus der Be- 
Yolntion bervorgegangene persönliche BUrgerge- 
meinde, als non im Jabr iSOff aueb der Rest der AI- 
mendgüter von den-Holzgenoisen der Privattbeiiung unter« 
worfen- wurde, zwar nicht gegen eine solche TheiTung^ 
Einsprache erhob , auch Tür sich keine Tlieilc zu be- 
gehren wagte, wohl aber forderte, dass die Gemeinde für 
ihre aus den von der Almende her ziiii;cflossenen Einkünfte 
billig entschädigt werde. Durch scbiedrichterltchen Spruch 
wurden denn auch die Flolzgenossen angehalten, der Ge- 
meinde einen mit den frühem IXutftungen derselben gemassenr 
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Auskauf zu bezahlen. Dadurch nun aber war denn zu- 
gleich das privatrechtliche Element der Hoizgenos«en ganz 
und gar aus der Gemeinde verschwunden und das bürger- 
lich politische blieb allein zurück. 

Auch die reine Genossenschaft war ans der frttbern ^e- 
noMenachaftlichen Gemeiode bervorgegangen. Darum hUch 
auch sehr lange jeder Besitz und Geonss einer Gere< htf-. 
keit geknüpft aa den Besitz einer Behausung „nd das Woh- 
nen in derselben. Hatte daher einer zwei Haushofstaiien 
und bewohnte nur die eine , so konnte es vorkommen , dass 
er auch nur diese eine Gerechtigkeit benutzen durfte. Haiiüger 
aber finden sich Bestimmungen für den entgegengesetzten 
Fall, in welchem Ein Haus von mehrem Haushaltungen 
bewohnt wird. So lange noch die Häuser regelmässig 
keine Stockwerke hatten, sondern Ein Herd uitt seinem 
Rauch die ganze Wohnung erfüllte, war auch eine Tiiei- 
lung der Gerechtigkeit kaum denkbar. Seitdem aber hü- 
bere HHuser gebaut wurden, mit mehrern Stockwerken, 
und mit mehrern Herden, jeder für eine Ilaushaltun- be^ 
stimmt, so Hess es sich fragen, ob nicht auch diese^ ver- 
schiedenen Familien Antheil au der Gerechtigkeit erhalten 
sollen und welchen. Ebenso liess es sich denken,, dass ein 
längeres Haus auf derselben Hofstatte getheilt werde und jeder 
Xheil an einen andern Eigentbüraer übergehe« 

In allen dergleichen Fällen hatten die übrigen Geiiosie« 
ein auffaliendes Interesse, die Haushofstäite , mochte nun 
damit vorgenommen werden was wollte, als Einheit aufzu- 
fassen, und sich jeder Theilung, so weit sie irgend selb- 
ständige Ansprüche erzeugen konnte, zu widersetzen. Da- 
her jene schon oben angeführten Verordumigeji , dass immer 
nur Einer als Stellvertreter des Ganzen in der Gemeinde 
erscheine. Daher die Processe der Genossenschaften, gegen 
die Theilung von Uaushofstatten , z. B. 

5t. Man. v. 19. Jnoi 1654: Wyl es ein durchc^ehnde 
landts-Ordnni^g, d^ss die Husshoffstat s g e rech- 
tigkeiten nit sollend gestnket werden*^ soU es 
einfaltig dabj plyben. 

BholNliU KtdMtgMdiielrt». II, ^ 
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St. Man. V. 24. Nov. 16d6. Ein Heinrich Fvey von 
UDtemettmensieUen bittet den Rath nm Bestätigong eines 
Kaufes eines halben Hauses und Gerechtigkeit. Die Ge- 
jneiade opponirt und der Rath weist jenen ab: „wylen 
man nit finden können die Geuieind dissfahls zu beschwe- 
ren vnd ZVL Ihrem grosen schaden vnd ohngele- 
genheit halbe Husshoffstädten irnd gerechtig- 
heiten machen ze lassen. 

Daher endlich auch die Besttmroung^eii in manchen Ge- 
meinden , dass die mehrern Haushaltungen zssammen immer 

nur Einen Theil erhallen sollen, so dass nothwendi^ die Rück'' 

sieht aiii' persönliche Bedürliiisäe^ z. B. Tür Brennholz zu- 
rück trat. 

Einzugshrief für Regensberg \. 1634: ,,01) — in einer 
behausung zwo ald mehr Ilaushaltunoen werend , soll doch 
vll soliche behausung von aller gnossaninie der Burger- 
schaft vnd genieindwerchss mehr nit dan vJV cme andere 
einfache bewohnte behausung dienen." Ebenso in andern 
Em/Aigsbriefen , z. B. fiir Richterschwil v 1752. 
Ganz liess sich aber auch hier eine Thcilung der Ge- 
rechtigkeiten in vielen Dörfern und Genossenschaften nicht 
hemmen* Je mehr die Genossenschaften der privatrechtlichen 
Richtung sich hingaben» desto weniger Bedenken konnte 
man hinwieder finden » die Gerechtigkeiten als ein — frei* 
lieh noch immer mit dem Grund und Boden verbundene» 
— VermÖgensi*ec1it anzusehen, das wie anderes Eigenthum 
weiterer ideeller Theilung fähig sei. Auf Seite der Ge- 
nossenschaft aber als einer Gesanuntheit hatte man nicht 
hinreichenden Grund, um diess für immer zu verhindern, 
wenn nur die verschiedenen Theilgerechtigkeiten nicht 
mehr Bechte ausüben durften , als iruherhin die Eine ganze 
Gerechtigkeit. ■ So gab es denn nach und nach halbe» 
▼iertels, achteU Gerechtigkeiten 9 und noch klemere 
Quoten, welche hinwieder Gegenstand der Veräusserung» 
Vererbung, Verpfandung wurden« 

In der Folge ging man noch weiter, freilich auch hier 
besonders erst nach der schweizerischen Revolution. Dem 
Impulse des freien Verkehrs und der persönlichen Richtung 
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der Zeit folgend fin^^ man nämlich an, auch die Gerechtigkeiten 
als Rechte aufzufassen, die ein eigenes Dasein hnbcn, 
der Person zustehen, und ihrer Verfügung unterlie- 
gen. Die Verbindung mit Grundbesitz, mit Son- 
dcreigenthum erschien als eioe mehr zufällige ond 
lösbare, und das Recht auf die Almende dieser Stütze, 
dieses Bodens nicht mehr zu bedürfen. Eine Veränsserung 
derselben wurde somit m<)i^lich, ohne dass zugleich die 
Haushofslätte mit veräiisscri wurde. Und so hatte es denn 
gar keine Scinvicriijkeit mehr, auch INichtbürgern , An- 
sassen, welche in der Gemeinde wohnten, ja sogar aus- 
wärts wohnenden Ausbürgern ganze oder halbe Gerech- 
tigkeiten zu verschaffen. 

Dadurch erhält nun freilich auch die Genossenschaft 
eine geänderte Gestalt. Sie besteht nämlich jetzt nicht 
mehr noth wendig aus den sämmtltchen £igenthümern 
oder Erbbesitzern der Hanshofstätten, sondern aus 
einer grössern oder geringem Anzahl von beliebigen Per- 
sonen. Das VerhaUniss dieser Gerechtigke its i n ha - 
ber, Genossen, unter sich ist immer nocli weder das 
einer römischen Uuiversitas noch das einer l)lossen Gesell- 
schaft, sondern das eioer deutschen Genossenschaft. Offen* 
bar nämlich blicl) hier anders als bei den bürgerlichen Ge- 
meinden die Richtung im Sinne der Vielheit vorherrschend. 
Aber zu dem äussersten dieser Richtung , wodurch die Oe- 
meittsehaft ganz und gar aufgehoben wurde, zir einer rea- 
len Theilung des Bodens kam es nur selten , gew(Anlich 
nur bei Weiden, fast nirgends aber bei Waldungen , wo 
der Staat jeder Vertheilmii^ .sich beharrlich und seit lan- 
gem her widersetzte. Wurde nun aber die Genossen- 
schaft (bei uns oft Corporation genannt) schon durch 
die Einheit des gemeinen Gutes zusammen gehalten, wel- 
ches eine Theilung nicht wohl vertrug , so blieb die Ein» 
heit derselben doch anch noch in andern mehr snbjectivea 
Beziehungen irabmehmbar. 

Die Genossen traten nämlich wie vormals zu einer Ge- 
meinde zusammen, und was hier die Mehrheit be- 



uiLjui^Lü Ly Google 



84 



Viertes Buch. 11. 



schlofls, dem mus5te sich die Minderheit in der Regel 
fügen . Sie behielten gewöhnlich eine Vorsteherschaft 

bei , welche die Genossenschaft nach aussen hin vertrat und 
zugleich für die gemeinsame Bewirthscliaflung sorgte. Und 
was die Verbindung der Genossenschaft vorzüglich erliielt, 
der alte Grundsatz, dass kein einzelner Genosse auf 
Theilung klagen dürfe, blieb fortbestehn. 

Am nächsten kommt dieses neue Institut dem ursprüng- 
lichen Rechtsverhältnisse, insofern der Genossenschaft das 
Eigenthum an der geroeinen Waldung zusteht, ^ier kann 
man nämlich noch immer sagen: die Waldung gehört der 
Genossenschaft und sie gehört den einzelnen Ge* 
nossen, nur erscheint das Recht der Letztern nicht mehr 
als Ausfiuss ihres Sondereigenthums. Bald werden aber 
auch jetzt noch mehr die Gesainnitheit , die Gemeinde oder 
Vorsteherschaft der Genossen , bald mehr die Einzehien mit 
ihren ideellen Theürechten sich als Subject darstellen ; und 
80 kann man nicht zweifeln, dass jener Begriff des Ge- 
sammteigenthums noch heutzutage Anwendung leidet* 
liehen der Einheit des Subjectes und gewissermassen in 
ihr eingeschlossen ist die Vielheit der Subjecte, in der Ge- 
nossenschaft die Genossen. Für diese letztern näuilich ist 
das Eigenthum an der Waldung in eine entsprechende 
Anzahl von Gerechtigkeiten gespalten, und jede Ge- 
rechtigkeit kann von neuem in eine Anzahl von Theilge- 
rechtigkeiten zerlegt sein, welche wieder verschiedenen 
Subjecten angehören. Diese Besitzer von Theilrechten 
stehen aber immer in viel engerer Verbindung mit einan« 
der als mehrere Miteigenthümer des römischen Rechtes« 
Sie können zwar .ihre Rechte auch einzeln veräussern; 
aber der neue Erwerber muss doch immer wieder in die- 
selbe Gemeinschaft treten und diese achten , wie sein Vor- 
gänger. Die mchrern Besitzer von Theilgerechtigkeiteu 
haben gewöhnlich zusammen nur Eine Stimme, die der 
ganzen Gerechtigkeit, und die sänuntlichen Besitzer der 
ganzen , Gerechtigkeiten zusammen stellen sich wieder in 
Üirer JSinheit als Gemeinde dar« 
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G. Gerechtigkeiten und OenoiseoMlitllai. S5 

Der Einseloe muss somit die Stiiiime der Mehrheit als ' 
des Ganzen anerkennen und ihr gehordien ; aber hinwieder 
muss auch die Gesammtheit das Recht des Einzelnen re- 

spektiren. Auch er hat ein selbständiges, nicht vülii^ dem 
Willen der Genossenschaft unterworfenes Recht. Daher 
kann auch nloht in allen Dingen die Mehrheit entscheiden 
und nicht immer braucht sich die Minderheit ihr zu fiigen. 

In welchen Sachen entscheidet aber die Mehrheit mit 
Vngf so dass die Minderheit sich ihrem Wälen unterwer- 
fen muss, und in welchen Sachen steht ihr diese Befug- 
niss nicht zu? Nahe verwandt ist damit die andere Frage: 
In welchen FäHen hat der einzelne* Gerechtigkeitsinhaber 
den Verfügungen der Vorsteherscbaft zu gehorchen , in 
welchen andern steht er ihr selbständig gegenüber ? So- 
wohl die Versammlung der Genossen zu einer Gemeinde, 
als ihre Vorsteherschaft und ihre Beamteten sind immer 
Organe der Genossenschaft als einer Gesammtheit. Wo 
die Gesammtheit als solche betheiligt ist , wo es sich um 
das Recht der ganzen Genossenschaft handelt und nicht das 
Hecht des Einzelnen als solches in Frage kommt , da wird 
der geroeinsame und rechtsverbindliche Wille von jenen 
Organen der Gesammtheit ausgedruckt. Die Form dieses 
Willens ist daher auch weniger die der Vereinbarung des 
Vertrages als vielmehr des Gesetzes , der Gebole , Ver- 
bote , Verfügungen. Um nun Einzelnes anzuführen , so ge- 
hört hieher vornämlich : 

a) Abfassung von Statuten und allgemeinen Verord- 
nungen* 

b) Bestimmung und Wahl der Vorsteherschaft und der 
Beamteten* 

e) Anordnungen über die Bewirthung der GBter. Sorge 
für Herstellung der Graben, Wege n. s. f. 

d) Bezeichnung und Feststellung des regelmässig zur Ver- 

theilung kommenden Jahrbaus. 

e) Ansetznng von Gebühren (Losgelder) für den Bezug 
des Holznutzens. 

f) Abscbliessui^ von Verträgen im Mamen der Gesammtheit, 
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g) Rechuiingsabaahiae und Verfügiuig über das vorban- 

dcne Geld. 

h) ProceMfuhrupg im Interesse der Waldung. 

i) Zulassufl^ und Ordnung Uber die Holzlese der Armen» 
AJ Loskauf ron SendtutenDritter, die auf derWaldung Iiaften. 

Dagegen darf die Mebrbeit nicbt eingreifen in die 
wohlerworbenen Rechte der einzelnen Genossen. So 
vor allem aus ist sie nicht berechtigt, im Gegensatze gegen 
die allgemeinen Statuten, den individuellen Genuss einzelner 
Genossen zu verkürzen oder ganz zu hemmen, eben weil 
die Yorsteherschaft oder die Gemeinde nicht das Recht der 
Gesammtheit noch die Rechte aller, sondern vielmehr das 
Recht eines oder mehrerer einzelner Genossen zu bestimmen 
sich anmassen würden. Ans gleichem Grunde sind dieselben 
auch nicht befugt, v einzelnen handlungsfähigen Genossen ihr 
Stimmrecht in der Gemeinde zu entziehn^^« Aber selbst 
wenn die äussere Form des allgemeinen Willens beachtet, 
selbst wenn der Beschluss sich nicht als willklihrliche 
Kränkung der Rechte bloss einiger Genossen darstellte, 
sondern als allgemeine Regel sich auf Alle bezöge , und 
die Rechte aller gleichmässig beschlüge ; selbst dann lasst 
es sich denken 9 dass wohlerworbene Rechte der Genossen 
verletzt werden und die Minderheit sich dem Willen der 
Mehrheit nicht zu unterziehen habe. Gesetzt , z. B. die 
Mehrheit würde bescbliessen » dass in Zukunft kein Genosse 
seine sogenannte Gerechtigkeit weder verpfänden noch ver- 
äiissern dürfe , oder dass die Gerechtigkeiten nach dem 
Tode jedes Inhabers an die Gesammtheit heimfallen und 
sich nicht auf die Kinder des Verstorbenen vererben : so 
hatten derlei Beschlüsse gewiss die äussere Form allgemei- 
ner Gesetze im Gegensatze zu individueller Wiilklihr. Dem 
ungeachtet wären sie fUr die Minderheit unverbindlich; 
denn die einzelnen Genossen gehen mit ihrem Rechte nicht 
ganz in der Gesammtheit auf; sie behalten in ihr doch eine 
gewisse Selbständigkeit, und ihre gesonderten dem Verkehr 
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anheim falleiid«ii Privatrechte ittt Charakter fdr sidi be- 
stehender Rechte* Wo flaher die Geaamintheit des Eineh 
Recbtssuh jeetes die VeiMndung^ der vielen einzehien Reehtssoh« 

jecte zu zerstören, wo die Vielheit von der Einheit verschlun- 
gen zu werden und die Sonderrechte in dem Einen Rechte des 
Ganzen unterzugehen drohen , da sind die einzelnen Genos- 
sen zum Widerstände ^ei^en die Genossenschaft und zum 
Schutze der eigentlichen Bedeutung des Institutes veranlasst^ 
da kann der allgemeine Wille den Sonderwillen nicht un* 
terjocfaea. 

Die einzelnen Genossen brauchen darum doch nicht ihre 
Rechte als Servituten noch als Forderungen darzustellen; 
ihre Gerechtigkeiten sind eben Th eilrechte, die in gewis- 

. sen Beziehungen selbst wieder als Ganze erscheinen, 
während sie in andern nur als Theile eines grossem 
Ganzen Geltung haben. 

Aus dem gleichen Gesichtspunkte muss auch die Frage 
der Tbeilung der GenossengUter bebandelt werden. 
Oben schon haben wir gesehen, dass nicht jeder Einzelne 
Theilung fordern kann. Aber kann die Mehrheit der 
Genossen Theilung gebieten ? Wäre Ae Genossenschaft nur 
eine juristische Person, sp müsste die Frage ohne anders 
bejaht Vierden. Sie ist aber' auch eine Verbindtmg von 
.einzelnen Genossen. Durch die Theilung würde nicht bloss 
das Recht des Ganzen betroffen , sondern auch die An- 
theilsrechte der einzelnen Genossen als solche ^viirden ver- 
wandelt. Sie würden aufhören , Rechte an dem ganzen 
Gemeingute zu sein, und zu Rechten werden an einzelnen 
Sondergutern. Eben desshalb muss, wo das Prineip der 
Genossenschaft ganz consecpient festgehalten wird, auch 
lür die Theilung Einstimmigkeit der Genossen gefordert 
werden ••)• 

Vieles hfogt nun fwiKch von den besondern IJebnngen 
usd Statuten der einzelnen Genossensehafken ab. Die einen 



48) Vcrj;l. Urk. vom Jnhr 130S liei K i n d I i n g e r Miiiist. Beilrago II. 
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haben sich in mehr privatrechtlicheni Sinne ausgebildet « 
andere haben noch *eincn stärkern Beisatz öffentlicher EU* 
inent« in sich bewahrt; die einen haben die Einheit £eater 
gehalten» andere mehr der Vielheit Rechnoog getragen» 
Es la'sst sich da viel Mannigfaltigkeit denken« Immer aber 
wird die obige Ausfiihruog dazu dienen , die HauptrUck«» 
sichten anzudeuten , worauf es bei der Beurtbeilung an- 
kommt, und (las deutsche eigenlhiimliche Wesen des In- 
stitutes von unpasseaden römischen Bep;riffcn zu reinigen. 

Bisher war von dem Falle die Rede , wo die Genos- 
senschaft Eigcnthiuner der Waldung geblieben. Wie aber, 
wenn das Eigeuthuni der bürgerlichen Gemeinde, die mit 
jener aus demselben Institute erwachsen war» zufiel, und 
doch die davon getrennte Genossensehaft gewisse Nutzungs- 
rechte beibehielt? Gehört das Eigentbum der Gemeinde , 
so kann nun freilich die ganz und gar davon verschiedene 
Genossenschaft nicht auch Eigentbum haben. Aber wel- 
ches Recht steht ihr denn zu? 

Voraus ist zu beachten : die veränderte Stellung der 
Genossenschaft zur vormaligen Almende hat darum noch 
nicht auch fin verändertes subjectives Verhhltniss der Ge* 
nossen unter sich und als Glieder der Gesammtheit zur 
Folge. Vielmehr ist die Genossenschaft auch hier eine zur 
Einheit verbundene Vielheit verbliebea. Aber einen objec« . 
tiven Einfluss auf die Bedeutung der Gerechtigkei- 
ten musste jene Verandenmg allerdings äussern; sie kann- 
ten , ^vcnn gleich aus Eigenthum entstanden , doch nicht 
langer als Eii^cnthuni an der Waldung aufijefassl werden, 
weil sich dieses nicht vertrug mit dem Eigenthum der Ge- 
meinde. Die dingliche Beziehung dieser Rechte aber 
auf das jetzige Gemeindegut ging darum nicht unter» 
sie wurden dingliche Rechte einer ganz eigenthüm- 
lichen Art , wie die Römer sie nie gekannt hatten , und.wie 
die römische Theorie sie auch nicht beleuchten kann ; ding- 
liche Rechte 9 welche sich zwar mit den Reallasten zusam- 
men stellen lassen, aber auch von -diesen wieder verachte- 
deu sind. Ihr eigentbUmlich historischer Ursprung zeigt 
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•ieh auch in ihrer jetngeD indiTidiMlkii 6«ttalt , und fO wer- 
den sie m betten als besondere Rechte behandelt und mit 
eigener .Theorie ansger ü etet« Die Juristen , welehe es nicht 
ilber sieh bringen hönntn« alle Erscheinungen des Iicbens 
in das Prokostesbette überlieferter Schulbegriffe hinein zu 
zwängen, mögen bedenken, dass ihre grössern Vorbilder 
die römischen Juristen auch hierin viel freier verfahren 
sind , und ei^^enthümlichen Instituten auch eine eigenthüm* 
liehe Theorie gewidmet haben. 

In dieser Beziehung zu fremdem Eigenthnm haben dann 
die Genossensehafk als Gesammtheit und die Genossen 
als Einzelne in ihr ein höchst umfassendes dingliches 
Recht und gleichartige dingliche Rechte auf gewisse Nutsun« 
gen an der Almende, welche dem Rechte der Gemeinde als 
Eigenthümers in mehr als Einer Hinsicht sehr nahe kom- 
men. Zunächst wird nun freilich dem Eigenthümer das 
Recht zustehen, die Bewirthnng dieser Grundstücke zu be- 
stimmen; aber doch nicht unbeschränkt, nicht so, dass die 
herkömmlichen INutzuugen dadurch wesentlich verändert 
oder gar beseitigt. werden dürften. Auch steht es der Ge- 
meinde (abgesehen von der Oberaufsicht des Staates) nicht 
zu 9 die Almende zu yertbeilen , ohne dass die Genos- 
senschaft ihrer^its wieder einwilligte , denn wie diese 
in sich selbst dauernd verbunden ist, so soll auch das 
ganze Grundstück , auf welches sich ihr Recht ausdehnt , 
in seiner Einheit sich erhalten, ein ganzes bleiben. Dem 
Inhalte nach aber sind die Nutzungen der Genossen an dem 
Gut der Gemeinde nicht wesentlich verschieden von den 
Pitttzungen, wenn sie selbst das Eigenthura besitzt, nur 
werden jene, weil ein fremder Eigenthümer hemmend ent- 
gegen steht» eher Bosebraukungen erleiden, während diese 
eher einer Ausdehnung iahig sind^^). 

Mannigfaltigkeit der Erscheinungen ist dann auch hier 
wieder freilich ganz natttrlich und im Einzelnen wird Vie- 
les erst aus den besondern historischen Verhältnissen klar. 



49) £ia Btispi«! der Art ttou. C^» VIII. S. di ff. 
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Da in der neuesten Zeit Streitig^keiten zwischen Gcoot- 



beiden Vermögen der getrennten Subjecte in nnsere Tege 
iallt, so wihrde es sieh schon dadurch rechtfertigen , das« 

wir diese Verbältnisse besonders ausführHch behandelt ha- 
ben, hätten sie auch nicht ein bleibendes Wissenschaft- 
liches Interesse. Aus unserer Darstclluiii; sollte nun hoffent- 
lich deutlich geworden sein , dass eben beide gleiches Un- 
recht haben, die welche behaupten, ursprünglich habe alle 
Almeode der Gemeinde gehört, wie die» welche annehmen, 
in der ersten Zeit habe sie immer der Genossenschaft zu* 
gestanden • fieide Meinungen sind nur einseitige AufGu- 
snngen dessen , was nrepriinglieh nicht einseitig war. Mnn 
darf daher weder das Eigenthnm der Gemeinde noch daa 
Eigenthum der Genossenschaft präsumiren, sondern muss 
noth\Yeridig in jedem einzelnen Falle zusehen, ob dasselbe 
der später entstandenen Gemeinde, oder der später entstan- 
denen Genossenschaft in der Folge zugefallen sei, indem 
ursprünglich beide eben noch ungetrennt in einander Ter* 
snhmolzen waren« 

$. 12. D. Oheranfsicht des Staates. 

EtneOberauf sieht desStaates Uber dicVerwal- 

tung der Gemeindegüter wurde zuerst bei den Kir- 
chengütern geltend gemacht. Schon nach nltcrem kano- 
nischen Rechte nämlich unterlag diese der Aufsicht der hö- 
hern kirchlichen Beamteten, und alljährlich musste gehörige 
Rechnung gestellt werden* Als nun die bischöfliche Gewalt 
in Folge der Reformation unterging, so trat auch hier der Staat 
sogleich Torsorgend und überwachend an ihre Stelle. Ein 
beaonderer Grund lag hier ausser der allen Gewöhnung, und 
der hergeforaebten Organisation m der durchweg dffbnt- 
liehen und kirchlichen Bestimmung dieser Güter, welche 
weit mehr als die GemeiudcgUter dem Privatinteresse ent- 
rückt waren. 
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Scbon in einem Mandate von 1530 kommt Wer folgfade 
Verordmini; dt$ Rathes Tor : 

Diewvl sich onch finden lasst , das mit den Kilchennsruc- 
teren vnnd Almuosen der armen , übil huss gehalten, büsc, 
vnnd an etlichen endenn gar kein rechnung dariimb ge- 
nommen noch gegeben wirdt , — So wellennd wir hiemit 
allen vnsern Ober- vnnd Vndernvogten , hieram getrüw 
flyssig vfl'sechen ze haben zum ernstlichesten gebotten ha- 
benn , das diese Kilchengueler nit mer wie bisshar miss- 
handlet , verthan, ussgelichenn , verborget, verschweynnt , 
oder Auo eynichen anderen dingenn , dann zu notturfl't der 
armen verwendt oder gebracht , Sunder durch die Kilchen- 
pflager , vnnd verordnete Amptlüt zum flyssigesten ynge- 
zogen , susamen gehalten , Vnnd dem Ober vnnd Vnder- 
vogt mit sampt dem Pfarrer vnd den Eegoumern järlich 
gnot erbar rechnung darumiii geben , Ouch solliche gueter 
allein der vorrath vnnd jarnutz on beschwerung vnd 
mynderung angoloyton houptguots den armen , besiinder 
denen, so in yeder Kichhöre gesässen , zum trüwlichesten 
Tund erbaresten " gehandtreycht — werden^). 

Seit der Mitte des seohssebatea Jahrhandert» dehnte sich 
dann eine Xlmliciie Aufsicht aoeh über die Verwaltung der 
eigentliehen GemeiodegUter aus. Unordentliche Wirthschaft 

scheiot die erste Veranlassung^ dazu gegeben zu haben , und 
die zunehmende öffentliche Bedeutung auch der Gemeinde- 
güter schien die Wünschbarkeit einer Aufsicht durch den * 
Staat und das Recht des Letztern darauf zu rechtfertigen. 
Doch ging man anfangs ziemlieh schüchtern zu Werke. An 
eine BeiromMtndung der Gemeinden durch den Staat wagte 
man in der ersten Zeit gar nieht zn denken, die Gemeinde 
war sieh zu lebhaft ihrer Selbständigkeit als eines Ver<» 
ro6genssubjectes bewnsst, und die Verwendung war noeh 
zu vorherrschend privatrechtlich, um der obrigkeitlichen Auf. 
sieht einen grossen Spielraum zu gestatten. Selbst eine 
regelmässige Vorlegung der Gemeindsrechnungen an obere 
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Behörden wurde noch nicht vorgeschriehen, sondern nur * 
im Allgemeinen ordentliche Reehnungsfiibrnng empfohlen, 
und das Begehren um Vorlegung der Rechnungen zur Prü- 
fung und Einsicht als ein mögliches io Aussicht gestellt. 

Im Jahr 1563 (24. April) nämlich verordnete der i\aih, 
alle Vögte auf der Landschaft sollen: 

Die eltisten Inn jeder gmeind zvoiuinimen beriiffen. Inen 
— was Tss söUicher liederlichkeit vnd lychtfertigem zeren 
gefolge, iiirhalten vnd Inen darby mit allem ernst antzei- 
gen , das Ir mya Herren sölliches förer nit gestatten son- 
der schlechts wellind, das sy Irer gmeindgnter ^nnd In- 
hommen ordenlich zuosamen samlen vnnd hehalten , damit 
was kttoftigckliehfürfiele Jede gmeind etwas hinderhnot hette« 
sy onch darneben erinnern • das aömlichs allein Inen vnnd 
den Iren zno gnot beseheehe , Tund das sy fürhin devmassen 
bandlen, wann Ir myn Herren bedacht wnrdint» 
desshaihen by Jeder Gmeind Rechnung Intze- 
nemmen, das sy darnmb hescheid Tand Antwurt 
geben hönnind. 

Die ersten eingegebenen Rechnungen beziehen sich auch 
dnrchaus nicht auf das gesammte CiemeindeTennögcn, son« 
dem gewöhnlich nur auf die Gemeindseassen , und deren 
Einnahmen und Ausgaben. Die Tiel wichtigern liiegen* 

Schäften und ihre Benutzung blieben anfangs ganz weg oder 
wurden dann etwa kurz bezeichnet. Aber immer öfter 
begehrte man Rechnungsablage, bis dieselbe zuletzt ganz 
regelmässig ward. Selbst die GerechtigkeitsgUter beson- 
ders da, wo dieselben theilweise zu öffentlichen Zwecken 
mitwirkten , konnten sich nicht ganz der Aufsicht des Staa- 
tes entziehen ; und je mehr die beiden letzten Jahrhunderte 
der Idee der Vormundschaft und einer Täterliehen aber be- 
deutend in das freie Walten der Unterthanen eingreiloiden 
Vorsorge günstig waren und dieselbe zur Reife brachten; 
desto mehr war auch für die Gemeinden Gefahr vorhanden , 
dass sich die blosse Aufsicht in IMitwirkung verwandle und 
die Selbständigkeit zur Handlungsunfähigkeit herabsinke. 
Indessen kam es doch nie so weit, dass man vergessen 
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hätte , wer Ei^enthUmer dieser Güter sei und dem Wesen 
nach erhielt sich doch die Freiheit der GenicinJeii in star- 
kerm Masse als in andern Staaten , welche dieselben das 
Gewicht der Herrschaft schwerer empfinden Hessen. Es ist 
diese Freiheit der Gemeindea, weiche io der neuesten Zeit 
noch einmal bedroht wurde, von neuem festgesetzt wor- 
den. Und mag anch die Schweis allerdings in höhern Staata- 
cinrichtungen bedeutend hinter grössern Staaten zuHick 
stehen, .so hat sie dagegen in der freien Gemeindete r- 
faasuag einen Ersatz Ittr Vieles und eine höhere Stuft 
der Entwicklung bewahrt , als so Icieht irgend ein anderer 
Staat. 

§. 13. Eigenthum. A. An Gruiidsliickeu. 

1. Das Eigenthum an Liegenschaften wird noch 
immer in anderer Weise erworben und verloren als das 
Eigenthum an beweglichen Sachen. Die ursprüng- 
lichen (originären) Erwerbsformen des Grundeigenthumes 
sind nun schon längst ganz in den Hintergrund getreten. 
Denn auch die gemeine Waldung (die Almende) wird nun 
so sehr als begranztes Eigenthum der Gemeinde oder Ge- 
nossenschaft betrachtet, dass eine Urbarmachung einzelner 
Tbeiie keine Veränderung in dem Eigenthume selbst be- 
wirken könnte. Neuer Boden entsteht aber äusserst selten, 
und eine Ersitzung ist unserm Rechte ganzlich un- 
bekannt. 

. Desto wichtiger sind dagegen die beiden Hauptformen 
eines abgeleiteten Erwerbes von Grundeigenthum« 
nämlich a) kanzleiische Fertigung unter Lebenden^ 
h) Erbfolge» gegenüber dem Terstorbenen Eigenthümer. 

2« Die kanzleiische Fertigung welche nunmehr 
aufgekommen war^*), die gerichtliche Fertigung der mitt- 
lem Zeit, und die gerichtliche Auflassung der ältesten 
Zeit, sind nur verschiedene Formen desselben Grundprin- 
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cips. Es ist nicht mehr nothig, dass sich der Veräusserer 
an das Gerieht wende , um Eii^enthum zu übertragen. 
Aber es ist nöthig, dass er sich an den INotar wende, 
in dessen Spreogel das Grundstück liegt , und dass der 
Eigentbuinsübergang in den NotariatsprotokoIIen vorge- 
merkt werde* la dieser Weise ist noch immer die Ver- 
änderung in der Person der GrundeigentbUmer an eine 
Öffentliche Form geknüpft, und der Verkehr mit 
Grundstücken unter die Garantie eines öffentlichen 
Institutes gestellt. 

Es genügt somit nicht, dass das Grundstück in den Be- 
sitz des Erwerbers übergeben werde, um Eigenthum zu 
übertragen. Auch wenn der Besitz mit der Absicht zu- 
gleich EigenthuiQ zu versebaffen, ubergeben, und mit der 
Absicht Eigenthum zu erwerben, angefangen wird, so 
gebt darum doch das Eigenthum nicht wirklich Uber, son- 
dern es muss noth wendig, um solches zu bewirken , der 
Erwerb in das Notariatsbuch eingetragen sein. Ja es ist die 
Besitzesübertragung überhaupt kein Erforderaiss des Eigen- 
thunisüberganges , indem durch kanzleiische Fertigung das 
Eigenthum auch an einem Grundsliicke erworben werden 
kann, welches von einem Dritten besessen wird, insofern 
nur der wirkliche Eigeothümer zu dieser Verausserung ein- 
gewilligt hat. 

Wir müssen somit kanzleiische Fertigung für die ein- 
zige und zugleich nothwendige Form des Eigenthumser- 
werbes von Grundstücken erklären, die Erbfolge allein 
ausgenommen, ein Grundsatz, der sich fast allenthalben in 
der deutschen Schweiz anerkannt findet, wenn schon die 
Form der Fertigung bald so bald anders sich gestaltet 

Man könnte auch in dieser spatern Zeit noch eine An- 
wendung gerichtlicher Zufertigung als eine fernere 
Erwerbsform zulassen wollen , welche sich dann zu der 
kanzleibchen Fertigung etwa verhielte^ wie die römische 



52) Mon. Chr. III. 169. if8. II. 239. 
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nicht Stich zu halten. Bs leidet «war keinen Zweifel, 

dass auch bei uns der Richter, welcher zenKchst kein neues 
Recht schaffen, sondern nur das vorhandene Recht aner- 
kennen und schützen soll, bei Klai^en aul Theilung gemei- 
ner Güter geDöthig;t iu» der einen Partei, z. B. dem einen 
der Mitevben dieses einem andern jenes Stiiek ausschliess* 
lieb suzosprecben , deauach mit vollem Bewasstsein eine 
Veränderung in den Eigeolbnmsverhäkninen zs bewirken» 
und neues Reeht zu erzeugen. Würde der Richter aneh 
bier nur das v^rbandene Reebt aiisspmbtB, so käme es 
überall zu keiner Theilung, welche ja ihrem Wesen nach 
eine Aufhebuni^ des bishcriejen Miteigenthunies , eine Auf- 
lösung der bisherif^en Geujeinscbalt ist. Aber geht nun 
schon durch den Zuspruch des Richters das ausschliessliche 
Eigenthum auf den vormaligen Miteigenthümcr über oder 
bedarf es aueb bier einer naebfolgendei« kaozleii^cben 
Fertigung? 

So lange diese letzlere Überall nocb vor dem Gericbte 
vorgenommen wurde, somit eine gertebtlicbe Fertigung 
war, so verstand es sieh, dass aueb jene Zuerkeonung 
durch das Gericht volle Wirkung äusserte und .wahres EU 

gentliuin verschaffte. Nachdem aber einmal die Führung 
der WotariatsprotokoUe von dem Geschäftsgänge der Ge- 
richte abgesondert wurde und eine eigene aussergericht- 
liehe kanzleiische Fertigung an die Stelle jener trat, so 
änderte sieb aueb die Wirksamkeit jener Zuerkennung. £s 
bängt das zusammen mit der Bedeutung der Notariatspro- 
tokoUe für den ölFentlicben Credit Dieselbe beruht näm* 
lieb darauf, dass Jeder dmrcb Einsicht der dffendicben 
Bilcber sieb mit Sicberbeit in Kenntniss setzen kann, dass 
ein anderer und wer der Eigenthümer eines Grundstückes 
ist. Könnte nun inzwischen durch gerichtliche in dem No- 
tariatsprotokolle nicht enthaltene Zuerkennung Eigenthum 
übertragen werden , so würde jene Sicherheit gestört und 
neue Ungewissheit erzeugt. Diese Betrachtung mochte da- 
her scbon £rübe dazu fiibren, unbedingt kanaleüsche Fer- 
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tiguog zu fordera und sogar ia diesem FaUe erst von 

ihr den Eigentbuniserwerb abhängig zu machen. Es liegt 
somit in jener Zuerkennung vorerst nur die Erzeugung eines 
Anspruchs auf Fertigung und Eigentbuniserwerb nicht aber 
dieser letztere selbst. 

Zu dieser Ansicht passt es deno ganz, wenn ein späte- 
res Gesetz die GUterverkäufe von Eltern an Kinder 
der geriebilicben Ratification unterwirft , nach Erlan- 
gung derselben aber der Motariatskanzlei zur Fertigung 
zuweist* 

3. Eine Ansnabme Ton dem obigen Erfordernisse kanz- 
leiischer Fertigung macht ein Privilegium der Stadtbiirger 
von Zürich. Diese nainlich können Eigenthum an Grund- 
stucken übertragen auch ohne Zuzug und Vorwissen eines 
Notars, privata raanu, wie man sich ausdrückt. Dieses 
Privilegium, dessen Ursprung ich nicht näher nachzuweisen 
im Stande bin, mochte in Verbindung stehen mit dem all- 
gemeinen Siegelrechte der Stadtbürger in der mittlem Zeit. 
Lange mochten auch die Stadtbürger darin ein schätzbares 
Vorrecht des Geheimnisses erblicken, und sonderbar ge- 
nug erhielt sich dieses Ausnahmreeht noch bis auf die Ge- 
genwart« Zu den übrigen geltenden Rechtsprincipien passtc 
es nie recht , den Stadlbürgern selber war es eher schäd- 
lich als nützlich und so kann es unmöglich lange mehr be- 
stehen. Auch werden bereits freiwillig die meisten Ver- 
änderungen der Stadtbürger ebenl'ails den IMotariatsproto- 
koUen einverleibt^*). 



53)'6«Mlz vom 22. Hui 1813. 1 mi 4. . lll«4iiilUn«s«mm* 
Une Bd. Y. S. 225. 

54} Yoa |i»uli«ch«iii IntmrMM ist diese« Privilcgion ttberall ikieht» woM 

aber von praktischem. Dass dabei nicht auf die Person des Erwerbers , son- 
dern die des Veräusserers gesehen wird , liegt schon in der Bedeutung der 
kitnzleiischen Urkunden, welche von dein Yeräusserer dein Erwerber zuge- 
stellt werden. Jener bedurfte dazu oolorialiscber Hülfe. Der Stadthur|;er 
dagegen , der nach dem SprUchworle seia« eigene Kanzlei ist , stellt von sieb 
aas die Urkiinda ans. Versl. Gesetz Tom 13» Mai 1S07. Med. S. III. 
2$3. and 317. ff. 
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4. Die zweite Form des Eigenlhumscrwcrbcs an Grund- 
stücken ist die Erbfolge. Durch den Tod des bisherigen 
Eiijcnlhiiinrrs seht das EiirciUhuni in und mit der Erb- 
Schaft auf die Erben desselben über , und • es bedarf hier 
der kanzlciischen Fertigung nicht nothwendig. Zwar ist 
es wiinschl>nr , dass auch in diesen Fallen von dem £rb- 
gaoge Vormerk zu dem NotariatsprotokoUe genommen 
werde 9 aber es wirkt doch die Erbfolge vor dieser Ein- 
tragung und abgesehen von dieser. Eine Annahme des Ge- 
gentheils wUrde zu der Absurdität führen, dass es in vie* 
len Fällen während einer gewissen Zeit (die sich aber von 
Vater auf Sohn durch mehrere Gcneralionon hindurch er- 
strecken kann), gar keinen Eigenlliiinicr des Jiinterl issencu 
Grundstückes gäbe. Auch wenn mclircrc Erben vorhanden 
sind , so fällt das Eigenthurn auf sie als Erben. Verthei- 
len sie nachher die Erbschaft, so ist freilich immer wieder 
kanzleiische Fertigung noth wendig, denn es kommt dann« 
zumal nicht bloss der Erwerb von dem Verstorbeneu her, 
sondern eine Veräusserung unter Lebenden (den Erben) zur 
Sprache. 

In der Regel wird diese zweite Form eine Univcrsal- 
succession sein, Avährcud der ersten in der Hegel eine Sin- 
gularsuccession zu Grunde Hegt. Docli darf man nicht da- 
rin das unterscheidende jMerkmal suchen; denn es lässt sich 
auch ein singularer üebergang von einem Verstorbenen auf 
einen Nachfolger denken , ohne dass kanzleiische Fertigung 
nothwendig würde. Ja es trägt Uberhaupt die alte ur- 
sprüngliche Erbfolge des deutschen Rechtes nicht den Cha- 
rakter der Universalsuccession. Ganz ohne Redenken gilt 
das Gesagte , z. R. von Familtenfideicommissen ; nicht eben- 
so aber bei gewöhnlichen Legaten, welche, wie wir in 
der Folge naher sehen werden , überall sicli nicht eignen, 
einen directen Eigciilhumsübcrgang zu l)cwirkcn. 

5. Das römische Recht betrachtet bekanntlich das Grund- 
stück mit dem . unter demselben befindlichen Boden, den 
damit auf organische oder künstliche W^eise dauernd ver- 
bundenen andern Sachen und dem darüber senkrecht sich 

Bhinticlili JUcbbgetehtebtv. II« 7 
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erbebcndeu Lufträume aU Kia zusamtiieo gehöriges Ganzes, 
das nothweodiß in eioein und demselben Eigentbum stebe. 
Diese Ansicht Uber Untbeil barkeit des Grundstücks 
und seiner Zubebörde ist nun aber in unserem Recbte 
keineswegs anerkannt. ' Zunächst gilt die Verbindung 
freilich auch hier als Regel. Eine Trennung aber ist 
nicht unmöglich. Es kann ein Schacht, der sich un- 
ter dem Grundstücke des A Iiindiirch ziefit, dem B eigen- 
thiimlich zugehöreii. Ein Raum, der in dem Garten des A 
sieht und darin Wurzel geschlagen hat . kann dennoch dem 
B zustehen* Ein Haus das auf den Boden des A erbaut 
ist 9 kann im Eigenthum des B sein. Ja sogar ein Haus 
mit mehrern Stockwerken kann unter mehrere so zu Eigen« 
tbum Tertbeilt sein» dass das eine untere Gemach dem einen» 
ein anderes oberes dem andern zugehört : eine Ausschei- 
dung, die gar nicht selten vorkommt besonders bei Thei* 
luogen unter Brüdern. Dabei darf man durchaus nicht an 
eine erweiterte Mutzniessung denken, sondern es ist wirk- 
lich volles Eigenthum mehrerer an Sachen vorhanden, die, 
wenn sie auch in enger Verbindung mit einander stehen , 
dennoch als eigene Sachen fiir sich aufgefasst und frei ver* 
äussert und verpfändet werden können. 

6. Der Eigentbümer des Grundstückes ist als solcher 
befugt» auf demselben zu bauen. Denn in dem Eigen- 
thuro ist die positive Befugniss mit seiner Sache nach WiU- 
kühr Torzunehroeii , was dem Eigenthümer beliebt, als we* 
sentttcher Bestandtheil enthalten. Es gibt daher Uberall kein 
von dem Eigenthunie abgesondertes ßaurecht des Eigen- 
thiimers , sondern es ist das Recht zu bauen nur eine ein- 
zelne in dem Eigenthum, welches alle denkbaren Hcrr- 
schaftsrecbte unausgeschieden in sich begreift , liegende 
Aeusserung des Eigenthums. So wenig der Eigenthümer 
ein eigenes Wegerecht an seinem Grundstücke oder ein eige- 
nes Recht des Fruchtgenusses hat » so wenig bat er eio 
eigenes Baurecht. 

WeO nun aber gerade durch diese Ausübung des Eigen* 
tbqmes leicht der eine Eigenthümer mit dem andern, seinem 
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Nachbar« ia Konflikt ^radi« so Terdient diasclbe einer be« 
•ondern Beachtuni;. Uoner Recht hält jeden» der auf aei* 
nem Grundstücke bauen will, ao , durch ein Gespann von 

Stangen oder Latten zuvor die Umrisse des neuen oder er- 
höhten Gehaiidcs ^enau an Ort und Stellt' 7.11 i)ez,tieluien , 
so dass Jt<lcTuiann dtii Vorsatz des Ki^cnthiinitrs /.n hauen 
und die Form der beabsichtigten Baute wahruchuicn und 
alüalli^e Einsprachen daf^egen erheben kann, indem Sinne« 
dass der Machbar oder wer sonst glaubt Einspräche machen 
zu können, dieses binnen einer Frist von vierzehn Tagen 

thue^O« 

Die Einsprache kann sich gründen 0) darauf, dass das 
Ei^enthum des Nachbarn durch die Baute verletzt werde, 

indem dieselbe durch Ueberra^en in dem fremden Luftraum 
eiiif^reife , oder indem auch ohne Ueberra^en eiue sonslieje 
körperliehe Einvvirkuuj^ auf das nachbarliche Grimdstück 
hervorgebracht werde , z. B. durch Anle^un^ einer Dach- 
rinne 1 welche das Wasser auf den fremden Boden hinüber 
leite. Wenn nämlich jeder Eigenthiimer zunächst auf seineni 
Boden vornehmen kann was er will, so ist der Eigenthö- 
mer als solcher hinwieder berechtigt, jede körperliche Ein- 
wirkung auf seine Sache zu hindern. Daraus folgt von 
selbst, dass der Ei^euthiimer A des Grundstückes M in 
seiner positiven Herrschaft in soweit beschrankt ist, als 
das Eii;( iitliiiin des B an dem Grundstücke IN in seiner ne- 
$i;ativea Bedeutuni^ durch Ausübung jener positiven Herr- 
scbait verletzt wird , iudem der Gebrauch eines jeden Hech- 



BS: Baiigc»p«DiHOPdnMg roin 19. J«li 1787. Alt« Samanlaag iy. 

S. 32. Ge»c>t7 V. 37. Jeoner 1835. Nene Sammlung Ift. S. S81. if. 
Noch im .sieb/elinteii Jalirhiindert war das Spannen der (retiaude im hl vorge- 
schrieben. Wühl rti)er iiiu.s.ste der ßaulustige zun) Voraus «lein IKui liern» der 
Stadt oder den Vö^(i>n auf der Landschaft Ton seiner Ab.Mcht Keuiiliii.'«.« ge- 
b«a mm4 Hieb mit iliata und if Naebbam vMWtüadigiD. Koantsa di« Nacb> 
bare Dicht «tnig werdaa , so baUc die Obrigkeit ziemlich freie Haad , |e 
nacli individueller Aoffirht die Baute zu gestatten oder zu unterläge^, 
ihre Thatigkeit war dabei weniger eine Rechtsprechende als vielmehr eiae vor- 
•orgJicbe aud vormuudscbafllichc. St. M. I646i 1664. 1674. 
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tes nur insofero ein rechtlicher und zulässiger ist, als nicsht 
4iirch denselben das Recht eines andern verletzt wird. 

b) Auf das Bestehen einer Dienstbarkeit des Grundstückes 
auf welchem gebaut wird , zu Gunsten des Kachbars. ' 

c) Diese beiden Beschränkungen genügen nun aber nicht, 
um die Beziehungen der Nachbarn zu einander zu regu- 
liren. Das ältere Gewohnheitsrecht erzeugte daher noch 
einige Beschränkungen , die denn freilich in der neusten 
Zeit im Interesse grösserer Freiheit des Eigenthunies zu- 
erst durch die Praxis, dann noch mehr durch das Gesetz 
gemildert wurden* Steht auf dem nachbarlichen Grund« 
stücke selbst ein Gebäude, so durfte demselben durch die 
neue Baute nicht in einem erheblichen Masse Sonne oder 
Heiterkeit entzogen werden. Sogar der «Verlurst der Aus- 
sicht auf die Thurmuhr gab ein Recht zur Einsprache. 
Einein andern Grundstuckc durfte durch Entzug des Son- 
nenlichtes kein namhafter landwirlhschaftlicher Schaden zu- 
geFiigt werden. Die letztere Bestimmung erhielt sich auch 
in dem neuern Gesetz ^^); da der Begriff eines solchen 
Schadens aber ein relativer ist, so konnte hier die Praxis 
der Gerichte denselben Grundsatz früher. strenger, jetzt 
etwas laxer anffassen. Der Entzug des Sonnenlichtes und 
der Heiterkeit dagegen wurde in dem neuen Gesetze 2.) 
dahin beschränkt, dass er nur dann zur Einsprache berech- 
tige, wenn einzelne Räume zur Erfüllung ihrer Bestimmung 
ohne künstliche Mittel unbrauchbar oder der Werth des 
Gebäudes um wenigstens den zehnten Theil verringert 
würde. Und ist die Entfernung des zu errichtenden Ge- 
bäudes von dem nachbarlichen Grundstücke oder Gebäude 
grösser als die Höhe des erstem von der First auf die 
Erdoberflache senkrecht gemessen, so findet überall kein 
Einsprachsrecht mehr Statt wegen Schattenwurf lind Ver- 
finsterung. (§. 4.) Ebenso wenig kommt gegenwärtig noch 
etwas an auf den Entzug der Aussicht auf die Thorm- 
uhr.'(§. 5.) 



56) N. S. III. S. 381. §. 3. 
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d) Endlich kotnmeo auch noch policeiliche Beschran- 
kuno^en in Betracht, z. B. Feuersgefahr durch Errichtung 
einer Esse u. s. f,*'). 

7. Damit verwandt ist die Befugniss des EigeDthUmerSy 
Bäume zn pflanzen und ihre Beschränkungen* Wenn 
auch hier der Landesbranch , Bäume und Grttnheeken un- 
mittelbar an die Gränze des Grundstückes zu pflanzen ver- 
bietet , so mag man darin zunächst nur eine Anwendung 
des Principes des Eigenthums erkennen , indem die durch 
das Wachsthum heraus getriebenen Acste die Granze über- 
schreiten und in fremdes Eigenthuin hiniiberragen würden. 
Dieses zu verhindern ist aber der Nachbar eben desshalb 
berechtigt , weil darin ein Eingriff in sein Eigenthum liegt« 
Er kann daher nach geltendem Rechte Kappung der her- 
über ragenden Aeste oder Fällung der Bäume oder Besei- 
tigung soldiev Hecken verlangen'^« Indessen hat hier wie- 
der die Rücksicht auf Landwirthschaft gewisse Modifica- 
tionen hervorgebracht« Eine übermässige Aengstliehkeit 
nämlich, mit welcher jeder überragende Zweig sogleich 
wieder gekappt wurde, scheint sogar dem Sinuc der spa- 
tern Zeit nicht zugesagt zu haben. Daher die Bestimmung 
zweier Hcrrschaflsrcchtc^'') , dass der Nachbar je im drit- 
ten Jahre Kappung der dannzumal überragenden und schäd- 
lichen Aeste und Zweige verlangen dürfe. 

Eine ähnliche müde Auffassung der Nachbarverhältnisse, 
welche geneigt ist, statt rücksichtslos durchzugreifen, lie- 
ber Nutzen und Schaden billig zn theilen, zeigt sich in 
dem Rechte des üeberfalles (Auris). Hangen dennoch 



57) Einiges hieber Gehörige findet sich la deiii Gesetz v. 19. Dce. 
1834. M. S. III. S. 357. nod r. 10, Febr. 1836. lY. 193. 

58} In munchea schweizeriscbea Rechten fintieii sidi aiisfuhrliclic Be- 
Stimmnogen Uber dies Mass der Entfernung für verschiedene Baume. V'crgl. 
Lea Eidgenüss. Stadt- und Laiulrpcht II. S. 642 und 664. Mitler. 
maier deutsches Privatrecht. Fiuitle Aufl. 16". IV. 

59) Kn o n a u e r a in t s r e c h l von 1535. Art, 64. Pestat. I. S. 
244. Regensperger Hcrrseb«llf recht von 1538. Art. 48 Pestal. I. 
S. 200. Yergl. nneh Protok. des Amteger. Zürich v. .11. Oct. 182S. 
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'ZweijBre der ObstlMume and Fruchtstauden Uber, so gehö- 
ren die atif das nachbarliche Grundstock fallenden Früchte 

dem INarhbar zu, und es ist der Eit;enthiimer des Bauines 
nicht berechtigt, diesen Gewinn jenem wieder zu entziehen. 
Es scheint dieses Recht überall in unserer Gegend gegolten 
zu haben. 

Und noch jetzt erkennt das Gewohnheitsrecht des Kno- 
naueraintes und des Bezirkes Horben (vielleicht auch noch 
anderer Bezirke), den Anris als geltendes Recht ao'^)« Aus- 
führliche Bestimmungen darüber enthält das Elgger Herr-^ 
schaftsrecht voo 1535. Tb. HI. Art. ^.^^). Steht der 
Baum im Felde, im Ge^ens^tz zu Gärten oder Reb^elä'n- 
den, so gehört nur der halbe Anris dem INachbarn , im 
letzlern Falle, so wie von wildem Obste, der ganze. Der 
!Narh!»ar darf nicht schütteln. Will aber der Eigenthiiiner 
deu Baum schütteln,, so soll er dem Anriser (d. h. dem, 
der das Recht auf den Anris hat) zuvor davon Kenntnis« 
geben. 

$. 14. Eigeuthum. B. An beweglichen Sachen. 

1. Für bewegliche Sachen ist die Üebergabe des Be- 
sitzes die regelmässige und häufigste Form^'), wie unter 
Lebenden Eigenthum übertragen wird. An herrenlosen 
Sachen wirktwieder die Besitzesergreifung Eigenthum. 
Und die Sachen des verstorbenen Rechtssubjectes gehen in 



59) V«rgl. Lei Stadt • ood Landrecht II. 8. (15. Stadtrtcäl tod 
Wcf«>ii. Art. 165: „Es «oi Ktensklieh den andern ein Anris« des ob- 
aes geben. Itamiieli was bönmen vff Tadermarchen stand , da bört Jelwe- 

derm das Anriss , wa» vff das sin fall ; wo aber böume vff eins eigenthuinb 
gai* stand . was Anris.ses dann einem anderi) vif das sin fallt , das sol halbs 
* deiiiselbigen vniid halbs dem so der bouiii hört, zugebören." U n t. Man. 
T. 1626 nnd 1628* Jak. Grimiu in der Zeitschrift IBr gedcbicbtl. Rechls- 
wiasensehaft ron SaTigay Eichhorn and Gttsehen III. S. 349. 
60} Posta Intx I. S. 375. 

61) lieber diesen Gegensatx zwisrhcn Liegenschaft nnd Fahrhshe ist noch 
sn vergleicheil Erläuieroag xnni Wiotertharev Stadtrecbt von 1720. §. 4, 
PesUInts 1. S. 53, 
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und mit der Erbschaft auf den Erben über. Es unterscheidet 
sicli hierin unser Hecht nicht wesenllich von den Grundsatzeo 
des gemeinen Rechtes in Deutschland. 

2. Die Lehre vom anvertrauten Gute hat sich 
nun auf deutscher Grundlage aber durch römische EinflUsae 
wirklich dahin ausgebildet , dass ia allen Fällen das Eigen- 
thnm bei dem ursprUoglicheA Efgenthiimer zurück bleibt , 
der redliche Besitzer der anvertrauten Sache aber nur gegen 
Wiedereratattung des daftir bezahlten Preises sie heraus 
geben muss. Der Eigenthumer kann sodann hinwieder den, 
welchem er vertraute , und welcher das Vertrauen miss- 
brauchte , auf Ersatz dieser Auslassen belane^^en. Macht 
der Eigenthiimer von seinem Ansprachsrechte auf die Sache 
keinen Gebrauch und halt er sich lediglich an den, dem er 
▼ertraut hat , so mag allerdings leicht aus seinem Benehmen 
eine Verzichtleistang auf die Sache selbst und ein lieber* 
gang des Eigenthuma aof den redlichen Besitzer geschlos- 
sen werden; eine Annatmiei welche um so weniger aus- 
bleiben kann, als sonst die Rechtsunsicherheit nicht besei- 
tigt würde. Denn eine Ersitzung, die Hülfe gewahrte, 
kennt unser Recht nicht. 

Davon gibt es nun einige Ausnahmen, wo die Lehre 
vom anvertrauten Gute nicht zur Anwendung kommt, son- > 
dern die Eigenthumsklage volle und ungestörte Wirkung hat* 
a) Wenn Stoffe Handwerkern zur Bearbeitung über- 
geben werden, so wird diessnichtals eine solche Aeusse- 
rung Ton Vertrauen betrachtet, dass der Anvertrauende 
nun sich gefallen lassen miisste, wie das Sprüchwort 
sagt, seinen Glauben da zo suchen, wo er ihn gelassen. 
Ebenso wenn der Fabrikherr seinen Arbeitern Stoffe 
zur Bearbeitung einhaniligt. Dagegen wenn ein Han- 
delsherr seinem Faktor Waaren oder andere Sachen an- 
vertraut, so kann jener allerdings die von diesem ver- 
Husserten Sachen nur gegen Ersatz des Preises zurück er- 
haltend^). 

63) St. L. R. Th. vr. j. 27. S. 92. Th. X. f 5 3. 54. S. 160. Erk. r. 
1727. All« SammtuDK Bd. II. $. 154. 155. erneuert 1749. S. 169 
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b) Die gan^e Lehre beruht nunmehr .darauf, dass wer sein 
Vertrauen auf einen Dritten setzte, die Folgen seines 
Irrthums oder seines Leichtsinnes zunächst selbst zu 

tragen habe , wenn nun Missbrauch von seinem Ver- 
trauen gemacht wird. Diess setzt aber hinwieder vor- 
aus, dass das Vertrauen aus freiem Willen, nicht aus 
irgend einer zwingenden P^oth wendigkeit hervorge- 
gangen sei. Daraus folgt nun aber, dass sobald sich 
eine solche INothwendigkeit ergibt, und wäre sie auch 
nur eine sittliche und nicht zugleich eine juristische , 
das Vertrauen für den Vertrauenden nicht jene gefalir- 
liche Wirkung haben kann. Man mag zwar dagegen 
einwenden, dass jede solche feinere Unterscheidung 
darum unzulässig sei, w^eil ursprünglich rein darauf 
gesehen worden , ob die Sache niit oder ohne Willen 
des Ei£i;rnthiimcrs aus dessen Gewere gekommen sei^*), 
nicht aber darauf, ob er gegenüber dritten Personen 
ein besonderes Vertrauen geäussert habe« Aber wenn 
auch für die ältere Zeit dieses zugegeben werden musB, 
so hat sich doch im Verlaufe der Zeit die Rechtsan« 
sieht verändert, und es ist die Art und Weise des Ver« 
trauens in bedeutendem Masse mit zu einem Faktor der 
ganzen Lehre geworden. So ergibt sich diess theils 
aus den Spriichwörtern : Trau schau wem 5 wo man 
seinen Glauben gelassen , soll man ihn wieder suchen 
theils ans manchen Modificationen , z. B. gerade der 
vorhin angeführten. Wir würden daher in folgendem 
Falle die Lehre unbedenklich ausschliessen und es ist 
diess auch wirklich schon in ähnlichen Fällen durch 
die Gerichte geschehen. Eine Wittwe, die aus erster 
Ehe Kinder hat, rerheirathet sich von Neuem. Die 
Kinder aus erster Ehe haben von ihrem verstorbenen 
Vater her Eigenthum an Fahrhabe. Nun ist freilich 
keine rechtliche TSothigung Tiir die Kinder oder deren 
Vormund vorhanden, dem Stiefvater diese Falirbabe 



64) Versl. oben Boch III. §. 19. S. 41 
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anzuvertrauen. Aber da sie mit ihrer Mutier in seiner 

. fl^usbaltuDg leben , so bringt es die Sitte mit sich , 
dass die jMobilien u. s. f. dem geiucincu Gebrauche 
überlassen werden. Veraussert oder verpfändet nun 
der Stief vater Sachen , welche den Kindern gehören , 
so können diese dennoch ihr Eigenthum geltend ma- 
chen und die Sachen ansprechen; und wenn sich der 
Dritte redliche Besitzer darauf beruft , dass er anrer- 
trautes Out an sich' gebracht habe, somit nur gegen 
Ersatz der Unkosten dasselbe heraus zu geben schul- 
dig sei» so erwiedern die Kinder mit Recht, es sei ihr 
Vertrauen nicht ein so freies gewesen , wie es erfor- 
dert werde, nur so bedenkliche Folgen daran zu 
knüpfen. 

cj Damit hangt dann eine fernere Modiiication zusammen. 
War nämlich auf Seite der Eigenthümer ein achtes 
Vertrauen vorhanden, ab er die Sachen an einen andern 
Übergab, und dieser veräusserte die auTertrauten Sa- 
chen, aber nicht weil er jenes Vertrauen missbraucfatey 
sondern indem er einem äussern Zwange nachgab (z. 
B« diese Sachen werden trotz seinem Widerspruche durch 
den Recfatstrieb gepfändet); so kann auch hier wieder 
der Eigcnthümer die so veräusserte Sache frei anspre- 
chen. Der Missbrauch seines falschen Vertrauens trifft 
eher ihn , als den unschuldigen dritten Erwerber ; aber 
wenn kein Missbrauch seines Vertrauens vorhanden 
ist, sein Vertrauen somit auch nicht getaucht w ird , so 
kann auch von keinen Folgen eines Missbrauches die 
Rede sein^^)* 



65) Ver^l. Albrecht Gewere S. 92, wo zw«i entgegeogesetzte An> 

sichten der Stadtrechte Uber diesen Pnnkt angeführt werden. Monatschro- 
nik I. 481 , wo der Grund, aus welchem in einem Specialfalle die Lehre 
Ton anvertrautem Gute nicht /ur Anwendung kam , xu enge gefasst scheint. 
Ttrgl. übrigens unten §. 21 , 3. 
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15. Dienstbarkeiten (Servituten). 

In dem Begriffe des Ei^enthuins liegt die unbeschränkte 
absohlte Herrschaft einer Person über eine Sanhe. Diese 
Herrschaft kann sich somit auch in jeder beliebigen Rieh* 
hing äussern, ohnedass diese einzelnen Richtungen ein eigen- 
thUmliches rechtliches Dasein haben. Sie sind aUe zusam- 
men eingeschlossen und Tereinigt in dem Begriffe des 
Eigenthums als ihrer Quelle und blosse Aeusserung und 
Anwendung desselben. 

Anders die Servituten. In diesen liegt zwar auch eine 
unmittelbare Herrschaft über eine Sache , aber diese Herr- 
schaft zeigt sich nur in einer einzelnen Bichtung. Die Be- 
schränkung gehört zu ihrem Wesen, sie bestehen nur in- 
sofern sie beschrankt sind. Daraus ftilgt von selbst , dass der 
Eigenthlimer nicht auch zugleich das Recht der Dienstbar- 
keit haben könne auf seine Sache. Denn wenn er eine 
Tollkommene Herrschaft Uber diese hat» so kann er nicht 
auch eine beschränkte Herrschaft haben. Es werden dem- 
nach die Servituten von dem Eigenthume absorbirt, sobald 
sie in demselben Berechtigten zusammen treffen. 

Dagegen können dritte Personen allerdine^s dergleichen 
dinglichen Rechte auf eine fremde Sache haben. Durch 
Absonderung eines einzelnen dinglichen Rechtes aus dem 
Eigenthum entsteht erst die Dienstbarkeit zu Gunsten des 
Nichteigenthiimers uild besehrankt insoweit auch die Frei- 
beit des Eigenthums. Nicht alle solchen aus dem Eigen- 
thume ausgeschiedenen and demselben entgegen gestellten 
dinglichen Rechte heissen nun aber Dienstbarkeiten. Es 
werden unter diesem Ausdrucke nicht begriffen die Pfand- 
rechte, deren Existenz keine eigene, sondern nur eine 
accessorische ist , indem sie dazu dienen , Sicherheit zu 
geben Tür ein anderes Recht, eine Forderung. Eben so 
wenig gehören hieher die Reallasten, die nicht so ent- 
atehen» dass ein einzelnes dingliches Recht aus dem Eigen- 
thum abgelöst wird und diesem selbständig entgegen tritt. 
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sondern vielmehr so , dsM der Besitzer einer Sacbe 
( eines Grundstucks ) zu einer periodischen Leistung ge- 
nothigt wird , die nur darum einen dinglichen Charak- 
ter hat , weil sie unzertrennlich mit dem Besitze eines 
Grundstückes Ferbunden ist, nicht aber darum, weil das 
Ei§;eBtbttin selbst iooerlich durch sie beschrankt wird* 
Femer sind auszuscheiden die sämmtlicben Gerech- 
tig^keiten* welche als Ausfluss einer Uber das Priyatei« 
gentbum sich ansdebnenden und dasselbe beschränkenden 
Landeshoheit zu betrachten sind, und so dem Begriffe der 
llegalitat Unhetm fallen. Endlich sind' einzelne dingliche 
Rechte abzusondern, welche von jeher im deutschen Rechte, 
wie früher im römischen die Emphyleuse und die Super- 
ficies , ihrer grossen Bedeutung oder ihres Zusammenhanges 
mit andern Hechtsiostituten wegen oder aus andern Ursa- 
chen eine besondere Ausbildung und Theorie empfangen 
haben* Hier lässt sich die Gränze kaum schon dem Begriffe 
nach fcistsetzen. Sie wird nur auf historischem Wege erkannt 
durch Beachtung der Rechtsansichten» die sich theib durch 
den Einfluss römischer Theorien , theila mit Rücksicht auf 
die Bedürfnisse des Lebens ergaben« 

In der ganzen Lehre von den Dienstbarkeiten hat auch 
bei uns das Römische Recht auf die Behandlungsweise sehr 
eingewirkt. Jeduch müssen wir wieder auf mancherlei Ab- 
weichungen aufmerksam machen. 

!• Das rcMoische Recht setzt eine geschlossene Anzahl 
Ton sogenannten PersonälserTituten» welche einer 
Person als solcher gehören» den sogenannten Prädialser- 
vituten entgegen, welche einem Grundstücke auf ein an- 
deres Grundstück zustehen» und innerhalb gewisser Grä*h- 
zen in beliebigen neuen Formen ensteheo können. Es seheint 
mir, dieser Unterschied lasse sich für unser Recht nicht 
festhalten , sondern müsse vielmehr durch einen andern er- 
setzt werden. Die Zahl der Servituten , welche einer Per- 
son zustehen, ist nämlich keineswegs abgeschlossen, noch 
müssen die Dienstbarkeiten , welche im römischen Rechte 
VBL den Prndialservitttten gehören » immer mit Nothwendig- 
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keit einem Grundstücke zudienen* Giebt man den freien 
Blick nur nicht gefangen unter die Theorie eines fremden 

Rechts, so wird man gewahr werden, dass im Leben eine 
Menge Anwendungen vorkommen von Dienstbarkeiteii , die 
einer Person als solcher zustehen , ungeachtet sie nach romi- 
schem Hechte ihr nicht zustehen könnten. Einige Beispiele 
mögen zur Erläuterung und zugleich zum Beweise dienen. 
Eine Gemeinde erwirbt ein Wegerecht über das* Grundstück 
des B. Auch wenn sie keine eigenen Grundstücke besitst» 
so kann sie diess, and wenn sie solche besitzt^ so will sie 
das Recht nicht für diese» sondern für ihre Gemeindsge- 
nossen und sämmtlichen Einwohner, also fiir Personen. Es 
ist nicht abzusehen, warum sie daran durch die Theorie 
eines fremden Rechtes , welche den im Volke lebenden und 
im Verkehr sich äussernden Rechtsansichten widerspricht , 
gehemmt werden sollte. Ferner A verkauft sein Haus, 
welches für Betreibung eines bestimmten Berufes einge- 
richtet ist, an B. Da er aber Concurrenz zu ▼ermeiden 
wünscht) so legt er dem Hause die Verj^chtung auf, 
dass sein künftiger Eigenthümer, so lange er lebe, diesen 
Beruf nicht darin treiben dürfe* Um sicher zu gehen» be- 
stellt er ein dingliches , an seine Person geknüpftes Recht, 
der Art : ein Fall , der im Leben gar nicht selten vor- 
kommt. Ferner C erwirbt für sich und seine Familie 
das Recht bei dem Brunnen des D jederzeit Walser zu ho- 
len, oder in dem Waschhause des D Tiir seinen Bedarf 
waschen zu lassen, und lasst sich dieses Recht dinglich zu- 
sichern. Er kann es, ungeachtet er überall kein Grund- 
eigenthum besitzt. 

'Zur Anerkennung dieser Abweichung von den Princi- 
pien des römischen Rechtes mag man um so leichter ge- 
langen, wenn man erwägt, einmal, dass das deutsche Recht 
seiner ganzen historischen Entwicklung nach eine Menge viel 
eingreifenderer und gefährlicherer Belastungen des Eigen- 
thunies zulicss, welche das erstcre nie verstattet hatte, wie 
die Lehre von den Realiasten am besten zeigt, zweitens 

dass selbst das römische Recht bei seiner Theorie von den 
* 



Digitized by Google 



INfliiitbarkeiten (Senritaten.} 109 

PrädiaUenrituten doch immer yorzugsweUe' auf das dienende 
GrundalUck Bedacht nimmt, und das hemcbende Grund- 
stück nur in untergeordneter Weise zur Sprache bringt. 

Miissen wir daher jene Unterscheidung aufgeben , so 
scheint dagegen eine neue alniliche keineswegs entbehrlich. 
Die einen Dienstbarkeiten najulich bez.iehen sich immer mit 
Mothwendigkeit auf ein dienendes Grundstuck. An- 
dere können sich zwar auch auf ein Grundstück aber eben 
SO gut auf bewegliche Sachen beziehen. Wie die 
Römer ihre Prädialservituten Torzugsweise Servituten nann- 
ten, so können auch wir jene erstem Dienstbarkeiten 
(Servituten) im engem Sinne nennen. Sie haben sämratlicb 
einen eigenthHmKchen Charakter : während die letztern , 
die gewöhnlicli doch nur in den beiden Formen des iNi css- 
brauch es und Gebrauchsrechtes vorkommen, am be- 
sten mit ihren besondern Namen bezeichnet werden. 

2. Die eigentlichen Dienstbarkeiten bestehen entweder 
darin, dass der £igenthümer des dienenden Grundstücks 
yerhindert wird etwas zu thun, was er als freier Eigen- 
thUm^ thun dürfte, negative Servituten z. B., er darf 
nicht höher bauen, kein Fenster aus seiner Mauer brechen, 
keine Bäume pflanzen und dgl. , oder darin, dass der £i- 
genthiimer des dienenden Grandstiicks etwas dulden rouss , 
was er ohne die Servitut nicht dulden müsste , positive 
Servituten. Unter diesen zeichnen sicli hinwieder diejeni- 
gen aus, die sich durch bleibende Anstalten und Vorrich- 
tungen äussern, von denen, welche keiner solchen Einrich- 
tung bedürfen. Zu jenen gehören z. B. das Recht der 
Bmnnenleitung über fremde Grundstücke, das Recht auf 
einen Kanal zur Betreibung einer Mühle oder einer Ma- 
schine, das Recht. einen Balken auf der Mauer des Nach- 
bars mhen zu lassen u. s. f* 

Servituten, weichein einem Thun desEigenthümers 
des dienenden Grundstücks beständen , verwirft das romische 
Recht. Es ist schon oft die Frage behandelt worden, ob 
nicht das [deutsche I^Recht auch derlei Servituten zulassen 
könne. Insbesondere hat man für die Bejahung dev Frage 
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angeführt, daw ja das deutsche Recht eine Menge von 
poiitiveii Belastuogen des Grundeigeotbums Damentlich durch 
Reallasten keooa und verstatte» und so hat man denn von dem 
Mehrern auf das Mindere sebliessen wollen« Allein mit Un- 
recht. Denn hält man nur den Grundgedanken der Servituten 
als einzelner aus dem Eigenthume ausgescHiiedeoer dinglicher 
Rechte fest, so niuss man mit den Römern die Servituten , 
die in einein Thun bestellen sollten, für unuiöi^lic'h iialten, 
weil sie weder dem positiv^en, noch dem negativen Inhalte 
des £igenthums entsprechen, weder jenen noch diesen be- 
schränken wurden. Und in die ganze Lehre käme ein 
solches Schwanken , eine solche Vermengung versciiiedeii- 
artiger Begriffe» dass keiner von ihnen mehr unverfälscht 
zu erhalten wäre« 

Wir gehen daher auch fiir unser Recht von dem Satze 
aus , dass keine Dienstbarkeit in einem Thun bestehen könne« 
Hier nun aber dürfen wir doch nicht stehen bleiben. Das 
römische Recht lässl doch .selbst in Einem Falle ein Thun 
zu, nämlich Lei der servilus oneris ierendi. Es kann diese 
Dienstbarkeit wirklich den Sinn haben , dass der £i^enthü- 
mer des dienenden Grundstücks die Mauer herstellen lassen 
mtiss, auf welcher die Balken des herrschenden Hauses ru- 
hen sollen« Diesen nämlichen Gedanken « diese nämliche 
aber nur scheinbare Abweichung von dem obigen Principe 
dürfen wir auf jene einzelne Anwendung nicht beschränken« 
Die Abweichung ist nur eine scheinbare; denn der Hauptbhalt 
der Servitut ist auf ein Dulden (Tragung des Balkens) nicht 
auf ein Thun (Herstellung der Mauer) gerichtet ; das Thun 
kommt nur insofern zur Sprache, als dasselbe der eii^ent- 
iichen Servitut vorarbeitet, als es diese inöt^licli macht oder 
dieselbe vermitteii. Auf ganz gleiche Weise kann auch, nach 
unserm und warum nicht überhaupt nach deutschem Hechte 
ein Wegerecht» mithin eine dem eigentlichen Gehalte nach 
positive wahre Servitut, mit der dinglichen Verabr.e- 
^uog bestellt werden» dass dem Eigenthiuner des dienenden 
Grundstücks die Verpflichtung obliegt, den Weg auf seine 
Kosten zu unterhalten. Es kann diese nieht bloss gesche- 
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hen , es geschieht diess sehr häufig und gewiss nicht bloss 
io der Schweis« Hier wird aber wieder die eigentliche 
Servitut vemittelt durch ein Thun des Belasteten: und 
insofern eben würden wir g,anz aU|^aiein auch das Thun 
mit in den Bereich der Servitutenlehre hinein ziehen, als 
dasselbe nicht selten den wahren Gehalt der Servitut bildet » 
soiulern vielmehr dem eii;entlichen Inlialte der Servitut le- 
diglich vorarbeitet und denselben vermittelt. 

3. Besonders mannigialtig sind die Wege rechte des 
deutschen Rechtes ; und es wäre wohl an der Zeit» auch diese 
eben so sorgfaltigen Untersuchungen zu unterwerfen ab den 
Wegerechten des römischen Rechtes (via, actus und iter) 
zu Theil geworden sind* Ich will hier nur einiger gedenken : 

a) Fusswegrecht, gewöhnlich nicht auf einzelne Per- 
sonen, sondern die sämmtlichen Bewohner eines Hau- 
ses oder eines Ortes , zuweilen sogar auf Jedermann 
ausgedehnt, 

b) Braut- und Bahr vvegr ec h t für feierliche Ziii^e 
nach der Kirche, setzt schon eine gewisse Breite 
voraus. 

c) Trift, Recht, Vieh über einen Weg zu treiben. 

4) Fahrwegrecht in mannigfachen Abstufungen, fiir 
Schlitten nur während des Winters, für Leiterwagen, 
Lastwagen u. s* f* 

e) Zeig weg im Zusammenhang mit der Dreifelderwirth- 
schaft, welche während der Fruchtjahre nur ein be- 
schranktes, da^ewen im Brachjahre ein sehr austjedehn- 
tes Fahrvvegrecht den Eigenlhümern der hintern Aecker 
über die vordem verstattete. Verbesserte Cullur hat 
bleibende und jederzeit offene Feldwege an ihre 
Stelle treten lassen. 

f) Tretrecht« Der £igenthümer des hintern Ackers 
darf beim Pflügen mit seinem Zugvieh anf den vor- 
dem dienenden Acker hinlibertreten , um so seinen 
Acker bis auf die äusserste Grenze pflügen zu können* 

g) Wende-Kehrrecht. Das Recht einen Wagen auf 
irenideni Boden umzuwenden. 
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h) Reckweg, Leitpfad an den Ufern Öffentlicher Flüsse» 
um die Schiffe stromaufwärts ziehen zu dürfen. 
Manche .dieser Wegrechte sind nun freilich ursprüng- 
lich nicht in der Form yon Servituten entstanden. Das 

ältere deutsche Recht pflegte für die Bedürfnisse der Land- 
wirthschaft auf andere Weise zu sorgen. Die Verbindung 
der Markgenossen und die grundherrlichen Verhältnisse 
gaben die Mittel an die Hand , dieselben statt auf dem 
Wege des Einzelnwillens durch Servituten vielmehr in Form 
Ton Ordnungen durch allgemeinen Willen zu reguliren* 
Und so war Ton Rechtes wegen schon näher bestimmt ^ 
was die Ilachbarn im römischen Staate durch Servituten, 
wo nicht etwa die alte Kunst der Agrimension durch Ein- 
theilung des Bodens auch fiir sie gesorgt hatte, erzweckeu 
mussten. Dahin gehören z. B. folgende ßcstininiungcn : 

Öffnung von Flaacli v. 1557. Item. Es sol le aia 
vorder ^ut dem hindcr wäg vnnd stä» geben , das Einer 
mit dem siaen dar vnnd danneu komeu mag zu z.imlichea 
ziten. 

Regensperger Herrscbaftsrecht v. 1538. Art. 40. 
Item es ist disses Ampts brach » das eyner inn den Rech« 
ten Ecwisen den nechsten wässeren mag durch eyns Naefa- 
puren gut, tras eyn spadten stkh oder eyn pflngs füre 
bringen mag , vnnd das von Sanct verenen tag an, bis an 
Meyg Abennt. Art» 41. Wellicher v£f den annderen 
Wasser grabt es syge mit fbren ald Tolen der soll es im 
abnemmen , vnnd also ye eyner dem annderen abnemen , 
vnntz inn den Rechten Eeruns^). 

4. Zur Bestellung der Servituten genügt der Vertrag « 

des Berechtigten mit dem Eigenlhiinier des dienenden Grund- 
stückes. Kanzleiische Fertigung ist nicht nothwendig , 
wird aber doch oft angewendet, um dem Rechte grössere 
Sicherheit auf die Dauer zu verschailen. Da der Vertrag 
indessen zugleich die regelmassige Form ist » persönliche 



66)Ptstalutz I. S. 192. Vergl. feroer Art. 66 «tul 67. PesU 
S. 200. Knonauerainttrecht Art. 59 uod 60. P«st. 1. S. 242 ff. 
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Rtelit0 itt bcftelleo» lo kl(oaen hier Inelit'Zwflifel Uber 
die Natar des be«ie1!tefi Rechtes entsteheD » ob es ein ding;- 
liches oder ein persünliches sei. Auch in dieser Rücksicht 
ist es daher zweck massigjer, sich der kanzleiischen Ferti- 
gung zu bedienen, einmal weil an sich schon aus derselben 
eher auf Dauerhaftigkeit des Hechtsverhältnisses , somit auf 
Dioglichkeit geschlossen werden kann, anderseits weil bei 
derselben die Parteien an einen rechtskundigen Mann, den 
IMotar, gewiesen sind, der sie bei der Abfassung des Ver<p 
träges unterstützt nnd dadurch alle Zweifel heben kann. 

5* Eine Erzeugung der Servituten durch erwerbende 
Verjährung . ist uoserm Rechte unbekannt. Es zei» 
gen sich zwar einzelne Spuren von einer früheren Neigung, 
dem lOjahrigen Gebrauche den Charakter einer Ersitzung 
zuzuschreiben. Aber es bildete sich doch kein festes Ge- 
wohnheitsrecht dieser Art aus, und in neuester Zeit wird 
von den Gerichten entschieden jede eigentiiphe £rsilzuQg 
ausgeschlossen. 

Der Mangel einer solchen macht nun aber offenbar eine 
Erginzung nothwtndig. Denn eine Menge von Servituten 
bestehen tiberall« die nirgends in Protokollen eingetragen 
sind; und für die es unmöglich wä're, den Beweis ihrer 
Entstehung durch Urkunden oder Zeugen zu führen. 

In dieser Beziehung müssen wir unterscheiden zwischen 
den verschiedenen Arten von Servituten. 
a) Negative. Wenn B lange Jahre nicht höher baute, 
so folgt daraus allein gewiss noch nicht, dass der Nach* 
bar A ein dingliches Recht des Inhaltes besitze, dass 
B nicht höher bauen dUrfe« Wenn nun aber B spannt 
und A, indem er sich darauf beruft, dass auf dem 
Hause des B die Dienstbarkeit des Nichthöherbauens 
hafte, Einsprache erhebt, wenn dannzumal B sich ein« 
fach beruhigt und ohne weiteren Vorbehalt von seinem 
Bauvorhaben absteht, so wird man nmi schon sehr ge-^ 
neigt, aus diesem Benehmen des B auf eine Aucrken-* 
nung der Servitut zu scbliessen. Steht aber JB von 

BlartH>yi ÜMtaifMdüglil*. U. S 



Digitized by Google 



il4 Tiene« BMh. 11. 

m 

der B^ufe ;ib, ijii4em er zugleich gegea jeie fidscbe 
Deutung sieb sipher «teilt iiii4 die Sep.ntBl bettreitet» 
so ist A zwar ypn da an im fafctiseben Besitze der 

Servitut, kann aber diesen Besitz durch lanp^e Fort- 
setzung weder in ein Recht verwandeln noch daraus 
die Vermuthung eines Rechts herleiten. 

bj Positive Servituten, die sich durch wiederholte 
Handlungen des ßerecbtigten äussern. Hier wirkt 
BUi^ die. X^el^ne vom unvordenklichen Besitze 
ergänzend* pie Grimdidee derselben ist diese« Es 
soll nicbt doi^ch fortgesetzten Besitz ein vorher nicht 
Yorbanfeiffef R^t neu- erzeugt werden, sondern viel- 
mehir weipn ein, Recht seit Menscbeogedenken ausge- 
übt wurde, so ist aozunefameo, es sei von Anfang an 
schon ein wirkliches Recht zu dieser Ausübung vor- 
banden gewesen. Es gründet sich diese Vermuthung 
darauf, dass die Renschen nicht geneigt sind, fort- 
dauernd und ohne Unterbruch andern die Vornahme 
▼9|i Einwirkungen auf ihr Eigenthum zu verstatten, 
yrptff^ 4M4e ai^dl^rn dazi| nyuibt bereebtigt sind* Hält 
m9% aV>t ^^'^ Sa,!^ fest, dass nur eine Vermuthtnig 
einlas vnirkli^ ▼o|rhs^ldenep Rechts dadiareh hergestellt 
werde , so folgt daraus, dass diese Vermuthung nur* 
so lange vi^irken kann, als nicht eine andere Bedeutung 
der Ausübung jener Handlungen nachgewiesen oder 
auch nur in bedeutendem Masse wahrscheinlich ge- 

, niaclit wird. Denn wenn der Vermuthung Gewisshert 
oder eix^e andere Vermuthung von ähnlicher Stärke 
entgegeq, st^bt, so löst sie sich selber auf und ver- 
scbwii)det. 'SflyQ, lieber eine Urkunde darüber Auf- 
8ch}uss. ^Aheilty dj|ss dem A nur biltweise und auf 
Znlfissung. I|in ver^^ttet sei, Uber das- GrnndstScfc des 
B zi^, gehen, d^ l^fio sich A nicht mit Erfolg auf 
uni;ordenKlicbe Ausübung des Wegereehtes beziehen 
und daraus ein Wegerecht herleiten. Ebenso verhält 
.es sich häufig mit dem PSaeliweise eines frühern entge- 
gengesetzten Zustandes. Man bat s^cboo oft die Tbeo- 
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He<att%estellr: sotMild* nift^ Bbel*haajrt; elD'«oldle^ er- 

^eseo sei, so könne gar nicht mehr von UnvoHenk- 
lichkeit des Besitzes geredet werden , denn diese 
schliesse ihrem Wesen nach jede Kenntniss eines An- 
fau«(es aus. Man hat sich zu dieser Theorie wohl 
^ur dadurch verleiten lassen , dass man auf das Wort 
nnvordenküeh einen allzu grossen Nachdruck legte. 
Denn zu einer oonsequeoten Durebfiihrung derselben 
gelangen doch aueh ihre Vertheidiger nicht, aonst 
wurde fast alje Anwendung der Unvordenklichkeit auf- 
hören. Denn ateigt man nur erst einige Jahrhunderte 
oder Jahrtausende hinauf, so lässt sich fast immer nach- 
weisen , dass die betreffende Servitut damals unmög-* 
lieh gewesen seil ^mt so viel ist richtig , dass die 
Thatsache des Anfangs (nicht die Zeil desselben) un* 
bekannt sein und zugleich in eine entferntere Zeit fallen 
mUM t' seit welcher die Servitut ausgeübt wurdCv 
Denn iit- di0 Thatiaehe de» Anfanges' h^kanot^ so hat 
die: VeWUuVbttlfj^ keinen EUhiri nitfar and jene mnsftübe» 
dte-Nafor ftechtoyerfialtiiisse^ entscheiden;- ^d'ikllt 
der Adfifng' in etn0 nahe Zeit , oder Wnrd6 M Ataa«* 
iihnn^ der Sertfit^it lazwi^hen gestiert; so hat' die- 
Kechtsverrnuthung zu schwache Stützen in diesen Er 
scheiuuugen , uirt bestehen zu können 
c) Positive Servituten mit dauernden Anstalten ver-f 
bundteOk Hier wird io manchen Fallen die blosse Exi- 
stenz der Anstalt einen zureibberiden BeWeis liefern 
lür da« Daiein ein^ Sei^vitut^ Je meh^ durch ein« 
aoleh«^ AlbülMt da^ dieh^dls GrundstSck betroffen i^hrd^ 
j« einjsjNäfknilftl» dte datfiit i^bundenen' Vörrichtilngeii 
«<bd<» de»to geneigfer wird man aiicit sein, jen« Fölv 
g^Vmg zii ziehn. UebeHeth kouiitat aber auch hier' 
wieder die Lehre vom unvordenklichen Besitze ergan-i^ 



6f) Dit Thforit i«r .Gtrfehte ist Mch «Ivm idiwaDliead , 4 »eh 
•dkeint si« sieb inin«r mthr im im Tute «afgMtellUii Anficlit x« niiliero. 
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send zu. Hülfe. Gerad(B da ist es dann aber am auf- 
fallendsteo , dass der blosse Beweb eines frübeni rer^ 
änderten Zustandes nicht an sich schon geeignet sei, 
die Unvordenklichkeit anszuschliessen » indem aus der 
Ansicht roh Bauwerken und ähnlichen Vorkehrungen 
mit ziemlicher Sicherheit gezeigt werden kann , dass 
- dieselben und zu welcher Zeit sie etwa zuerst errichtet 
worden. 



16. Reallftsten. 

• 1* Wir haben im ersten Theile dieses Werkes gelegent- 
lich bemerkt und zum Theil auch weiter ausgeführt, wie 
wahrend des Mittelalters die Güter aus verschiedenen Grün- 
den mit einer Menge von dinglichen Lasten belegt wur- 
den , welche den Besitzer oder Eigenlhümer derselben zu 
regelmässigen Leistungen verpflichteten. Die dem Besitzer 
des Zinsgutes oder Erbes von dem echten £igenthümer 
auferlegten Lasten änderten dann in- der Folge grossen- 
theils ihre Natur, insofern als das echte EigenthMi in ein 
Obereigenthum zusammenschrumpfte oder ganz unterging» und 
albnählig der Besitzer des Erbes als Eigenth'dmer betraehtet 
wurden So kam es, dass viele ursprünglich zu Giinsten 
des Eigenthümers eingeführten Keallasten in der FoTge zu 
Lasten wurden, welche auf dem (neuen) Eigenthümer haf- 
teten und ihm den Genuss seines Eig;enthums verkümmer- 
ten. Mit der Zeit wurde dann natürlich die ursprüngliche 
Gestaltung des Verhältnisses vergessen und die Last erschien 
up so drückender , je weniger sich die Leute erinnern 
konnten, dass ihr jetziges Eigenthum frtther dem Zinsherm 
zugehört hatte. Andere Reallasten sind selbst in ihrer Ent«* 
stehungsweise — wie häufig die Zehnten — als Be* 
schw«rden zu betrachten , die dem Eigenthümer auferlegt 
oder von ihm übernommen worden waren. Verbesserle 
Feld\A irllischnfl hob die Ucbelstande solcher ewiger Lasten 
noch greller hervor, und so zeigt sich denn schon frühe 
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eine veränderte Richtung mit Bezug auf dieses Rechtsin- 
stilut. Das Mittelalter hatte die Reallasten hervorgebracht. 
Die neuere und neueste Zeit strebt, den Boden wieder da- 
TOD zu befreien. 

2. lo der Regel wird ouD der Verpflichtete der Eigen- 
Iknmer des €k*imdstrickes sein, von welchem die ReallasI 
zu entrichten ist Dannzumal ist es gleichgültig, wer der 
Berechtigte sei. Oder aher auch jetzt noch wird die Beallast 
▼on dem Besitzer dem -EigenthUmer als solchem entrichtet. 
hn letztern Falle kann der Berechtigte zwar wohl den 
Bezug des Zinses oder der Leistung nicht aber das Recht 
auf diese selbst, abgesondert von seinem Eigenthum, ver» 
«ussern. 

Die Reallast ist so unzertrennlich mit dem Boden ver- 
fmnden, dass dieser als der eigentliche Schuldner erscheint, 
und der EigeothUmer denselben nur reprüsentirt. Das Grund- 
sAiick haftet somit nicht etwa nur substdttfr als Hypothek 
für eine fremde Schuld , sondern es haftet unmittelbar ftir 
die eigene Schuld. Daher geht sie mit Hothwendigkeit 
auf jeden neuen Eigenthümer von selbst über, und wird 
der frühere Eigenthümer von fcmerer Verpflichtung be- 
freit. Doch kann sich auch jeder Eigenthümer durch De- 
reliction seines Eigenthums von allen Reallasten für die 
Zukunft los machen. Der Berechtigte kann nicht fordern, 
dass er auf dem Gute bleibe und dasselbe bebaae, indem 
der Verpflichtete jenem nicht persönlich verbunden ist, soo» 
dem nnr insoweit haftet, als er Eigenthümer ist. 
- • Wie aber verhült es sieh mit den rUckstXndigeu Real*- 
lasten? Hat auch daftlr der* neue Erwerber des Grundstücks . 
dem Berechtigten einzustehn , oder darf sich dieser nur an 
die Person des frühern Besitzers halten , unter welchem die 
Rückstände erwachsen sind? Bejaht man die erste Frage, 
so halt man den Charakter der Diuglichkeit der Last 
ganz fest ; bejaht man die zweite , so verändert sich die 
Iilatur der RealUst und das Recht auf die einzelne fällig 
gewordene Ijeistung wird persönlich« 

Unser Recht bebandelt nicht alle Fülle der Reallasten 
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gleidimassig. Für Grttndetiis« ht ,iils Re^l antttneh» 

men, dass jeder neue Erwerber des pflicbti^en Gutes auch 
die vier letzten rückständigen Zinse Zu entrichten habe^*), 
auf welche Annahme indessen die neue Vorstellung, dass 
das Grundstück als Uuterpfand dafür hafte , eingewirkt hat. 
Bei den Froh n den dagegen, die ihW IN^tur nach schon 
eine persönlichere hetSthfUüg hibeOi weil .sie eine "^k^tifi* 
keit dep JP4f<:bUg«n ip Aospitiich oebiluiQ » winkt ,dif^M ip^r* 
söfiliebe Element , dftsß 4lc falligeii JUeistuögeii Hlkt^i^gß 
vat rou dem gefordert werden .k^pmut» «d«' £Mr 
sH^ter des Crrundsfückt wflr, alt die Arbeit too Ibin ,be^ 
gehrl wurde. Wie es mit den Zehnten sich verhalte, 
darüber mag man zweifeln. Doch wird der Fall äusserst 
selten vorkomcnen , weil die Natur dieser Reallast jahrliche 
und regelmässige Leistungen mit sich bringt. Indessen 
wäre ich hier darum geneigt , die Zehnten in dieser Hin« 
sieht den Frobnd^ gleit^b zu stellen , einmal wepl die ZueksB* 
len ibrer JWatMr oaph TO|[f4«in wirklickiep.Jjibneff«r-tr|g[.a(ii.ii«fa«* 
pieofM» ^fA^n Q^Qt^ sie bUclefif 4aioii ^Hiefr 4i^Mb4lb weil 
^fib ßßlcht^ ^ okof^tiß Hbfiu «fsbw^^r« Iie^stung 

des Grundstücks auf leine uno^ttirjii^he l/V^else weiter. Ma« 
stet und die Rechte der 9uf de^ fSrr^nds^ücl^ versicherten 
Creditoren f^efährdet würden. 

3. Die Reallastcn waren, insofern sie das Eigentbum be- 
lasteten, iß jtlegei auf ewige Dauer berechnet. Doch 
finden wir schon zu AnCap^ unserer Periode das Princip 
der Unablöslichkeit wenigstens für die ZuHuoft ver- 
worfen ^^^o Mffd f«r N?tMP»Ww «in* V{9rwi>niU«Hg ki 0eld- 
Zinse iifr«r?|l 4a aiigep^^et« wp ^141 mu^r Rr«r^bjer das 
üecibl auf ^^e« Zm mX Mi ffkswft ba|?<^), ßrpt so 



68 Vergl. Mandat V. 1633. St. L. R. Th. X. ^. 31. 32. S. 
151. V. §. 10, 60. 
60) M^n^iit T. 1545. 

70)Aalhs«rk. t. 1529 im ^ri^tet^ueb v. 1553. Tb. III. Vcrgp. 
oben B. III. §. 20. S. 424. St. L. R. Tb, i. $. 8. 8. 59. la Vim 
wurde di« Ablösbarkeit «cboa iM alt ^niataitt MfgMlMl. JilgM« VI«. 
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Anfang der folgenden Periode aber wurden auch die alten 
bereits vorhandenen UDablöslichea Reallasteo aUgemeio für 
ablötbar erklärt« 



$. 17. Pl»n4rccbte, A. Hiatoriaclic Einleitung. 

' Die (^escliiehle dct Pfandrechtes cei^ auf eine aiiwfhali- 

liche Weise , dass selbst in den Ländern , wo das rökni- 
sche Recht sich die Autorität einer abgeschlossenen Ge- 
setzgebung z,u erwerben gewusst hat , der einheimische 
Rechtsstoff sich dennoch unaufhaltsam weiter fortbildet und 
sich in seiner Entwicklung nicht bannen lasst. Zugleich 
Mcbt sie aber auch den innern ZuaammeilbaDg klar, iil 
weleheni die Vergangenlieit mit der Cregenwirt ^ die Reebta* 
mikiir dea rdniacben Reiehes utd der neutm ebrbpSisebeii 
Staaten ualev aieh etehea. 

Dae ältere Recht der rSmisehen R^iAiHk käniit^ nur 
aiemlich rohe Formen, wie einem Gläubiger an dem Ver- 
mögen seines Schuldners Sicherheit verschafft werden konnte 
für die künftige Bezahlung seiner Forderung. Entweder 
nämlich der Schuldner gab ihm geradezu ein einzelnes Ver- 
mögenastiick zu Eigenthum und verpflichtete ihn nur, wenn 
er für die Forderung befriedigt sei, das Eigenthum zu- 
rUckauttalleo (Fidueia). Oder der Glanlitgev erhielt eine 
Sache des Schuldoen MigKeh in aeioea Beatts. und fand 
darin wenigstens einige Beruhigung, dasa ihm Mt9^r Besita 
ohne Besahluag nieht entzogen werden konnte (Pignus). 
Die erstere Form diente mehr für unbewegliche , die lets- 
tere für bewegliche Sachen. Beide waren aber insofern 
noch sehr unbefriedigend , als die nämliche Sache immer 
nur Einem Glaubiger zur Fiducia oder zum Pignus gege- 
ben werden konnte» und überdem die Fiducia die Rechte 
des Schuldners aufsein Grundstück gefährdete, das Pignus 
aber den faktischen Genuss und Gebrauch der beweglicbea 
Sachen für die Zwiachenaeit ihm entzog. 
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Aus einem ganz geringen Anfange entwickelte sich nun 
aber ein ganz anderes und schon in seiner ersten Anlage 
Yollkoinmneres Recht. Dem Verpächter wurde nämlich 
verstattet, wenn der Pachter Minen Pachtzins nicht entrich- 
tete , auf dessen Fahrliabc zu greifeAi auf Fahrbabe ^ welche 
dieser jenem meht hatte zu Pignus geben können , weil er 
ihrer zur Bewirlhicbal^uir^ des Gutes bedurfte , mit Welcher 
er jenen aher zuvor vertröstet hatte'')« Hier war nun zu«* 
erst ein dingliche» Reefat gefunden, dessen ganze Be- 
deutung darin bestand« Sieherheit zu leisten fUr 
eine Forderung* Während die Fiducia nur in einer 
einzelnen Anwendung einen Bezug auf Pfandrecht hat und 
das Pignus ebenfalls nur eine AnweBdunaf der Lehre vom 
Besitz ist, mit zufälliger frfandrechtlicher Beziebiuig, so ist 
dagegen das neue eigentliche Pfandrecht vorr Anfang aar 
ntehts anderes als Pfandreelyt^ Eben daher ist dassdber 
auch nicht viel und nicht ztr wenig. Es soll' gar nichts^ 
anderes als Sicherheit gewähren fiir Forderungen:, diesem 
aher im vollsten Masse und in möglichst freier Weise. 

Die Anwendung dieses neu gefundenen eigentliches ' 
Pfandrechtes erweiterte sich nun fortwährend im römischen" 
Rechte. Die Fiducia wurde ganz verdrängt, das Pignus^ 
nahm ebenfalls den dinglichen Charakter an , und so ge- 
langte das neue Priucip zu alleiniger Herrschaft. Dennoch 
war es dem römischen Hechte nicht mehr vergönnll , die^ 
ses Institut zu seiner höchsten Ausbildung zu treibeir. 

Betrachten wir nun im Gegensatze dazu die Gesehfcblr 
des deutschen Pfandrechtes. Das ältere deutsche 
Recht weiss auch noch niohts von einem rein dinglichoir 
Pfandrechte im Sinne der römischen Hypothek. Wer 
Sicherheit haben will , muss die als Pfand dienende Sache 
selber in seiner Gewalt haben. Er muss sie fühlen, grei- 
fen, fa hen können (daher Pfand), um sich daran zu halten. , 
Das ist die ursprüngliche noch ganz sinnliche Auffassung. 



* 71) Verj(t. Ed. A Huschke Studien des römittliMi Ittebtt. %i. I. 
Mro. IV. 
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Ist die Sache eine bewegliche, so wird ein Pfand- 
recht daran nur dann möglich, wenn der Gläubiger dieselbe 
in seiner Gewere hat, sei es nun, dass der Schuldner sie 
ibsn io den Besitz übertragen , oder dass der Frobabote 
dem säumigen Schuldner einzelne Sachen weggenommen nnd 
dem Gläubiger zu Pfand übergeben hattet oder dass der 
Gläubiger selbst das Vieh » welches ihm zum Schadei» in 
suiie Gewere cingcdnugea war, zu Pfluid ergrifTe» und 
zurück behaltca hatte* Io allen Fällen hat er nun äussere 
Gewalt erworben. Er darf zwar die Sache nicht brauchen, 
sie gehört nicht ihm, sondern dem Scfanidner, er darf sie 
ab^ bewahren zur Deckung seiner Forderung und am 
Ende so^ar veraussern, wenn er nicht bezahlt wird. Hierin 
ist seine Gewere zu Pfandrecht schon vollkommener 
als das römische PignuSy indem jene nicht bloss für vorläu- 
fige Sieberheit sorgt , sondern auf Realisirung der Forde- 
rung in ordentlicher Form Bedacht nimmt. 

Ein Pfandvedit an unbeweglichen Sachen konnte 
nur durch Auflassung bestellt werden» Hier ist>nmi die 
ältere Satzung von der neuem Satzung zu unter- 
scheiden: jene wieder sinnliche, gewisser Massen hand- 
greifliche Sicherheit verschaffend. Der Gläubiger, welchem 
ein Gut zu Satzung gegeben , versetzt war , wurde zwar 
nicht Eigcnthiimer wie bei der römischen Fiducia , aber 
die Gewere, welche er an dem Grundstucke erhielt, kam 
doch in ihren äusseren Erscheinungen und Wirkungen der 
Eigenthnmsgewere sehr nahe. Der Gläubiger erhielt das 
Grandstiiek' in seinen Besitz 9 benutzte dasselbe, bezog die 
Früchte und brauchte es nur gegen Rückerstattung- der von 
ihm dem Schuldoer gegebenen Geldsumme wieder abzu- 
treten ^2). Wie nahe diese Satzung dem EigeDthum stand , 



72) Albrecbl Gewere $. 16, 17. Piete allere Form des Pfandrecht* 
Wörde von dem Ralhe zu Zürich , freilich nachdem die Verkehrsverhällnisse 
bereits eine gänzliche Uinwandluag erlillen haUeo, 1550 für eia wucher» 
liebes Gesrhüfl erklärt: „Zto dien, das aicaMiate nUw 4m Tii«r«D {ett rff 
gMtcr vMlfh«B , ni4 4i Mri b — m« Im« hMHlM atiii««i , Si« Iwwrfctp ra4 
•illMii bi« M«ii ir geU wider erlegt wirt, Soaitra sÖlliclM «I« «b Iws^werS 
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und wie leicht sie in dieses überging , haben wir in ihrer 
Anwendung auf landesherrliche Rechte, auf Herrschaften 
gesehen. Mehrere Satzungen zu Gunsten der Stadt auf solche 
UoheiUrechte wurden nicht mehr geiöst und yerwaadelten 
«ch so in Eigenthum der Stadt. 

Auch di««e Form 4es Pfaudrecfates war alM^ nook 
nobcquem uod atarr^ Der Scfauldoer» . wenn er amh aem 
Eigeathum behielt, ?erlor doch die lahAiache Herraebafl 
und den Cknuss» Eineoi Dritten konnte er dasselbe Grund- 
stück nicht weiter zu Satzung geben, weil er es dem Satzungs- 
glaubiger nicht entziehen konnte. Dieser hatte zwar Be- 
sitz und Geuuss : aber nur mittelbar konnte er zur Rück- 
erstattung seiner Forderung gelangen. Das Gut zu ver- 
äussern und sich bezahlt zu machen, dazu war er nicht he- 
reehtigt. Hier bot nun die Auflassung das Mittel dar, UM 
das Pfandrecht auf eine höhere Stufe der Cultur su erhe- 
ben. Durch sie konnte eine Satzungsgewere crasengt 
werden, welche aieh nicht ainnlich durch wirkfiidien Be- 
sitB und Genusa danftsUte, sondern lediglii^ ab diogHchea 
Recht den Zweck hatte, der Forderung Sicherheit zu ge- 
währen. Auf ähnliche Weise wie bei dem Faustpfande 
musste nun aber auch auf Veräusserung der Grundstücke 
gedacht und diese angeordnet werden , wenn der Schuldner 
nicht zahlen konnte ; denn durch diese Veräusserung machte 
sich die Sicherheit am wirksamsten geltend. Diese Satz- 
ung im neuern Sioae hat nun allerdings Aehnliohkeit mit 
der römischen Hypothek i und es ist nicht sn beatreiten ^ dass 
auf ihre' Ausbildung d» röttiscbe Rnoht auch cuii^ea, wenn 
freilich lange nieht so bedeutenden Einflhss gfeibt hät, als 
man 'sich früher wohl dachte. Die Unterschiede sind aber 
noch immer gross genug und wesentlich. Diese Satzung 
wurde nämlich nicht auf Fahrhabe ausgedehnt, die Art und 
Form der Distraction des Pfandes blieb unrÖmisch und was 
die Hauptsache ist, die Entstehungsform derselben war 



hnMUß vjid fui." 
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nicht die des blossen fornloseD Vertrages, sondern der Öf- 

ieiitlichen gerichtlichen Auflassung. 

VoD da aus üaiulich erwuchs das Princip der Publi- 
cität, welches in Verbindung mit dem ehcufalls ueueren 
Principe der S p e c i a 1 i t a t dem neuem Pfandrechte eine ganz 
andere und erhöhte Richtung gab. Zwar hatte das römische 
Recht schon cLoen Unterschied zwischen öffentlichen und P«i« 
vatpinndrechten und zwischen spueciellen und generelien ge- 
kannt. Aber beide Unterscheidungen hatten nur eine selv 
geringe Bedeutung * während sie nunmehr zu .GcundsüyleD 
der ganzen Lehre ▼om Pfandrechte geworden sind. Und 
wenn auch zumal in jechszehnten Jahrhundert die rl^nnsehe 
Theorie von den gelehrten deutschen Juristen mehr als bil* 
lig hervorgezogen und in die ganze I..ehre von Neuem 
Schwanken und Verwirrung hereingebracht wurde , so er- 
wiesen sich doch die modernen Bedürfnisse des Verkehres 
zuma chtigt um sich die nun einmal gefundenen Principien wie- 
der entrei^sen zu lassen» und reifere Institute mit den An-» 
iaqgeo dazn zu vertauschen« 

Wir mnssten dif»sen aUgemeinen. hiatoriscbca UeberbUfc 
TOrausgehen hissen« «n den rechten Gesichtspunkt z« ge- 
winnen inr die I^antellung der einzeUien pfiodreehtlkhen 
Instikite unser« Frivaitrecfates^^). 

§. 18. B, Pfandreekt an Licgensckaften (Satzang). 

1. Wenn hier TOn dem Pfandrechte an Liegenschaften die 

Rede ist oder der Satzung im neuern Sinne, so müssen 
wir den Ausdruck Liegenschaft in seiner natürlichen Be- 
deutung auffassen. Zwar erörtert unser Gesetz^*) den Un- 
terschied zwischen liegendem und fahrendem Gute im Zu- 
sammenhange mit der Bestellung der Pfandrechte und zählt 



73) Wir tobe» tthpr <ifM Mattri« «i» aigtaaa Bach : Diaa Pfimdracht 
vni iar Pfmid» odar Betvaibaags-Procaaa nach daa GaaatMa aad dar Dabaag 

dan Cantons ZUrich , von Gottfried v. Meiss. ZUHcll. ISIS« 

74) St. L. R. Th. V. §. 6. 7. S. SV. 
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<lann zum lieg^enden Gute unter anderm auch alle Forderun- 
gen und Kaufmanns- und Kramer - Waaren^*). Allein die 
Darstellung dieses Unterschiedes ist offenbar nur aus Ge- 
dankenlosigkeit der Redaction an diese Stelle gelangt, uod 
hatte in ihrer ursprünglichen Gestalt eine ganz andere Be- 
«ehuDg, nämlich die auf erbrechtliche Verhältnisse insbe- 
sondere woh! das Recht der Ehefrau auf ihren DrittheiL 
Die Praxis liess sieh diilrch diese ' irrige' Darstellung des 
Stadtrechtes nie irre machen; 

2. Kothwendige Form fiir Bestellung dieses Pfandrech- 
tes ist ursprünglich gerichtliche, in der Folge dann 
k a n z I e i i s c h e F e r t i g u n g. Erst durch Eintra i^ung in die 
INolariatsbiicher entsteht das Pfandrecht als ein d i n g I i c h es 
Recht. Hier bewährt sich nun die Einiuhruog der Hy- 
pothekeubiicher am besten , indem man durch sie jederzeit 
genaue Auskunft erhält über das Vorhandensein und den 
Umfang von Pfandrechten, die auf einer Liiegenschaft haf* 
tcD. In der Regel wird es Bbrigens bei der Eintrac^ung 
der Verpfandung in das Notariatsprotokoll nicht stehen 
bleiben, sondern eine eigene Schuld- und Verpfa'ndungsur- 
knnde mit -^fentlichem Siegel ausgefertigt und dem Glau- 
biger zugestellt werden. Dann erst entsteht ein sogenann- 
ter Schuldbrief, wovon wir im Verfolge ausführlicher 
zu reden haben werden. Ja es hat sogar die Unterlassung 
der Ausfertigung eines Schuldbriefs für den Pfaodgläubigcr 
bedenkliche Folgen , indem die Forderung mit bloss pro- 
tocollirtem Pfandrechte, wenn binnen zwei Jahren weder 
ein Schuldbrief gefertigt, noch die Schuld neuern Schnldr 
briefen vorgestellt wird , ihr Pfandrecht verliert und in die 
Reihe der unversicherten Forderungen herabsinkt ^^). 

3) Die Stadtbiirger haben wieder das Privilegium, 
auf ihren Grundstücken auch ohne kaozleiische Fertigung 



75) D«r Entwurf iks Slattrtehtea ist Bodi freit WMiger vo* dtr Walir^ 
Mt ••Iforat, als 

H) SU L. R. Tk. X. I. «8. 8. 156. 
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Pfandrcehte sn besteUeo» indem de als ihre eifpene Kanz- 
lei angesehen werden^. Dareh ein neueres Gesets wurde 
aber auch für die Stadt eine eigene INotariatskanzlei er- 
richtet, nnd den in das Hypothekenbuch eingetragenen Pfand- 
rechten ein unbedinj^tes Vorrecht vor allen privata manu 
ausgestellten ertheilt ^'*). Dadurch verloren die letztern l^st 
allen Credit und kommeu nunmebr faktisch nur in seiteneii 
Fallen noch vor. 

4. Di(Bses Pfandrecht wird nach älterem Rechte dnrcb 
l^eriebtlieh« Distraetion, nach neuerem nur auf dem 
Wege des Coneurses des Schuldners realisirt^) 

5« Das P£indreeht erlöscht in .derselben Form , wie es 
entstanden, nämlich dareh Vormerk und Entkräftung im 
^otariatsprotokolle , und zwar insofern ein Schuldbrief aus- 
gefertigt wurde , mir in dieser Form. Es scheint dieser 
Satz zwar im Widerspruch mit der INalur des Pfandrech- 
tes als eines accessoriscbeu Hechtes , und man sollte meinen, 
wenn die Forderung, für welche das Grundstück zu Pfände , 
dient, auf andere Weise z. B., durch Zahlung getilgt werde, 
50 gehe auch das Pfandrecht mit unter« Allein eben das 
ist die eigenthümliche Natur dieser Pfandverschi^eibangen» 
dass hinwied^ die. Forderung von dem Pfandrecht so affi- 
cirt wird, dass auch sie nicht untergehen kann ohne nota- 
rialische Entkräftung '''^)« Das Nähere wird sich in der 
JLehre von den Schuldbriefen ergeben. 



TT) «t. L. ft. Th. |. 2. 8. 57. 

jrS) Gm«I> vom 13. aUi 1897. . M. S. III. 8. 253. ff. 337. ff. Vkm 
hämo jdieses Gesetz als Wiederherstellang dc« HlWra Reehta« aoMhea $ 4t»a 

s«bon 1683. (St. Maa., März 29. und 31.) wardeu die ««f der Sladlkanzlei 
eingetragenen Verpfändungen altern Privatv erpfändungen der BUrger vorge- 
zogen, Hud 1684. (St. IU«u. , 7.) fiel es in Beralhang , ob uiclit btn- 
künnig aock Sit «BftiMrMn«** kmehlift solto, YcriBittlaag der 
BfMBtelen gilllis» PfaadT*rBcbr«ibQng«B an •rrjchton. 

79) 81. L. R. Tb. III. 4. ff. 8. 31. 

80) St. L. R. Th. V. |. 28^37. 8. 70. ff. 
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19. C. Pfandrecht an beweglichen Sachen. 

1. Die ältere alieinige Form des Faustpfandes, wo* 
mit nun immer ein dingliches Recht verbunden ist, erhielt 
sich. Dazu kam denn eine zweite Form der Bestel- 
lung ohne Uebergabe des Besitzes durch Eintragimg in 
das Pfandbuch. 

' 2. Z<ir Bestellung des Fäustpfandes genügt der form- 
lose Vertrag, Tcrbunden mir Vebergabe des Besitzes an den 
Glaubiger oder einen Dritten zu dessen Händen. Das Stadt* 
und Landreclit empfiehlt zwar dem Creditor, sieh von dem 
Debitor einen Schein ausstellen zu lassen , worin Forderung 
und JPfand naher bezeichnet ist, und dem Debitor, hinwie» 
der vom Creditor einen Empfangschein für die Pfander zu 
verlangen. Und in der That ist dieser Rath des Gesetzes 
hieilsam , indem dessen Befolgung beiden Theilen ihre Be- 
weise sichert. Aber mit ünrecht hat man darin mehr 

• 

erkennen wollen « nämlich eine Form der Bestellung des 
Faustpfandes selbst. Dieses ist auch olme Beachtung jener 
Vorsicht dennoch gUllig^*). 

3. Nach römischem Recht la'sst sich auch dann eiu 
Faustpfand denken , wenn der Schuldner die Sache zwar 
faktisch inne hat, aber so, dass er den fremden Besitz des 
Gläubigers nur verwaltet. Z. B. der Schuldner miethet 
die dem Glaubiger libergebenen Sachen^')« Ich glaube 
nicht f dass derselbe auch für unser Recht sagegeben wer- 
den könnte« Es beruht nämlich jener Satz auf einer feinen 
Unterscheidung des rOmisehen Rechts zwischen detentio und 
possessio und ihrer Bedeutung ftir dieses Recht. Für uns 
ist der ganze Unterschied dagegen nur von geringem In- 
teresse , und wenn auf Seite des Faustpfandglaubigers Besitz 



Sl) St. L. R. Tb. Y. 21. 8. 67. $. 26. S. 69. t. Maif s ia 4«r 
Ho». Chr. III. S. 1. ff. Ytrgl. Hoa. Chr. I. 8. 325. III. 8. 47. 

82) L. 97. 4« pico. Mtion«. L, 37. ie «dfohr. t«l «initt. poM. 8. . 
SftTif BT, Lehr« Tom ÜMits. §• 84. II. B. 
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gcf(Wr^rt wvd| io liegt ror altem aus dann, dass die 
Saebe der Hemebaft des Sehnidners eotsogeii sei. Ist sie 

dem Schuldoer in irgend einer Weise wieder anvertraut, 
so hört diejenige Sicherheil für den Glaubiger auf, die in 
dem Fauslpfande liegen sollte. In den meisten Fällen würde 
sogar der Debitor die Sache als anvertrautes Gut gültig 
Teräussero und dem Creditor bliebe das Nachsehen. Daher 
mUssea wir deo Besitz in der Person des Gläubigers ma- 
terieller iiad realer Tersteben , als ikm das rtf mische Recht 
anffassl. Es muss die fiiktische Herrschaft babes und der 
Seholdaer ihrer entbefareo*^}. FreiKeh können auch da ein- 
zelne Fälle Torkommen, die auf der Gränze liegen. Z. B» 
B igil»t dem A eine Anzahl Fahrhabestticke zu Pfand, so 
dass er dieselben in seinem (des B) Kasten verschliesst und 
den Schlüssel an A übergibt. Hier nehme ich noch ein 
Faustpfand an, insofern B nicht einen zweiten Schlüssel 
besitzt, mit dem er ebenfalls nach Belieben öifnen kann^ 
weil die faktische Gewalt in jenem Falle doeh dem B ent* 
zogen undi dem A übergeben ist« 

4* Dar Begriff des Faustpf»nd«s wird auch oft auf 
Forderungen ausgedebm, Hisst sieb abeir nur aaf solche an» 
wenden , welche dnvch ScbttMurkunden Tollständig reprh'« 
sentirt werden, indem dtr Besitz eines realen Objectes, einer 
Sache, bedarf, an die er sich hält^^). 

5. Erwirbt der Gläubiger nicht den Besitz an der ver- 
pfändeten Sache , so bedarf es auch für bewegliche Sachen 
immer einer amtlichen Dazwischenkunft und einer öffent- 
lichen fiintvagung in ein Pfand buch, um ein Pfiindrecht 
zu besldien» In älterer Zeit wichen zwar die Tersebiede- 
nen Landeagcwobnheilen unter sich ab. In der Regel ge- 
schab die ^itaeige der Yerpfiandung bei- den Unterrdgten » 



83) ▼•rgl. St. L. R. Th. V. $, 31. 8. 67. 

84) 8oad«rkii«r Waic« wwdw M um im gtwtthaliehea Ltbea lolebe 
PaattpfXaltr an 8cbal4lwi«raa , Hypolbakta ftaaant. So w«aig wtisi nun, 
4aM dar* Namt By p a th ak fenie0 im Gqpsaaati dar FanflpfSIvdar aafgtbom- 
HMB iat. 
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zuweilen aber auch bei den Landschreibern und nicht immer 
wurde das Piandbuch ordentlioh gefiibrt. Daa Prioeip war 
aber einmal gefunden, dass die Bestellung Ton solcbmi 
Pfandreebten möglich zugleich aber mit Notbwendiglieit an 
ein öfifentliches Buch geknüpft Daasi^ wird schoa 

1491. deutlich ausgt^iprocbeu : 

Verpiandungen nnd £insazQng«n vor offnen Rechten 
oder an eines Amtmans der Gerichten Hand be- 
' aehehen . sollen Krafft haben : wo aber die nit also besehe» 
ben, nnd dann solUche püsod von andern rechtlich bezogen 
werden, dieselben sollen daran habend seya» ungeachtet 
söUicher verpiandung 

Was in der Auaföhrung fehlte, konnte Iddit in der Folge 
▼erbeesert werden. Neuere Verordnungen machten die 

Führung des Pfandbuchs deu Gemeindaminännern zur Pflicht 
und die Eintragung in dasselbe Uberdiess von der Genehmi- 
gung des Bezirksgerichtsprasidenlen abhängig*^). 

6) Ein wesentliches Requisit dieses Pfandrechtes ist des- 
sen Specialität. Bei den Liegenschaften und den Faust- 
pfändern tritt sie zwar ebenfalls hervor. Aber bei beiden 
nuicht sie keine besondem Sefawierigkeiten ; dort mcbt, 
weil die Grundstücke ala TKeil des Bodens keiner realen 
Versetzung oder Umtauaebes fabig nnd durch Bezeicldinng 
ihrer Lage leicht sicher gestellt werden können ; hier nicht, 
weil die Absonderung von den übrigen Sachen des Schuld- 
ners und Uebergabe in den Besitz des Creditors eine Ver- 
wechslung erschwert. Wenn dagegen der Schuldner einzelne 
Sachen bloss durch die Eintragung in das Pfandbuch dem 
Glaubiger verpfändet, so Huden sich hier gewöhnlich eine 
Menge verschiedenartiger Gegenstände, die leicht mit an* 
dem ähnlichen vertauscht oder vermengt werden können» 
Daher ist ihre Bezeichnung, so dass ihre Erkennbarkeit 
festgestellt wird, schwierig. Sie ist aber nothwendig. 



85) St. Man. 1491. II. p. 94. 

86) St. L. R. Th. V. $. 22—24. S. 67. ff. Verordnung r. 16. JmH 
1S05. M. S. III. S. 108. ff. T. 4. Nov. 1S24. R. ». III. 190. 
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deso diets Pfandrecht wirkt nur insofern es sich aof eine 
spedelle» d. h, indiWdnel erkennbare Sache bcEieht. Wehn 
nämlich schon unser Recht daneben noch generelle Pfand- 
rechte kennt, so haben diese doch eine andere Form und 

andere Wirkungen. 

Damit daher ein gjiiltiges Pfandrecht entstehe , müssen 
alle einzelnen zu verpfändenden Sachen genau verzeichnet 
und 80 beschrieben werden , dass man dieselben in dem 
Vermögen des Schuldners mit Sicherheit wieder erkennt. 
Wenn das Gesetz Angabe des Stoffes, Masses, Gewich» 
tes*') n. 8. f. der einzelnen Stücke verlangt » so darf man 
diese Bestimmung nicht ziT wörtlich fassen. Wohl aber 
folgt daraus allerdings, dass die Bezeichnung eine ins Ein* 
zelne gehende individuelle sein soll. Auch diess hat aber 
immer einen relativen Sinn. Es wird z. B. leichter sein , 
die Slockuhr eines gewöhnliolien Schuldners so zu bezeich- 
nen , dass kein Zweifel über den Gegenstand mehr Statt 
findet, als eine Uhr in dem Laden eines Uhrhandlers. Bei 
der Verpfandung einer Bibliothek wird es in der Regel 
gCAugeni den Catalog beizulegen. Würde dagegen das 
Lager eines Verlegers verpfändet , so könnte die blosse 
Angabe der Verlagswerke keineswegs zureichen. 

7. Gegenstand eines Pfandrechtes sind zunächst alle be« 
weglichen Sachen. Es kann dasselbe aber auch auf 
Forderungen jeder Art ausgedehnt werden, nicht bloss, 
wie das Faustpfand auf solche, Tür die eine Urkunde als 
Stellvertreter dient. Ueberdem müssen die sogenannten 
Blumenscheine hiehcr gezogen werden. So werden 
nämlich die Verpfandungen der siebenden Früchte an dem 
Halm , den Reben u. s. f. genannt. 

Biess Pfandrecht hat insofern bewegliche Sachen zu 
seinem Objecte als es erst nach Einsammlung der Früchte 
realisirt werden kan^ , unterscheidet sich aber wieder von 
andern Pfandrechten durch die Beschränkung seiner Dauer» 



87) St. L. R. Th. V. 22. S. 67. 
UhmtediU lUelilifiwIuehte. II. 9 
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Ea nmaa oämlieb daa EUüht aogleicb nach der Etnaammlaog, 
sobald die Frttehte ▼«rkäuflich aind» ^lt«Dd gemacht wer- 
den» widrigeofalla ea ron aelbat erliacht^*)» 

8. Der Pfands ob uldner darf die verpfändete vSache 

nicht V e r h II s s c r n *^). Darin weicht unser Recht wieder 
bedeutend von dein Römischen ab und halt sogar eine Ver- 
äusserung dieser Art IVir ein Vergehen. 

Der Grund der Abweichung ist darin zu suchen, dass 
durch den Vollzug der Vera'usseruog das Pfandrecht selbst 
erlöscht. Aber wie erklärt sich diese Wirkung der Ver- 
äuaaeruDg? Sie scheint im Widerspruch mit der Dinglich- 
keit des Pfandrechts» welche sieh^a gerade darin zeigen sollte, 
dass das Pfandrecht der Sache nachfolgt, in wessen Hände 
sie immer komme. Und in der Tbat hat in dieser Anwen- 
dung der Charakter der Dinglichkeit einem andern Prin- 
cipe weichen müssen. Es erklärt sich die Sache historisch 
so, dass ursprünglich das Faustpfand für bewegliche Sachen 
die einzige Form des Pfandes war, später aber man ein 
Pfandrecht zulieas, wobei man dem Schuldner den Besitx 
des Pfandes anvertraute und ttch die Sache nur .Ter- 
aebreiben lies«. Es ist somit das pfandbUehliche Pfandrecht 
zum Theil aus dem Fauatpfande hervor gegangen, zum 
Theil demselben entgegen gesetzt worden. Gegenüber -dem 
Schuldner aber war es anvertrautes Gut, und so ging das 
Pfandrecht, wenn dieser das Vertrauen missbrauchte, unter, 
und der Pfandgläubiejer konnte sich zunächst nur an den 
Schuldner halten, dem er vertraut hatte ^®). 

9* Die speciellen Pfandrechte auf bewegliche Sachen 



SS) Ei*k. V. 1592. im Cerichlsbuch und ia der AnfFallsordnua^ filr die 
Grafschrtfl Kyburg v. 1 6 60. bei v. Meiss Pfaiidiecht S. 258. St. L. R. 
Tb. V. §. 23. S. 68. und v. 1671. U. Mao. t. 3U. Oct. Vergl. t. Rieiss 
a. «. O. S. XXYIlf. 

S9) Versl. B«rr<eh«iUNckt t. Elgs Art. 46. P««t I. 

ft. 323. 

90) 81. L. R. Tb V* $.82.: Wttrd« «b»r dtr $eliiildaaiprMli»r iicfa mit 
einer pfaodbar«!» Obligation irergnUKen lama aad di« Pfund« dem Scbaldaar 
•aibat farnara «nrartranan woUan." 
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werden auch ohne Concurs durch öffentliche Verstei- 
gerung realisirt, welche nach vorher eingeholter Ge- 
nehmigung des Richters, wie sich das St. L. R., des Ge- 
riehUprasidtnten , wie spätere Gesetze sich ausdrucken 9 
▼orzunebinen ist^')« 

$. 20. D. Generelles Pfandrecht; 

1. Neben diesen speciellen Pfandrechten sind nun aller- 
dings noch «generelle ini)«;lich, aber dejn Principe der Spe- 
cialität gemäss, welches unser Pfandrecht durchdringt, treten 
sie vor den specielten zurück. Wenn sich nämlich das 
Pfandrecht nicht auf eine Species, sondern auf eine ganze 
Klasse von Gegenständen» z. B. alle Handelsartikel des 
Schuldners oder auf ein ganzes Vermögen oder eine Quote 
desselben oder sonst ein Genus bezieht, so hat dasselbe im- 
mer nur die Meinnng, dass im Concurse des Schuldners 
dem G laubiger ein Vorrecht vor den lauftiKkn Crediloreu 
auf die daunzuinnl vorlKuidencn zu jenem Genus gehörigen 
Gegensiande oder Rechte zustehe. Haften auf" den näm- 
lichen Stücken specielic Pfandrechte, so gehen diese dem 
generellen unbedingt vor, eben so noch mehrere privile- 
girte Forderungen^^. 

2. Die Form der Eingehung war früher schon gewöhn- 
lich die kanzleitscbe Fertigung. Später ist sie, mit 
einziger Ausnahme der in der Stadt und den dazu kirchge- 
oössigen Gemeinden wohnenden Stadlbürger , als nothwen- 
digc Form gesetzlich angeordnet worden''^;. Diese können 



91) «t. L. R. Th. V. $. 39. S. 75. M. 8. III. S. J12. Reditotntb. 
gMetz V. 28. Juui 1S32. §. 26. 13 13. N. S. II. S. 87. and 82. 

92) Geri.hlsh. v. 1533. Th. VI. Sl. Man. v. 4. Nov. 166*). tt Dau 
diejenigen Hrttuls^lirifteii , weHiciie «lu.s.sen Hd<«b und gul iu geiiere vitd ohne 
spccificatiou zum vodi-rpfand «riiaiu.sätiiiU vud bcgryil'eiid , tn Faliiiuent«n vnd 
TffJllileii dk-B Latiffendtn tebuMcn «ad wcxel geitercn vorguhii vud vor dcit- 
«tlbui h9UM ivtrd«».'* St. L. R. Tb. X. 43. S. 137. 

93) GcMix V. 14. D«c. ISIO. R. S. 1. S. 372. 

I 

* 0 
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wieder mit eigener Hand wirVsame 6tneralobligatiiMie4 
errichten , müssen sie dann aber docb wenigstens versiegelt 

der INotarialskanzlei eingeben, welche die Urkunde aufbe- 
wahrt. Indessen stehen solche Versifhreibungeo den kanz- 
leiisch ausgererli^tcn immer iinch^'). 

3. Diese generellen Verpfandungen werden einzig im 
Concurse realisirt. In der Zwischenzeit mag der Pfand- 
schuldner frei Uber die in dem allgemeinen Ausdrucke der 
Verschreibung begriffenen Sachen verfügen. Es haftet denn 
alles zur Zeit des Concurses dabin Gehörige noch Vor- 
handene, insoweit auch dieses nicht etwa durch specielle 
Pfandrechte , ältere oder jüngere zu Gunsten anderer Gläu- 
biger verhaftet ist. Insofern kann sich möglielier Weise 
das genereile Pfandrecht auch auf Liegenschaften er- 
strecken. 

' Unter sich geht dann wieder das ältere dem Jüngern 
TOr und zwar nach dem Datum der Ausfertigung^^), wor- 
unter indess nicht die eigentliche Ausfertigung der Schuld« 
Urkunde, sondern die Eintragung in die MotariatsbUcher , 
die Fertigung zu verstehen ist. Denn diese ist immer die 
entscheidende Handlung, jene dagegen zufalliger Verzöge- 
rung ausgesetzt. Desshalb wird auch durchgängig; die 
erstere in ihrem Datum auf letztere bezogen. Die ganze 
Wirksamkeit der Generalobligatiouen ist nun aber iiberdem 
daran gebunden, dass der Schuldner nicht binnen sechs 
Wochen von dem Zeitpunkte der Eintragung an gerechnet, 
mit dem hohen ReclUstriebe belangt werde oder in Concurs 
gerathe, eine Beschrankung ihrer Gültigkeit, welche sich 
daraus erklärt, dass der Schuldner verhindert werden soll, 
im Vorgefühl des nahenden Concurses einzelnen Gläubigern 
noch vor den andern Privilegien zu ertheilen^. 



94) GeMtz 21. Juni 18J7. R. 8. II. S. 6. Yergt. dit wimdarlich« 
InitmkUon t. 21. Oct. 1817. R. S« II. 8. 139. 

95) R. S. 1. 373. ^ 3. V«rgl. mit §. 2. 

96) Für die heimlicbta 6eiMr«loblig*tioii«a dur StadtUliftr gilt di« 
dopptlU FriMt von 12 Wochen. 
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$.31. B. Pftndreelit durch Reclitftrieli. 

!• Früher war die Rede von Pfandrechten» welche auf 
Vertrag zwischen Greditor und Debitor beruhten. Es 
können nun aber auch Pfandrechte ohne und oft gegen den 
Willen des Schuldners bestellt werden. Das geschieht durch 

Pfändung auf dem Wege des R e c htstri e b e s. 

Schon frühe finden wir in unserem Rechte das Prin- 
cip anerkannt, dass der Creditor, wenn er für seine For- 
derung nicht befriedigt wird, zunach&t auf das Vermögen 
des Schuldners greifen dürfe. In diesem Sinne wird ganz 
allgemein ein Pfandungsrecht zu Gunsten des Gläubigers an- 
erkannt. In der Form der Pfändung, in den näheren Er« 
forderissen derselben und in derRealisirung derselben herrscht 
nun aber unter den Statuten grosse Verschiedenheit » so dass 
es schwer hält, die allgemeinen Gesichtspunkte heraus zu 
finden. 

Immer setzt die Pfändung voraus eine „t^ichtige 
Schuld." In der Regel nämlich geht derselben eine Auf- 
forderung an den Schuldner vorher, Zahlung zu leisten. 
r9ur in seltenen Fällen konote die Mahnung und die Pfän- 
dung der Zeit nach zusammen treffen ^^). Erhob dann der 
zur Zahlung aufgeforderte Schuldner keine Einsprache, be- 
stritt er die Schuld nicht, so wurde die Schuld für eine 
gichtige gehalten und nach einer gewissen Frist erfolgte 
die Pfändung. Erst die neuere Rechtscnlwicklung wies 
den Schuldner an, wenn er die Forderung nicht anerkenne, 
sondern Recht vorsciilagen wolle , sich an den Gerichts- 
präsidenten zu wenden und diesen um einen Rechts Vor- 
schlag zu bitten ein Unterschied zwischen älterm und 



97) Z. B. Hcrrsebafltreeht t, Andalfinsta t. 1534. Art. U. (PmU 
II. 8. 58). R«g«asp«rf «rhcvr seh«ft«r«cJit r. 1538. (Pest. I, &, 

196.): „Wenn eyner «n lidlon inzUcbcn will vnnd die parlhygen evaann- 
der gichtig sind, mag 9jMr a III «beBad pfeondea vnod am Mfltrgea 

pffliiud verkoiiffen." 

98) Verordnung v. 1546. im (lericlilsbuch. Rechlslriebgeset/. r. 17. 
D«c. 1803. $. 9. M. S. I. S. 199. , vom 28. Juni 1832. ^. 30. N. S. 

. II. S. 91. 
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Deuerm Hechte von deo groMteo prakliaebflii Wirliangeo» 
Denn es hängt jetzt nicht mehr einfAch von dem Willen des 

Schuldners ab, den Rechtstrieb und dessen Folgen Vorlauf)^ 
zu hemmen, sondern es bedarf hierzu der Mitwirkung eines 
Magistrats, der auch nur nach vorläufiger Prüfung des 
Falls die Betreibung^ durch Rechlsvorsriilag suspendirt. 
Freilich wird er vernünftiger Weise diesen nie versagen, 
sobald er die Frage der Liquidität der Forderung auch nur 
liir einigermassen zweifelhaft hält. 

Die Aufforderung zum Zahlen , welche möglicher Weise 
Pfändung zur Folge hat ( A n 1 e u n g der R e c h.t s b o t e) , 
geschah in den Städten schon sehr frühe unter amtlicher 
Mitwirkung. Auf der Landschaft wurden die Rechtsbote 
in tnanchen Gegenden unmittelbar durch die Glaubiger an- 
gelegt. Das Stadt- und Landrecht aher machte das Er- 
forderniss des Zuzugs von Beamten allgemein ^''). 

2. Ebenso geschah die Pfändung selbst in der Folge *^^) 
immer durch die Beamtung, ursprünglich immer SO9 dass 
die Pfander ausgetragen und in amtliche Verwahrung ge* 
oommen wurden ^**'), in der neuern Zeit durch Eintragung 
in das Pfandbuch, welcher dann, wenn der Gläubiger es 
begehrte , die Wegnahrae und Verwahrung der Pfänder 
folgen konnte ^^^). Auch die Zeitfrist, nach deren Ablauf 



99) Oben Buch II. $. 33. S. 294. Herrschaft.srerht von EIgg v. 
1535. II. 44. (Pest. I. S. 319.) Kn ouauera uitsr e r hl v. 153.5. Art. 
41, (P««t. I« S. 234.) RcgvBsperger HemdiAflsrtvJil J53S. Art« 
55. 56. (Pe<l. I. S. 196. 197.) 8 t. L. R. Th. II. ^. 6. 9—12. S. 32. 
34. Th. X. $. S. 6. 125. $. 11. ff. S. 127. IT. 

100) '^V^e weit frtther das S e 1 bs i p f iä it d u n g«r • eh t ging, in;ig fol- 
gende Stelle zeigen. Herrschaffsreclit v. A ii d e I f i n g e n v. 15 34. Arl. 17. 
Der Kiih - oder Satihirt d.irf, um den Hirlenlohn cin/ulreiben : „evni inn 
syu stal gao vnnd iine Kiig ald Siiw daruss ueinineu vnnd sy an eyn v.uu 
byandeu» TDnIx «r btiali ist, voiid ob §ly«h E^oer so e« Tmb SUwbirt«u 
loD ze Ihua ist , die Sttw gcmctzget bette , So mag es eia birl MSlrageo , 
Er lynode es im Selts «ld Tnnder der Assliu , so lanag Tontz er bezalt ist.** 
Vergl. Art. 11. ebenda. 

101. Siehe noch St. L. R. Th. III, §. 13. S. 35. 

102) M. S. III. S. III. N. S. II. 5. 82. $. 19. ff. S. S4. $. 13. • 
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die Pfändung vwgwmmmm wird» wir zn yertelnedenfn 

Zeiten Terschieden bestimmt. Die ältere Zeit verstattete 
kürzere Fristen , die neuere Ian2;ere. Fast in allen aber 
zeii^en sicli Spuren von drcilaclicn Gerichtstagen, die vor- 
her gebeu müssen , oder von dreiiacher vergeblicher Auf* 
forderung zu zahlen, ein Zug, der sich aus dem altera 
deutschen Coalmnacialverfabren erklärt, ^foch die jetzt gel- 
tende Frist Ton 21 Tagen 9 die zwiacben der Pfändung 
und dem sogenannten Rechtsbote inne liegen miiasen, er- 
innert an die frühere dreimalige Vorladung des Schuldners 
Tor Gericht , deren Niehtbeaelitang eben die Verorthaihing 
des Schuldners zur Folge hatte und die Pfändung rechtfer- 
tigte '^■'). Ebenso steht damit in Verbindung , dass die 
Bewilligung zur Pländung von dem Gerichtspräsidenten 
ausgeht. 

3* Gegenstand der Pfändung silid alle beweglichen 
Sacben» die sich in der Gewere des Schuldners vorfin* 
den. Ausoahmweise konnte nach einigen altern Statuten , 
wenn das fahrende Ghit nicht ausreichte, auch das liegende 
der Pfändung unter frorfen und' Tcrgantet werden, um die 
Schuld zu decken *^^). Nach dem Stadtreehte, welches sich 
in diesem Punkte in der Foli;c wieder zum gemeinen Rechte 
erhob y kommt eine Pfändung der Liegcuschaiteu aus Hechts- 



103) Die D.ir5iellang dtc 8t. L. R. Tb. III. $. JO. 11. Tli. X. §. 
14. S. 128. ist noch gaii?, im (iei.Hie der urxpriiii^lichcn Aiiffj»s.siing, In der 
le(/.tcrii Stelle heisi es : « 8o oft nun einer , dein also ans Kei-Iil geboten 
worden , — «m Rechlea nicht erschiene «oll der — gewarnet : und woferu 
naw ««r ih driti« Wuttung aa«Mi*bt , Str oder di« in Ooalaoiwiani 
TcrCilU aad der Gamkaeclil oder Pfandschein sn dessen Plaadaog erkennt aad 
abgefolj(et werdan." Tcrgl. Maurer Geschichte d. Gericht^rerf. S. 208. 

104) Herrschafisracht Aadelfingen r. 1534. Art. 7. (Pest. II. 
S. 55.) Herrschaf srecbi von £l4g 1535. Art. 44. §. 4. (Pest. I. 
S. 320.) „Ynnd so dem kleger die varendeD pfannd gehen n , vnnd die 
ligenniien genainpset wpnlenn. So so! der weihel die.se'benn — — 
nach der ganl recht verrUffeuu." üerrschaft^rechl Ton Hegensberg v. 
1538. Art. 56. Fast. I, S. 19r : «vnnd dioirTi eraer tarennde pfannd hat 
aoll «aaa nit Nfatid« to« las nanmaft." Herrachafflireclit foa WUrflingan 
V. JS85. Ar». 54« (l^aa«. II. 44.) 
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trieb nicht vor, sondern hat den Mangel an bewegUcheo 

Pfänden den Concurs des Schuldners zur Folge **'^). 

Aber auch Forderungen können auf diese Weise ge- 
pfändet werden, überhaupt Alles, dessen Eintragung ins 
Pfandbuch ein Pfandrecht bewirken kann. Ob sich nun 
aber in der Wohnung (Gewcre) des Schuldners fremde 
Sachen finden, wird von dem Pfändungsbeamteten nicht 
weiter untersucht. Er pfändet , was sich da vorfindet » 
B. in der Wohnung des Manns ^ Sachen der Frau oder in 
der Wohnung der Frau Sachen des Falliten aber bei der Frai* 
wohnenden Manns, nicht aber umgekehrt, und liberlasst es 
dann allfalligen dritten Kigeuthiiincrn ihre Rechte hinterher 
geltend zu machen. Wenn diese es versäumen , ihre Sachen 
heraus zu begehren, so wird sogar nach kurzer Frist an- 
genommen , sie haben gar keine freie Eigenthumsansprache 
mehr , sondern können Hir Eigenthum nur durch Auslösung 
des Pfandrechtes herstellen ^^^). Es beruht diess auf einer 
Rechtsansicht, die mit der spätem Ausbildung der Lehre 
vom anvertrauten Gute sehr nahe verwandt ist, wenn sie 
schon mit derselben theilweise in Gegensatz tritt '^). 

4« Dieses Pfandrecht wird in der Regel durch Vergan- 
tung möglicher Weise aber aueh im Concurse rea- 
Usirt 108). 

$. 22. Ehe. 

1. Die Form der kirchlichen, zum Voraus öffent- 
lich verkündigten , Einsegnung ist nunmehr zur n o t h- 

wendigen Form der Eingehung für alle Ehen gewor- 
den, und es wird e;criigt , wenn der Einsegnung der Bei- 
schlaf der Vorlobten vorhergehen soUte ^^'-'j. Ehen, welche 



lOfl) st L. It. Th, X. $. 16. 6. 129. 

106) St. L. B. Th. III, ). IS. S. 37. N. 8. II. S. 84. |. 14. 15. 

107) V«rgl. olMft §. 14. 8. 104. 

108) St. L, Th. III. §. 15. 16. 8. 36. N. S. IL 8. 85. $. 20. 

109) U. U. T. 17. AigMt 1687. Zw« TtrloMt aoUw, «mUta 4w 
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Von einem Sohne nnter 20, oder einer Toebter nnter 18 

Jahren einj^ej^anjjen werden, können von den Eltern oder 
Vormündern ohne weiters , wenn sie über diesen Jah- 
ren sind, nur ans i^enii^enden Gründen gehindert wer- 
den ^^^). Diese Bestimmung , welche sich an das altere Recht 
anscbliesst , ist mit dem übrigen Bechtssysteine in viel ge- 
ringerem Widerspruch als ihre weitere Ausbildung durch 
das Ebegesets vom 19. Dec. 1804. $. 18. 19.***), welches 
beide Theile nach vollendetem achtzehnten Jajire befähigt, 
auch gegen den Willen ihrer Eltern und Vormünder sich 
zu ehelichen, es wä're denn, dass diese darthun können , 
dass einzelne besondere aufgezahlte Hinderungsgründe zur 
Anwendung kommen. Die Aufzahlung ist überdeni von 
der Art, dass sie, zumal einer etwann leichtsinnigen Pra- 
xis gegenüber , fast nie hilft. Zu welchen Ungereimtheiten 
nämlich diese Bestimmung führt, wird besonders anschau- 
lich , w^nn man sie mit dem Vorrauodschaftsrechte in Ver- 
bindung bringt* Nach diesem kann der Minderjährige Tor 
Erreichung des yiernndzwanrigsten Altersjahres nicht den 
unbedeutendsten Vertrag gültig absehliessen , ohne dass der 
Vormund oder die Vormundsehaftsbchörden einwilligen. 
Will er aber eine Ehe eingehen, die ganz abgesehen von 
ilirer iniicrn Wichtigkeit auch auf die äussern ökononuschen v 
Verhältnisse den grössten Einfluss bat, so kann er diess 
ohne und gegen den Willen der Vormundschaitsbehörden« 



Bcyschlaf under Ihnen vorgegangen , oboe Cranz und Scbäppeli zur Kirnbett 
Sebeo." £he|;ericbt«satzung r. 1719. Tb. II. Vergl. Leu I. S. 
340. Die Xitttcrt Forin 4w EiosegnuDg wur uocb im siebzebnten Jahrboo» 
4eti» »Ivengfr vorgesehriebeu als gt^eairwrlig. ü. H. t. 25. Jmi 1639. 
«D«D HfrMD Belfann hiescfgwp 4 , iKCRrrkirchra toll« «mg«x«ig«l, duM Sit 
dsnara »o sich von Ibnen einsegnen lassen wolteo und aber nicbt nieder- 
Kneuen und also Tor der Hohen MajesLit Gottes Mch nicht demüthi^ und 
niederlrächlig er/eigen thaten , auf gethaues Anmahnen hierzu , im Weige- 
ruogsfabl die KinsegnuDg abflcblagen vod ebender wiederum weggeben lasseu 
iotlind." 

110) EhegtrichtatatZDBgeB r. 1719. Tli. II. 

111) Obea B«ch m §. 31. 8. 426. 

112) U. S. II. 8« 231. ff. Reridirt 25. »bi ISll. M.'S. II. S. 3. ff. 
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Ja so^r, weoD er £• B. eineo naclitheilif^eo. HaoM 
•cbliesaen iid4 da» Getchall , dem Will«« der Behörde znm 
Trotz, dorcbsetsea will» so l|^raMeht er Dar eine Frau za 
nehmen, um sofort selbständig und unabhängif^ zu werde« 
lind die Vorsorgje der Behörden gänzlich zu vereiteln. 

"2. Wie dns Westn der Ehe selbst nicht erst auf dem 
Hechtst;eJjicle enlspriesst — wesshalb die Ehe auch mit 
Unrecht ein Vertrag genannt wird — so sind auch die be- 
deutendsten Wirkunf^en derselben die persönliche Gemein* 
Schaft der Ehegatten unter sieb und in Verhaltniss zu ihren 
Kindern nicht Gegenstand der rechtlichen Erörterung. Mit 
feineni praktischen Sinne haben die römischen Juristen diese 
ganze innerliche Bedeutung der Ehe in ihren juristischoi 
Theorien .bei Seite gelassen und sich auf die eigentlich 
juristischen Wirkunt;en der Ehe beschränkt. Sie trafen in 
dieser Hinsicht das Hechle besser, indem sie ihrem Takte 
folgten, als viele der ntuern Juristen, die auf philosophi- 
schem Gebiete besonders stark zu sein vermeinten, indem 
sie ungriindlich philosophirten. Im Mittelalter konnten die 
geistlichen Gerichte allerdings eher auf Gescblechtsverhält- 
nisse und andere innere Beziehungen der Ehe eintreten y 
weil fUr sie der rechtliche Gesichtspunkt nicht der einzigt 
war , auf den sie zu sehen hatten , sondern die Bücksioht 
auf Religion und Sitte sie in noch höherm Masse leiten 
musste. Zugleich ^ab ihnen die Herrschaft iibiT das Ge- 
wissen Mittel an die Hand, deren der wellliche Richter 
entbehren muss. Je mehr sich nun aber in der Fol^i^e die 
Behandlung der Ehesachen von der geistlichen Gerichtsbar- 
keit wieder befreit hat, desto mehr muss auch nach und 
nach wieder der rein juristische Gesichtspunkt im Elte- 
rechte fest gehalten und alles Fremdartige beseitigt und der 
Sitte überlassen werden. 

Im bürgerlichen Rechte hat die .Ehe zunächst die 
Wirkung, dass die Frau auch die bürgepliche Genos- 
sinn des Mannes wird, seinen G e sc h I e c h t sn a in en und 
sein Riirg.'rrccht erwirbt. Sie tritt somit in den 
Kreis seines bürgerlichen Daseins über und hat auch 
dem Manne zu folgen, wenn er seinen Wohnort oder seine 
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Heinath rartmebt. Und die Kioder , welche wiSirend der 
Ehe erzeugt oder in der Ehe geboren werden, sind als 

eheliche Kinder anzusehen , «w^nn nicht das Gegentbeil 
erwiesen ist; ein Beweis, der Uberaus schwer halt. 

Die übrigen W irkungen der Ehe beziehen sich fast nur 
auf die Vennögensverhältnisse der Ehegatten. 

3. Die Ehe ist ihrer Idee nach ein die ganze Persön- 
lichkeit der Ehegatten durchdringendes Yerhaltniss und 
eben darum auch ihre Gemeinschaft unauflöslich« Schei* 
dung lasst sich liberall nur da denken t wo die innerliche 
eheliche Gesinnung nieht vorhanden ist 9' wo die wirkliche 
Ehe ihrer Idee widerspricht. 

Die Reformation verkannte jenes Wesen der Ehe kei- 
neswegs, beijiinstifile aber die Möglichkeit, eine innerlich 
doch zerstörte Ehe auch ausscrlich durch Scheidung auf/.ulö- 
sen. Jedoch iiberliess sie die Bcurtbeilung der Zulassigkeit 
der Scheidung nicht der Privatwillkiihr der beiden Ehegatten» 
sondern machte die Scheidung von der Prüfung und Zustimmung 
des Ehegerichtes abhangig, welches im Interesse der Sittlich- 
keit und des Staats die Ehe aufrecht zu hallen und nur aus- 
nahmsweise aus besondern Gründen Scheidung zu verstat* 
ten hat. Als solche Gründe wurden vor alten der Ehebruch , 
dann aber auch andere „Sachen, die grösser und schwerer 
sind, als der Ehebruch", anerkannt^*-'). Namentlich wur- 
den noch böswillige Verlassung , Wahnsinn , unheilbare 
Krankheit und Unvermögen des einen Ehegatten genannt, 
und liberdem durch einen allgemeinen Vorbehalt dem Rathe 
die Vollmacht ertbeilt , in einzelnen Fällen auch aus andern 
Gründen Scheidung eintreten zu lassen'^*). Das neuere Ge- 

113) Ttrcl. L«o I. S. 369. ff. 

114) EhegeriehUtatsaag t. 1719. Schon 41« ilieslt Saisung tm 
1525. «pricbt diess ncic Princip aas: allem grösser sacheo Heiin Eebrocb, 
als so eines da« leben verwurkle , iiilt sirher vor einnndren wHrind , wue- 
lende , vnsinuige, mit huory tralzen , oder ob eines da« ander vnerloubt ver- 
liesse , laug vs« w<4re , vssetzig vud der glychea , darinn nie man voo 
rnglyehc d«r ««ehea, keia ijWtiss g«atst machca kan. lS3d%juA 
Sie fUchltr «rbMa vad haadlca , wie ff gott vad gattaltaa 4«r iackan war* 
d«a4 fBdarwnaa«'* 
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setz bat diess weiter- ausgeführt, den allgemeilien Vorbehalt 
aber auf eine unpajisende Weise in den SüheidnDgsgmnd 

gegenseitiger imbezwinglicher Abneig;un^ vci ^vnndelt "y. 

Ist mm aber Scheidiini^ aus^esproelicn , so ist diese eine 
walire volle, nicht hluss eine biir^erlicl)e , sondern zugleich 
auch eine kjrchliche. Dadurch wurde somit die frühere 
Trennung zu Tisch und Bett verdraogt, welche das kanooU 
sehe Recht uur desshalb zugelassen hatte , um eine gänzliche 
Scheidung unbedingt Ter^veigem zu können. Daneben aber 
kam ein^ andere bloss vorübergehende und zeitwäbrende 
Scheidung zu Tisch and Bett auf, deren Bedeutung 
die einer Priifungsfrist ist. Die beiden Ehegatten sollen sich 
eine Zeit lan^ meiden und den persönliehcn Heibungen ent- 
zogen sein. In dieser Zwischenzeit, die in der Re^el nur 
auf 6 Monate bis 1 Jahr , ausnahmsweise höchstens auf 
anderthalb Jahre erstreckt wird, mag es sich dann zeigen, 
ob eine Scheidung wirkliches Bedürfniss ist oder ob die Ehe 
wieder in volle Wirkung treten kann. Im entern Falle tritt 
die volle Scheidung ein , im zweiten werden die Ebegatten 
wieder vereinigt. Der Staat wünscht den letztern Erfolg 
und hat die Scheidung nur als letzten möglichen Aasweg 
vor Augen ^^^). 

$. 23. Eheliche Vormondscbaft. 

1. Der Ehemann» als natürliches Haupt der Familie 
und Vor m un d der Frau» repräsentirt diese nach aussen und 
vertritt sie auch vor Gericht ^^^). Er bestreitet ferner die 

Kosten der Ehe, er hat fiip Wohnung, Kleidung, Nah- 
rung u. s. f. der Frau zu sorgen**^} Diese Sorge darf in- 



115) M, S. II. 252 ff. V. S. 27. IT. 

116) £jM DlUMr« Begr'duduug 4i««er Ansiebl fiodtt «ich lo uieincm 
AniiAts« : Di« «bdidit ViuranuulKbaft , wäbrcad dtr Stli«id«og in Titcli 
ud Bttt, in der Slon. Chr. Bd. V. S. 1. ff. 

117) St. L. R. Tk. III. $. 8, S. 33. 

IIS) EliegerieliissaUttDg t. 1719. Th. II. M. S. Y. S. 24. f. S4. 
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desseo nieht Terwecfaselt werden mit der Verpfli€htuog zu 
Alimenten. Sie beruht nämlich nicht auf Armuth der Frau, 

noch rciclit sie nur so weit als die nothwcndii^cn Bcdürf- 
n-isse es erfordern. Sondern ihr Grund liegt in den Giiterver- 
hältnissen der Elie und erstreckt sich so ^veit als Standes- 
und Vermögens verhältuUsc der Elie^tUten es erheischen« 
Auch die reiche Frau muss deuinach von dem ärmern Manne 
erhalten werden. 

2. Da dem Manne ferner freie Verwaltung zusteht 
Uber das Vermögen der Frau , so kann er ohne Einschrän- 
kung und selbst gegen ihren Willen einzelne Sachen , welche 
der Frau eigenthiinilich zugebören , gültig verpfänden oder 
veräussern. Diese Btfugniss bezieht sich nicht etwa nur 
auf unbedeutende Gegenstände, sondern ebenso auch auf die 
wichtigsten Verniögensstuckc. Auch ihre Schuldbciele kann 
er, ohne ihre Zustimmung, an Dritte veräussern. Das 
Statut"^) betrachtet dieses Recht des Mannes freilich aus 
dem Gesichtspunkte des anvertrauten Gutes, aber mit Un- 
recht« Es hält die Anwendung des wahren Principes fest, 
aber es täuscht sich in der juristischen Begründung dersel- 
ben. Es sind nämlich diese Vermögensstiieke keineswegs 
anvertrautes Gut im Sinne der Lehre vom anvertrauten 
Gute. Denn das Anvertrauen ist kein freies. Der Mann 
erwirbt die Gewere über das Weibergut , nicht weil ihm 
die Frau dieselbe im einzelnen Falle anvertraut, sondern 
weil die rechtliche Auffassung der Ehe ihn zum Vormunde 
der Frau macht. Es gründet sich somit seine Gewere 
auf Rechtsnothweudigkeit, die allenthalben von selbst eintritt, • 
wo nicht besondere Verabredung oder andere Gründe eine 
Ausnahme bewirken. Der Mann hatte diese Rechte schon 
ganz ebenso zu einer Zeit, wo die Lehre vom anvertrau- 
ten Gute in ihrer neuen Gestaltung noch unbekannt war. 
Auch die Wirkungen sind in beiden Fallen verschieden. 
Das anvertraute Gut kann von dem Eigenthümer zurück- 



119) 8t. Mas. T. 16Sa. Jui 7. 9. iiii4 Krk. v. 1719. A. 8. I. 
8. 177. 
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begehrt werden, wenu er dem dritten Erwerber den Preis, 

den er dafiir bezahlt hat, riiriick erstallet. Die von dem 
Ehemann verausserten Sachen der Frau aber bleiben ver- 
äussert , und köuneo vod ihr uberall nicht mehr zurück be- 
gehrt werden, 

Nur in zwei Fallen ist die Disposition des Mannes be- 
schränkt : 

a) Lieg;enscbaften 9 'welche der Frau gehören, können 
gültig von dem Manne nur dann verpfändet werden » 
wenn sie selbst, zwei ihrer nächsten AnTerwandten 
und ein von ihr erbetener Beiatänder, der in dieser 

Stelhmg wieder Vogt genannt wird, ihre Zustimmung 
geben. Das Statut '2^) spricht nur von der Verpfan- 
dung. Das ältere Recht'^*) und theilweise auch die 
frühere Praxis unterstützen die Annahme, dass diesel- 
ben Erfordernisse auch für die Veräusscning gellen. 
In neuerer Zeit hat sich aber die Praxis eher für die 
Beschränkung auf yerpfändung entschieden"*)'. Und 
in der That spricht för die letztere Meinung auch der 
bisher unbekannt gebliebene Grund , dass noch der Ent- 
wurf des Stadtrechtes ganz deutlich Verpfandung und 
Veräusserung zusammtn fasste , das Stadtrecht selbst 
aber jenen verändernd die letztere wegliess ^^■^). 

b) W enn das Vcrnkögen der Frau auf die Liegenschaften 
des Mannes versichert wird, so darf er den ausge- 
stellten Weibergutsversicherungsbrief nicht verpfänden 
oder verkaufen, ohne die Zustimmung der Obervor- 
mundschaflsbefaörde '(Bezirksrath) ^**).' 



120; St. L. R. Tb. V. §. 41. S. 76. Das W i a t e r tb u r er s ta d t . 
rtcill V. 1730. 'Erk. $. 3. (Patt. I. S. 52.) UMt «Kob ttbcr LitgvacehafflM 

12 J) Vcifl. Bach I. 23. 8^ 104. Bach HI. $. 22. ft. 428. 

122) Vergl. Uoa. Ch. V. 5. 353. 

123) lili Eniwwfe bitM m: „Yftdvr venehrcibeM noch Tttrkavfon**; im . 
SliidlyfCbl* beiMt üs «ialii^: «nicht vcrifihjrfiNa." 

12.4) GtMU T. 13. Dm. 1320. M. S. lY. S. 337. 
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3. Die Ehefrau mg allerdings einea Tlieil ifires Ver- 
mögens ausnahmweise ihrer eisrenen Verwaltung und Ver- 
fügung vorbehalten. Es ist dicss das soj^enannle Spar gut, 
oder allgemeiner ausgedrückt S o ndc r gu t '2^). Die Sitte 
beschrankt es aber durchgangig auf einen verhaitnissni assi- 
gen geringen Theil. 

4. Dem Manne steht das Recht zu» das Weibergut 
(mit Aiisscblnss des Spargutes) zu gebrauchen, und die 
Früchte bu gewinnett. Diese eheliehe Mutznies- 
»H Dg 126) darf wieder nicht nach den Grundsätzen des römi- 
sehen Niessbrauehes beortheilt werden. Wie ihre Grund- 
lage in dem engen Faniilienverhhltnisse und der Einheit der 
gesammtcn Verniö^^ensvervvaltung in der Hand des Mannes, 
nicht aber in einem aus dem Eigenthum abgelösten und die- 
sem entgegen gesteiUeo dinglichen Rechte zu suchen ist, so 
ist sie auch in jtder Hinsicht freier und ungehemmter ^^^)* 
Der Mann ist nicht schuldig , für gehörige Benutzung Gau- 
tion zu leisten» Er darf die Cultur der Grundstücke , welche 
der Frau gehdreoi nach seinem Willen verändem, Bau- 
ten ▼ornehmen, auf die Substanz der Sachen einwir- 
ken u. s. f. 

6. Der umfassenden Gewalt des Mannes über das Ver- 
mögen der Frau steht nun aber seine Verantwortlich- 
keit zur Seite. Nach der Trennung der Ehe haftet er 
oder seine Erben für Herausgabe des sämmtlichen zuge- 
brachten Vermögens. Wir müssen hier fiir unser Recht 
allerdings ein obligatorisches Verhältniss festhalten, wel- 
ches den Mann gegenüber der Frau zur Restitution ver- 
pfliehtet Freilich die Sachen » die noch vorhabden sind» 



125) Dafttr mag umi Altrding« di« obM ugtfttlirte Erk. r. 1719 an- 
fUiiren. 

126) St. L. K. Th. X. §. 18. S. 144. 

127) Yergl. darüber oben Buch I. §. 23. S. 10(5. 

* 12S) Hasse in der Zeitschrift f. ge«cb. Aecbttwisseuschuft IV. S. 70 
«•4 Cropp in ««intn Abhandlaageo. OambDi^ 1830. II. S« H7. bMirdt» 
.du D«Miii einw tolcbeo obligalio für 4m dtolich« Rtchl. Schon sehr frUb« 
aber b«t fticb in «n«ttm Reebtc «ine »olcb« entwieknlt m$ dtm r«gelinn«sigtn 
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braochl der MaDo der Fraa nicht er»! zn Eigenthuin zu" 
rück zu libertrageOf weil sie daa Eigeotbum gar Die ver- 
loren hat. Es hört nur seine Gewere (zu Vormundschaft) 

auf und die ihre (zu Eip;enthuin) wird wieder lebendig. Für 
das INichtvorliaiiUtnc aber muss er Ersatz leisten. In die- 
ser Hinsicht ist indessen noch dreierlei zu bemerken : 

a) Der Ehemann hat zwar auch fiir den Schaden einzu- 
stehen, der' aus seiner Fahrlässigkeit entstanden ist; 
es ist aber diese Ersatzpflicht zu mildern durch Riick- 
aichtsnahme auf seine persönliche Fähigkeit und das 
Mass ihrer AushOdimg'^'). 

b) Wenn Sachen» welche der Haushaltung zudienen, in 
Folge dieses Gebrauches schlechter geworden sind, so 
wird hier der Mann keineswegs zum Schadensersätze 
verpflichtet , es wäre denn , dass dieselben zuvor iu 
der Absicht geschätzt worden waren , um den 
Schatzungswertb nöthigenfaUs an ihre Stelle treten zu 
lassen. 

c) Für Verwendungen an die Sachen der Frau, insofern 
dieselben nicht schon zur regelmässigen Verwaltung 
und Benutzung gehören , kann der Mann hinwieder 
Ersatz fordern. 

6. Diese Verantwortlichkeit des Ehemannes macht sich 
aber erst nach Auflösung der Ehe geltend. Während der- 
selben tritt sie vor der Gewalt des Mannes zurück und die 
Frau dari" keineswegs für eine gehörige und gute Verwal- 
tung grössere Sicherheit fordern. Nur ausnahmsweise« 
wenn eine bedeutende Gefahr vorhanden ist , dass der Mann 
das Vermögen der Frau Terschleuderef ohne fähig zu sein ^ 



«SU Erb 9md Ligßu Iwgm** 4m Wmbar§ot«s. Ycrgt. obtn Back II. §. 31. 
8. 2S5, Jlücb III. S2. S. 429 und 430. Anlsrtebt tob Ubwicsan t. 
1603, Art. 25. (Pe»l. I. 8. 152.): «Ob «ber «n ~ «Im» wjb» gut üliit 

im wereuder £e verkouffi oder «outst verennderet worden , vnd uit mehr ver- 
haiiden , diuTiir »oll iro Von dMS inans gut gebUrliche werd eatricbi 

ynd beZiill werden," 

129) Vergl. lueiaeo Aufsatz in der Moa. Cb. Bd. I. S. 446, ff. 
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es hinterher zu ersetzen, kann allerdings Sieherstellnng; 
des Weibergutes gefordert werden *^°). Es kann hier 
sich so gestalten , dass die Frau , deren Handlungsfähigkeit 
sonst durch die Vormundschaft des Mannes beschränkt ist, 
Klage erbebt gegen den Mann. Weil die Frau eben nur 
insofern in ihrer Handlungsfähigkeit beschränkt ist , als die 
Vormuindscbaft des Mannes es erfordert , und da es sich bier 
gerade um eine Bescbräokaog dieser Vormundschaft selbst 
bandelt t wobei unmöglicb der Mann die Frau gegen sieh 
selber repraisentiren kann , so darf man bier der Frau dic^ 
Klage nicht Terwebren^*). Veberdem können aber auch 
die nächsten Verwandten der Frau , welche in ihrem Ver- 
annuugsfalle sie zu erhalten haben , oder aus gleichem Grunde 
und zugleich als Vorniundschaftsbehörde der Gemeindrath 
unter jener Voraussetzung der Verschwendung und ünfä- 
bigkeit des Mannes die Versicherung for4ern9 und zwair 
selbst gegen den Willen der Ehefrau» da ja möglicher Weise 
auch gegen den Willen einer Person auf ansserordentlicher 
Bevogtignng derselben angetragen werden kann*''); 

7. Aber auch ohne besondere Versicherung . findet die 
Weibergutsfordernng der Ehefrau darin einen eigeoltblim« 
liehen Schutz , dass sie im Concurse des Ehemanns ein 
Vorrecht besitzt, welches ihr vor allen laufenden For- 
derungen und sogar vor den mit generellem Pfandrecht aus- 
gerüsteten und den privilegirten Forderungen der sogenann* 
ten Geschreiten Deckung verschalft '^^). 



130) ia dein K y b u rge r r e c h t e y. 1578. Art. 47. and d. Statute r. 
Wülflingen I5S5> Art« 46. wird •» gaoz Allgeincin dem Manne zur 
Pflicht gemarkt, du W«ib«rfMt *af Begehr«! d«r Fm» sn f«rsich«ra ^^an 
Lrb und Eigen %n nlzeo.** 

131) Diese BefagDlaa war echofl im Site» Rechte anerkannt. Oben Bach 
II. 32. 8. 292. 

132) Vergl. Hon. Chr. III. S. ST, IT. S. S6, ff. 58. f. 

133) Heber die allere Bedeutung dieses Vorrechtes siehe oben Bucli III. 
§. 23. S. 440. — Weiniüger Amlsrechl v. 1637. Art. 1. (Pest. l. S. 
113.) St. L. R. Th. X. §. 40. S. 155. §. 28. S. 148. St. R. v. Win- 
terthur T. 1720. Erl. 6. 7. (Pest. 1. S. 53.) 

BlnnlaeliU Rtehttfmhidit*. II, 10 
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$. 24. Beschränkte Handlungsfähigkeit der Frau. 

i. Da das ziiricherische Recht eine allgemeine Gesrhlechts- 
▼onnuiidschaft wenigsteos seit dem früheren Mittelalter 
mebt mehr keimt, und ttberdiess auch jene Oeschlechtsvormund- 
schaft , wo sie vorkam , nur eine beschränkte Wirkung^ 
hatte ) so dürfen wir der Frau die persönliche Handlungs- 
fähigkeit zanächst nicht absprechen. Dieselbe wird aber 
durch die Vormundschaft des Mannes und das damit zusam- 
menhängende eheliche Güterrecht während der Ehe grössten- 
theils absorbirt. Die Einheit der VermöjD^ensverwaltung 
lässt es nicht zu, dass auch die Frau über das Vermögen 
verfüge* Sie darf also zunächst keine Sachen, auch die 
ihrigen nicht veräussern oder verpfänden ; denn durch der- 
lei Handlungen würde sie in die Gewere des Mannes über da» 
gesammte ehelicbe Vermögen eingreifen und dieselbe ver- 
letzen» üeberdem würden die Nutzungsreclite des Mannes 
dadurch theilweise verkürzt. Ebenso wenig und aus den 
gleichen Gründen darf sie Schulden contrahiren, die der 
Mann für sie zu zahlen hätte"*). 

Diese Beschränkun«^ ist indessen keine absolute. In man- 
chen Beziehungen handelt die Frau als Hausfrau und reprä- 
sentirt die Ehe» so dass der Mann ihre hieher gehörigen 
Verfügungen seinerseits anerkennen muss. Schon die altera 
Statuten gestatteten der Frau| hinter ihrem Manne achtzehen 
Heller hinwegzugehen^)« 

Knon aueraiutsrechl V. i535. Art. 23.: «Essollvnnd 
mag ouch ein frow irem man nit mee verschwatzen noch 
verschlachen Dann XVTII haller , was sy darüber verschwatzt 
'oder verschlacht, das soll sy vss irem gut bezalen. 

Regensberger Herr Schafts recht V, 1538. Art, 43. 
hei Pest. I. 5. l93. ganz gleichlautend. 



134) Sl. L. R. Th. V. $. 44. S. 77. §. 47. 8. 78. 
. 135) Oben Buch III. §. 22. S. 430. 
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Das Maass roü achtzehen Hellern ist im SiDne des ältern 
Creldwerthes — die Bestimmung^ selbst ist offenbar sehr viel 
älter als die Abfassung dieser Herrschaftsrechte — auch 
keineswegs so ganz gering , als es jetzt scheint. Bis auf 
diesen Betrag hat also der £bemann die Verfügungen der 
Frau zu respectiren und uiuss fiir sie bezahlen, ohne dass 
er diesa von ihrem Vermögen abrechnen darf« Er bezahlt 
nicht ihre Sehuld» sondern eine Haushaltungsausgabe* 

Es versteht sieh nun, dass wir diese VerlÜgungslnhig- 
keit der Frau keineswegs mehr auf aehtsehen Heller be- 
schränken dürfen, sondern Tielmehr ganz aflgemein auf re- 
gelmässige HaushaltungSAusgaben von geringfügigem Belange 
ausdehnen müssen. Es kann dann dieselbe gewisser Massen auf- 
gefasst werden als Credit, welchen der Mann der Frau der 
allgemeinen Sitte gemäss gewährt , und den er im einzelnen 
Falle zu respectiren hat. Die Grösse des Credites richtet 
sich dann natürlich wieder nach dem Stande i und den Ver- 
mögensverhältnissen der Ehegatten und kann nur durch bil- 
liges Ermessen des Richters bestimmt werden» wenn sich 
darüber. Streit erzengt« Will der Mann seiner Frau aus- 
nahmsweise den Credit entziehen , so kann er diess tbun ; 
fiir Dritte geschiebt es aber — der herrschenden Sitte we- 
gen — nur dann verbindlich , wenn er das Publikum davon 
durch öffentliche Anzeige in Kenntniss gesetzt hat. 

Aus diesem Standpunkte betrachtet auch eine Rathsver- 
ordnung t. 1557., die in das Gerichtsbuch aufgenommen 
wurde, die Sache und sieht bereits von der Beschränkung 
auf acbtzehen Heller ab. ' 

Als die Richter an der Statt gricht von wegen der \vy- 
bern, so zu Irer maanenhusshaltuogen.selhs 
eigner person von den p fistern vss Iren Hüssern 
vnnd gädmen , brott tragendt vnnd helffend essen , be- 
scheidä begai t, oh dieselben wyber so Ire mannen nüdt meer 
hahent, söllich brott als Essige Spiss 2tto bemalen schuldig 
sygen oder nit, — — So lassennd wir es genntzlich hy 
derselben vnnsers Gerichts Ordnung blyben« Also das die 
wyber Ion ob angezeigtem fhal by dem Brott reichen , 
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mo Uw EenianpiMi hiupliaHmigMi , den pfisten niitKit 
. schuldig ayn« E« syge dann «ach das ein sölliehe Frow 
darfür Tersproclien habe, sölle sy.Irem znosagen 
statt thnn vnnd bezallen, zuo wellicber Terheissnng 
ein Jeder Pfister -rnpartbygiscb Lutb nemmen mag , Mit den- 
selben er die Frowen (so sy longnen wette) getmwe zu 
besetzen Tnnd syn ansprach zn bezüchen.** 

2. Sehr viel weiter gebt das 

W interthurerstadtrechtvon 1720. Erl. 2. : „Wenn 
ein Frauw )emandem v ah rnu ss oder Brief, Sy mögend 
ihren oder dess Mans syn, hinderlegte oder zn Kaufen 
gebe , obschon es nit vor Rath vnd nit mit bevogteter band 
gescheche » soll es doch wnnn die Scbuldforderer vnd Käu- 
fer die vahrnuss vnd Brief in ihren banden habend 
gültig vnd crefl'tig syn« — £benso Winterthnrerstadtrecht 
1779. Erl. $. 2, 

Zwar ist auch dort der Mann Vormund der Frau, und 
hat das ganze Vermögen in seiner Gewere. Und es kann 
auch dort die Frau in der Regel keine Schulden contrahi- 
ren, die der Mann bezahlen miisste. Aber wenn sie be- 
wegliche Sachen» wohin denn auch Schuldbriefe und andere 
stellvertretende Schuldurkunden gehören» veräussert« ao 
wirkt diese Veräusserung auch gegenüber dem Manne voll- 
ständig, insofern nur der Besitz wirklich auf den Erwer* 
her überging. Es mag diese allerdini^s sehr weitreichende 
Anerkennung der Veräusseruui^en durch die Frau in dem 
Stadtrechte von Winterthur aus einer wenn auch nicht 
völlig bewussten und nicht richtigen Anwendung der Lehre 
vom anvertrauten Gute entstanden sein. Denn einmal sind die 
Wirkungen dieselben, ob die Frau nun ihre eigenen oder die 
Sachen des Mannes veräussert , welche beide insofern für 
anvertrautes Gut angesehen werden mochten» als die Ge- 
were daran dem Manne zusteht, die Frau aber mit dessen 
Willen in den faktischen Besitz gelangt ist* Ausserdem tre- 
ten sie nur ein , wenn der Besitz wirklich auf den Erwer- 
ber übergegangen ist, nicht aber schon vorher, was sich 
nicht aus dem Güterrechte der Ehegatten als solchem er- 
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USK« Uai totfeh wptUkt du StiM la gans iOmlicWr 
WeiM & Ldire tm i n futlt aul en Chrte m^^). UVir hat- 
ten somit die ^.mze EipfCDthymliehlitfit nieht fiir eine orga- 
nische, sondern erklaren sie vielmehr aus einer Schiefheit 
der Theorie , die überhaupt den neuern Redaktiooen des 
Winterthurerstadtreohtes nicht fremd ist. 

3« So vollständig die Gewere des Mannes ist über das 
Vermögen der Frau, so kann er sie doch nicht ohne wei- 
fen zur Schuldnerin machen. Es scheint dieeer Sats 
zwar im Widerqnmche zn stehen nüt der Bedentnng der 
VorBMindadurfl. Fasst man aber die Natur dieser Vor« 
amndsehaft als einer ehelichen ins Auge« so löst sieh die- 
ser scheinbare Widerspruch« Sogar nach dem weit stren* 
geren Rechte der römischen Manus , Welches dem Ehemann 
unbeschranktes und ausschliessliches Recht an dem ganzen 
vormaliejen Vermöt^en der Frau übertrug, und die nun ver- 
mögenslose Frau in die absolute Gewalt des IVIannes brachte, 
konnte dieser doch nicht durch einseitige Verfügung der 
Frau Schulden aufladen. Und doch hatte auch im römip 
sehen Rechte eine solche Yerfügnng möglichen Sinn« Denv 
die Frao.ist nur ahsolnt arm, so lange die Eh» dauert« 
Nach der Trennung derselhen wird sie selbststäridig und von 
neuem Suhject eines eigenen Vermögens« Dasa noch vi^ 
weniger im System der römische^ freien Ehe,* die iUber- 
faaupt alle Stellvertretung der Frau durch den Mann oder 
Herrschaft des Mannes über ihr Vermögen ausschliest , an 
eine solche Möglichkeit , die Frau zur Schuldnerin zu ma- 
chen , gedacht werden könne , bedarf keiner Ausführung. 

Wir müssten sie somit, da sie von den beiden ausser- 
sten römischen Endpunkten des ehelichen Güterrechts« yer» 
werfen wird» nur in der deutschen Auffassung der Ehe 



f35) KrI. §. 8.: »Wmmi j*tnaa4tni «Jcr Britf irttpipmiwt 

«Dd gegeb««' WUPd«B, IMS WM HTM «kam md et WWU-wi M ilMBer gesch«cbe, 
vnd in od«r die, $y TtrIriMiwt vod fic«b«n v«rdt», soUidif pfiiadi«- 

fryse bialcrl«§ttad oder v«rkaiilR«iid » sollend dit deae« dit Tahrnost vud 

Brief pfandt.swvse hinderlegt oder zu kaufen gegeben ead Wllrekifck ye'- 
gehiodigei «iod, dann die beMtoa rcokl haben." 
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. icehtfertigvn kttanca* Und in ier Thafschtiat iie Her nöcb 
am ehesten flir«i Plate an finden. Denn einmal tritt bei 
der Vormundschaft der Gestehtaponkl dm Stellvertretung 
dureh den Vormund yiel stärker und leichter hervor als bei 

der strengen Gewalt. Und zudem zeigt die Lehre von der 
Gütergemeinschaft der Ehegatten, das« jene Möglichkeit 
wenigstens in einer modiRcirten Gestalt im deutscbea Rechte 
wirklich Platz gefunden habe. ' 

Dessen ungeachtet müssen wir sie für das reine Recht 
der ehelichen Vormundschaft ausschliessen. £s bleibt näm- 
lich allemal ein dorchgreifender Unterschied zwischen der 
Vormundschaft Uber Unmündige und der ehelichen Vor- 
mundschaft. Jene setzt in der Person des Schützlini^ per- 
sönliche Unfähigkeit voraus, selbst Rechtsgeschäfte 
mit Bewusstsein vorzunehmen ; bei dieser dagegen ist eine 
solche persönliche Unfähigkeit entweder überall nicht oder 
doch nur eine theilweise und beschränkte vorhanden. Da- 
her bedarf der Unmündige eines Vormundes, welcher, da 
jener überall nicht handeln kaoai statt seiner handle. Da- 
gegen könnte die Ehefrau , wenn man nur auf ihre persön- 
liche Fähigkeit sähe, sobald sie zn ihren Xageo gekommen, 
wohl selbst handeln : und sie wird daran ledigMeh mit Rück- 
sieht anf die Ehe und soweit das Interesse dieser und die 
Einheit der GtiterverwaHung es erfordert, verhindert. Die^ 
ser Unterschied warnt vor raschen Schlüssen von dem einen 
Verhältnisse auf das andere. Die daherigen Zweifel werden 
verstärkt , wenn man an die Realisirung solcher von dem 
Ehemanne im ^iamen der Frau eingegangenen Schulden 
denkt. Dieselben sind nämlich entweder noch während der 
Ehe oder erst nach Auflösung der Ehe zu entrichten. In 
beiden Fällen würde aber eine persönliche Haft der Fran 
in einen Widerspruch gerathcn mit den Grundgedanken un- 
■sers ehelichen Güterrechtes. Im erstem Falle dessbalb , weil 
während der Ehe der Mann das beiderseitige Vermögen al- 
lein verwaltet und allein nach aussen vertritt. Der Gläubiger 
mlisste sich daher jedenfalls an den Mann halten, und von 
diesem Zahlung fordern. Nun kann der Mann aber auch 
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dan, wean «r Tmi Aafimg an die Sebald tnf eekt eigtnea 
S fl h rite ff B geladeii hat» doch dafUr sowoU wiae eigenea 
als die Sactien der Frau gUIti^ Teräussern und mit dem Er* 

löse die Schuld bezahlen. Es müsste daher die Befugniss, 
der Frau Schulden aufzuladen , ihre rechte Bedeutung^ durch- 
gangig erst nach Trennung der Ehe zeigen indem hier nun 
die Frau selbst mit ihrem zu freier Verfügung zurück er* 
haltenea Vermögen auf Bezahlung belangt werden könnte« 
Naa kann es aber wieder niefat im Stnae der ehelichea 
Vormnadsehaft Uegea , die ja aar ao laage daaerl ata die 
Ehe» und aur um der Ehe wfliea und für die Ehe da iat, 
daaa die Frau eiae solche Wirkung^ derselben regelmässig 
erst verspüre, wenn jene nntergegangen ist« Eiae aolehe 
Belastung der Frau läge überall nicht im Interesse der Ehe 
und des ehelichen Güterrechtes, sondern nur im Interesse 
des Mannes, das aber erst hervorträte , wenn die Ehe nicht 
mehr besteht, wenn er nicht mehr Ehemann ist. 

Dazu kommen nun aber noch weitere Gründe« Die Ein- 
gehung von Schuldverhältnissen ist nach der ganzen Auf« 
fSMauag des deutschen Rechtea etwas durch und durch Per^ 
ähnliches« Man darf daher ate geaeigt seia, jemaadea für 
einen -Schuldner su halten » der dUe Schuld aicht selber auf 
sich genommea hat**). Nun mag man freiKeh eiaweadea, 
wir drehen uns im Kreise herum, denn der Vormund sei 
ja eben als solcher der Stellvertreter seines Schutzbefohle- 
nen, und insofern auch befugt, im Namen desselben für 
diesen Schulden zu contrahiren. Aber dessen ungeachtet 
ist für den Entscheid der Streitfrage jene Bemerkung von 
Gewicht. Das Recht der Stellvertretung ist nicht ein ab- 
solutes» sondern ein relatives« Wo einer selber handeln 
kann, bedarf er snnä'ch^ keines Stellvertreters. Das gilt in 
vorsügKchem Masse von dea Schuldea. Die Frau kann min 
aber sdbstthätig bei Gontrahirung derselben haadefai, wie 
wir im Verfolge ausführlich noch sehen werden. Daraus 



136} Vtr|l. darüber mit Rttcksijcbt «af die £be. H»$»t a. «. O. S. S4. 
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folgt nun aber, dais wir niobt geneigt tein dürfen 9 eiaeui 
andern das Recht völlig freier» einseitiger SteUveprtretung 
ohne und sogar gegeo ihren Willen auch für die Oescbäfke 
einzuräumen, wo der Vertretene anerkannter Massen selbst 

zu handeln im Stande ist. Ganz anders verhält es sich mit 
den Übrigen Dispositionen des Ehemanns. £r mag aller- 
dings einseitig die Fahrhabe der Frau gültig veraussern und 
selbst für seine eigenen Schulden verpfänden. Aber dieses 
Recht fol^t nicht aus einem unbedingten Rechte zur 
Stellvertretung, sondern vielmehr aus seinem Rechte der 
(vewere» das sich Uber alle Sachen erstreckt, die zu dem 
ehelicfaen Vermögen gehören ; desshalb kann' er das Eigen« 
Ibum der Frau belasten, nicht aber ihre Perpon rerpAiehlen. 

"Wir gingen vorhin von dem Standpunkte der Frau aus« 
Treten wir nun ganz auf den Gesichtspunkt des Mannes 
über , so werden wir hier eine neue ßestätigimg unserer 
Ansicht finden. Wie in ihm die ganze Herrschaft über 
das Vermögen der Ehegatten concentrirt ist, so hat er 
auch alle Kosten der £he zu tragen, und muss für die Be- 
dürfnisse der Familie sorgen* Sind somit während der Ehe 
Schulden zu machen » so ist er aus demselben Grunde in 
der Regel die rechte Person, diese auf sich zu nehmen« 
Machen besondere Verhältnisse eine Ausnahme wUnschbar» 
vnd kann- der Mann seine Stellung, wornaeh er zunächst > 
allein nach Aussen hin das Vermögen repräsentirt , nicht 
rein erhalten , so mag er dann die Frau mitberathen , wenn 
er sie in persönliche Mitleidenschaft ziehen will, nicht 
aber einseitig und willkührlich seine eigene wahre Stellung 
aufgeben und die Frau — ohne deren Zustimmung — ge- 
genüber den Greditoren hervor treten lassen. 

Ein fernerer Grund liegt in dem Stande der Quellen« 
Bür wenigstens ist keine Steile bekannt, welche für jenes 
ausgedehnte Vertretungsrecht des Ehemannes spräche ^^')| 



137) V«rgl. tib«r das Güterrecht t. Hanibarg, wvldwa sich vm 

nosern Temchieden aongcbildet bat, besonder! Gropp Ahhandl. ßd. II. S. 
502. Sogar dort luwn der U«aa die Fr«» aar te beechraukte« BlatM snr 
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wolil tb«r ^ine bedeutenAe AbmU toldMTt #elelie «ifm 
Ansicht ttiiterstütsco. 

Sehon di« Arft , wie untere QueUen tob den Goacare» 

rechte handeln, stimmt damit Uberein. Nachdeoi nemKeh 

gesagt wurde , dass im Auffalle des Mannes die Frau allen Glau- 
bigern desselben vorgehe, fügt das Statut von 1489* im 
Gerichtsbuch v. 1553. sofort als Gegensatz hinzu: 

Ob aber die Frow für Iren man ützit gelopt 
bette, darumb soll demneeh Ir gnt BÜtzit detterminder 
bafft vond ▼erbunden sjn^). 

Ebenso an einer andern Stelle desselben Gerichtsbuchs. 

So ein vffal uff eins mans gaot by synem l^äben ode( nach 
•ynem tod bescheche, SoUennt die schnldvorderer zwen 
Erbar mannen verordnen , die desselben guots vögt sygint 
vnnd die Froweu dnrcb Ire gescbworne vssrichtere (ob sy 
nitt mit Iren Eemannen zvo bannck vnnd gaden gstannden) 
vmb Ir znogebracbt gnot morgen gaab vnnd Eerecht lassen 
vssrichten. Hefte sy dann die Frow für Iren Eeman 
vtzit glopt vnnd versprochen, soll Ir gaot nfide* 
stcrminder hafil syn , sooü vnnd siob mit Rächt erfinodt. 

Der RecbtoMtz, der darin liegt» ist offenbar der: Die 
Ehefrau haftet niebt für die Sebalden des Mannes, es wär« 
denn , dass sie selber seinen Glihibigem Befriedigung gelobt 

hätte. So allgemein konnte sich das Statut aber nicht leicht 
ausdrucken, wenn es daneben noch zuliess, dass der Mann 
einseitig die Frau verpflichten könne. Man sieht deutlich , 
es nimmt vielmehr an : wenn die Frau Schuldnerin sein 
soll, so muss sie selbst gebandelt haben. 

Die Sonderbarkeit ferner des Winterthurerstadtrechtes 
▼on 1720«^) » 1738» 1760 und 1779«^), dass der Ehemann, 
wenn er binnen 6 Jahren nach Eingehung der Ehe die su* 



n«uiUmf dar SehoM«« Ttr^diltD, obwohl Mch 4«o OmmdMum 4m Ban- 
boiforrocbtos «ich oiiM solebe SlallierUrtlaof wtil okar dtnkon Utes«. 

128) D«o Anfiiog «etw Stell« hab« ick Buch HL 23. 8. 441. 

nitgctheilt. 

139) Erl. §. 5. (Pesi. I. S. 53.) 
140; £rl. |. 4. (P«st. I. 8. 26.) 
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gebraditea laufMdeo Schuldea der Fnni nickt besahlt oder 
▼ersicbert » too da an persönlich fdr dieaelbcn bafte und 
auf aeine -eigene Reebniing zu iibemehinen bebe 9 erklärt 
«ich wieder nur aus derselben Reehtsidee, dass der Ehe- 
mann während der Ehe der natürliche Schuldner der ehe- 
lichen Schulden sei, indem er ja auch, wie sich das Stadt- 
recht ausdrückt, „der Frauen Gut genutzt." Wur geht 
' das Statut über das Princip hinaus, indem es Schulden ^ 
die bereits auf der Fran gehaftet, dieser abnimmt und. dem 
Manne auflegt» 

4. In ganz besonderem Masse aber wird unsere Ansicht 
verstärkt durch die Behandlung der weiblichen Ver- 
sprechen in onsern Rechtsquellen. Es ist bekannt, dass 
das reine deutsche Recht die Intercessioneo der Frauen fiir 
andere nicht unter einem eigenthüniHchen Gesichtspunkte 
auffasst, wie das römische Recht seit dem Senatusconsultum 
Vellejanum '^2^ Sie werden vielmehr behandelt, wie alle 
andern Schuldverpflichtungen , welche die Frau eingeht: 
und wenn in Folge der allerdings der loteroessionen wenig- 
stens gewisser eine besondere Erwähnung geschieht, die 
nof einen Einflnsa des rdmiscfaen Rechtet hiodentet, so bat 
eich dennoch im Wesentlichen das ältere Recht erludten 
und ist dieser Einlluss ein sehr untei^;eordneter gebiieben« 

Als Regel müssen wir nun annehmen, dass die Ver- 
sprechen der Frau gültig sind, wenn die Zustim- 
mung des Mannes hinzutritt. Es genügt somit eine 
einseitige Handlung des Mannes oder der Frau nicht, son- 
dern diese muss handeln , aber mit jenes Zustimmung und 
VoUwort» Die Quellen behandeln indessen meist nur einen 
Fall, der am ehesten vorkommt und. zugleich eigenthUmliche 
Schwierigkeilen erregt, den nämlich , wo die Frau sieb 
für eine Schuld des Ehemanna selbst verbürgt. Wenn non 
hier das too* dem Manne gutgeheiasene Versprechen der 
Frau genügt, um sie zur Schuldnerin zu machen, so dür- 
fen wir getrost daraus schliessen, dass es in allen andern 



142) Gropp. Abbaodl. Bd. il. S. 144. 
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SUieheo Fälleil» wo iie Fria dritt» PtortoBeB m»- 
tttbt, dbeofülk geniigta w^IkU« 

Muificher abf r ttl dieftr ScUmm da » wo flir die Burg« 
fehaft im Interesse des Mannes noch ein roehreres gefor- 
dert wird. Denn wenn die Frau im Interesse dritter Per- 
sonen oder in ihrem eigenen ausschliesslichen Interesse eine 
Schuld contrahirt, so ist ihr Mann in der Lage, die Zweck- 
mässigkeit und Zulässigkeit einer solfifaen Schuld frei uod 
unbefangen zu prüfen. Und gibt er seine Zustiraniung^y 
die ihm ja selber ehar peraöiilieh«o Macbtbeil aU Vor- 
theü bringen kann» ao hat ein ToIles Gewicht. Handelt 
es sich dagegen nro one Intc rcea s i oo der Frau liir den 
Biano» so tritt eine gedoppelte Ge&hr eio» zunächst die» 
dass der Mann sieb durch sein eignes Interesse leicht zu 
einer Zustimmung verleiten lasse , die er im reinen Hinblick 
auf seine Stellung als Vormund der Frau eher verweigern 
müsste , dann aber auch die, dass selbst die Einwilligung 
der Frau leicht eine unfreie und ihr Wille durch den per- 
' aönlichen Einfluss des Mannes beherrscht sei. Es ist daher 
begreüBich , wenn das Recht gerade hier zunächst die Frau 
Tor gefährlichen Versprechen zu schützen suebt und den Zu* 
zug eines besondern Vormundes und deo Rath der nächsten 
AuTerwandten anordnet. 

Das ältere Stadtrecht hatte die Zustimnrong des Mannes 
zu dem Versprechen der Frau in allen Fällen für genügend 
erklart, wo die Schuld sich auf die Haushaltung und deren 
Bedürfnisse bezog; für alle andern Schulden, wenigstens 
die des Mannes , der intercedirenden Frau zur Pflicht ge- 
macht» einen besondern Vogt zu erbitten und die Einwilli- 
gung zweier ihrer nächsten Anverwandten einzuholen ^'^^). 
Daa Stadtrecht foo i7i6 nahm die Verordnung groseentheila 



149) Okn Bicfc III. 22. S.431. In 6«rietobMk n ICM. Aad«t Mk 
•ht KtUtatoMBf 4er Mktrt» firkMnbiiM, iroria »oeh MgM4«r Qnni hu* 
v«iy«liob«a wiv4: «Damit «II so ms wyk d«»t tumi» nmd ait «MvaaB wM«r 
ibrea wiliw ihrem Ehemann zum TersprecKeB and TerpfAnden dess ihri- 
gen gtzwaagn ud 4«r4«rclt wmb iu» Ihr «ad ian Aciuaih gebracht 
werde. *• • 
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wördieh auf, veHäiderte de aber doch in «inem fianpt- 
punkte. Zuerst spricht dasselbe wieder davon» däss eine 
Ebefrau mit Vorwissen ihres Ehemanns bei laufenden Haus- 
haltungsschulden für denselben gültig versprechen könne***), 

\ind nöthigt den Creditor dann die Forderung binnen 6 
Monaten zu beziehen , widrigenfalls er sich nicht mehr an 
die Frau halten könne. Statt nun aber im Sinne des altern 
Gerichtsbuches den Gegensatz so zu fassen, dass die Frau 
für andere Schulden ihres Mannes nicht ohne die Zu» 
Stimmung ihrer Anverwandten und eines besondern Vogtes 
intercediren dUrfe , fordert es diesen Zuzug anderer Per- 
sonen ausser dem Manne nur fiir Verpfandung der Liegen- 
schaften^ welche der Frau zugehören ^*f). Alle Fälle, 
welche weder auf Haushaltungsschulden sich beziehen, noch 
eine Versicherung auf Liegenschaften nöthig machen , wer- 
den somit in der neuen Recension mit Stillschweigen über 
gaugen. Gilt nun für jene Falle noch das alte Recht, welches 
sie ebenso behandelt, wie das Gesetz von 1715. die Ver- 



144) St. L. R. Th V. $. 43. S. 77. 

145) St. L. U. Th. V. §. 46. S. 78. Die Bestimmung des G. B. v. 
1553. iiit'jss : „Wo über ein Frow für Iren EemaDD verhiesse iitnb ein aoo* 
der« «chald , di« syge groi» od«r kl«iii , «und darämb dM Ir Tarpfdniidmk 
▼HSttuii oder T«ndirTb«a wtit«, di« sSlI« Otk toit gauak Ire BtnuMt» o«ck , 
mit wttMev nnd will«» snm w«i|ifi»ltB xw«i^er, Irer neclutM gtCrttadw , 
vnnd soniiderlich ourb V5s gchei.s5 oder gebott ein«! Herro Bargermeisters 
oder Staltbaltei'5 lechllich I.tsseti be(iOi;leii , vnnd das mit Irem rechlgnbnen 
Togl Ibttou , Soonst föi.e sötliche« Ir cjebeiss In» dem fhal dbein CrafTi haben." 
Oer «ngviStele f. 46* d«ft6Udlr<clilM, l««t«t: „ Gleichmüssig soll eio Ebewrib, 

so sie fllr ilireii Bhenuina um «ia« Schnid , di« i«t iptou od«r kleio , vcirlitisslop 
uod ihr Baus » oder aador« ligeade Gttier varpfdadaa , vemczea oder ver* 
•ebreiben wollte, dasselbige allda init Wissaa # Willea, «ad Erlauben 7.wey«r 
ibrer nächsten Btutiverwandten , and Zulhun eines anpartheyiscben ehrlichen 
Manns, als erbettenen Vogts, tbun." £s wird Übrigens dieser Fall auch im 
Gaaafz Toa dem andern oben srbou bebandelteu onterschieden , wo der Maua 
dM Liegeascbaftaa der Pra« vorplitadel obae.dast die«« daroHi HilscbaldDoria 
wird. Vergl. »ocb d. Statat v. Wiilfliagea t. 1 585. > Art. 43. (Peel. II. 
40.): „Vnnd 80 ein froaw omb ander Sebalden, dana vmb lonffead sehaU 
den, die sich vonn Esten, trinkens , vnnd ires hnscbaltens ooch 
Kleyder wegen begebend — für iren Eemann verspreche vnd verhiessr , es 
treffe grosses oder kleines anii , vund daruuib das ir verpfendeo n. s. w." 
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pfändaDgcn der Grundttttcke? Oder find sie zn bebandelp 
'wie die weiblichen Versprecheo für HaiMbaltuogsscliiildMi? 

Die Zweifel beruhen auf einer sehlecbten Fassung des 
neuem Statuts und sind gerade darum schwer zu beseitigen. 

Doch scheint dieses wirklich einen neuen Gegensatz, im 
Auge gehabt und die Versicherung auf Liee;enschaften als 
etwas Eii?cnthüinliches , was anders zu behandeln sei als 
die andern Falle, hervor gehoben zu haben. Die neuere 
Praxis ist auch hier wieder schwankend. In einzelnea 
Fallen wurde das blosse Versprechen der Ehefrau mit Zu- 
«timniung des Mannes» wenn schon Verpfandung von Fabr- 
babe damit verbunden war für yerbindlieb gehalten» 
in andern dagegen fiir derlei Verpfandungen sowohl als für 
Biirgschaflen der Frau die Zuziehung eines Beista'nders und 
zweier ihrer nächsten Anverwandten für nothwendig er- 
klart. Jedenfalls ist hier in unserer Rechtsausbildung etwas 
Lückenhaftes! 

Das Gesagte gilt theilweise auch fiir weibliche Verspre- 
chen zu Gunsten dritter Personen. Auch da bedarf die Ver- 
pfändung der Liegenschaften nach einer festen Praxis un- 
zweifelhaft jener Form» andere Geschäfte dagegen bedür- 
fen ihrer nicht ^^). 

Mit dem altem Stadtredite Ton Ziirieb stimmen das 
Grafschaftsrecht tob Kybarg y* i578« Art. 48. das Amts- 
recht Yon Uh wiesen t. 1603. Art. 43. (Pest. I. S. i61.) 
ganz Uberein. Das Amtsrecht von Grün in gen v. 1667. 
Art. 28. (Pest. I. S. 75.) hat seine Bestimmungen wörtlich 
aus dem Zürcherstadtrecht aufgenommen , merkwürdiger • 
Weise aber nur die letztern» wornach weibliche Verspre- 
chen für den Mann des Zuzugs eines Vormundes und zweier 
Anverwandten bedürfen, dagegen die Ausnahme der Hans- 
baltungsscbulden übergangen* 

Auf ähnliche Weise müssen nach dem Statute toh 
Wintertbur v. 1720. ErL §. 1, alle weiblichen Ver- 
sprechen fiir den Mann ohne Unterschied vor Rath ge- 



146) Vtr^l. St. L. R. Th. V. 44. S. 77. §. 47. S. 78. 
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^ehea» io dem Sinne» das« ein MitgKed des Rathes der 
Fran aU Vogt zur Berathnng beigegeben wird* Ebenso 

Ton 1738., 4760., 4779. Art. 7. 

Nur das Wein inger Amtsrechl v. d637. Art. 1. (Pest. 
I. S. 114.) macht die Gültigkeit weiblicher Versprechen Tür 
den Mann einzig von dem Willen der Frau abhangig und 
ordnet keinen weitern Schutz fiir dieselbe an. 

5» Man kann nocb die Frage aufwerfen , ob die Frau, 
wenn sie abgesehen von der Intercession zu Gunsten des 
Mannes für sieb selbst eine Scbuld contrabirt, nicbt den* 
nocb zur Sebuldnerin werde, wenn schon der Mann seine 
Zustimninng niebt gegeben babe. Mit andern Worten : kann die 
Fran niebt persönlicb durcb ihr Versprechen Tcrbunden 
werden , ungeachtet der Mann ihre Schuld nicht anzuer- 
kennen braucht? Zu dieser Frage, welche in dem Vorher- 
gehenden noch nicht behandelt ist, gelangt man, wenn 
man die natürliche Handlungsfähigkeit der Frau näher er- 
wägt. Da kann man geneigt sein so zu argumentiren. Die 
Ebefrau kann rechtsverbindliche Geschäfte eingehen» inso- 
fern sie nur nickt durcb deif Bestand der Ebe daran ver- 
bindert ist* Daber kann sie zwar nicbt eine Schuld auf 
sieb nehmen , welche von dem Manne während der Ebe 
befriedigt werden muss. Wohl aber kann sie eine Scbuld 
contrahiren , deren Realisirung erst dann vorzunehmen ist , 
wenn die Ehe aufgelöst und die Frau die Herrin ihres 
eigenen Vermögens wieder geworden ist. Man könnte 
sogar für diese Ansicht Analogien des römischen Rechtes 
anführen. Selbst der vermögenslose Sobn in der Gewalt, näm- 
lich der keine Forderungen für sieb erwerben kann, ist doch 
im Stande Scbulden zu contrabiren , die nacb dem Tode des 
Vaters»- naebdem er Selbständigkeit erlangt bat» ron ihm 
eingefordert werden dürfen. Auf äbnliche Weise liesse 
sidi bier eine Forderung auf die Ebefran denken, deren 
Gültigkeit suspendirt wäre , so lange die Ehe dauert» hin- 
terher aber hervor träte. 

Ich halte aber dieses ganze Raisonnement mit Rück- 
sicht auf unser Recht für unrichtig und diese Ansicht für 
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tu kiiatdicli md su fremd* Weno seboa im Vor^ 
mnndteluift dem Maaoe keine alnoliite Gewalt Sber' die Frau 
crtheilt und ciMneowenig ihr alle Einwirkung auf Ulm Ver- 

mögeo entzieht, so scheint es mir dennoch in dem Wesen 
dieser Vormundschaft zu liegen , dass wer unter ihr steht, 
ohne Willen des Vormundes Uberall keine Schuld eingehen 
kann**0) nicht nur keine Schuld, diese lange nicht wirkt, 
als die Vormundschaft dauert, aondern auch keine, welche 
erst nach deren Beendi||;ung wirkt. £a aebeint mir diese 
ao tief im Bewiiaataein dea Volkea zn liegen, daaa im Leben 
kanm je ein Zweifel aicb erbeben wird» maaer wenn er 
aeine Quelle in fremder Theorie hat. Gant sntrellande 
Stellen aua nnaem Reehtabttohem weiss ich freiliob keine 
anzuführen. Doch mögen folgende wenigstens darauf hin* 
weisen, wie wenig unser Recht an jene Uuteracheiduog 
denkt. 

Geriebtabnch v. 155Se f>Wir behalten vons oueb 
▼or, gigen genelten Frowen, so söllichea binder Iren 
E ema nnen — > tbatten, Oneb gSgen denen, se mit sol - 
lieben beuogteten peraonen hanndien vnnd vf£ 
borg gäben, Ir gehürlicbe atraff.'* 

ffilt daa Statut den Verkehr mit einer Ehefrau hinter dem 
Racken ibree Mannea aogar fllr etwas Strafbares, so ist 
nicht zu glauben, dass es dessen ungeachtet eine Schuld 
jener Art anerkennen werde. 

$. 25« Handelsfranen. 

Von der in der Vormundachall dea Mannes liegen- 
den Beschränkung der Handelsfähigkcit sind die Han- 
delsfrauen befreit. Schon vor der Ehe konnte die Frau 
ein eigenes Geschäft auf ihre Rechnung betreiben. Zur 
Fortsetzung desselben bedarf es nun freilich der Zustim- 
mung dea Ebemannea, dessen eheliche Vormundschaft durch 



147) Ttrgl. ««cb Cropp AbtW* I. H. 10. 
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dim VtrbiOtDiM in starkem Masse betroffen wird. So* 
bald er aber die Frau gewiOireB und ihr GescbSft weiter 
betreiben lasst, so ist eben in dieser faktischen Zulassung 

bereits die erforderliche Zustimmung enthalten , und es 
dauert das früher schon bestandene Rechtsverhältniss ein- 
fach fort. 

£s darf daher in keiner Weise prasumirt werden , dass 
von nun an der Mann, wie er sonst als Haupt der Ehe 
Cn betraehten ist , auch als Chef der Handlung gelte. Als 
Handelsfrau kann die Ehefrau vielmehr auch iiir die Zu- 
kunft eine selbständige Stellung behaupten» auch ohne Vor« 
wissen des Ehemanns gUltig contrahiren und das ganze 
Geschäft auf eigene und alleinige Rechnung und Gefahr 
fortführen. Sie kann mithin auch während der Ehe Schul- 
den eingehen und dafür nötbigenfalls zum Concurse getrie- 
ben werden. 

Der Mann kann die Betreibung nicht hindern , weder 
aus dem Gesichtspunkte seiner ehelichen Vormundschaft 
noch aus dem seiner ehelichen Nutzung* Dafiir haftet er 
denn aber auch nicht mit seinem eigenen Vernrögen lUr die 
Handebgeschäfte seiner Frau. 

Wir müssen auf das nämliche Raisonnement gestützt 
noch weiter gehen. So weit nämlich die Handlung der 
Frau reicht, so weit ist die eheliche Vormundschaft zwar 
nicht aufgehoben aber suspendirt. Die Handelsfrau kann 
daher selbst gegen den ausdrucklichen Willen des Ehemanns 
einzelne Geschäfte gültig abschliessen , vorausgesetzt nur , 
dass sie sich auf ihre Handlung beziehen. Denn es ver- 
trägt sich nun einmal nicht , dass die Freiheit der Handels- 
frau nur eine halbe sei« weder mit ihrer Stellung» indem 
sie die Gefahr des ganzen Geschäftes allein trägt , noch mit 
den Grundsätzen des Verkehrs und dem damit yerbundenen 
Gredite* Entweder also der Mann gibt seine allgemeine 
Zustimmung fiir Fortbetreibung der Handlung durch die 
Frau, und dann darf er sie überall nicht im Einzelnen 
hemmen, oder er verweigert seine Zustimmung, und dann 
hört die Frau in allen Beziehungen auf , Uandelsfrau zu sein» 
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Die eheliche Vormundsehaft ist aber auch im eritern 
Falle oicht aufgehoben, soodcra mir auspeiMlirt. Darum 
kann der Mann , auch wenn er seine Zustimmung zu der 

Fortsetzung des Handelsgeschäftes schon ertheilt hat , doch 
dieselbe in der Folge wieder zurück nehmen und der Frau 
die Eigenschaft einer Handelsfrau entziehen. Freilich darf 
dieser Widerruf nicht zu unpassender Zeit und nicht auf 
eine dolose Weise geschehen. £r darf nicht geschehen, nur 
um die Frau, etwa um einer beabsichtigten oder bereits 
eingeleiteten Scheidung willen, in Verlegenheit zii stürzen, 
noch um den Greditoren Schaden snzufUgen. Es sind auch 
diese Verhältnisse naeh Grundsätzen der Billigkeit und des 
guten Glaubens zu berücksichtigen^*'). Aber eben so wenig 
kann der Ehemann genÖthigt werden, fortdauernd gegen 
seineu Willen von seiner ehelichen Vormundschaft , die ihm 
von Rechtes wegen gebührt, keinen Gebranch zu machen. 

Ausser den beiden erörterten Fallen , in denen die Uan- 
delsfrau entweder ihre Handlung auf eigene Rechnung fort- 
setzt oder ganz aufgibt, kann es noch vorkommen, dass 
die Handlung fon beiden Ehegatten gemeinschaftlich fort- 
betrieben wird. Nach französischem Rechte freilich ver- 
liert in diesem Falle die Frau ihre. Eigenschaft als Handels- 
frau nothweodig *^^). Eine positive Vorschrift der AK 
kennt unser Recht aber nicht, und die Möglichkeit, dass 
sie auch in einem solchen Falle Handelsfrau bleibe, ist nicht 
ausgeschlossen. Es kann sich das Verhaltniss so machen., 
dass der Ehemann selbst einen gleichartigen Handel beses- 
sen bat, mit welchem sich nun die Handlung der Frau ver- 
einigen lässt oder auch so , dass er ohne solche Veranlas- 
sung dennoch sich ihres Geschäftes selbst annimmt. Es 
fragt sich dann: In welche Stellung geräth nun die Frau? 
Bleibt sie Handebfrau und- Mitgenossinn oder wird sie zur 
bloasen Gehnlfinn? ^ 



148) Vergl. P«rd «flaai Court de Droit comiiiercia). Paris 1S21. $.64. 

149) Code de Cominerre 5.: «Elle n'e.tl rep«U« Uli« (iiMrclMiMic pu- 
blique) que lorsqu'elle fait un commtrc* *epari" 

Bhmliaiiii Rtchli||neliioht*. II* Ii 
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Ganz aligemeio und unbedingt läMt sich die Frag» nicht 
beantworten* Es kommt auf die faktischen Verbaltnisse an. 
Im Zweifel darf man aber geneigt sein zu der Annahme« 
dass das Geschäft nunmehr unter der Leitung des Bhe- 

mannes stehe, dass auf ihn die Gefahr tibergc^ani^en sei, 
und ihm auch der Ge^^ iuu z.uDachst rukomine '^^). Die 
Gründe dafür lieg;en iheils in dem Princip der ausgedehn- 
ten eheiieheii Vormundschaft , welche den Mann als Haupt 
des Hauses und insbesondere als alleinigen Verwalter des 
beiderseitigen ehelichen Vermögens hinstellt , Iheils in dem 
Princip des ehelichen Miessbrauches » weiches bewirkt , dass 
zunächst der ganze Ertrag des . beiderseitigen Vermögens 
sowohl ab der beiderseitigen Arbeit dem Manne zufällt» 
der die Kosten für die Ehe daraus zu bestreiten hat. Sobald 
daher der Ehemann als Chef der Handlung sich darstellt, 
so wird bei dem hierorts geltenden Güterrechte Jedermann, 
wer im Verkehr mit der Handlung tritt , voraussetzen, d.iss 
er sich an den Ehemann zu wenden und an ihn zu halten 
habe , und die Frau als solche wird bei ihm keinen persön- 
lichen Credit mehr geniessen. Er wird dieselbe nun ledig- 
lieh als Gehiiliinn des Mannes betrachten» welche dessen Auf- 
träge za vollziehen habe» und unter seiner Aufsicht und 
Leitung stehe. 

Nur in den in neuerer Zeit seltener gewordenen Fällen» 
in welchen das Geschäft auf gemeinsame Gefahr und Rech- 
nung betrieben wird, und die Ehefrau mit dem Manne den 
Gewinn und Verliirst theilt, ist das Verhaltniss allerdings 
ein anderes und es haltet dann die Frau mit und neben dem 
Manne ähnlich einer Gesellschafterinn ^^^). Die Einrichtung 
des Ragionenbuches wird in dieser Hinsicht die Beweise 
sehr erleichtern. Da nämlich , wer immer Handel treiben 
will » sich in das Ragionenbuch einzutragen verpflichtet ist» 
und ebenso jede Personalveränderung der Handlnngseigen- 
th'ümer oder sonst dabei Interessirten vorzumerken ist» unter 



150) Vergl. Cropp Abhand). 1. S. 9. f. 

151) Mo». Gb. IV. S. 435. ff. 
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der Androhung, dass dritte Personen *sich an die früher 
vorgemerkten Theilnehiner inzwischen zu halten berechtigt 
sind, so wird jede Handelsfrau den Creditoren der Hand- 
lung, auch wenn sie sich in der Folge verheirathet und • 
der Eheuiano sich ihres Geschäftes annimmt, doch so lange 
EU haften haben« bis der Uebergang ihrer Handlung auf 
den Ehemann cingetnifeii iein wird« Soll dann nach dem Wi)^ 
len der Ehegatten die Handlung a«if gemeidachaftliche Reeh» 
nnng fortgeführt werden , so ist auch dieser Entscihlnss in 
dem Ragionenbuche voreumerkcot und die Verheb^treibett- 
den Dritten erhalten dadurch von jenem Willen genaue 
Kenntniss 

Dessen ungeachtet ist die Erörterung jener Grundsätze 
nicht überflüssig geworden; denn die Verpflichtung der 
Frau, für Handelsschulden eiuEustehn, kann nibglicher Weise 
doch fortdauern, wenn schon sie in dem Ragionenbiich 
nicht mehr als Eignerinn der Hjkndlung erscheint und die 
des Mannes doch tatstehen ^ wenn schon er in dem Hagio* 
nenbttche noch nicht als Eigner eingetragen ist* 

Oanz kuTE lässt sich nunmehr der Fall abthun, wenn 
eine verheirathcte Frau, die nicht schon als Handelsfrau in 
die Ehe getreten ist , erst wahrend derselben eine Hand- 
lung auf eigene Rechnung zu eröffnen wünscht. Dazü 
bedarf es nun wieder der Zustimmung des Ehemannes. 
« Und auch in diesem Falle muss sich der Ehemann , wenh 
er nicht als eigemlicher Chef der Handlung entweder aUeiü 
oder neben seiner Frau angesehen werden will, theils voit 
persUnliehcr und selbständiger Theilnahrae oder Leitung des 
Geschäftes htttheb, tbeils fltr die gehörigen Einträge k da» 
Ragionenboch besorgt sein. 



152) RatbsTerurdnuiig über die Aagionen t. 23. Febr. ITSQ. und 
30. Nov. 17S9. A. S. VI. S. 161. ff. and 267. ff. 6ts«tz ». 25. Sept. - 

i835. ür. S. iv. 5. 3S. ff. 
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$. 26. Die Güterverhältnisse nach Aufhebung der 
ehelichen Vormnndschaft. 

A. Nach dem Tode dee Maonee. 

Die Aufhebuogsgründe der ehelichen Vormundschaft ha- 
ben nun darin eine Aeuderang erfahren , dass ab häufiger 
Fall die Scheidung snr'Sprache kommt. 

A« 1. Die Ehe wird durch-den Tod des Man nea aufge- 
lUtU ht «inselnen Statuten erhielt sich das ältere Recht 
fortdanemd; Andere , und namentlich das Stadlrecht ^n 
Zürich erlitten bedeutende Modificationen. Allen gemein- 
sam ist, dass die Wittwe ihr zugebrachtes Gut zurück 
erhalt. 

2. Ebenso findet sich auch noch durchgängig eine Mor- 
gengabc erwähnt, und wenn sie schon in der neuem 
Sitte nicht mehr recht lebendig ist, so kommt sie doch 
« sogar in den Stadien noch in einzelnen Anwendungen vor. 
In den neuem Recensioncin des 'Kyburger GrafSichaHs- 
rechtes wird die Morgengabe noch - immer ■ auf 5 Pftind 
gesetzt, wenn der Mann nicht eine andere verheissen hat« Das 
Regensperger Herrschaftsreeht 1$3S. Art. 98; (Pest. 
I. S. 209) bestimmt sie in diesem Falle auf 6 Pfund ; das 
Herrschaftsrecht von Uhwiesen v. 1603. Art. 24, (Pest. 
I. S. 151. )> von Weiningen v. 1637. Art. 1. (Pest. I. « 
S. 114.), das Erbrecht von Flaach v. 1658. Art. 1. (Pest. 
I. S. 14.), das Herrschaftsrecht von G r Uni n gen V. 1608« 
Art. 9. (Pest. I. S. 64.) und noch das Stadtrecht v. Win- 
terthur 1779. Art. 6. (Pest. L S. 13.) stellen sie auf 
10. Pfund. Nach dem Stadtrechte von Kaiserstuhl t. 
16S0. Art. f6. (Pest. II. S. 22.) beträgt sie 50 Gulden, 
somit das Zehenfache der vorigen Bestimmungen. Und 
nach dem Stadtrechte v. Zürich v. 1716. Th. II. §. 5. 
S. 30. wird als gemeiner Brauch angeführt, dass sie 101 
Kronen betrage, zugleich aber verstattet, eine Morgen- 
gabe von höchstens 101 Dukaten zu verheissen. In andern 
Beziehungen hat sich denn aber das Züricherstadtrecht von 
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Bern altern Rechte entfernt, einmal indem es keinen ergeD<^ 
tliiimlichen Beweis für die Grösse der Morgengabe durch 
Eid der Frau mehr zulässt, dann indem es wieder aner- 
kennt, was in der Zwi^cheiizeit verkannt worden war^') , 
. nämlich , dass die Morgengabe iiDmer der Frau zn Eigen«» 
tirnm gehöre. Insofern lasst aber auch dieses neuere Stadt- 
recht noch eine eigenthilniUehe Beerbnng zu, als nnr die > 
Kinder einen Antheil an der Morgengabe erhalten, yon 
deren Vater die Morgen gäbe herkam, nicht aber- auch die 
Kinder , welche Ton der Mutter in einer andern Ehe ge- 
boren wurden 

» 3. Das Eherecht, welches der Wittwe noch immer 
zusteht, ist nun aber, im Gegensatze zu der Rathserkannt- 
niss von 1658 ^*^) wieder sehr zusammengeschrumpft nach, 
dem Stadterbrechte von 17i6* £« gehört nämlich dahin :. 

Das Gabgcld , so ihnen an der Hochzeit verehrt wor- 
den , das beste Stück von des Manns Kleidern and Waf" 
ffen, wie auch sein Bräutigamhett und Kasten. 

Unter dem* Gabgeld *^^), sa ihnen an der Hochzeit ver- 
ehrt worden, sind die sämmdichen Geschenke zn verstehen, 
welche den neuen Ehegatten von Seite ihrer Verwandten 
und Freunde zum Eintritt in die Ehe der Sitte gemäss ge- 
macht werden. Sie bilden in der Regel den bedeutendsten 
nnd Werth vollsten Theil dieses Eherechts. Dass sie zu die- 
sem s^erechnet werden, passt sehr gut zu der iirspriing» 
liehen Bedeotong dieser Uochzeitgeschenke. Bett und Kasten 
bilden aber von jeher die Grundlage des sogenannten Ehe- 
rechtes. Oh sie in allen FaUen auch das beste Stück von 
des Mannes Kleidem und Waffen nehme oder nur, wena 



133) Siehe oben Buch III. $. 23. S. 432. 

154) E. R. von 1716. Tb. II. §. 5. S. 29. 

155) Oben Buch III. §. 23. S. 433. 

156) Das Erbrecht t. Flaacb t. 1658. Art. 7. P«st. I. S. 109. er- 
knirl in Aumlraek fo: «wm aötlwM EhnitlitM itm hochzTigest»» Ttr- 
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Wne linder sa^ il|f<^r ßhe v^rbfiiidea ^^id, ^»1 einiger 
Blassen ^zweifelhaft , iD^em 41« Ste|kp, W^cHi^ von ^em 
Falle 4er beerbten ßhe sprechen, diesejr Stüc|ie qicb^ mehr 
ausdrücklich gedenken. Dqeh ist wohl eher das Erstere 

aOii^unehmen , iiuitin (Ueselbeii unzweifelhaft der Wittvve 
auch dann zLikommen , wenn der Mann Kinder aus eincf 
frühem Ehe hinterlassen hat, und aus den inangelhaftea 
Aufzahlungen bei der sehr ungenauen Hedak^ion nicht so- 
fort auf bewusste WeglassiiDg geschlossen werden darf '^^)f 

In den übrigen Statuten, mit Aoanahme des GraftpffaftSr 
rechtes tob Kyburg und des Amtsrechtes voi| Hegen^ 
^torl» ist diess fiherecbt fast spnr|ps-^0 ^ersiA wunden ; 
doch mag die Sitte hi^r imd noch cmelnit Aftw^un'* 
gen fest gehalten haben. Jene« Crrafsohaflsrecbt lässt deir 
Frau ein Bett und das beste Kleid des Mannes , dieses Aiuts^ 
recht lediglich das Festkleid des Mannes zukommen. 

4. Die Grundsätze über die statutarische Portion, 
welche der Ehefrau au der übrigen Verlassenschaft des 
Mannes zukommen soll, haben sich in dieser Periode sehr 
yerändert. Die Richtung, die ^ir ^ohofi seit ipm frühem 
Mittelalter beoll]iaohtet haben, die Ao«pri|oh« ^¥ Frau sii 
^müssigen, fipdet sich aufih in der neuern ^e$t fqf^(f^et£t. 
Sie hängt zuaammen mit der aligemeipem , di^ liepdcfsdti* 
gen Vermögen immer mehr als getrennte GUtermassen zi| 
behandeln. Es ist zwar eine Verbindung derselben in der 
Ehe der Benutzung und Verwaltung nach als Charakter 
unsers Güterrechtes geblieben , aber das Bewusstsein , dass 
es doch verschiedene Vermögen seien, is^ klarer geworden 
Vip4 auf die Behandlung von grossem Einfluss gewesen. 

Zwar büdel die Richtung zur Gütergeipeinschafl hin» 
welche sich an einzelnen Orten geltend machte» einen ent- 
schiedenen Gegensatz dazu. Und doch gehört auch sie 
vorzüglich der neuem Zeit an. Dem uQg^chtet zeugt 



157) E. |l< 1716. Th. II. ^. I. S. 19. 21. 22. wd 24. 

158) Eine Spur zeigt »ich noch im R e g e n 5 b e r g e i* h e r r 5 c b a f (• * 
rtckl V. 1538. Art. 97. (Pest. I. S. 209.) bcznslkli «of 4tt Kleidtr. 
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diese Erscheinung nicht gegen unsere Bemerkung; denn es 
wird Jeder zugeben, dass die Gütergemeinschaft aus dem 
alteren Rechte des ungezweiten Gutes hervorging, aus der 
oeuero Gestaltung des ehelichen Güterrechtes aber, wel- 
cher die innere Zweiung trotz der äussern Vereinigung so 
klar bewusst ist, nicht mehr hervorgehen könnte.« Während 
•omit die Richtung im Ganzen die oben beaßeiehnete war, 
kat sieh allerdings voa der nämlichen Grundlage aus ein 
einzelner Strahl nach einem andern Ziele hingewandt. 

Auf der Landschaft erhielt sich das frühere Recht Ticl 
länger als in dem Stadtreehte. Es stimmen mit dem Ültern 
Rechte der Frau auf einen Drittheil der Fahrhabe noch 
überein: das Knonauer Amtsrechr v. 1535. Arl. 50, 
(Pest. I, S. 239.) , welches überdem der Frau die Wahl 
verstattet, ob sie den Drittheil , der ihr an den Feldfrüch- 
ten gehührt, von dem in Scheune oder Kasten Vorhandenen, 
oder aber von den »Blumen vff dem feld", d. h. den 
Saatfriiehten, welche noch auf dem Felde stehen, beziehen 
will; finmer das Herrschaftsrecht Regensberg v. 
I53S. Art 94. 95. (Pest. I. S. 208.), welches aber, den 
Drittheil der Fahrhabe anders nämlich so fasst, dass die 
Frau, wenn sie es vorzieht , statt das Ihrige einfach en 
behalten , zu drittheilcn , ihre Falirliabe einwerfen muss , 
und so von der gesammten Fahrhabe den Drittheil be- 
kommt, und will sie nicht drittheilen, so l»at sie, wenn 
Kinder vorhanden sind , so lange sie sich nicht wieder 
verehelicht , bei kinderloser Ehe auf Lebenszeit die Yerlas> 
senschaft leibdingsweise zu nutzen '^^), Art. 92. 93. (Fest. 
I. S. 207. 308.); das Grafsehaflsrecht v. Kyburg v. 1578. 
Art. 43. erläutert 1604. , welches die Wittwe berechtigt , 
„den dritten Theil in allen (aller) dess Manns verlassnen 
farenden Haab und ihr Freye Morgen-Gaab" zu« nehmen « 
zugleich aber verpflichtet, den dritten Theil nicht nller 
Schulden überhaupt, soodern des „ Lidlohns, so in Jahrs> 



15*)) Vergf. Sl>«r 4«c«ea 6«g«as«U ••cli Fi Uslar i» ivt Mob. Cbr» 
U. 8. 15S. 
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frist verdienet Ist", zu bezahlen; — das Amtsrecht v. Re- 
genstorf V. 1603, welches der Wittwe den dritten Theil 
der Fahrhabe uberlasst, ziit^leich aber einen Drittheil der 
„fahrenden Schulden" überbindet; — das Herrschaftsrecht 
V. Gr iiningea 1668« Art 9. (Pest. I. S. 54.), wel- 
ches der Wittwe, so lange sie unverändert bleibt, oder bis 

soBstiger Ausscheidung mit den Kindern , den ieibdings- 
weisen Genuss der ganzen Vcrlassenschall zusichert, zur 
Zeit der Absonderung aber wieder den dritten Theü der 
Fahrhabe des Mannes verstattet und den dritten Theil der 
Schulden 'Oberbindet, insofern sie jenen beziehen will; 

5. Das Amtsrecht V. Uh wiesen v. 1603. sichert dage- 
gen in der Regel der Wittwe keinen Antheil an der Verlas- 
senschaft des Mannes zu Eigenthum zu. Sind keioe Kinder 
aus ihrer Ehe vorhanden, so hat sie Nutzniessung am 
Ganzen bis zur Wieder verehelichung, von da an nur noch 
an einem Drittheile derselben, der sich auf Liegendes und 
Fahrendes gletchmässig; bezieht. Ueberdim erhält die Frau 
das Ihrige und die Errungenschaft des Wittwenstandes her« 
ans1«>). Art. 25. (Pest. I. S. 151.) Art. 40. (S. 150.) Ist 
ihre Ehe eine beerbte , so erhält sie nach vorheriger „ be- 
schrybung aller haab vnd ^^üter", die Gewere iiber das 
gesammte gemeine Verjnögen der Ehe mit der Verpflich- 
tung die Kinder zu erziehen und seiner Zeit auszusteuern. 
Sind die Kinder .. zu iren ni anbaren jaren und tagen vff die 
zweutzig jar " gekommen , oder verheirathet sich die Witt- 
we aufs neue, so behält sie ausser dem Ihrigen nur noch 
einen Kindeslheil an der väterlichen Verlassenschadt , aber 
nicht zu Eigen, sondern nur zu Leibding. Genügt dieser 
Kindeslheil nicht, um in Verbindung mit ihrem eigenen 
Vermögen der Wittwe eine gehörige Ökononiische Existenz 
zu yersehaifen, so sollen die Kinder 

iro inn ires vaters scs.shuss her})ern;, vnd vsser ii os vaters 
verlassenschafi't ein lybding zugeben schuldig syn. Also des 



1 60) So «od di« beideo ArtiM » dia «ich fuisUck so wid«rs|iroclieo . 
•eh«ia«Of wohl xn vortiuigen. 
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biderblitfat erkhennea khönnend , das es gnugsainut syge. 
Art. 52. (Pest. I. S. 155. 156.) 

Sind Kinder ans zWeien Ehen , einer frühem des Man- 
nes und der letzten ▼orbanden, so wird die vä'teriiche Ver- 
lassensehaft ganz unter die beiderseitigen Kinder Tertbeilt. 
Art» 35. ($• 157.), wobei indessen wohl eine ähnliche Ver- 
pflichtung der Kinder aus zweiter Ehe, fiir ihre Mutter zu 
sorgen, wie die eben angeführte, zu ergänzen ist. Sind 
nur Kinder aus einer frühern, Ehe des Erblassers vorhan- 
den , so hat die Wittwe die Wahl , ob sie von der ehe- 
lichen Errungenschaft einen Kindestheil zu Eigen oder von 
der ^anzt n väterlichen Verlassenschaft einen Kindestheil zu 
Leibdiog beziehen wolle. Art. 37. ( S. 158. ) Es ist 
das der einzige Fall , in welchem möglicher Weise 
ein Theil der Verlassenscfaaft eigenthiimUch der Wittwe 
zufallt. 

Aehnlich stellt sich das Erbrecht Flaach t. 16$8* 
Ist die Ehe unbeerbt » so erhält die Wittwe die Verlassen- 
schaft ihres Mannes zu Leibding, bis sie sich wieder ver- 
heurathet, von da nur die Hälfte derselben. Ist die Ehe 
beerbt, so darf sie 

Vff dem verlassenen gantzen hab Tud gntt, so ess ibro 
gefiehlig, ohne sehweinemng dess Hanptgutts, gar wol 
hassen » wie von allem haro ; 

BDuss dann aber die Kinder aus der vaterlichen Veriassen- 
schaft aussteuern. Will sie dieselbe den Kindern ganz über- 
geben « so wird ihr doch an einem »nach Beschaffenheit 
der Verlassenschaft" zu bestimmenden Theile derselben 
Leibding zugesichert. Tritt sie aber in eine zweite Ehe» 
so verliert sie dann jeden Leibdingsgenuss. Art« 2» und 3* 
(Pest. I. S. 105. und 106.) 

6. Das Amtsrecht v. Weiningen v. 1637. weiss über- 
all nichts von einer statutarischen Portion des Ehegatten. Art. 
1. (Pest. I. S. 113.) Art. 4. (S. 115.) Einzig verstattet 
es der Wittwe, die ihre Kinder bei sich erzieht, die väterliche 
Verlassenschaft so lange im Besitze und zu Genüsse haben, bis 
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dieselben zu ihren Tagen kommen und ihren Antheil aus- 
bin beejehren. 

7. Das älteste Stadtrecht von Winterlbur v. 1297 hatte 
bei kinderloser Ehe der Wittwe die ganze Fahrbabe und die 
in der Ehe erruns;enen Lieg;enschaften zu Eigen zugetbeilt. 
Das Stadtrecht von lö26. hatte jenen Anspruch auf die 
Fahrhabe auf ein DrittheU beschrankt Verfolgen wir 
nun die Veränderungen weiter , so liberlasst das Stadtrecht 
V« ld3i. (III. 4.) der Frau die errungenen Liegenschaften 
nur no($h zur Hälfte zu Eigen und die andere Hälfte zu 
Leibding. Das Stadtrecht von 1630. verändert diese Be* 
Stimmung dahin, dass es nicht mehr das wahrend der Ehe 
errungene Eigen (liegende Gut) der Fahrhabe und dem Erb- 
eigen entgegen setzt, sondern den Begriff der ehelichen 
Errungenschaft , beziehe sie sieb nun anf liegendes oder 
fahrendes Gut, neu einführt, und daran der Wittwe zur 
Hälfte Eigenthum zur Hallte Leibdingsgenuss gewahrt« 
Art. 4. (Pest. I. S. 136.) Von da an konnte sich dann 
derDriltheily welcher der Wittwe an der Fahrbabe gebührt» 
nur auf das Rest der Fahrhabe nach Abzu^ der ehelichen 
Errungenschaft beziehen Das Sudtrecht v. 1720. Art. 
6. (Pest. I. S. 47.) dehnt das Leibdingsrecht der Wittwe 
über die ganze Veriassenscbaft aus, bis sie sich wieder 
verheirathet , und beschrankt dasselbe , nur im letztern Falle 
auf die eheliche Errungenschaft. Der Drittheil an der 
Fahrbabe bleibt dessen ungeachtet stehen. Art. 2. (S. 46.) 
Das Statut von i738. ordnet von neuem eine Tbeilung der 
Fabrhabc an» zu zwei Drittheüen für die £rhen dea Mannsy 



161) Oben Buch II. $. 31. 6. 286. Ba^h III. §. 23. 8, 436. 

162) Vielleicht war die neue Bestimmnng »Wt aus Missrer»tanduiss der 
allen hei-vor-egainjen. Wenigstens ist es aufTallend , dass von 1630. «n 
Dicht mehr von errungenem ^Ztnseigeo oder ledigem £igen " fit Rede 
iai» >oo4«ni vun „Zioa, Eigen wifr le^igtm Eigen." IH* Spltern kann. 
Im 4fB mitßtk Audrock Xintt igen nicht mehr onil mnchlen dnh» Zw«e muä 
Eigen daran«, wodnrch «ie denn freilteh von dein anstcbliestliebeQ Bücke anf 
GrundstHeke abgevrendet und getrieben wvrtfen anch anderes Eigenlhnm nnd 
••gar Fordeiungen hinein xu Eiehen. 
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hinein Prittheil iur die Frau in kinderloser Ehe, be- 
schränkt dann . aber die Nutzniessung der Frau, so lange 
sie unverändert bleibt, auf die übrige Verlassenschaft und 
den Vorschlag, nach ihrer Wieder verehelichung auf diesen 
allein und überlasst der Frau nur noch den dritten Theil 
4er ehelichen Errungenschaft zu Eigen. Art. 4. und 11. 
Ebenso die neuem Eecensioneo v« 1760, und 1779« (Pest. 
1, S. 12. und 14.) 

Eipe andere i>edentende Veränderung fiibrfe das Stadt« 
reebt i 720* oder viefanebr schon das ron 1711. ein*^), 
näinlieh , 4a9S 4!^ Frau nicht mehr den Drittbeil der 3cbul- 
4en mit ihrem Drittheil der Fabrbabe su tragen habe. 
Diese Veränderung wurde aber doeh wieder nicht conse- 
(|uent ckirchgefuhrl , sondern nur dahin festgehalten, dass 
die Schulden vorerst von der ehelichen Errungenschaft ab- 
gerechnet werden sollen , wenn diese nicht zureicht aber 
von deii^ ^egend^n Gute , und erst wenn dieses nicht ge-^ 
UMgt, von d?r Fabrbabe Ist somit weder Errungenschaft 
noch liegendes Gut vorhaa^an) sq miisa allerdings die Frau 
^e Scbvl4«n insofern mit tiragen , als sie nur einen Drittbeil 
der Falnrhidi^ wicb Abreohnnng 4er Scbipidev erhält **^)« 
pas labrepde Q^% iat dann ^ber in diesem Zuaamm^nbange 
im Vergleich pit der irUhm Zeit so sehr beaohränkt worw 
den, dass der Dritt heil vieles von seiner Tormaligen Bei- 
deutung verloren hat. Es werden nämlich keinerlei For-p 
derungen mehr dahin gezählt , ebensowenig Gewerbs-Kra- 
mer Handwerkswaaren , der zum Gewerbe gehörige Vieh- 
staad \\^d Bibliotheken ; und selbst das Geld und die 
l^rUchte bPI?^ #nf ^ur Fahrniss gerechnet zu werden, 
4|obi4l4 fie rä gewisse! Mw Mbfr«teigen^*^^). 



169) Nadi Job«« Farrer: Dm BrkrMht Str Sla« Wistorlliar. 

Hir ist dM SUdtrecbl r, 1711. inimu sieht se Gtsicltlt gskommeu. 

164) Srbrtilit t. 1720. Arl. 3. aad 6. (Patt. I. S. 46. 47.) t. 1779. 
Art 6. un^ 11. 13. und lä.) 

165) Erbrecht v. 1720. Art. 3. (S. 46.) 1766. Arl. 3. (S. 29.) 
T. 177. ArU 3. (S. 11.) 
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Viel kürzer können wir naeh dein Gesagten das Erb- 
recht der Wittwe bei b'eerbter Ehe behandeln. Das 
Recht auf den Drittheil der Fahrhabe hat ganz die 
nämlichen Schicksale erfahren , wie bei der kinderlosen Ehe. 
Das errungene Eigen {liegende Gut) ging aber von An- 
fang in diesem Falle nie in das Eigenthum der Wittwe 
Uber , sondern wurde ihr nnr zu Leibding überlassen. Das 
Erbrecht von 1630 dehnte dieses Nutzntessungsrecht wie- 
der auf die gesammte Errungenschaft aus, wei! es dasselbe 
in ßeiaev ursprunglichen Beschrankung gar jiicht mebr Tcr- 
stand. Und so blieb es denn bis auf die neueste Zeit '^)» 

8. In dem Stadtrechte von Zürich erhielt sich das 
Recht der Frau auf einen Drittheil der Fahrhabe während 
des sechszehnten und siebzehnten Jahrhunderts noch in 
weitem Umfange. Es wurden fortwährend nicht bloss 
die eigentlichen Fahrhabestiicke , sondern auch alle unver- 
sicherten Forderungen und selbst die grund versicherten, 
Venn sie auf kürzere Zeit als 6 Jahre gestellt waren, zu 
der Fahrhabe gerechnet, woran der Ehefrau der dritte 
Tbeil sustehe*^')« Selbst in dem Entwürfe des Erbrechtes 
▼on 1703. noch tritt das Recht dei: Frau auf den Drit- 
tbeil deutlich hervor. Dieser Zustand wurde mt 
durch die Recension des Erbrechtes von 1716. gänzlich 
verändert, und die Rechte der überlebenden Ehefrau be- 
deutend verkürzt. 

Das Rechtauf den Drittheil wird darin nicht mehr erwähnt. 
Dagegen ßndcn wir ausführliche Bestimmungen aufgenom- 
men Uber die Rechte der Wittwe, welche sich unterschei- 
den, je nachdem die Ehe beerbt ist oder nicht, und ob Kinder 
aus einer frUhern Ehe des Erblassei;^ vorhanden sind oder 
nicht« Wir müssen somit 4 Fälle unterscheiden : 
a) Die Ehe ist unbeerbt, und es sind auch keine 
Kinder des Erblassers aus einer frühern Ehe 

» 



16 6) Erbrecht v. 1630. AH. 4. (S. 135.) v. 1720. Art. S, (8. 47.) 

T. 1779. Art. 10. (S. 14.) 

167) MathtMrk. v. 1677. im G«riebtsbiieb. 
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▼orhanden« In dieteni Falle tthSAt die Wittwe als 
statatamche Partion einen Fünftel der eheliehen Errun- 

geoschaft, einen Fünftel des Hausrathes des Mannes, der 
nun freilich nicht mehr mit der Fahrhabe zu ver- 
wechseln ist, zu Eigen, und iiberdem so lan^e sie 
unverändert bleibt, die leibdingsweise Benutzung eines 
Sechstheüs der übrigen Verlassenschaft. Ist keine ehe- 
liche Errungenschaft da, eo erhält «ie den letzten 
Sechstheil zu Eigen '^^). 
h) Die Ehe ist kinderlos, aher es sind aus e.iner frü- 
hem Ehe des Mannes Kinder vorhanden. 
Dann Termindert sich ihr Recht auf die eheliche Er- 
rungenschaft und Hansrath his auf einen Sechstel, und 
ihr Recht an der übrigen Verlassenschaft bis auf einen 
Achtel »69). 

cj Die Ehe ist beerbt und keine Kinder aus 
einer frühem Ehe des Erblassers vorhanden. 
Hier bleibt gewölinlicb die Verlassenschaft beisammen 
und wird von der Fran, so lange die Kinder minder- 
jährig sind, benutzt. Dannzumal hat sie die Kinder 
gehörig zu erziehen und zur Zeit ihrer erlangten Voll- 
jährigkeit oder zum Eehuf der VereJ^^Hchung aus der 
yäterlichen Verlassenschaft so auszusteuern, dass sie 
jedem Kind die Hälfte seines rollen Erbtheils heraus- 
geben muss. Sind alle Kinder „ verheurathet oder er- 
wachsen", oder will sich die Wittwe selbst von Neuem 
verheirathen , so muss sie bis auf einen Viertheil der 
vaterlichen Verlassenschaft , den sie auf Lebenszeit zu 
leibdingweisem Genüsse zurück behält , dieselbe ganz 
heraus geben* Dasselbe findet auch da Statt, wo von 



168) N«ch dem Eotwurfe von 1703. erhielt die Wittwe lo diesem Fall« 
•iBtn OrihlMil du Bwunrattei wmi tlMm Dfittteil 4«r •hcUdieB Emngta- 
Schaft tm «igtn wnA «iara ffHatthail dar obrigea Tartaatantckaft » Leibdwg. 

169) Dar latwarf tob 1703 «aial dar Ekafra« aiaaa RindatlbaU dar 

Erraageasebafl (der aber nie mehr als einen Oriltheil betragen darf) zn £igea 
und einen gleichen Theil der Übrigen Verla5sensch«ft ca Laibdiagi Wo aick 
kaiaa £rrungea*cbaft findet, nach dieien z« £igeo zu. 
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Aofaiig an dw VorinuidsftbaflilbehÖirdlM Namenf der 
minderjährie^en Kinder iht die ^kMe firbicbift nicht 
Uberlassen, sondern Theilune: ▼erordfieii ''^). 

d) In dem vierten Falle, wo Kinder aus dieser und 
zugleich aus einer frühem Ehe des Erblas- 
sers vorhanden sind, erbt die überlebende Wittwe 
von dem Uausrathe einen Kindstheil zu Eigen und von 
der Übrigen Verlassenschaflt einen Viertheil zu Leib- 
ding« Dagegen ist hier die leibdings\Teise Ueberlas- 
suttg auch der Übrigen drei Viertbeile bis zur VoU- 
jäbrigheit der Kinder nioht nur nieht Regel» sdndern 
es wird rielniehr anadriinlüfeb terordnet , dass auch 
das Vermögen der Kinder »us aweiter Ehe gesondert 
▼erwaltet werden , und wenn die Kinder bei der Mnt> 
ter bleiben , für dieselben ein Tischgeld verabredet 
werden soll*'*)* 



$. ^7. B. Naeh dem Tode der Freu. 

1. Das ältere Recht gab dem überlebenden Eiienianne 
die liinterlassene'* Fnhrhabe der Frau gewöhnlich zu 
eigen, und ihr übriges Vermögen zu Le i b d i n g •'2), 
Auf diesem Hechte beruht auch die spatere Entwick- 
hing, welche wieder die Richtung zu haben scheint, 
die Rechte des Mannes zu beschranken, wie sie die Rechte 
der überlebenden Ehefrau auch beschränkt. 

Das Grafschaftsrecht von Kyburg ▼• i&7S* Art. 3S., 
das Herrschaflsrecht von Wtilfiingen v* 158d* Art« 41* 
44. und 4$. (Pest. tl. 39. und 40.) und das Amtsrecht 



170) Ancfc Mtr lU%t jitr Botwarf von 1703. di« WUlw« Kiiiilta- 
theil höchstens einett Dritlheil der Verlassenschaft zu Eigen beziehn. 

171) Erbrecht ?on 1716. Th. II. §. 1. (S. 19. ff.) Nach dem Ent- 
wurf von 1703. verbau sich dieser F«U zu dem vorigen eneiog wie nmfk 

dam Gesetze von 1716. 

172) Oben Buch iii. 23. ä. 437. 
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Regens torf 1603, halten das ältere Recht ganz 
feit, und theilen dem überlebenden Ehemanne die ganze 
Fahrhabe der Fran zu Eigen und das übrige Gut zu Leib- 
ding zu« Das Knonauer Amtsreeht. v. 153S. Art. 51.« 
(Pest. !• S. 240.) gibt dem Manne nur einen Drittheil der 
Fahrhabr mit Ausschluss der Morgengabe zu Eigen und 
«agt nichts von einer INutzniessung desselben. 

Das Herrschaflsrecht von Griiningen v. 1668. Art. 
8. (Pest. l. S. 64.) iiberlasst dem Manne das „gwand, 
Hussrath und Betber" der Frau zu Eigen. Von dem alten 
Rechte auf die ganze Fahrhabe ist somit nur' ein Recht 
auf einzelne Stücke derselben geblieben, freilich gerade die, 
welche in einer besonders engen' Beziehung .zu der Haus- 
haltung stehn. Ausserdem erhält der Wittwer noch einen 
Drittheil der übrigen Verlassenscbaft sowohl des liegenden 
als des fahrenden Gutes zu Leibding ^'^). 

Mach den Statuten von Regensberg, Uhwicsen 
und Flaacli ist das Recht die Fahrhabe zu beziehen noch 
mehr verkürzt oder ganz erloschen, das Recht dci' Nutz- 
niessung dagegen unter gewissen Beschränkungen erhalten 
geblieben. IN ach dem Herrschaftsrechte von Regensberg 
Art. 92. 93. 97. (Pest. I. S. 207—209.) erhält der über- 
lebende Ehemann bei kinderloser Ehe nur die Kleider der 
Frau noch zu eigen, wie auch sie hinwieder die seinigen, 
wenn sie ihn Uberlebt. Sonst beschrankt sieh das Recht 
des Mannes auf die Nutzniessung der Verlassenscbaft bei 
kinderloser Ehe auf Lebenszeit, bei beerbter Ehe bis sich 
der Wittwer wieder verehelicht ''*). 



173> Noch i525. iieiMt e« io einer BeschwerdtMbrüt dtr B«utrn t. 
6rtiff«BS«t. wo 1691. dM Grliniagererbncbt «li«Bbllf «mdMiif (P e 1 1. 
II. S. ij i 1^ Hanta wir; Wenn »m»m Min Wtib ilivbt, ittu dun ihf 
Rf«d«r oder Mttebel« Brbto niehl xnfabren , ihr gut zu erben , sondern der 

Mann sein Lebtag das brauchen soll, ohne Schaden des Haupt<f;uts. Doch 
ina(> riner, der dessen nothdurflig wäre, taglich 5 S. darein rerzehren. Da- 
geuen erbl dia Frau den dritten Tbeil der fahrenden Habe, nnd den Winkel 
im Hann 9 «o lang sie unterioderl blnibt wio von Altem b«r." 

174> Dnf Steint ist twnr snbr nndenUicb »bfnCMM, «bt» doeb obifnt 



DigilizuQ by VoüOglc 



176 



Yierlet Itaeh. 8. «I. 



Die Bestimmungen des Herrschaftsrechtes von Uhwie- 
ien.v. 1603« smd wieder »emlicb ausführlich. Bei kio* 
derloser Ehe erbt der Mann der «frauwen kleider y Clei- 
noter vod was zu irem lyb gehört" zu Eigen ^ nod eri> 
^irbt an der ganzen übrigen Verlassenschaft Leibdingsge- 
nuss auf Lebenszeit , er yerheirathe sich wieder oder nicht. 
Art. 26. (Pest. I. S. 4 52.) Ist die Ehe mit Kindern ge- 
segnet , so erhält er nichts zu Eigen. Sein Nutzniessungs- 
recht erstreckt sich zwar noch auf die ganze Verlassen- 
schaft ; aber mit der Verpflichtung , die Kinder , wenn sie 
ZU ihren »mannbaren jaren vnd tagen" gekommen, aus- 
zusteuern. Und wenn er dann in der Folge eine zweite 
Ehe ein§;eht, so Termindert sich sein Leibdingsgenues bie 
anf. einen Kiodstheil. Art. 33. 34. (S. 156. 157.) Die 
übrigen Theiie.muss er dann sogleich herausgeben« End- 
lich wenn aus einer frühem Ehe der Erblasserinn Kinder 
vorhanden sind, die letzte Ehe aber unbeerbt. ist, so erhalt 
der Mann nur einen Drittbeil der Erbschaft zu Leibding. 
Art. 38. (S. 159.) 

Das Erbrecht von Flaach v. 1658. hat auch die letzte 



woU der Sino dessetlira. Ich will die Art. 92. ood 93. henetten: 92. 
« Ilem wen» iwel Menlseben inm BeNdim wi&SMO soMmtii iiomaiend , vand 
OM lybeerbea absterbend» Tnod g«t da M, •< ayge ligennds oder ra- 
rennds , vnnd von ireii Eiteren kern gut er Eerpt/ vnnd alles das gut da« 
sy byeynannder iiberkoineD hannd , in<*g yedes uut/en v n n t /. zu 
enod 870er wyl, Ob aber eyatweders f:ut zu dein anndern brecbte , vnnd 
«tUidMi d«M iltHbt von dem aoaderea aollend §j s« den «retea ir gewu«* 
0tii Gat aigryffe*!! , rmid ayaer aoikoifll aaeh vevthaa vaad ao da» ge- 
wnaaea fnt verlbaa i«t, nag deaa eyai dai gat, ao im daa aaader tu» 
pracht bat, ooch angryffeo, rnod alltag daraon verrhun Tilnff Schil- 
ling." Dpr (le£;ensa'7 der ehelichen Errnngenscbaft und des Erbgufes, der 
hier bervoi-gehoben wird , bat nicht den Sinn , als ob sich die Nutzaiessun|; 
aar auf jene beschränkte , sondern wifd aar insofern erörtert , Uta einen Vn- 
toMcfaied ta begrUadea in dem Aagrtiltft aad Aafbraachea daa LeÜMtiaggntea. 
Art. 93. ipllem waaa sway meaataeliea iaa Ealiebam waaaea saaemaa iio- 
maad, vnnd beyde kein Eeliche kyaad sa^aaiaa kryagennd (nümlicb aaa ftrtt- 
hern Ehen), vnnd eynlweders von dem annderen mit Ihod abgaat , vnnd 
sy schon ly herben band , mag es beyder gut nutzen, vnnt/ es 
% sicbvereondert inn Eeliche in wesen, denn soll dess «bi^estorbnen 

gat daa Eariiaa beyin gfallea aia«" 
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Spur ci^s Reebtet des Manns auf die Fahrhahe aufgege- 
ben und bestimmt Tielmebr ausdrücklieb, daas Kleider und 
Kleinodien „stracks nach dem fahl (Tod) den natürlichen 

Eerben zugestell werden" sollen. Die übrige Verlassen- 
schaft dagegen verbleibt dem iiberleb«ndeu Manne zu leib- 
dingsweiseni Genüsse 'bis er sich wieder verehelicht. In 
/diesem Falle vermindert er sich aber bei kinderloser Ehe 
sofort, bei beerbter £he, wenn die Kinder bereits zu ihren 
Tagen gekommen auf die Häifle* Art. 2. und 3. (Pest, 
I. S. iOB. und 106.) 

2. Das Stadtrecbt von Winter tbur gewShrt noch in 
seiner neusten Recension von 1779» dem Manne ;das Eigen- 
thum an der binterlassenen Fahrbabe der Fran, sei die Ehe 
beerbt oder nicht. Aber der Ausdruck Fahrhabe hat nun 
einen ganz beschränkten Sinn erhalten. Es versteht dar- 
unter nur „des Weibs Kleider, Kleinodien, Silbergeschirr, 
Hausrath, Bettwatt und anders, so zu seinem Leib gehört," 
nicht aber bares Geld, Früchte noch alle andern Sachen ^^^). 
Es hat sich somit in dieser Beziehung die Stellung der beiden 
Begriffe fahrendes und liegendes Gut umgekehrt« Während 
man in der' ähem Zeit immer von dem Begriffe des lie» 
genden Gutes ausging und alles Uebrige zum* fahrenden 
relshnete , so hat jetzt der Begriff der Fahrhabe einen engen 
festen Kreis erhalten , und alles Uebrige , was nicht spe- 
cial dahin verwiesen ist , wird zum liegenden Gute gerech- 
net ; eine Umkehrung dieser Verhä'ltnissbe griffe , die sich 
ireilich in andern Statuten auch öfters findet.' 

Ferner erhält der Mann sowohl in kinderloser als in 
beerbter Ehe die Pintzniessung an der weiblichen Verlas- 
sensebaik, so lange er in unrerändertem Zustande Terbleibt. 



1 r5) Briweeht. y. Winterthar 1720. Art. 2. md 4. (Pwt.'f. 
8. 45.) T. 1779. Art« 2. nod 4. (S. If. and 12.) Jvn Bucbr'MkiBg 
filiMiidra Habe halte enprttnglidi eioea ganz andern Sinn. Sie bezog «ieb 

aaf die AosrichtUDg der Frau aus dem Vermögen des Mannes mit Bezug auf 

ihr Zogebrachtes , nicht nber auf die slatni.irisrhe Portion des letylprn. Es ist 
das lange nicht die einzige Beilinimung des WiotertJiererrecbts » deren Quelle 
io Missverständniss zu suchen ist. 

Blnnlachli Reektifetdiichtc. II, 12 
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Vcrhinratliet er sich frieder» so ist er sofauliüg» a) gegen- 
über den Kindern, weldie entweder Terhcnatbef sind oder 

düs drcissigste Jahr erfüllt haben , ihren Erbantheil §^anz 
heraus zu geben ; h) gegenüber dritten Erben der Frau 
ebenfalls /.iinachsl das ganze Weibergut, mit einziger Aus- 
nahme der ehelichen Errungenschaft. Art. 9. und 12, 
(Pest, I« S. 14. und 16.) Die Grundsätze Uber diese haben 
sich auch mit Rücksicht auf den Mann wunderlich verän- 
dert. Weil nämlich in der Folge das Recht der Frau auf 
die in der Ehe errungenen Grundstücke besdiränkt wurde, 
so beschickte man nun gleicbmissig auch die Rechte des 
Mannes, dehnte aber eben dadurch die Rechte der Erben 
der Frau aus. Wenn ursprünglich diese wie alle übrige 
Errungenschaft dem Manne verbUeb, so war das nur dem 
gemeinen Rechte gemäss, welches den Mann als das Haupt 
der Ehe anerkennt und die Verwaltung des gesammten Ver- 
mögens ihm zu seinem Gewinne oder Verlurstc zutheiit. 
Ausnahmsweise hatte das alte Stadtrecht von Winterthnr 
aber der Frau , wenn sie den Mann überlebte , diesen Theil 
des errungenen Gutes zugewendet. Das Statut y. i53i. 
tlieilte nunmehr zuerst das errnngene liegende Gut in zwei 
gleiche T&eile, von denen nur der eine dem überlebenden 
Ehegatten su Eigen, der andere aber den Erben des Verstorbe* 
nen zufallen sollte, und Hess dem überlebenden Ehegatten 
an dieser letzten Hälfte nur noch Leibdingsgenuss auf Le- 
benszeit zu. So hatte die in ganz anderem Sinne gesche- 
hene Gleichstellung der Frau mit dem Manne in der Folge 
Wirkungen hervorgebracht, welche die Rechte des Letz- 
tetn schmälerten. Das Statut von 1630. Art. 4. (S* 136.) 
verschlimmerte dieselben noch mehr , indem es dem errun- 
genen liegenden Gute nun den Begriff der ehelichen Er- 
rungenschaft unterschob. Besser wnrde er wieder in den 
Statuten von i738. 1760. und 1779. (Art. 12. S. 16.) be^ 
dacht, indem ihm zwei Drittbeile der ganzen ehelichen 
Errungenschaft zu Eigen und ein Drittheil zu Leibding zu- 
gesichert wurden. 



Diyiiizea by Google 



B, NmIi tai Tode der Fraa. 179 

3. Um SCadiMchi t«ii ZU rieh w«fde erst dhireh daa 
Bxkveobt 1716. TWliDtet, zeigt sdber Mch inraer deut- 
lidie Sporen des jfltsra Rechtes. In allen Fällen verbleibt 

dem überlebenden Ehemann die ganze ehelicbe Errungen- 
schaft. Ausserdem erhält er 

a) bei kinderloser Ehe den sogenannten Sparhafen 
der FraU) insoweit er während der Ehe gesammelt 
oder vermeht wurde , das Ehegeld, den Brautschmuck 
der Fcauy dieHochzeitgesobeoke» ihre Bücher y Bmut* 
bell wid K«itio Torweg aad dasu den lönfteii Theil 
ihrer ganze» übrigen Verlassenicbalt zu Eigen ; 
h) weu nur aus einer frühern Fbe der Frau Kin- 
der vorhanden sind, was im vorhergehenden Falle, 
ausser dass der fünfte Theil hier in den sechsten ver- 
mindert wird; 

c) wenn die Ehe beerbt ist und aus einer frühem 
£be der Frau keine Kinder vorhanden sind, die 
oben ciazelu bezeichneten Sachen » nut Ausnahme des 
Spargntes und der Bücher, zu Eigen. Die übrige 
Verlasaensehaft, das Spnrgnt inbegr^hny behält er zu 
Nutzniessung, bis die Kinder in die Ehe treten oder das 
fünf und zwanzigste Altersjahr angetreten haben. Den 
einzelnen selbständig gewordenen Kindern muss er dann 
die Hälfte ilires Erbanthcils herausgeben. Sind nllc 
volljährig geworden, so können sie auch den Rest 
noch fordern, mit der Beschränkung jedoch, dass an dem 
dritten Theile der Verlasscnschaft jedenfalls dem Manne 
lebenslänglicher INiessbrauch verbleibt '^^) ; 

4) ist endKeh die Ehe beerbt und sind zu gleich Kin« 
der aus einer frühern Ehe der Frau vorhan«* 
den, so erhält der überlebende Mann zu Eigen, was 
' im vorigen Fall; ferner von dem Hausrathe der Frau 



176) Nach dem £niwurf v. 1703. erhielt der KUnn «ineu KiudsUteil 
(höch»tens einen OriUheil) zu eigen. 



480 Tieflet Bveh. S7. > 

einen Kindstlieil wieder zu Eigen an der übri- 
gen Vierlaseentebaft aber nur einen Drittbeil zu Leib- 
ding. Den Kindern ereter Ehe muss er ilnren betreib 
fenden Erbtfaeil berausgeben , den Thefl seiner eigenen 
Kinder hat er aber bis zu ihrer Volljährigkeit in 
gleicher Weise zu gcniessen, wie diess vorhin ganz 
allgemein angeordnet wurde ^^^). 

4. Wenn bisher Yon leibdingsweisem Genüsse die 
Rede war , ao müssen wir noch einer wesentlichen Veränderung 
gedenken, welche die Behandlung desselben erfuhr* Nach 
älterm Rechte war der Leibdingsberechtigte in der Noth 
befugt, das Leibdingsgut selbst, somit das Capital anzu- 
greifen , und zur Befriedigung seiner nothwendigen Lebens- 
bedürfnisse aufzuzehren. Die meisten auch unter den in 
dieser Periode verfassten Statuten räumen ihm, wenn auch 
unter Beschrankungen, dieses Recht noch ein. Und selbst 
da, wo Versicherung für Erhaltung des Leibdinggutes ge- 
fordert werden kann, schliesst diess doch ein Aufbrau- 
chen desselben zur Fristung der Leibesnoth nicht aus^^^). 
Besonders ausführliche Bestimmungen enthält darüber das 

Herrschaflsrecht von ühwieson v. 1603. Art. 27. Es 
soll ouch das inn laben bliben Eegeniecht sygre glych der 
mau oder die frouw , so inn obgeselzten zweyen fälen die 
niessung halt , dess abgestorbnen erbenden fründen , vnib 
die an sy nach absterben dess leisten Eegemecbts fallende 
erbschafl't, gnugsanime Versicherung thun, vff den fal diesel- 
bige erbschaflt zu befinden vnd zubeziecben haben mögen. 
Art. 28. Dartzu soll es ouch by verlierung der nutzung 
vnnd niessung, die liegenden gütete inn zimblichem wessen- 
lichem buvv vnd guten ehren halten. Die nit inn verderben 
vnd abgang khommen lassen, darzu ouch alle beschwerdt 



177) Erbrecht V. 1716. Tb. II. §. 1. S. 20. ff. 

178) Herrsrhaflsrechl V. Regen sbe rg Art. 92. oben in der io Anin. 1 74. 
abgedruckten Stelle. Grafscbansrecbt t. Ky bürg v. 1578. Uerrscbaftsrecbt f. 
WttlfliDgan Art. 41. (Pe«t. II. S. 39.) f. GrUningCD r. 166S. Art. 
S« (P«tt. I. 8. 64.) 



Digitized by Google 



B. Nach dem Tode der Frao. ISl 

di« HMii darnoii «bsei-iclitoD «ehaldig, bexalen one der friiii- 
den abging ynd scbadeo. 

Art. 99. In fid aber efiUdie peraeo, et sye der min 
oder das vyb alt vnnd betagt were, Tod im lyba not 
thetcTndobinn die zinit vonirem besitzenden baab 
Tnd gnt nit betragen möcbten, daa er aicb nacb no- 
tbnrlft erhalten Tond irssbringen kbönntes So solle der man 
oder das wyb — alle tag zween Sehwytzerbatzen 
Tsser dem ▼erlassnen gnte zniierbr neben macht 
Tnd gewalt beben, doch soll allwegen das iiberbliben 
Eegemecbt syn gnt allerdingt Terthaan vnd Terbrncht haben, 
ehe Tnd es dess andern angryffen mdge , vnnd ob aber inn 
söUicbem einicbe gelehrt Tnderstanden wnrde : Solle ein 
▼ogt sn Lonffen , Tnd der Bisehoflieb Amptman sn Schaff- 
hnsseut gewalt haben, dieselben gefehrd vnd missbrneh 
abzestellen. 

Für die neueste Zeil tniissen wir nun aber, selbst Tur 
den Kreis dieser Statuten, diese Befugniss bestreiten. Zum 
Theil veränderte sich die Ansicht des Volkes. Hielt man 
Dämlich den Gesichtspunkt , den doch selbst diese Statu- 
ten aoerkciinen 9 fest» dass das fiigenthum auf die £rben 
übergegangen sei, und lies« der Verkehr es onn zxtf dass 
die Erben als Eigenthnmer audi das ▼erfangeneGut 
yerpfanden und yeräussern dürfen f so passte jene Befugniss 
des Notzniessers nicht mehr recht. Nun kam aber der all- 
gemeine Einfluss hinzu , welchen das römische Recht in 
der Lehre vom Eigenthum und dinglichen Rechten gewann. 
Das Zürcherische Stadtrecht weiss daher von einer solchen 
Aufzehrung des Leibdinggutes überall nichts mehr und will 
nichts mehr davon wissen ^^'). Seine Autorität zerstörte 
die letzten Reste jenes alten Hechtes allmählig, ohne dass 
eich eine gesetzliehe UnMuidenuig oder Abschaffung der 
Statuten nachweisen lässt. 



179) Eriimbt t. 17 J 6. Tb. II. §. 7. S. 53. JT. 
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(. 28. G. Aiiffaebiing der ekeliehea Vermvndichftft 

unter Leben den. 

1. Noch das Erbrecht der Stadt Zürich von 1716. stellt 
den Fall, wo einer der Ehegatten mit einem unheilbaren 
Aussatze behaftet „sondersiech" ist» dem Tode dessel- 
ben in vermögensrechtlicher Beziehung gleich. Die ehe- 
liche Vormundschaft hört auf und der andere £hegatte ist 
berechtigt 9 seine statutarische Portion zu fordern , gleich 
als wenn jener gesterhen wäre**^)* Ungeachtet aber diese 
Bestimmung nie ausdrücklich aufgehoben wordeiist , so ist sie 
doch fUr das neuste Recht als obsolet zu betrachten. Da* 
gegen ist so schwere Krankheit Grund , um das Schei- 
dungsbegehren zu rechtfertigen. Und tritt dann die Schei- 
dung wirklich ein, so kommen auch die gewohnten Ke- 
geln für Absonderung des beiderseitigen Vermögens , wie 
sie für die Scheidung gelten, zur Anwendung ^^'). Wird 
die Ehe aber nicht geschieden 9 so ist anch keine Ausrieh> 
tnng mehr aus jenem Grunde «lUissig, 

2. Die wahre und volle Scheidung zerstört nun immer 
die eheliche Vormundschaft , da diese eben nur in der Ehe 
bestehen kann* Eine blosse Scheidung zu Tisch und 
Bett dagegen, welche die Ehe noch nicht auflöst, sondern 
nur vorüber gehend ihre vollen Wirkungen hemmt, kann 
auch die eheliche Vormundschaft nicht zerstören , sondern 
hemmt auch da nur einen Theil ihrer Wirkungen *^^)« Wenn 
nun aber die Ehe wirklich getrennt wird , so wird nun eine 
einfache Absonderung 4er Terschiedenen Bestandtheile des 
eheliehen Vermögehs Torgenommen* Die Fmu erhält ihr 
Zugebrachtes zurück. Die eheliche ErrungeftschafI blcilit 



180) Erbr. iri6. Th. R. $. 2. S. 27. 
181} HatrimoaUlc««etz n 1811. f. 95. M. S. V. 5. 37. 
182) Ttrgl. HatrimonUlgeceU $. 74. S. 15. ud iii«ui«i AufMli 
in der Monatsehr. V. S. 1. S. 
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gaoB 4tni Ifaui«, Die Hoolit«it|;eMli«iike w«rdiii M 

tbeilt, dass jeder Theil die Geschenke seüier Freunde uod 
Verwandten als sein Eigenthum betrachtet. Können diese 
Rücksicht oder andere Grunde nicht für einen der beiden 
Ehegatten den Ausschlag geben, so versteht sich, dass das 
Geschenk als ein gemeinsames in gleiche Theilung fallt* 
Was ein Ehegatte dm andern bei der Veilobung oder 
Ein g ehung der £h# gMcbenkl hat » ninunit #r ivieder ^ 
rück« Von einer ftatutarioeben Portion ist lomit lU überall 
nieht die Rede« 

Dieee einfache Auaeenderung der beideraeitigeii Vermök 
gen wird nur da, wo auf der einen Seite eine besondere 
Schuld vorhanden ist^ welche die Scheidung herbeifiiiirt, 
insofern modificirt, als das Ehegericht unter gewissen B<^- 
schränkungen befugt ist , zu Gunsten des unschuldigen lilM^Uf 
dem andern ökonomische Lasten auCiAilegen ^^^). 

3. Durch den Auf fall, Concurs, des ^he^iaonea wircl 
die eheliche VQrmundschaft aweh njiei» dem neuem ^eehte 
noch aufgehoben. Darin aber iinteieqheidet sich diese« ^qn 
den ifltern» dasa der in Goncurs geretlene Mann ni^ht m^hr 
ala todt fingirt wird und Ton keinem Eherecbt f|der atatii.« 
tariseher Portion , welche die Frau ansprechen k&intQ , 
mehr die Rede ist. Wohl aber rausste noch dein Stadtrecht 
von 1715. zufolge jeder nicht ganz schuldlose Fallit das 
Land so lange meiden, bis er sich mit seinen Creititoren 
wieder verständiget hatte ^^^), Eine mildere Praxis der 
neuesten Zeit liess es aber zu, dass der EaUit auch femer 
sn Hause bei seiner Familie bleibe ^^^), und so entstand 
denn offenbar für die Frau» welcbe ihr Vermöge au» dem 
Goneuree gerettet hatte, neue Qelabr. Denn war gjitifltb 



* 183) Matriin. Ges. v. 1811. 81. S. 32. 113—116. S. 43. u. 4*. 

164) Mandat v. 1669. übergtgao(sea in d. St. L. H. Tb. \. ^. 66. 
m4 6S. S. 173. 174. Vergl. HaadaC von 1631. 

185) Daraat fol^t dean frciUch nicht , daai dit Sackta dar Fcaa au 
doeh wiadar ia dia Gawara dat Huaai koauaaa, waa aaadarbarar Waiaa 
ia aaaerer Zeil einmal tod dem Obwfarickla irr%|tBaf aagaMMBaa wardaaiat* 
▼argl. Hob. Chr. T. & 129. 
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^er' Mann meht mebr ifir Vornmincl', so koonte er doch 

leiclit, wo die Ehe ungetrennt blieb , den alten Einfluss auf 
das Vermögen der Frau faktisch ausüben , indem diese sel- 
ten selbständig genug war, um sich in dieser Riicksicht 
gehörig tax -wahren, üra nun der Frau von Neuem einen 
Stutzpunkt zu- geben» wurde sie sofort nach dem Ausbruche 
des Goocurses ihres Ehemanns, unter obrigkeitliche Vor- 
mundschaft gestellt*^). Diese Vormundschaft tritt oun an 
die Stelle der ehelichen 9 nur hat sie gerade umgekehrt die 
.Tendenz , die Frau vor de)r Einwirkung des Mannes auf 
das weibliche Verml$gen zu' wahren. Unsere Gesetzge- 
bung war indessen unfahij^ , diesen Fall der Vormundschaft,, 
der offenbar nicht verwechselt werden darf mit der regel- 
massigen Vormundschaft über Minderjährige in seiner Ei- 
genthiimlichkeit aufzufassen und zu verarbeiten. Sie stellt 
ihn daher ohne weiters neben die übrigen Falle der obrig- 
keitlichen Vormundschaft , als ein neu hinzugekommenes 
Glied,- dessen organischer Zusammenhang dem Gesetzgeber 
▼erborgen blieb. Auch diese Vormundschaft beruht nidit 
anfeiner gänzlichen Handlungsunfähigkeit der Frau, sondertf 
nur auf einer relativen Schutzbedürftigkeit gegenüber dem 
Manne. Sie hört daher auf, sobald die Ehe getrennt wird, 
sei es durch Tod des Mannes oder atich nur durch Schei- 
dung von demselben und in beiden Fällen tritt die Hand- 
lungsfähigkeit der Frau wieder unbeschränkt hervor. Diese 
Betrachtung, wornach im gleichen Momente, wo das Vcr- 
hältniss zum Ehemann aufhi^rt-, auch die Vormundschaft 
Uber die Frau erlöscht, muss aber nothwendig auch von 
Einfluss- sein auf die Behandlung dieser- Vormundschaft 
wahrend' der -Dauer der -Ehe. Die Einwirkung der Vor* 
mundschaftsbebörden ist daher grösstentheils nur eine zustim- 
mende oder versagende , nicht aber eine frei verfügende. Ihr 
Gbacakter soll mehr der der auctoritas nicht aber der der gestio 



i86) Es («Mhali das SMMI dwch G e s e 1 7 v. 13. Dec. 1810. M. S. IV. 
S. 3S3. Vormondseh Jiftsgcsfltz r. JS17. |. 3. R. S. Ii. S. 14. 
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sein, wenn wir hier rtf niiscbe Begriffe hinein ziehen dürfen. 
Und selbst die Autorität, deren die Frau bedarf, zur Ein- 
gehung von Rechtsgeschäften, muss hauptsächlich mit Rück- 
sicht auf den Ehemann und die von dorther sich zeigende 
Gefahr iuterponirt werden. Es ist somit diese Vormund- 
schaft überall viel freier zu behandeln aU die Vormundschaft 
Uber Minderjährige und Verschwender. 

4« Wird bei fertdantmder Ebe der Mann wegen Ver- 
ediwendong oder aus andern Grtinden unter obrigkeit- 
liebe Vormundscbaft gesetzt» so bört darum seine 
ebelidie Vormnndsebaft Ober die Frau gerade so wenig 
auf, als die Ehe selbst. Sie wird von da an, wie alle an- 
dern Vermögensrechte des Ehemanns, nur statt von diesem 
selbst, von den Vprmundschaftsbehorden und dem öffent- 
lichen Vormunde verwaltet. Dabei ist aber wohl zu beach- 
ten, dass die Natur der ehelichen Vormundschaft darum 
nicht verändert wird. Sie hört nicht auf als eheliche Voi^ 
mundsohalt und gebt niebt über in das Wesen einer obrig- 
fceitlieben VonnundsebafI'« wenn sie scbon nuir von den 
äffcntlicben BebSrdev verwaltet wird und so allerdings eine 
Beziehung auf dffentliebe Institute erbiflt« Denn der G^und» 
ans welchem sich die VorraundschaftsbebÖrden auch mit ihrem 
Vermögen befassen müssen, liegt ja nicht darin, dass ihre 
Person eine obrigkeitliche Bevormundung nöthig macht , 
sondern lediglich darin , dass sie unter der ehelichen Vor- 
mundschaft ihrqs Mannes steht > der nun aber nicht im 
Stande ist, selber seine Rechte auszuüben. Soll daher z. 
B. ein Grundstück, welches der Frau gehört» rer^ndet 
werden 9 so kann diess gültig wieder nur dann gescbeben» 
'Wenn die Frau selber perstfnlicb ihre Zustimmung ertbeilt, 
nicht aber durch einseitige Verfügungen der Vormund» 
scbaftsbebörden in ihrem Namen. 

$. '29. Modifieattonen des ebelieheD Güterrechtes. 

1. Die Gerichtsblicher von 1553. und von 1620. behan- 
deln das eigentbiimlicbe Verhältnisse wenn die Frau mit 
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dum Mamie au ^-cwin» na4 Gewerb steht» fertweb* 
reed alt prafctkcliee Bedit «ad ei fiadea eieh uaier dea 

ZusälzeB des GericfatslHicfaefl noch RaihflerkeBOtnisse von den 
Jahren 1621. und 1631., welche zeigen, dass selbst damals 
noch jenes Verhältniss häufig vorkam. Das Stadtrecht von 
1715. aber gedenkt der Sache überall nicht mehr, schafft aber 
das frühere Recht auch nicht aiisdrücidich ab. Indessen deutet 
schon dieses Stillschweigen auf ein verändertes Gewohn» 
heitsrecht, woraath nunmehr» auch wenn die £heg;atlBa 
Wirthsehaft od«r Haadel treiben» als geltende Regel ange- 
aoauaea werdea nuiss» dass daa Crewerbe gaaa auf Beeb« 
aung des Alanaea gefiibrt set» and die Frau fiir die Oe- 
werbsschulden mk ihrem Vermögen aiefat eiazoeldieD habe. 
Dadurch wird dcun freilich iur die Ehegatten die Möglich- 
keit nicht ausgeschlossen , durch Vertrag ein anderes Ver- 
hältniss zu constituiren. Aus der blossen Antheilnabme an 
der Geschäftsführung von Seite der Frau darf aber nicht 
mehr so leicht wie vorroals, geaehiossen werden» dass sla 
aaoh fiir die Schulden mit ihrem Vermögea einzustehen 
gcsoaaea sei» Vielmehr ist sie im Zweiiel nur als GabÜ* 
fin des llfaBBce auf zaCMsen« Diese Aauabme wird iaabesoA» 
dere nocb dureb den Batwnrf dea Stadtreebtce beatatigl» ia 
welchem sieb folgende Stelle findet: 

Indeinme vnserc Frommen Altforderen bey vorgefallenen 
Schaldthändlen in Ihren wohlgemeinten Satz - und Ordnun- 
gen von dennen Eheweibern , die mit Ihren Ehemanneren 
zu Banck und Gaden oder Laden — gestanden und begrif- 
fen waren , einen Unterscheid beobachtet und die In Fahls- 
zeilen zu bezahlung Ihrer Ehemänueren Schulden angehal- 
ten ; nun von villen Jahren haro aber mit Vermehrung der 
Tnwohneren und HandelschafTlen auch anderer Abenderung 
der Zeiten solche Uebung In etwas verblichen und 
In nit geringe Unlauterkeit gerathen , so haben wir vff ge- 
nauwe crwägung , was desshalb Inskönftige das Rath- 
sambstc und gedeylichste sein möchte , erleutheret , dass 
Ein Ehefi-auw die mit Ihrem Ehemann einen Gmeinen und 
oflenbahrenGwerh und Handelschafft fahrte, darinnen schalt — 
und waltende Uand übte ; mit Ihme auch vff eusscrcB 
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Marckt reisete und hierbey za gemeinem gewinn und ver- 
lorst stunde , und ein solches durch formale von beid sei- 
tigen verwandten darum aufgerichtet Vertrag und Contrac- 
ten oder die Ordinari Gwerbs und Laden-Bucher , oder 
ander am Rechten gültiger Form zu bescheinen were ; Solle 
Im nothfahl Ihres Ehemanns , so weit Ihr zugesetztes Gut 
zulänglich , zu seioer Schulden Bezahlung angehalten wer- 
den mögen ^8^. 

2. Das cigenthümliche Recht der Höfe Fische nthal 
und Wald, welches wir schon im zweiten Buche §. 31. 
erörtert haben , erhielt sich bis auf die neueste Zeit und 
ging auch in die neuem Recensionen dieser Offnungen von 
1511. und 1586."') über. Ebenso blieben die Stadtrecbte 
▼OD El'gg und Eglisau*'^ bestehen und hielten so ein- 
. zelne Anwendungen Von Gütergemeinschaft Üest. Diesen 
Statuten k(>nnen noch zugesellt werden das fierrsehaftsrecht 
▼on Andelfingen v. 1534. Art. 56.; des Dorfes Stamm- 
lieim von 1570. und das Recht des Dorfes Ossingen 
von 1601. 

In ihnen findet sich bei unbeerbter Ehe der Gesichts- 
punkt der allgemeinen Gütergemeinschaft festgehalten. Der 
überlebende Ehegatte erbt das gesammte Gut, ohne Rück- 
sicht darauf, von welcher Seite es zugebracht oder erwor- 
l>en war, zu Eigen« >Hier lässt es sich nun aber wenig- 
stens für Ossingen genau nachweisen, dass diese Güterge- 
meinschaft lediglich entstanden ist, weil es gewöhnlich 
wurde, eineZusammentheilung unter den Ehegatten durch 
Vertrag zu bestellen. In der Recension von 1601, lautet 
nämlich die entscheidende Stelle so : 

Item ^venn zwei Eemenschen ein andren zuo 
gemeinder annemen, vnnd von einandren one lyb~ 
erben mit tod abgangen, So erbt das läbendig des abf^c- 
storbnen guots , Es werde dann, w a n n z w e y e i n a n n- 
deren nemmend, Inn der £ethading ein anders 
an dingen. 

IS 7) Vergl. oben Buch IV. 25. S. 162. 

ISS) 1^«st. Samatans Bl. II. 8. 7S. JT« Bi. I. 8. IM. M, 

J89) SjdM Uber 4iM« Bach III. §. 25. 



Digitized by Google 



ISS 



Viertes Buch. 29. 



Die gegenwärtige FmiiBg dieser Stelle verrätb eines 
innem Widerspruch. Die Einlettun^ niitnlich flastt nicht 

zum Schlüsse. Jene setzt voraus , dass eine Gemeinderschaft 
(Zusammentheilung) eingegangen sei. Dieser dagegen setzt 
im Gegenlherl voraus , dass ein Ehegatte den andern be- 
erbe» sobald nicht ein abweichender Vertrag geschlossen 
worden , somit dass jenes Recht der Beerbung auch ohne 
Eingebung einer Gemeinderschaft sieb yon selbst verstehe. 
-Und dieser letztere Sinn muss denn auch wirklich als jetzt 
geltendes Recht der Gemeinde Ossingen angesehen werden* 
Jene schiefe Fassung der Stelle erklärt sich aber vollstan« 
dig ans der Entstehung derselben. UrsprUngUch nämlich 
endete die Stelle nach dem Worte „guots", und sprach so- 
mit wirklich nur von der vorherigen Verabredung einer 
Zusammentheilung , nicht aber von den Fallen , wo die Ehe 
ohne vorherige Eheberedung geschlossen ward. Was nun 
aber zuvor blosse Folge besonderer ausnahmsweiser Ueber- 
einkunft unter den Ehegatten gewesen war, das wurde 
allmählig zur gemeinen sich Ton selbst verstehenden Regel. 
So kam es denn» das« nun umgekehrt das altere Eherecht» 
,um noch Geltung anzusprechen» eines besondern Vertrages 
unter den Ehegatten bedurfte» mithin nur noch ausnahms- 
weise durch besondern Privatwillen hergestellt werden 
konnte. Desshalb kam bei solcher Umkehrung des friihern 
Verhältnisses von der Regel zur Ausnahme bei der Recension 
von 1601. jener Schlusssatz neu hinzu. Ja man merkte 
jenen Widerspruch mit dem Vordersatze nicht einmal* 
Vielleicht tauschte man sich auch über den Sinn der ge- 
brauchten Worte und hielt das „einander zu gemeinder an- 
nemen" wohl geradezu für gleichbedeutend mit dem inein- 
ander nemen" des Schlusssatzes ^'^)« 

Das Erbrecht ▼on Stammheim entzieht nur die der 
Frau gegebene Murgenga^e dem überlebenden Ehemanne 
und lässt sie den Verwandten der Frau zukommen. Im 



190) Dass der Schlusssalz erst spüter bintogtkoBuneB ist, ztigt dM 
CoNccpt ftaer Oflbviig io dem Slutsarcbir. 
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Uebrigen bleibt witdtr das gesammte Vcnnögffii in der 
Einen Hind des Wittmrs und der Wittwe und fallt den 
Erben des Ueberlebenden anheim. 

Bei beerbter Ehe dagegea unterscheiden sieh diese 

Statute. Nach dem Rechte toq Stamm heim bleibt das 
Gut des Verstorbenen in der Gewere und der Nutzniessung 
des überlebenden Elu galten, so lange sich dieser nicht wie^ 
der verehelicht. Bei seiner Wiederverheirathung steht es 
ihm frei , aus dem beiderseitigen Vermögen als Einer Masse 
einen Kindstheil zu nehmen oder das ganze Vermögen des 
Verstorbenen den Kindern herauszugeben. Im erstem Falle 
tritt somit der Gesichtspunkt der Gütergemeinschaft yon 
neuem hervor , im letztern Falle dagegen tritt eine voll- 
ständige Zweiung der beiden Bestandtheile des VermÖ« 
gens ein. 

Das Recht von Ossingen verstattet dem überlebenden 
Manne ebenfalls den Genuss des Wcibcrgutes , so lange er 
unverändert bleibt. Heirathet er wieder , so uiuss er das- 
selbe heraus geben. Stirbt dagegen der Ehemann zuerst y 
so wird mit Bezug auf die Frau das ganze eheliche Ver^ 
mögen ab Eine Masse behandelt » wovon ihr ein Kindes- 
theQ zukommt: 

Gienge aber der Man vor der frowen mit dod ab , So 
git man Ir [vom gantzen guot , das von Iro vnd dem man 
naher verbanden, vnd by eiuanderen Ist]**'), ein kindsteil 
es sisen deren lützel oder vii vnd nit mer. 

Das Herrschaftsrecht von Andeifingen weiss von 
diesen Unterscheidungen nichts, sondern lässt immer den 
überlebenden . Ehegatten im Besitze und Genüsse bis zur 
Wiederverheirathung, und nöthigt ihn in Folge dieser zur 
Herausgabe der Verlassenscfaaft des Verstorbenen. 



191) Dit nageklammerlc ftelle itt du imcr £«Mts ive ReeeMiM 
von 1601. 
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« 

5*30. yorjnttndsobjiit das Vater«. 

1. Da wo das ältere römische Recht dem Haupte der 
Familie eine unbeschränkte absolute Gewalt einräumte, 
bat das deutsche Recht die mildere Vogtschaft (mnn- 
dium). Beiden Instituten ist es gemeinsam» dass der Ehe- 
mann und Vater das gesammte Vermögen der' Familie in 
seinen Händen hat, und die Familie nach aussen vertritt. 
Aber sehr verschieden ist die rechtliche Stellung der Ehe- 
frau und Kinder in beiden Rechten. Wer in der römi- 
schen Gewalt ist, hat selbst keine Rechte; alle Rechte ste- 
hen vielmehr dem Gewalthaber zu, und diesem gegenüber 
erscheint jener wie ein rechtloses Wesen. Die deutsche 
Vormundschaft dagegen fasst auch Weib und Kinder die 
unter ihr stehen, als rechtsföhige und berechtigte Wesen 
auf« Sie können eigenes Vermögen haben, .das nicht Ver- 
mögen des Mannes oder Vaters ist« Nur die Besorgung, 
die Verwaltung, der Genuss steht dem natürlichen Vogte 
zu ; für getreue Verwaltung , für unversehrte Erhaltung 
ist er der Frau und den Kindern verantwortlich. Es zeigt 
sich in diesen Instituten sowohl die innere Verwandschaft 
als die nationelle Verschiedenheit der beiden Rechte auTs 
Anschaulichste. 

2« Unser Recht hat fortwährend die deutsche Ansicht 
festgehalten. Der Vater hat somit als natürlicher Vormund 
seiner Kinder dieselben im Verkehre und rov Crericht zu 
Tertreten und ihr Vermögen frei zu verwalten. Er kann 
auch einzelne Vermögensstucke der Kinder güllig veräns- 
sern oder verpfänden, ohne dnss selbst bei Liegenschaften 
sich irgend eine Beschränkung ßndet. 

3. Ueberdem steht ihm das Recht des Niessbrauchs 
zu an dem Vermögen seiner Kinder und zwar in dem wei- 
ten Umfange , wie dem Ehemanae mit Bezug auf das Ver- 
mögen der Frau ^92) 



192) St. E. R. 1716. Th. II. §. 9. S. 34. 
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4. Wtm gehtti« firwerb 4et Küidci? GMdMeakt, 
wcfebe Kkd ytm Mtan Pctmnm erwirbt , ErlMebaf^ 

ten, die ilrni zufallen, bilden sein Vermögen, gehören so- 
mit nicht dem Vater. Dagegen , wenn der Sohn z. B. 
auf dem Gute des Vaters arbeitet , oder die gewonnenen 
Früchte vera'iissert oder an den Handwerksarbeiten seines 
Vaters Theii nimmt u. f., so gehört, was er so erwirbt, 
dem Vater zn , indem das Kind insofern nur als ein Glied 
der Haushaltaog dea Vatera cNeheiiil* Wie dieser llir die 
Bedililnisse und dea Unteriialt der ganzco Familie zn sor- 
gen haly «o bana er aneb die cinsclDeD GUeder aobalteo» 
im gemeimainen lotevease tiiätig; zu sein und dnrdi ibre 
Arbeit die Kosten der Familie tragen zu heHen. In diesen 
Beispielen haben wir indess die Kinder noch in der Haus- 
haltung selbst an der Thätigkeit dieser Antheil nehmen ge- 
sehen. Wie ist es aber, wenn der Vater seine Kinder an 
andern Arbeiten als denen seiner eigenen Wirthscba£t oder 
aeiaes eigenen Berufes Theil nehmen lässt, z. B. wenn er 
sie als Arbeiter in eine Fabrik geben lasst. Aucb in diesem 
Falle noeb gebört der Lobn dem Vater, insofern nnr noeb 
die Kinder ab Glieder seiner Hansbdtni^ lu belraobicn 
•ind. Wo und anf welcbe Weise sie ibre Tbätigbril ver- 
wenden, kann dannznmal keinen Unterschied der Behand- 
lung machen. Wir dürfen somit als allgemeines Prin- 
cip den Satz anerkennen, dass der regelmässige ordent- 
liche Erwerb der Kinder, der von ihrer Arbeit 
herrührt, so lange in das Vermögen des Vaters 
fällt, aU die Kinder selbst zu der Haushaltung 
des Vaters gehören und er für ihren Unterhalt 
sorgt* Dagegen wird durch ausaergewöbnlicbe An- 
strengung des Kindea, z. B« -dofcb Erlangung eines Peekes 
das Vermögen des Kindes Termehrl, weil hier eohon in 
der Art des Erwerbes ein rein persönlicher Cha- 
rakter desselben sich ausdrückt und denselben nicht zu einem 
Erwerbe der Haushaltung stempelt. Ebenso gehört, wenn das 
Kind für seinen eigenen Unterhalt ausserhalb der 
elterlicbenHausbaltung selbst sorgt, ausschliesslich ihm, 
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was et durch seine Arbeit » z* B* als GeieUe in der Fremdet 
als Schreiber .bei einem Kanfmann erwirbt» gesetzt andi 
das Band der Vormundschaft sollte noch nicht gelöst sein. 

5. Diesen Rechten des Vaters stehen auch Verpflichtung 
gen gegenüber. Er ist schuldig, für Erziehung und Nah- 
rung und übrigen Lebensunterhalt seiner Kinder zu sorgen, 
und nach beendigter Vormundschaft ihr Vermögen ilinen 
unversehrt heraus zu gehen. Er haftet somit den Kindern 
für Herausgabe des G apit albestandes in ähnlicher 
Weise 9 wie der £hefrau für- Herausgabe ihres Weibergn- 
tes. Ja es kann, wie dort, wenn sich Gefahr zeigt , dass 
der Vater schlecht wirthscfaafte und das Vermögen der 
Kinder yerscfaleudere auf Begehren der Verwandten oder 
auf unmittelbares Einschreiten der VormnndschaftsbehÖrden 
der Vater angehalten werden, für das seiner Verwaltung 
und Nutzung anheini gefallene Vermögen der Kinder Sicher- 
heit zu leisten •^^). 

6. Die Vormundschaft des Vaters ist zunächst unbe- 
schränkt. Während derselben muss er niemandem Rechnung 
ablegen » noch bedarf er für seine Handlungen der Zustims- 
ronng irgend Jemandes« Indessen zeigt sich doch schon 
aus dem Vorigen, dass das Institut der Obervormund- 
shaft auch ihm gegenüber ausnahmsweise Einfluss auf seine 
Verwaltung äussern kann. Immer aber wird das nur da 
geschehen dürfen , wo die Interessen des Vaters und des 
Kindes entschieden einander entgegen laufen und Gefahr 
vorhanden ist , dass der Vater seine Stellung niissbrauchend 
die Rechte des Kindes verletzen werde. So lasst sich die 
Möglichkeit eines Processes denken zwischen Vater und 
Sohn, während der Vormundschaft, in welchem dieser 
dann eben eines von den Vormundschaftbehörden zu er« 
theilenden Specialvormnndes^ bedarf*'*)* 



193) St. E. R. 1716. Th. IL |. 9. 8. 34. R. S. II. S. 

14. $. 4. 

1^4) Vergl. oben Buch. II. $. 32. S. 290. Tormundscliaftttccbt t, 
1817. §. 4. R. S. II. S. 14. 
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9» Die .Mutter )iat swer keio neobt der VormiiDd- 
jMbaft aueh Diclit naeh dem Tode dea Maones; an der £ r> 
zieliuog der Kinder eber nimmt sie nicht bloss faktisch 
Antheil, sondern hat in der That einen Anspruch auf Mit- 
wirkung. Das Wesentliche dieses Verhältnisses gehört 
zwar ganz der Sitte an ; aber festhalten lässt sich auf dem 
Gebiete des Hechtes wenigstens so viel, dass die Matter 
gehört werdeo muss bei den wichtigern Entscheiduiigeiiy 
und dais aueh nach dem Tode dea Vater» die an seiae 
Stelle tretenden VormundsehaftsbebÖrden ibr die Betorgang 
und Pflege ihrer Kinder nur aus beaondera Gründen ent- 
aiebeo dürfen» intofern aie der Eninbung unwürdig oder 
ttnfiibigiat. 

■ • - . 

$. J^U fgSntstebung und Ende der väterlichen 

Vormundschaft. 

1. Die Vormundschaft dts Vaters wird zunächst be- 
gründet durch Geburt in der Ehe. £a i^t unser Recht 
hier weniger strenge als das römische, welches bekannt- 
lich Erzeugung während der Ehe fordert, um die yäter- 
liche Gewalt zu begrMOd/e|i. Nur auanab>Dsweb^ , wenn 
die Frau bei der Eingebung der £)ie fhn Scbwangppscbaft 
dem Manne •abeicbtUcb verbeunUebt oder wiaaentlicb deren 
Dauer nwicbtig angegeben bat^ und der Mann seine Vater« 
achaft bestreitet joder endlich wenn er nachweisen kann, 
dasa er beinen Umgang mit ihr gepflogen, ein Beweis, 
welcher ;iuch zugelassen wird, um die Vaterschaft des 
Ehemannes mit Bezug auf Kin.der zu beseitigen , die wäh* 
rend der Ehe erzeugt wurden — |2ur in diesen Ausnahips- 
fällen gilt dana 4?3 Kind für ^us^erehelicb Jiod gefangt 
nicht in die Vormundschaft dea Vetera 



195) Vergl. Matrim. Ges. v, 1*11. $§. 56 — 64. Der Beweis des 

Ehebruchs eQtM:.he;det Uber 4en Status des Kindes nicht. A^o«. phr« 
lY. S. 150. 
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2* Auch die ErBeiigung wahrcuid dt» Verlifbiiri 
s«9 begründet die Vormuadeeliaft des Vatevi, indem eolebt 
Kinder 9 selbst wenn die Ehe der Verlebten unterblieb, 

4loch in allen Beziehungen fiir eheliche Kinder geachtet 
werden ^^^). Dieser entscheidende Einfluss, welcher somit 
dem Verlöbnisse zugestanden wird, weist unverkennbar auf 
das ältere Recht hin , welches das Verlöbniss durch den 
Beischlaf fiir vollzogen und somit bereits für eine wirksame 
Ehe hielt , bevor oder ohne dass die kirchliche Einsegnung 
binsttkam««^. . 

3» U nebe liebe Kinder dagegen, zu denen mitbin die 
vübrend dee Verlöbnisses erBeugten^keineswpgs gehören, 
erhalten nur dureb die nachfolgende Ehe ihrer Eltvrii 
die Rechte ebeli^er Kinder. Eine andere Legitimation 
derselben ohne Ehe , z. B. durch Gestattung des Gerichtes 
gibt es in unserm Rechte nicht*"*). 

4. Eben so wenig kennt unser Recht irgend eine künst- 
liche Erzeugung des elterlichen Verhältnisses und der 
väterlichen Vormundschaft , welche nicht schon eine natiir- 
iiche Grundlage hatte. Bas Bediirfniss der gegenwärtigen 
Cttltttr macht es aber äusserst wunscbbar, dass die Adop- 
tion in einer passenden Form und unter Voraussetzungen, 
welche auf die bestehenden Familien und Erbverbältnisse 
Rücksicht ndimen, neu eingeführt werde. 

5. Der Entstehung der yäterlicben Vormundschaft 
durch die Geburt des Kindes entspricht denn ihre Auf- 
lösung durch den Tod des Vaters oder des Kindes. Bei 
dieser nothwendigen Form der Aufhebung ist aber das 
deutsche Recht nicht stehen geblieben , wie vormals das 
römische. Es lässt Tielmehr die väterliche Vormundschaft 
von selbst untergehen, wo die Ausbildung und Reife oder 
die liOstrennung des Kindes aus der elterlichen Familie 



1<)6) Matriin. Ges. v. 1811. §. 187. Mon. Cbr. I. ^73, 

197) Mi tlerniai er D. Privalr. §. 435. Anin. 1. 

198) bi. £. B. V. 1716. Th. 11. $. 13. S. 41. Matriin. G«^. r. 
i&ii, 1S8. 
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|Mae tnfm Bxuteaz uod Mbttändlgbeil d«as«ll)eii mtk im 
biirgerlicbcA Lebe« vecbtfertigt. Dahin gdiört top aUan 
dift Begründung ein««^ eigenen Hanshalles nder die 

Betreibung eines selbständigen Gewerbes durch 
den Sobo. Es ist nicht gerade nöthig , dass der Sohn sich 
verheirathet ; immer aber bewirkt seine Ve rheira thun g , 
auch da, wo sie gegen den Willen des Vaters geschieht, 
und ebenso da , wo die neue Familie äusserlicb zimsaniinen 
lebt mit der TateHichen Haushaltung^ , Auflösung der väter- 
lichen Vormundschaft. Ausserdem hört diese 9ber auch in 
allen den Fällen auf » wo der Sobn ohne Heir^th mit Zu- 
stunnaag des Vaters sich von ihm absondert iwd einen 
eigenen Rauch fuhrt ^*')« ein Fall» der freilich nicht yer? 
wechselt werden darf mit einer rorUbergriienden blossen 
Entfernung aus dem Hause des Vaters » z. B. Besuch einer 
Universität. Das Unterscheidende liegt darin , dass im letz- 
tern Falle der Wille, sich abzusondern und einen eignen 
Haushalt zu begründen, keineswegs vorhanden ist , wäh- 
jcend «r im ersten alle verbunden mit der i^aktischen Tren- 
nung wirklieb eine Auflösung der bisherigen Form des 
Familieo^rbandes bewirkt. 

Ebenso werden die S$hne durch Erlangung qbffig* 
keitUcber Aem^er*'') von der väterlichen Vormund;- 
Schaft befreit« Unter diesen sind, aber doch por solche, su 
verstehen , welche denselben einen eigentbUmlicben Ge- 
sehäftskreis zuw^sen, dessen Besorgung eine gewisse bür- 
gerliche Selbständigkeit voraussetzt. Dahin niügen z. B. 
namentlich auch Gcrichtschreiber und Notarstciiea zu rech- 
nen sein , während dagegen blosse Ehrenstelien, oder un- 
tergeordnete Anstellungen , 9. der Kanz^t^o u« dgi« iene 
Wirkung nicb^ haben können. 

^. Die Verheirathung der Tochter zerstört wie- 
der die yäterliche Vormufidsohafk über dieselbe , indem die 



198) St. L. R. Tb. m. f. 7. S. 33. Tnrgl. Mon. Cb. V. 9- 206. 
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Tochter nunmehr in die eheKehe 'Vormundichafl ihreA 
Mannes übergeht und die eine die andere ausscbliessl. 

7. Auch die blosse Erreichung eines gewissen Alters- 
jahres hebt von selbst die Vormundschaft des Vaters auf, 
sowohl über Söhne als Töchter , selbst wenn diese in der 
Haushaltung des Vaters bleiben. Nach dem Stadt- und 
Landrechte tritt diese Wirkung erst eia mit erreichtem 
fiittf und zwanzigsten Alters ja hre^^)* Diese Altersbestim- 
mung , welche den frühem viel kUräem des alten Rechtes 
und den mittlem mehrerer Statu|%n entgegen trat, und in 
der Folge ausscUielMliehe Gdtong erlangte , wurde offen« 
bar durch den Einflnss des römischen Rechtes» wie es in 
Deiitsdiland herrschte', so weit hinaus geschoben. Eine 
Verkürzung dieses Termins scheint indessen durch die 
viel früher erreichte politische Volljährigkeit angebahnt zu 
sein 20»)- 

8. £udlich ist auch noch eine Entlassung des Kin- 
des aus der raterlichen Gewalt denkbar und zulassig. Dass 
diese snnächst und voraus auf dem Willen des Vaters be- 
ruhen rauss f Tcrsteht sich« Es fragt sich aber , ob dieser 
Wille genüge. Sobald man den Gesichtspunkt der Ober* 
▼ormundschalt des Staates festhält, so wird man die frage 
Teraetnen müssen. Denn nach der ihr zvt Grunde Kegen- 
den Idee» soll im Interesse der Minderjährigen überall da 
die Fürsorge des Staates eintreten, und wachen, wo der 
Schutz des Vaters aufhört. Eben desshalb nehmen wir 
an, dass eine Entlassung des Kindes durch den Vater nur 
insofern vollständig wirken könne , als die Zustimmung der 
Obervormundschaftsbehörde hinzutritt. Damit aber letztere 
ihre Zustimmung ertheile, muss sie sich vorher überseogt 
haben« dass der Minderjährige fähig sei, för seine Interessen 
selbst gehörig zu sorgen. Diese Ansicht scheint denn auch 
mit 4er geltenden. Praxb im Einklang« zu stehen* 



200) A. a. O. 

201) Staatsverf. v. 1831. §. 22. wodurch das slaalsbiirgtrlicllt Stiain* 
äc^t ao dein AotriU d«« ZOtten AU«r«i«hre* gcboadcii wird. 
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9. Ist nun aber der Vater schuldig , den selbständig 
gewordenen Sohn auszusteuern? Sehen wir davon ab, 
dass dieser berechtigt ist, von dem Vater Herausgabe sei- 
nes eigenthüralichen Vermögens, in so weit es vorhanden 
ist, und Ersatz für das durch Schuld des Vaters verlorn« 
in fordern, und nehmen wir auf die eigenthUmlichen be* 
reits erörterten Fälle keine weitere Aueksicht) in denen 
der Vater nach dem Tode seiner Fran aus dem bei ihm 
zurück gebliebenen ebelichen Vermögen die Kinder ans- 
richten muss; beschränken wir somit die Frage lediglich 
auf die Ansstenrung des selbstluidig gewordenen Kindes 
aus dem väterlichen Vermögen , insofern sie sich auf das 
reine väterliche Verhältniss zu den unter seiner Vor- 
mundschaft gestandenen Kindern gründet* so müssen wir 
dieselbe verneinen. So allgemein auch die Sitte es erhei- 
schen mochte, dass der Vater sowohl den Sohn ausrichte« 
der sich absondert, und die Tochter, welche in die Ehe 
tritt, anssteure» so erzeugte sie doch niemals bindendes Recht, 
und die Grundsätze des römischen Rechtes über Dotirung 
der Tochter fanden keine Anwendung« In einem Falle , 
nämKch da , wo das Tolljährige Kind in der Hanshaltung 
zurück blieb, war selbst die Sitte nicht daUhr, dass das- 
selbe auszusteuern sei. Die altern Statute reden freilich 
meist nur von der Ausrichtung im eigentlichen Sinne. 
Die Art, wie sie davon sprechen in Verbindung mit den 
allgemeinern Ausdrücken anderer Recbtsquellen , erweisen, 
aber die Richtigkeit des Gesagten* 

Öffnung von Altorf von 1439. §. 58. Si sprechent 
och daz ein vatter einem kind wol mag. geben nie 
denn ^dem andern. Nach dem als ein kind verdicnot 
vmb sin vatter. Aber die muoter mag einem kind nüt 
m e geben denn dem andern. §. 59. Item wo mit cm vat- 
ter sin kind vsstürot der sol sich das kind lassen benuegen 
nu vnd hienach vntz an ein Rechten anfäl. 

Öffnung von Stäfa s. d. §. 25. Aber sprechend sy, 
helt ein vatter fünff alder sechs kind , ald als vil er hett, 
wie er eins vsswissett mit einer Summ geltz aldec gütu , 
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die sy groM alder Mciii , damit soi «• TMgsawiMett fin Wz 
an «ujen HeeliUii anfid^) vibd nag ein vätter -ein-aa 
kind gen vil dem aadar^i lüt^el aU er danji wiJ. 

Öffnung Ton FiaehenthalT. 1511. Art. «0. Es ist 
des hofsreckt zu VischeBthal » if^a mit eis man oder wib ire 
Und Tsstiirend vnd beratend mit Worten oder mit 
werciien , daran sol das kind benägen beben vnd sol vat^ 
ter vnd muter fürbas nit bekfimbern , weder an ligendeni 
' noch an firendem gnt, yntz an ein' r^tkten anfiü. Art. 11. 
Ein ietKch bofman zn Viscbental mag einem einem kind 
geben Tnd dem andern nitbtz, yud ob er wil, nt 
mag er^das sin einem h«Ad an dta ««bwanta bin* 
den. OebeivinatittMend das WnM«riiofre€bt s. 4. tmd 
▼on iSg^ Alt. 05, and 39. (ftMtHnU I. S. 1760 

Stadtvecbt von Elgg von 15IU». Art; 64. 14. £s Mi^ 
oncb kein kind den vatter zn der vssricbtung nit zwin- 
gen, nocb der vatter das kind, dass es sieb vssrichtenn 
müsse )an. 

Stadtrecbt von Kaiserstnbl von 1680. Art. 6* (Pest« 
n. S. 14.) So wan ein Vatter seine Sinder zn den Efaretf 
in Ebelicben Stand Tersecben wolt, so mag Er z«r 
EbesteiAr oder Ehegnt dneik wol midir geben alis dem 
anderen , Xe nadi gestalt 4er neit und leiiffen. 



§, 32. Geschlecbtsvormundscbaft. 

i. In mebreren Statuten des Mcbszebntea Jabrhundert» 
erhielt sich nocb das ältere Recht > dass Weiber zu gewis« 
sen Geschäften , naineBtlieli zum Behuf geriehtKeher Hand- 
lungen eines Vogtes bedürfen, so in dem Stadtrechte von 
Elgg von 1535. Art. 35. (Pest. I. 302.) und in den 
Herrschaftsrcchten von Knonau. Art. 24. (Pest. I. 228.) 
und Hegensberg Art. 77. (Pest. I. 203.) Die beiden 
zuletzt genannten Stellen stimmen wörtlich mit einander 
übereiiiy und sind eben dessbalb wohl nicht ohne Eiiifluss 



203) Ve^gl. oben Buch lU. §. 2U S. 463. 
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des LaRdesherrn in dieser FasauDg aufgenoinmeo worden ; 
denn an eine ältere gemeinsame Rechtsquelle ist nicht zu 
denken. 

2. Das Stadtrecht von 1715. verdrängte aber diese Be- 
scfarÜBkimg und verstattete den Wittweu und andern voll- 
jährigen aber uovevlMiratheten Weibern auch vor Genckt 

. aich «elbsl zu vertreten ^^^). Das Beiapiel der Orte« wö 
dH Stailreckl i— attelhere AnweoihiJig fuid 6te doeK 
weil die eariieimnclm SUMtn mdut gparAdesn wider^pre« 
elMD» leiebl ebenitlls mgnnifim vtreideii kowte» da ja die 
OeneliteverfMung gromentlieile von stKdtiaehee Beanrten 
geleitet wurde, mochte denn auch auf die übrigen Gegen- 
den, deren Statuten Bevogtigung verlangten, so wirken, 
dass die Uebung sich änderte. 

3. War der Vater mit Zurücklassung von Kindern und 
einer Wiltwe verstorben, so erhielten natüriiob jene einen 
olirigkeitHchen Vormund* Blieb dann , wie diees dee 
gewShnHehe aetn moebte> daa Yerniligen beiiammen und 
atelte der Voraumd über den Gopftalbeitand des gwiMii 
Vermügene» dae 'Vermögen der Wittwe iabegriffen --^ 
Rechnung, wie dae meiitene geackab» «o htg denn dk Vor* 
sttilung nicht so gar ferne, dass auch sie bevormundet sei. 
Diese Ansicht machte sich wenigstens insofcrne geltend, 
als man faktisch den Vogt der Kinder zugleich als Bei- 
ständer der Mutter ansah, an dessen Rath sie zwar nicht 
gebunden sei , dessen Rath sie aber bei wichtigen Geschäf- 
ten einzuholen habe. So wenig sich indessen gegen eine 
solche Zuziehung eines Beistä'nders haben Hesse, welche 
bekanntlich in Sachsen nodiwendig ist^O» u>t«t m leicht 
sich diese Ansicht hätte mehr fiziren und tu Recht trerdeir 
kennen » so hat sich daraus doch bei uns nie ein festes ju- 
ristisches Institut ausgebildet. Es kamen im Leben etwa 
einzelne Fälle vor, wo man den Rath des Beiständers tur 
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BOthwcndig hielt. Ebenso deuten sefbst einige Bestimmung 
gen der Statuten auf ein eigenlhümliches Verhältniss der 
Art hin. Aber dabei blieb es und die ' Regel , dass die 
Wittwen selbstständit^ und unbevo^tet seien, erhielt sich, 
ohne dass es zu eioeir ordentlichen Ausnahme oder Beschran- 
kung kam. Von jener Riehtudg indessen seugen die Aus^. 
drücke: „ Von b evogtigung Wittwen und We'ysen/' 
die, wie im Lebens .auch. in den ßicbtaqudlen vorkonime% 
z» B. in .den.Bevogtiguogiordaiuigra.der Stadt von 1696 
ttnd.iT^.nnd in dem üemcdiaflnndite tod Asdelfi«« 
gctt yon 4534 Arti 53 (Pe*. II. 67) , woselbet demi. wifk^ 
lieh vorausp^esHzt wird, dass der Frau und den Kindern 
ein Vogt gesetzt sei 2*^*^) . Sogar das Stadtrecht von 1715 
Theil V. §. 45 macht uoch eine Unterscheidung zwischen 
einer „ Wittirau die schaltend und waltende Hand hat" und 
einer « Wittfrau, die Kinder hat." Auch dieser Unterscshied 
muss indessen als.gänKÜch antiquirt gelten , weil. er in der 
Thatuder nächherjgen ganz allgemein aneriuinnten. Hand^ 
lungsfahigkeit aUer volljährigen Weiber widerspricht. Da« 
her-w^s deon auish die Vomnudsohaflaordnung von 1792 
nicht, mehr v.oo einer BeTormundung der Wittwen. . 

• • ■ 

S> 33. y or mundschaft flher Minderjährige. 

i • • • • 

A. Entstehung und Ifinde. . 

i. Alle Minderjährigen, die nicht entweder schod 
unter der natürlichen Vormundschaft des Vaters oder 

Ehemannes stehen, oder bei Lebzeiten des Vaters Selb- 
ständigkeil erlangt haben, bedürfen nunmehr eines bürger- 
lichen Vormundes. Zweifel kann man in dem Falle ha- 
beo , wo eine minderjährige Ehefrau ihren Mann durch den 
Tod verloren hat. Fälli sie ia die Vormundschaft 4^s Vaters 
zurück oder kommt sie ab Minderjährige unter die obrig^ 
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keitiicbe VormuadielMfl, oder erlangt sie vt>lle ^Iwtifn*« 

digkeit? Die Praxis scheint das Letztere anzunehmen. 
Dessen ungeachtet halte ich es für richtiger, dass die na- 
türliche Vormundschaft des Vaters wieder auflebe oder in- 
sofern dieser ebenfalls verstorben ist , die obrigkeitliche 
Vormundsduiü eintrete; denn euunal iiat die Frau als Mie- 
der jahrige gerade so viel, oft sogar noch mehr Interesse » 
als die minder jailirige TookAer« den Achatz eines Vomiiindet 
M' haben- und «berdem knnn für die. Praxis nieht angeführt 
werden i daea durdi die. Ehe jede ohrigkeitliehe Vominnd- 
•ehaft anlji^riiohen werde» indem, nar der Bohn dnreh die 
Ehe selbständig: wit^, die Tochter dagegen durch dieselbe 
nur einen anderen natürlichen Vormund erhält, statt des 
bürgerlichen. Indessen wird sich die Praxis ohne neue ge- 
setzliche Bestimmungen in diesem Punkte schwerlich ändern 
lassen 9 indem sie den Schein allgemeiner Bestimmungen, 
inrornach die Wittwen keines Vorouindes bedürfen» fiir 
Wh hat««'). 

2. Wer wird nun Vormund? Wer bestellt ihn? Schon 
in . der • ▼orhergahendeo Pteiode .war es gemeines Recht 
geworden» dase dtr'Vormand von der. Obrigkeit bestellt 
werde «nd nwar so » dass zaniehst auf die VefwimdechafI 

und deren Wünsche fesefaen, auch der Vogt yorziigs - 
weise aus den väterlichen Verwandten bestellt, 
dann aber nöthigenfalls auch jeder Dritte zu diesem Ge- 
schäfte berufen wurde. Damit stimmen dann auch die 
Statuten des sechszehnten Jahrhunderts wesentlich über ein ^^^). 

Im Gegensatze dazu finden wir dann in den Bevogti- 
gmigsoMhinngen' Toa 1695 und 1733 eine sonderbare Zu* 
sammenätellung «Ton rönuscbcmuid äUerm deutschem ^Rechte« 
Nach ditsan. Statuten nSmUdi^ die «ch indceaen siuuMilt 



207) St. L. R. Thfil III. §. 7. 8. 32. VovasaiseUf ligtatCs 
ist 7. |. 40. e. 

208) SMIr. VOB filgg Art; 35, 6k 7. (Pesl. I. 302.) Herncbaflsrechl 
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nur anf clk Hauptstadt btzwben, ktinaM die Yomiiidar 

bestellt werden: 

a) Durch testamentliche Verordnung des natür- 
tiiriicheii Vormundes, wobei es dem Vater sogar 
frei steht, die hinterlassene Wittwe zum Vormunde 
seiner Kinder zu erneiioeiiy uogcaohtet sonst Frauen 
sich nicht zu Vormündern eignen. 

b) Wenn das Tastamant des Vaters mehts beatirnnt, dann 
traten die nä^shslen Aiav^r wandten der Kinder 
zusammen und emenneo cstweder toii sieh aua ohne 
VotfwiaseB der 5 ehirmvögte^) den VoMnnd» oder 
sie machen diesen ledigfltch einen Versehla^« Im er^ 
Stern Falle haben sie denn auch einzustehen für all« 
fälligen Schaden, der dem Vermögen der Kinder aus 
der Fahrlässigkeit ihres Vormundes zugefügt wird^ 
Der zweite Fall gehört dann ganz unter 

c) Die dritte Klasse, wo die Obrigkeit (in der Stadt 
das SchirmTOgteiamt^ auf der Landschaft die Oliev^ 
TÖgle) den Vormund beaeidmet. 

Merkwürdig a» dieser Anaeiniinderaalfiing ist ▼OliBily' 
fidiy daaa ana dem rdmiadien Reelite'die Bmenimag eioca 
Vormmidea dn^eh Testamaat entlelint wurde, und daaa die 
Beseichdong des Vormundes davdi die Familie im Gegend 
satz zu der Obervormundschaft, nachdem diese schon sich 
ausgebildet hatte , von Neuem aus dem altem Rechte her*" 
vorgezogen wurde. 

Die Bevogtigungsordnung von 1792 dehnte die Befug- 
aiase der Obervormundschaft wieder aus. 2twar mag noch 
immer der Vater durch Testament dem Vormund bezeich- 
nen, allein der von ihm ernannio Vorrantod darf doeb daa 
Amt nieht «ntttten, ohne Torber voii dam Waise n g p c r ici i le 
i>estätigt zn sein« Wird derselbe aus zureichenden Gründen, 
nicht bestätigt, oder ist durch den letzten Wüten des Vn* 



m) SdimivSgte «I» «ulMMnlltelie BsUHk «tpSn in Vta^ 151» 
(Bftthsman. t. 1513. l, 5.) «k «in latlibit tvwikat, Ali alclti 4aMiils trat 

•ingcfiilirt wurdt. 
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teirs nichts verfügt, so mögeo dann die nächsten väterlichen 
Verwandten den Vormund bezeichnen , aber auch dieser 
bedarf der Bestätigung des Waisengericlites. 

Dsks Vormundschaftsgesetz vom Jahr 1803 bildete sodann 
för jeden Bezirk besondere administrative Behdr- 
^mald Waisenämter oder Oberwaisenäroter , 
gegemrärtig ficxir ksr a th c gcnaiuit. AU erttiastfuisUelit 
Waisesbehönlt wurden je für die Bürger^ incbt aberltir 
säinmtKche filowohaer der Genwuide} die GemeiAd- . 
rälbe anerkawit. DiMen Bebördes wurde Minmehrt nit 
einer einzigen Ausnahme, geradezu die Ernennung des 
Vormundes übertragen, so dass der Wille des Vaters, den 
er im Testament aussprach und der Wille der Vervirandten 
überall nicht mehr als bestimmend angesehen werden, son- 
dern lediglich deü Charakter eines Wunsches haben, den 
die Behörden beachten können und gewöhnlich im Leben 
aoch beachten,, wohl aber, ohne Gründe daliir annigeben^ 
auch beliebig unberficksiehtigt lassen können« 

3» Nur der Fall der sogenannten FamtlienbeTOg* 
tigun ge n, deren frübare Gestalt bereits erörtert ist, madit 
eine Aasnahme. In besondera «seltiMren* Fälleta nemlieh 
dürfen sich die väterlichen Verwandten mit dem Gesuche 
an die Waisenbehörden wenden, dass ihnen die Obsorge 
über die Vormundschaft überlassen werde. Dannzumal 
schlagen auch sie zugleich den Vormund den Behörden vor , 
und wenn diese aus zureichenden Gründen die Familienbe- 
togtigupg zulassen und die Verwandten die Garantie fiir 
' gehörige Wahrung der Interessen der Minderjährigen über* 
annunen haben, eo wird denn der Yömiund von den Qew 
bürden hettätigt, insoten andü gegen seine PenönUefakait 
nicfats einzuwenden ist« Ab solehe GriM« werden ▼orniun* 
Heb betrachtet, wenn die Minderjährigen dem Alter der 
Volljährigkeit ganz nahe stehen, oder wenn eine Gesell- 
schaft besteht mit Volljährigen , deren Festhaltung und Fort- 
setzung auch im Interesse der Minderjährigen wünschbar 
ist oder wenn die Betreibung eines Berufes für den Min- 
derjährigen es wUnschbar macht, dass derselbe im Verkehre 



Digitized by Google 



204 Viertes Bach. 32. Vorm. ttb. Mindeg. A. Eatstelmiig a. Ende. 

etwas freiere Hand bab«, ohne gmde ▼01% Mlbiliiiidig 

zu werden. 

4. Die Vormundschaft über Minderjährige hört auf, 
sobald ihr Grund, die Minderjährigkeit wegfällt, sobald 
also der Vögtling das vierundzwanzigste Alters- 
jähr vollendet hat. Der Termin der Volljährigkeit 
wurde somit auch hier, mit RUckaicht auf das römische 
Recht, immer weiter hioand geaebobeii. Noch in dem Sta- 
tute von Uhwieaen rom Jahr 1603 ArC 32 (Pest. L S. 156) 
finden wir die V-oHjafarigkeit mit dem Kwnzigstaa Jahr 
erreicht ; d»er auch da drang das ^meiae Recht durch» 
Unrichtig ist aber die Annahme, dass der Volljährige noch 
so lange unter Vormundschaft bleibe, bis er von den Be- 
hörden entlassen sei. Jene Entlassung bezieht sich bloss auf 
die bisherige Vermögensverwaltung und die Rechnungs- 
ablegung. Die Handlungsfähigkeit aber des Minderjährigen 
iat lediglich mit Rücksicht auf seine Jugend beschränkt , 
und wird somit durch erlangte volle Reife hergestellt und 
ergünt« Daher kann der Volljährige schon - am ersten 
Tage des fUnfundzwabsigslen Altersjäbre» TollkSemme^ gültig 
ilbcF sein Vermögen Terfiigen». uad-der Dritte, welche mit 
ihm coatrahirt.'hatj ist bereditigt, sich an den Vertrag^- den 
er mit ihm als einem Volljährigen 'abgeschlossen, zu halten, 
ganz gleichviel, liege nun das Vermögen noch in den 
Händen der Waisenbehörden ui^d sei er entlassen oder 
nicht ^^0). 

5. Die Verheirathung ferner der Minderjährigen 
zerstört diese Form der Vormundschaft, so jedoch, dass 
dann 'die Tochter als Frau in die natürliche Vormundschaft 
de» Mannes übertritt. Diesiem Falle möchte man geneigt 
sein, den andern gleich zu setzen, wenn der Sohn zu 
obrigkddiciien Aemtem gelangt, welche Hiuidlnngsrähig- 
keit Toraossetzen > ungeachtet er *in * * den Vormundsduffle- 
gesetzen nicht erwähnt wird, indem ja aus gleichem Grunde 



210) Tergl. St. L. R. Th. III. $. 8. S. 33. V orm« Dd tc haf ts» 
f$ä%t voa lftl7. |. 40. «. R. S. II. 5. 39. MoafttAehrontli Ilf. :371» 
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lach dit Tiitoriieli« Vor um to h iil aufhört. Allän ditfe 
hSiH «neh ««f , dttvcfa Abiondeniag dM Seboet , der eiäcfD 

eigeDen Rauch führt, und so müssten wir denn auch in 
diesem Falle den gleichen Scbluss zulassen. Das geht nun 
aber nicht an , indem die Vormundsciiaftsordiiuog von 
1792 noch diesen Fall erwähnt: 

I. §. 2. Wenn ein junger zünftiger Burger einen eige- 
nen Rauch fuhrt wird die Vomandaduift ohne anders 
aufgehoben. 

das VoriD|iiidschaftsg[Ca^ TOa 1803 dagegen und des- 
sen seitherige Redactionen — sicher nicht ohne Absicht — 
io der Aufzählung der AuCbebungsgründe der Vonaiand* 
•i^baft jenen Grund weglassen. Wir schliessen daher auf 
jenefa StiUschwcigen in Verbinduu^ mit den bei den vater^ 
terlieMn Vormuadschaflen geltenden R^chtsgrundsätzen nur f 
dass sowohl die Erlangung jener Aemter als die Betreibung 
«ines eigenen Berufes nicht schon an sich und ohne weiters 
die Vormundschaft beendigen , sondern nur als Gründe 
dienen, um die Behörden zur Entlassung zu bestimmen. 

6. Die dritte Form nämlich der Aufbebung ist die 
Entlassung aus. der Vormundschaft \oj[. erreichter Voll- 
jährigkeit, welche nur auf Männer anwendbar ist. Die 
g9wöbnliol|en Waisenbebörden sind indess nicht einmal be* 
fttgt.j^ iiieaiqr EnUauui^g, sondern es rauss dies<$lbe> wenn 
der Minderjährige das zwanzigste Jahr zurück gelegt bat, 
dep Ralhe. des Innern angetragen und von . dieaem gutgo- 
beissen werden; wenn der Minderjährige noch jünger ist, 
so muss sogar der Kleioe Ra^h ("Regierungsrath) die Ent- 
lassung ertheileo^*'). 

84« -B. Charakter dieser Vormundsehaft, Yer«- 

•DtwortHchkeit, 

1. Die deutsche Vormundscbafk unterscheidet sich von 
der römischen wceentlich echon dadurch , dass der deuteche 

.! 

211} Vorm. Gti. 1803. §. 41. 1817. 40. b. 
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Voriniuid mcbt bloMdie üiatigehide Hradbmgpfabigktltsmi« 
Miindelf «rganxen und deaaca Vcrm^o yer walte« mU» 
«podera dasf er die ganxts Pi^sSdlipUitit des liüvdeb aelbat 

in seioen Scbats Bkintt und llir gehörige Aiisbttdung dee* 

aelben bedacht ist. Er hat somit fiir Erziehung, freilieh 
unter Mitwirkung der Mutter, für Schul- und Berufsbil- 
dung des Mündels zu sorgen ^'^) und so stellt sich denn die 
deutsche Vormundschaft als ein weit innigeres Familien- 
verhältniss dar als die römische Tutel oder Cura, welche 
beide eine Torfaerrsehend Termögemrecfatliche Bedetttuo| 
haben. 

2. Er nhnmt das auf Grundlage eines Inventars Qber«> 
nommene VermÖgea der* Pupillen in s^ne Gewere und 
seine Verwaltung^. Indessen wurde doch schon sehr frVhe 
verordnet, dass alle'wiehtigern Instrumente, als namenllieh 

GUUen , Schuldbriefe , Kaufbriefe und Schuldurkunden von 
Bedeutung, der Vormundschaftsbehörde zur Aufbewahrung 
übergeben werden sollen, wodurch denn natürlich der Vor- 
mund, zwar nicht von der Besorgung dieser Vermögens- 
stUcke, aber doch von der Verpflichtung frei wird» iiir 
sorgfältige Aufbewahrung einzustehn^'^). 

In. diesem Rechte der Verwaltung liegt nun aber weit 
mehr als nur die Sorge fiir geh^Mge' Auibewahrang' und 
etv^a noch Sicherstellang des Vermögens. Der Vemrand 
repräsentirt den Mtindel vollständig und kann in seinem 
Namen Verträge absehliessen, VerKusserongen, VerpftiN 
düngen yornehmen, gleich einem Vater mit Bezug auf das 
Vermögen seines Kindes. Auch in der Art und Weise, 
wie diese Verfügungen vorgenommen werden, finden wir 
einen durchgreifenden Unterschied von der Behandlung des 
römischen Rechtes. Dieses nämlich gelangte nur nach vielen 
Jahrhunderteo in Folge eioer allmälig sich ausdehnenden 



Vorm. Ges. v. 1792. III. $. 6. r. |M7. |. 18. HitUr- 

ttai«r deutsches Privalrecht §. 372. 

213) Ordoung v. 1614. Vormun dsch«f ugeAetz y. 1792. III. 
J. 3. 4. r. 1817. $. 22. 
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BDtwickkng dam, , in imncr weitern KftiteB Princip 
einer freien Stellvertretnng anMerkennen. Daker 
kooote das alle Inetitnt der Tutel auch indit nnCer diesem 

Gesichtspunkte aufgefasst werden und man war gezwungen , 
entweder den Tutor in eigener Person durch seine Hand- 
lungen für die Pupillen zu verbinden, oder die Handlung 
dnrch die Pupillen vornehmen , und durch den Tutor nur 
Ipenehmigen zu lassen. So kam es , dass selbst bei unmün- 
digen Knaben die Thätigkeit des römischen Tutors sich nur 
ala eine ergänzende daratellte. Dtr Minderjährige aber, 
wenn er auch einen Cnrator hatte, -erschien snnäch»t voll- 
fconnnen handhugsfabig; und wenn sich somit auch bei 
diesem apliteren Institute leichter der Grundsatz der 8t^ 
verlretung ausbilden konnte, so war doch die Stellung des 
Minderjährigen so , dass er in der Regel selbst handelte und 
der Curator nur seinen Consens ertheiltc^'*). 

Die ganze deutsche Vogtschaft dagegen Uber Frau, 
Kinder , Unmündige bat überall schon den Grundsatz der 
Stellvertretung in ihr Wesen mitauf genommen und so 
finden wir den Vormund unbedenklich im Namen des Vogt« 
lings bandeln, und mit yoUer Wirkung ftir diesen frei Uber 
das Vermögen desselben schalteit. Hätte das römisdie 
Recht in jenen innigsten Familienrerhältnissen des Ehemanns 
zur Frau und des Vaters zu den Kindern nicht die strenge 
Gewalt gekannt , so wäre es wohl auch in der Lehre ron 
der Vormundschaft schneller zu einer Anerkennung der 
Stellvertretung gelangt. 

Auf der anderen Seite dürfte hinwieder die Ausübung 
dieser Stellvertretung, wie sie sich in unserem Rechte äus- 
sert, an der Einseitigkeit leiden, dass oft die unter Vor» 
mundsefaait stehenden Minderjährigen, wenn sie auch schon 
eine gewisse Reife der Bntwickfamg erlangt haben, die sie 
iMlahigt, über einzelne Rechtsgeschäfte mu urtheilen, um 



214) Ttrgl. T. Savigay t. Schalt 4«r MMtrilhrigcii ia in Abluiad- 
Ittagen 4vt Btrliatr Aluidcnii«. Jahrg. 1833. 5. 1. ff. 
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Ihn Meknog gar nicht befragt» nöd soiMt' «ucb ftMbl 
▼efanlasst werden t ihre lotereaaeft selbst so wabtcii» 
. .3. Eine- Beschränkung der Verwaltung de« Vormmdetf 
von unten her durcli den .Wälen dea Vögtliogs findet ikh 
tORiit In-uDaerm Reehle nidtf» Desto frßsser, wenn frei- 
lich nicht sorgfaltig bestimmt, sind die Besehrankungcu des- 
selben von oben her durch die Ein- und Mitwirkung der 
Vormundschaftsbehörden. Alle wichtigern Ge- 
schnfte, namentlich aber active und passive Darleben , 
bedeutende. Bauten , alle Kaufe , Täusche, andere Ve#f 
äusserungen. und Vergleiche bedürfen der Genehmigung dea 
Unterwaisenanites (Geineinderathes) ; und wenn auch:djna«i 
die Saebe fUr ftHMonders wiebtig hält» so soU c» die Jßt9 
nebroigung des Oberwaisenemtes (BeEivkamtbei) einholen^ 
Zu Processen bedarf es sogar imnier der .Vollmaelit det 
let^eren Behörde*^'). In älterer Zelt mochte sieb der Vogl 
oft an die Familie, insofern er von ihr bestellt war, odet 
an die Vormundschaftsbehördc gewendet haben in Sachen, 
deren Erledigung er sich scheute von sich aus vor^Lunehmen ; 
gebunden zu der Einfrage war er aber darum noch nicht 
und auch die .Tbaiigkeii der Behörde mehr eine rathende 
ala eine besebliesaende. *]^och in den Vormundschaftsordi» 
nungen too 1695 und 1738 finden wir die Mitwirkung der 
Behörde unauagebildet« £v«t die. Vormundsdiaftsordnung 
von 1792 9 Wielehe auch in andern Beziehungen eis die Crrund- 
Uige der. neuere Vormundsebaflsgesetze angesehen werden 
muss , nimmt die Thätigkeit der Obervqrmundschaftsbehörde 
in höherem Grade in Anspruch, und setzt die Grund^uge 
fest fiir die Mitwirkung des Waisenger ich tes , welche sich 
dem Wesen nach erhielten. 

4. Diese positive Antheilnahine der Voruiundachafts- 
behörden an den Rechtsgeschäften des Vögtlings, welct^s 
sich von einer blossen • Beauftiahtigunst wid GontroUirung 
der Handlungen des Vormundes unterscheidet''^) » hat nun-» 



215) Vorm. Ges. v. 1817. ^. 18.. 19. 3t,6, 

Sl() DaM 4itM i«lcl«M TIXUiMIt Sw IMittrit tmI illter M, it^hm 
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nclir eine grosse Bedeutung für di^ Vcrantwortlielikeit aller 
dieser leitenden Personen gegenüber dem Vögilinge. Nicht 
bloss der Vormund, auch die Waisenrä'the (Gemeinderäthe, 
Bezirksräthe) , werden nunmehr verantwortlich und hahen 
allen Schaden zu vergüten , der aus ihrer Arglist oder ihrer 
Fahrlässigkeit erwachsen ist. ISähere Bestimmungen , in wel- 
scher Weise sich das Verhältniss der verschiedeaen Personen 
einander und zu dem Vögtlintjr mit Bezug auf diese £r- 
sat^pflicht gestalte, finden sieb in unsern Vorraundsehalls* 
.Ordnungen nicht enthalten. Ajos der Bedeutung der ver^ 
scbiedenett Institute scheinen aber folgende Regeln sich zu 
^rechtfertigen : 

0) Der Vormund hat alleiD von sich aus gehandelt, 
ohne dass die Vormundschaftsbeliörden darum wissen. 
Hier Iiaftet er allein, und es kann nicht etwa sub- 
sidiär die Verantwortlichkeit der Behörden in Anspruch 
genommen werden für Handlungen oder Unterlassun- 
gen , die überall nicht von ihnen ausgingen , bei denen 
• sie daher weder arglistig noch fahrlässig sein koon* 
«•n»»0- 

b) Der Vormuh^ handelt in VerbinjlMng mit der 
Waisenbeh örde und zwar so, dass letztere de- 

fijaitiv vejrfügt. Man hört zuweilen den Satz« 



vergl. obea Buch III. §. 26. S. 460« ffMb ali«n VomimdicliaftsordBiuigm 
V. 1695. 173S« 1792. 1803. 1817. werden die voo dem Vormand« ZQ ttel- 
Menden Rerhnangeii vom der er^tiiiütanxlielien Waisenbehärde in Znzug einep 
odei* zweier der nachslen Anverwandten des ßevogtrten geprüft , and so hat 
sich noch immer neben der coiitrahirenden Tbatigkeit der Behörde eine Mil- 
•wir)(iing dar Familie «rlMHettt wf« aacb der RaUi diaser iinwie» ta baMu- 
4ara taklitigwi ▲Bgalesaabeil«» «tofilioli wird. Tarfi. auch UerrschafU« 
jradit T. Knoaan Art. 25, Re^ewsberg Art. 76. 

217) Das Civilgesetzbuch für den Kauton Bern S. 210. scheint freilich 
von einer allgemeinen .snb<iidiat en Haft der Vormundschatlslieliorde /.ii reden , 
und »o versteht denn auch Dr. S. L. Schnell in «einem Commentar dazu die 
Stall«. Iadess4B kann das Geaalz doeli auch nad noch hassar ao varstaadaa 
irardaa, data but da«n dia Vormandaehallahahörd« •«baidiür hafte, waan tia 
wanigslaM niltalbar — x. B. durch BcticllaDf aioas Mlmglichen Vormandat — 
Schaden veranUüst bat , nicht aber , wenn aia kcinertai wadar nnmittaHuura noch 
mittelbare Schuld an dam Schaden trügt. 

BfanlidbU ^eahbRewIiidil*. II, 14 
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dass in diesem Falle die Verantwortlichkeit dem Vor- 
mnnde abgenommen und dem Waisenamte .aufgebOrdet 

werde. Allein in dieser Allgemeinheit ist der Satz 
unwahr ^'^). Da sich nämlich die Ersatzpflicht zunächst 
auf eine Schuld (Absicht oder Fahrlässigkeil) grün- 
det, welche den Schaden veranlasst hat, so muss nötb- 
wendig vor allem aus daraufgesehen werden, welcher 
Theil zuletzt gebandelt oder die Handlung erfüllt habe. 
Demnach gelangen wir zur Unterscheidung dreier Ft^lle. 

Erster Fall. Der V<»r round berichtete sorg- 
fältig über die Sachlage, um die Behörde zn einer 
geeigneten Verfügung zu Tcranlassen, Die Behörde 
verfügte aber auf eine böswillige oder fahr- 
lässige Weise, woraus denn im Verfolge Schaden 
entstand. Hier haftet der Vunnund nicht, inde»n auf 
ihm auch keine Schuld ruht, wohl aber werden die 
Mitglieder der Behörde den Schaden ersetzen 
müssen. 

Zweiter Fall, Der Bericht und Antrag» des 
Vormundes war arglistig oder fahrlässig und 
geeignet, die Behörden in itkren Beschlüssen 
zu missleiten* Wenn nun aus- ihrer Verfügung 
Sehaden entstand, so lag doch die Schuld derselben 
nicht auf der Behörde , sondern vielmehr auf dem 
Vormunde; und somit wird jene von der Ersatz- 
pflicht frei bleiben, welche diesen trifft. 

Dritter Fall. Beide Theil e, der Vo rmund und 
die Behörde, benahmen sich fahrlässig oder 
dolos* Dannzuroal haften auch beide und zwar so» 
dass zunächst der Vormund, subsidiär> die 
Behörde, Ersatz leisten muss. Der Gmnd, warum 
jener voraus und in Torzttglichem Sinne haftet, die 
Behörde dagegen erst, wenn er insolvent ist, liegt darin, 
dass der Vormund dem Vögtling näher steht, mit des- 
sen Angelegenheiten besser vertraut und für specieile Be- 



21S) Vergl. Moa. Glireii. V. 72. 
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Murgung «igeos beitellt üt» wlOireDd die Bdiörde 
dbgegen crft durch die Vermittlupg det Voraandcs 

mit dem Vögtünge Terbunden, und. um ihrer allge- 
• ineiiieu auf alle Vöglling'e bezüglichen Stellung; willen 
aucli weni^^er veranlasst ist, den Angelegenheiten eines 
einzelnen Vögtlings so besondere Aufmerksamkeit 
widmen, wie die einzelnen Vormünder, 
c) Ganz ebenso stellt sich die Sache, wenn der Bezirks- 
ralh den BeschluM fasste auf Bericht und Antrag des 
Geiaeioderathef* Ea.konuit aämfich %u den zwei 
bbberigan Gliedern nur ein drittes hinzu « das sieh zn 
^, diesen Vjerhälty wie das zweite (Gemeinderath) zum 
ersten (Vormund). 

5. Wenn wir bisher etwa von der Verantwortlichkeit 
der Vormundschaftsbehorde redeten , so war der Ausdruck 

' nur uneigentlich gebraucht. INicht die Behörde als solche 
ist ersatzpflichtig, sondern die einzelnen Mitglieder 
der Behörde, insoweit sie fahrlässig sind, haften mit 
ihrem Privatvermögen ; denn da die Schuld eine persönliche 
ist» aus dem bösen Willen oder dem Mangel an Sorgfalt 
der einzelnen Personen besteht » so werden auch eben diese 
Personen und nur sie ▼erantw-ortlieb. Es kann in unserem 
Reebte um so weniger Zwei&i darüber sein, als die Bezirks- 
ra'tbe ids Behörden überall kein Vermögen haben, somit auch 
keine ju ris tisc he n Personen sind (wenn auch schon poli- 
tische), die in Anspruch genommen werden könnten^'^), 

6. Unter der Fahrlässigkeit, welche zum Schadens- 
ersatze verpflichtet« verstehen wir zunächst allerdings auch 
eine leichte» geringe Fahrlässigkeit (culpa levis), jedoch 
in dtm Sinne, dam der Massstab eines sorgfaltigen Mannes 
nnd guten Hausvaters* nach wdcbem dieselbe gemessen 
wird f mit Beriieksiehtigung des allgemeinen Culturzustandes 



219} Dr. S. L. Sehoall la atwewi Gommcnl^ M 4fMi B«raer>lrMip 
gtttit S* 210. nimmt an, es hiifie die Gemeinde Mlbtl aiil dem Gemeinde- 

Termögen und es sLehe dann ihr nur wieder der Regress zu aaf die Beamie- 
t«D. leb bezweifle die JBicbtiskeit dieser Auidit auch für da« fieraerrechtr 
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sowohl als der.vegdiiiMngen Fähigkeit unserer Vonnand- 
seha£lsbeh6rden und. Voriminder nicht sehr aogistlieh zu 
bestimmen ist. Eine zn .grosse Strenge könnte leicht dahin 

fiihren, dass einfache nnd rechtliche Männer sich solchen 
Stellen möglichst entziehen würden und so einen viel weiter 
gehenden Schaden für die ganze vorniimdschaflliche Verwal- 
tung zur Folge haben. Die Besorgniss vor einer zu grossen 
Verantwortlichkeit hat ohnehin schon mancherlei falsche 
fiegrilTe von derselben veranlasst, und zu unrichtigen Maxi- 
men^ verleitet. Dahin rechnen wir namentlioti zwei ziemlich 
verbreitete Irrthiimer; den einen, dass die Vonnundschafts- 
bebörden oft meinen , sie dürfen im Nanien ihrer Vögtlinge^ 
zu keiner Liberalität Hand, bieten, den andern, dass die- 
selben sehr geneigt sind , jedes zweifelhafte Recbtsverhält- 
nis8 sofort auf dem Wege desProcesses erledigen zu lassen. 
Zwar ist in beiden Fällen Vorsiclit allerdings nö.tbig , aber 
zugleich kommt in Betracht, dass die Vormundschaflsbe- 
hörde, indem sie Vaterstelle vertritt, auch wie ein vernünf- 
tiger Vater zu bandeln hat, und somit theils da, wo die 
Sitte oder Pietiitsverhältnisse odei^ sonstige Gründe eine 
Liberalität rechtfertigen, zu dieser ermächtigt ist, theib, 
wo der Ausgang eines Processes zweifelhaft ist, in vielen 
Fallen besser thut, denselben durch Vergleich zu erledigen* 

6. 35. G. Uebrige Arten der Vormundschaft. 

Es werden in der Vormundschaftsordnung von 4792 und 
in den seitherigen Gesetzen noch folgende Arten der Vor* 
muadschaft erwähnt : - • 

d) Bevormundung wegen Krankheit. Wenn ein 
Volijäbriger durch .Krankheit in die Unfähigkeil ▼ersetzt 
wird^ sein Vermögen selbst zu verwalten so wird auf die 
Anzeige der Anverwandten von den Waisenbehörden nach 
vorheriger Prüfung des Falls eine obrigkeitliche Vormund« 
Schaft angeordnet. In vielen Fällen wird es auch da nöthig 
werden, das Publikum davon in Kenotniss zu setzen, um 
jeden Rechtsverkehr mit dem Bevogteten zu verhüten, welche 
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Bekanntmachung 4Mrch die Gerichte geschieht. Diese Vor- 
mundschaft wird aufgehoben , sobald dem Bezirksrathe 
nachgewiesen ist, das» der Grand derselben wegfalle ^^®). 

2) Die Bevormundung wegen Verschwendung 
kann erst dann eintreten , wenn vorher schon durch die Be- 
hörde Versuche gemacht wurden, den Verschwender zu bes- 
sern, was denn freilich praktisch nur eine Verzögerung zur 
Folge hat , die zu weiter nichts hilft, ' Eher lä'sst sich da- 
gegen rechtfertigen , dass der einzelne Bürger gegen eine 
zu rasche Bevormundung durch andere Formen geschlitzt 
wird. Die erste Prüfung des Falles geht nämlich auch hier 
wie in anderen Fällen von der Vormundschaftsbehorde aus 
auf Anzeige der Anverwandten oder der KirchenstiJlstande 
oder auch ohne solche von Amtes wegen. In älterer Zeit ge- 
langte die Sache aber immer an den Kleinen Hath fiir die 
Stadt and die inneren Vogteien , an die Herrschaftsgerichte 
Sn den ifiusseren Vogteien » gegenwärtig an den Bezirksrath, 
Haben sich dann die Watsenbehörden von der Nothwendig* 
keit der Bevormundung überzeugt, so wird die Sache erst 
den Gerichten überwiesen. Willigt der zu Bevogtigeude 
freiwillig ein, so macht freilich die Sache keine Schwierig- 
keit ; indess niuss er doch selbst in diesem Falle persönlich 
vor dem Gerichte erscheinen und seine Zustimmung er- 
klMren. Verweigert er dieselbe, so bedarf es eines Pro- 
cesses, nm die Bevogtigung gerichtlich bestätigen zu lassen, 
Ist sie auf die eine oder andere Weise sicher gestellt, so 
wird das Publikam durch die Gerichte von dem Geschehe- 
nen in Kenntniss gesetzt und ÖfTenfUch vor jedem Geschäfts- 
verkehr mit dem Bevogteten, ohne Wissen seines Vormun- 
des, gewarnt"*). Diese Vormundschaft wird wieder auf- 
gehoben, wenn der Bevogtete sich zwei Jahre lang or- 
dentlich betragen und sich von Neuem würdig und fähig 
gezeigt hat, seinen Sachen selbst vorzustehen. Auch diese 
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EntUiMuiig gesehielit durch ZuMnuiieDwirkeii der Vorromid* 
sehaftsbehörden mit den Geriebten. 

3) Von der Vormundschaft über die Ehefrauen 

der Falliten haben wir schon oben in §. 29. gehandelt. 

4) Vormundschaft für Abwesende. Wenn der 
Aufenthaltsort eines Abwesenden unbekannt ist , und er kei' 
nea Stellvertreter bezeichoet hat, um in seiner Heimat leiii 
Vermögen zu Tcrwalten» so treten auch da die Vormund** 
ichailabebörden Toraorgead und scbUtzead ein und ernennen 
einen Vormund, der das Vermögen yerwalte und für den 
Abwesenden bandle. Die Befugnisse dieses Vormnndee 
werden im Ganzen im Sinne der Vormundsohafk Uber Min- 
derjährige bestimmt. Aber zwischen beiden Arten der 
Vormundschaft besteht zugleich eine wesentliche Ver- 
schiedenheit, die hinwieder Etnfluss auf die Behandlungs- 
wcise haben muss. Die Minderjalirisjen sind nämlich per- 
sönlich unfähig^ zu eigener Verwaltung. Die Abweseudea 
dagegen sind persönlich dazu fähig, aber es ist um ihr^r 
Entfernung willen oder vielmehr wegen der Ungewissheit 
ihres Aufentballes die Ausübung ihrer VerwaKtnng in der 
Heimat unmöglich, wenn nicht für ihre Stellvertretung ohne 
ihr Zuthun gesorgt wird. Somit kann man nur uneigent« 
lieh von einer Vormundschaft Uber Abwesende reden, 
denn sie sind persönlich in keiner Weise an den Willen der 
Vormundschaftbehörden gebunden. Sobald sie erscheinen, 
können sie Uber ihr inzwischen von dem Vormunde ver- 
waltetes Vermögen frei verfügen, und die Behörden mÜMCn 
ihre Veriiiguogen , da sie von selbständigen Leuten aus- 
gehen , ihrerseits respectiren. Desshalb haben wir mit Ab* 
sieht die VormundsehafI als eine Vormundschaft für Ab- 
wesende bezeichnet. 

Dieselbe darf auch nicht bloss aU eine Vormundsehaik 
über das Vermögen der Abwesenden angesehen werden, 
sondern neben der Verwaltung dieses Vermögens ist zu- 
gleich der Vormund in Verbindujig mit den Behörden als 
bevollmächtigter Stellvertreter des Abwesenden 
anzusehen. Insofern wird in seinem Mamen contrahirt. 
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'werden Erbschaften angetreten und andere Rechtsgeschäfte 
vorgenommen. Sie hat somit ausser der sächlichen Be- 
deutung, die sich auf den Schutz und die Wahrung des 
vorhandenen Vermögens bezieht, auch eine persönliche, 
iosofera io ihr die Befugniss auir Stellvertretung liegt. Nur 
ist diese persönliche Bedeutung immer beschränkt durch die 
Rückficht darauf« fUf» der Abwesende oicbl etoet Uber ihn 
f(Cietzteii Vormundeey eöndern nur eines für ihn handelnden 
Stellvertreters bedari^). 

36. Charakter des Fordernogsrcchte s. 

Anf keinem Gebiete des Privatreehtes der germanischen 
Staaten hat das römische Recht so p;rossen Einflnss erlan||:t 
als auf dem Gebiete des Rechtes der Forderungen. Zu 
derselben Zeit, als der Verkehr in den StiCdten anfing leb- 
hafter zu werden und verwickeitere Vertragsverhältnisse 
häufiger zu machen, zog die erneuerte Wissenschaft des 
römischen Rechtes die öffentliche Aufmerksamkeit mit Ge- 
walt an sich. Die sehr ausgebildeten, eine Menge einzelner 
Fälle scharf behandelnden Theorien der römischen Juristen» 
wie sie sich in den Digesten gesammelt vorfanden» schienen 
ein praktisches Bedürfniss zu befriedigen» welches in einer 
gerade hier noch wenig entwickelten deutschen Reobtskusde 
keine Befriedigung fand. Zugleich hatte das rllmische 
Recht selbst in seiner neuesten JustinianischeD Gefialtung» 
welche aMn dem europäischen Mittelalter bekennt gewor* 
den, vieles von seiner frühem nationalen Eigenthümlichkeit 
verloren. Es war vorzüglich seit dem Untergange der 
Klageformeln, die früher für die ganze Bedeutung und Wirk- 
samkeit des ältern römischen Obligationenrechts so sehr 
wichtig waren und demselben einen höchst eigenthümlichen 
ci«ilen Charakter verliehen» viel abstracter und aueh für 
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fremde Völker sehr viel zugänglicher und versfäiftlficher 
geworden, wodurch die Möglichkeit seiner Herrschaft sehr 
gefördert ward. 

Dessen ungeachtet finden wir seihst hier das röinische 
Recht nicht ohne weiters wie es war auf die neue Welt 
übergehen. Indem es sich über diese ausbreitete, mussle 
et zugleich dem Geiste der aeuen Welt weseatliche 
GonceMiooen machen und bedeutende Modificationen io sich 
aufnehmen« Mur indem es sich diesem anschmiegte» konnte 
es zur Herrschaft gelangen. 

Die Veränderung, welche das gemeine Recht erlitt, 
betrifft sogar den bedeutendsten Theil des Obligationen- 
rechts, die Erzeugung einer persönlichen Verbindlichkeit 
durch Vertrag. Selbst das Justinianische Recht verweigerte 
noch einem blossen Vertrage die Klagbarkeit. So sehr sicl^ 
auch die Ausnahmen .in - der spätem 2eit zu Gunsten der 
Wirksamkeit blosser formloser Vertrage vermehrt . und an 
Ausdehnung gewonnen hatten 9 so war doch immer noch 
die Stipulatio die regelmässige Form geblieben » einen toU- 
kommenen Contract abzuschliessen^^). Diesen .Hauptgroad- 
satz musste die neue Zeit verwerfen, denn von einer Sti- 
pulatio wusste sie nichts und eine solche Form, der nur 
das Leben Sinn verleiht, liess sich nicht von den Juristen 
dem Volke aufzwingen. 

Eben so wenig verstanden die Juristen aber» den Reich« 
thum an Vertragsformen« welcher noch unentwickelt in 
älterer deutscher Sitte yetliorgen lagt hervorzuziehen und 
gehdrig zu beachten* Sahen sie doch yoroehm genug her- 
unter auf das Recht» welches in* ihrem Volke autgewaeh- 
sen, aber nicht in kostbaren Manuscripten und in lateinischer 
Sprache geschrieben war! Daher wnssten sie nicht anders 
sich zu helfen, als von der Stipulatio die römische Form 
abzuschälen und den materiellen Gehalt, die Vereinbarung 
des Willens, gleichviel wie er sich geäussert hatte, für 
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geoUgend zu erklären , um einen bindenden Verlrag zu be- 
gründen. Abstracte Vorstellungen von "Willensfreiheit und 
vermeintliche Festhallung der deutschen Treue an dem gege- 
benen Worte trugen das Ihrige da^^u bei. 

So wurde nun, was die römischen Juristen von der 
Stipulatio gesagt hatten , auf alle Verträge überhaupt aus« 
gftdebnt und dip Klagbarkeit auch der formlofeD Ver- 
träge alt Groadprincip beibehalten''^)« Dainit niuMte 
nothwendig die römbche Lehre von der Entstehung der 
Contraete zuMtomenstürzen. Und eo bildete eich ein neu ee . 
gemeines Recht aus, zum Theil auf unrömischer 
Grundlage ruhend, aber seine Theorie im Einzelnen 
fast ganz aus der römischen Lehre schöpfend. 

Das neuere gemeine Recht der Forderungen hat aber 
noch ein anderes Element in sichv weiches mit den römi- 
schen Theorien nur in einer sehr mittelbaren Verbindung 
st^ht. Der Handel » die Fabrikation und die Industrie über- 
haupt in dem Umfange» wie sie gegenwiMg zu einem der 
mtfditigstett Hebel des gesamroten Lebens geworden sind, 
gehören offenbar der neuem und neuesten Zeit an. Das 
römische Recht — so weit wir dasselbe wenigstens« ken^ 
nen — scheint nur ein sehr dürftiges Handelsrecht besessen 
zu haben, und kaun der neuem Zeit in dieser Beziehung in 
keiner Weise genügen. Der verfeinerte Weltverkehr, an 
dem Terschiedene Nationen Theil nahmen, schuf eine Menge 
Ton neuen Instituten , die namentlich auch eine höchst eigen- 
tbiimliche juristische Bedeutung erhielten* Auf dieser modei^nen 
Basis erwueks denn eine dnrehans neue Theorie eines eu» 
ropäischen Handelsrechtee» die freilich noch lasge 
nicht ihrer Vollendung zugereüt ist, die aber in neueuro- 
päiscben Lebensverhältnissen wurzelnd diesen neuen Ge- 
sichtspunkt festzuhalten gezwungen ist. Wenn es erlaubt 
ist, einen altrömischen Ausdruck für diese neue Gestal- 
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tung zu branehen, so können wir in «Uesen ReefaUTerhiau 

Dissen ein neues Jus Gentium erkennen. 

So sehen wir überall ein gemeines Recht auf dem Ge- 
biete der Forderime^srechte vorherrschen, entweder das 
römische in seiner modernen Gestalt, oder dieses neu- 
europäische. Die- Abweichungen der einzelnen Partiku* 
larreehte und so denn auoh des unsrigen können daher hier 
nnr in eine ganz untergeordnete ^Berückaiehtigung fallen* 
Darum wäre es durehaas unpassend t gelegentlieb bei Bebend« 
. hing des Zörebcriscbeik Recbtea auob die gcmeloe Tbeorie 
zu erörtern I die vielmebr ihrem Wesen naeh ans einem 
▼iel freieren , umfassenderen Gesichtspunkte allein su be-* 
greifen ist. Auf der amiercii Seite können wir uns aber 
auch nicht damit befassen, alle die kleinen geringftigigea 
Nlianzen einzeln aufzuzahlen, die ja ohne jene gemeine 
Theorie gar nicht verstandlich waren. 

£s bleibt uns demnach dem Plane dieses Werkes gemaiaa 
niebts anderes übrig , als einige Hauptinatitute, die raeistena 
auf germanisebem Recht baairty eine eigenthuaili^e beaon- 
dere Gestaltung in nnaerm Redile erlangt baben» wie na* 
ncntUeh die Lehre Toa 4fon Scbnldbriefen» bervomvbeben 
nod im Einseinen »Iber en betraehten« Dagegen, werden 
wir alle Übrigen Institute, als z. B. die ganze so höchst 
interessante Lehre von den Gesellschaften, welche nur von 
dem modernen Standpunkte aus gehörig begriffen werden 
können, die Lehre von den Assecuranzen, von den Wech- 
seln*, die bereits eine Zürcberisebe Bearbeitung erfahren 
bat^'O» gut als die Lehre Ton den Verträgen im AU* 
gencinen u. s«. w. gÜnzUoh stur Seite lassen« 
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$. 57. Verpflichtang zur Armenmi terstäixmig. 

1 . Unser Armenrecht ist zwar lange nicht so ausgebildet 
als das Armenreeht in andern germanischen Ländern, na- 
mentlich in dem allen skandinavischen Norden''*), aber doch 
immerhin Ton nicht geringem juristischem Interesse und 
efarwUrdig durch seine Grundlage* So lange noch die 
Ehefrau in der Haushaltung des Ehemanns , die Kinder in 
dein Hause des Vaters leben , werden ihre Ansprüche auf 
gehörii^en Lebeosunterhalt schon durch die ganze Gestal- 
tung der ehelichen und vaterlichen Vormundschaft charakteri- 
sirt und geregelt und es gehört die ganze Sorge für körper- 
liches und geistiges Wohlsein je nach den Verhältnissen • 
der Familie zu den Aeussenmgen de» Familienlebens» fallt 
somit auch unter den Gesichtspunkt des Familienreefates« 
Ist kiun aber die Familie getrennt und sind die Kinder 
seibständig geworden, aber dennoeh «iner BeibUlfe bedürf- 
tig, oder sind die Eltern verarmt und nicht im Stande sich 
selber die nöthige Subsistenz zu verschaffen, so hilft das 
oben schon behandelte Familienrecht nicht aus, eben weil 
hier Eltern und Kinder nicht mehr zusammen nur Eine 
Haushaltung bilden, deren Einkünfte und Ausgaben in Einer 
Hand concentrirt sind. Es wird daher das Unterstützungs« 
▼erhältniss mehr den Charakter eines obligatorischen Ver- 
hältnisses, wie liwischen zwei einander sonst unabhÜngigeD 
nur in dieser Einen Beziehung mit einander verbundenen 
Personen annehmen. Hiescr obKgatoriscfae Gfanrakttr tritt 
indessen in unserem Rechte niefat so stark hervor, wie 
im römischen Rechte ; vielmehr zieht sich die Rück- 
sicht auf familienrechtliche Verhältnisse durch unser ganzes 
Armenrecht als wesentlich und bestimmend hindurch und 
bewirkt, dass dasselbe auf der Gränze liegt zwischen Fa- 
milien - und Obligationenrecht , die Wurzeln in jenem schla- 
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gend und seine Säfte aus jeoem sieheod, die äussm Er- 
scheioung Bher andern obligatorischen Verhältnissen nach- 
bildend. 

2. Voraus sind die Verwandten eines Armen ver- 
pflichtet , demselben beizustehen und ihn zu unterstützen. 
Dabei ist indessen wohl zu beachten , dass keineswegs die 
Blutsverwandschaft hier als Quelle der Unterstützungs- 
pflicht angesehen wird , sondern vielmehr die erbfähige 
Verwandtschaft. Das Recht einen Verwandten nach 
seinem Tode zu beerben und die Verpflichtung ihn im 
Verarmungsfalle zu unterstutzen gehen von Alters her 
parallel, 

UerrschaftsrechtTon Andelfingen v. 1534. Art. 56* 
h. Es soll euch allweg vatter Tnnd nit muitermeag 
Bchaldig sin die fcynnder oder annder diirfl.'tig lüth- ze er^ 
stychen. 

Grafschaftsrecht von Kyburg von 1578. Art. 56* 
So ist avfih der Grafi'scbaÜ't Recht, welcher )edess 
abgangnen Menschen Goet , ob er etwas verliesse , 
der sechst erb ist , der ist auch schuldig , desselben ab- 
gangnen Kinder, ob er einiche and aber .kein Gnet Ter* 
Hesse , zn erznchen. 

Ebenso das Herrschaftsrecht von Wtilflingen 
Ton 1585. Art. 49« 

Herrschaftsrecht von Ossingen von 1601. Vnnd 
wssm Tnerzogen kinder Tnd aber kein gaot verbanden Ist, 
so ist naeh gmeinein bmch vod rechten Yatermag sehid- 
dig, die kinder ZOO erzflehen, 

Siadterbreebt yon 1716. Tb. H. $. 15. S. 46. Alles 
in der Ueinnng, dass aoch solche Bmder- und -Schwester- 
Kinder oder andere Verwandte in weitern Graden, 
die P^cbt aof sich haben sollen^ ihres verstorbenen Vaters 
oder Matter Bruder oder Schwester oder Verwandte in wei- 
tem Graden , wenn sie za Mangel und Armnth kirnen , 
mit nothdürtigem Unterhalt nach Proportion za verpflegen. 

ErUnternng von 1745. $. 1. 

Daraus folgt einmal, dass die Eltern keineswegs als solche 
verpflichtet sind» verarmte Kinder zu unterstützen ; vielmehr 
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wird ui der- Regel. die Mnlter^ oemlich insolm und inte» 
weit sie nicht erbfähig ist , so weaig alt, die Muttermagen 
augehaHen werden können, zur Unterstützung beizutragen. 

Es folgt daraus aber auch zugleich , dass die Unter- 
stützuDgs Verpflichtung nicht auf den Kreis der nächsten Vor- 
fahren oder Nachkommen eingeschränkt ist, sondern sich 
auch Uber die Seitenlinie bis auf ferner stehende Grade 
aasdehnt^s'). 

Da oim aber das Erbrecht von 1716. den Pfliehttheil 
der den erbfähigen Verwandten hinterlassen werden muss» 
je naeh der Mahe derselben verschieden bestimmt und auf 
den dritten Grad züricberischer (den sechsten Grad römi- 
schcr) Berechnung beschränkt bat: so dOrfen wir wegen 
des engen Zusammenbanges zwischen jener Verpflichtung , 
arme Verwandte erhalten zu helfen und dem Rechte, mit 
Sicherheit , wenn diese Verwandten mit Hinterlassung von 
Vermögen stürben, auf einen Erbtheil xu rechnen, ohne 
Bedenken sehliessen, dass durch dieselben gesetzlichen Be« 
•tinMMingen auch jene Verpflichtung näher regulirt , . somit 
je nach der Verminderung des Pfiichttbeils auch vermin- 
dert werde und mit diesem im dritten Grade zu Ende gehe« 

3. Wenn keine zur Unterstützung verpflichteten und zu- 
gleich geeigneten Verwandten vorhanden sind» dann geht 
die Verpflichtung auf die Gemeinde Uber, deren Btir-. 
ger der Arme ist. Insofern ist die Biirgergemeinde wie 
ein weiterer Familienkreis zu betrachten. Ihre Bürger 
sind unter sich durch ein gegenseitiges Band persönlich 



227) Man kann Zweifel haben ttbar 4ea Sina dar oaacslen Bcstinimaag 
Sa» Gaaalxcf t. 9. Honiaaf K36.- |. 2. E« lama aieb iriyadich da viar 

mögliche AiisiehUn denken ; 1) es sollie durch dieielba aichU aa dem altera 
Rechte vecäodert werden ; 2) es sollte die Verpflichtung der erbfähigeo Ver- 
wandten auf erbfaliige Eitern, Grosseilern , Kinder und Enkel beschräukt 
'werden ; 3) sie suilte auf alle Eltern, Grosselteim , Kinder und Enkel, sckd 
ai» ti4rabtg odar akbl, aa^adabat Warden ; 4) »ia aallli a«f diaat'Blila* 
f arwaodtaa aaliaidiiir aadidaaa da» KvtU dar ^alamagaa , in dina aia 
Iheilwalat frailich zaailehat vorkoonnua, frocbtiot aii(at|wocha« ist — a«t§a- 
debni wardaa* Die Beaiinwaaf iai daber gewiM keia Marter eiuer gataa 
fiadaklian. * 
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anMuimeD gehalten und «ehen dit Noth Euaelnen tiU 
ein Udbel an » weldic« der guaem Corporation widtrfififart, 
und welches su lieben ihre Pflicht ist» Man darf nieht 
zweifeln, das« diese Verpflichtung der Gemeinden uralt ist, 
wenn schon die geschriebenen Quellen sie nur selten er- 
wähnen. In den zürcherischen Einz.uo;sbriefen des sechs- 
zehnten Jahrhunderts wird derselben regfel massig gedacht , 
und auch die eidgenössischen Abschiede fiir das Thurgau 
ans derselben Zeit erwähnen häufig den Grundsatz, dass 
jede Gemeinde ihre Gemeindsgenoasen seihst erhalten. Miiaae* 
Diese Verhindung hat ▼orzugawdse einen persönfiehen 
Charakter , indem weder die aänunllichen Einwohner einer 
Gemeinde für ArmenunterstUtzung ia Anspruch genommen 
werden dürfen, sondern nur die Bürger der Gemeinde, 
und auf der andern Seite auch nicht alle verarmten Ein- 
wohner unterstützt werden , sondern immer nur die Bürger. 
Von diesem Gesichtspunkte aus hat sich der Gegensatz zwi- 
schen Bürgern und blossen Einwohnern (Ansä'ssen) am frü- 
hesten und zugleich am stärksten geltend gemacht. Da indessen 
die Pflege der Armen mit eine der Hauptaufgaben der 
christlitthen Kirobe ist und die hedeutenderen freiwilligen 
Beiträge fUr ihre Unterstützung doch viornäraliioh in den 
Kirchen eingehen, so ist es hegreiflieh,^dass die YerpAieh- 
. tnng, für die armen Mithürger zu sorgen, zunächst der hür? 
gerlichen Kirchgemeinde obliegt, und dass die Verwaltung 
des Armenwesens in der Regel den Kirchenstillständen zu- 
gehört. 

4. Die wesentliche Voraussetzung der Unterstützung ist 
auf Seite des Unterstutzuogbegehr enden Armuth, d« h« 
Unvermögen sich zu ernähren und überhaupt die notbwen- 
digen Lebensbedürfnisiie zu befriedigen. Schon hier tritt 
übrigens ein Unterschied ein, je nach den Tcrschiedenen 
Kreisen der Unterstutzungspflichtigen. Je enger noch die- 
ser Kreis durch Familienbande gezogen ist, desto bälder 
ist die UnterstOtzungsbedürftigkeit anzunehmen; je femer 
derselbe dagegen dem ursprünglichen Zusammenleben in der 
Familie steht, desto strenger rauss jene Voraussetzung iu- 
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tfrpretipt werdra. Sott die Gemeiodcy wtlcbe an fernitai 
ftehty sor ünteritiitsnog yerpfliehtet sein, so inutf et dem 

Pflichtigen gänzlich an allen psychischen und physischen 
Kräften fehlen, um die dringendsten Bedürfnisse des mensch- 
lichen Lebens zu befriedigen. Wo daher nicht entweder 
Jugend oder Krankheit oder Alter den Gebrauch der natUr-' 
liehen Kräfte verhindert , wird lediglich von dem freien 
Willen der Gemeinde abbangen, eine Unlerstützung zu 
geben. Eine Verpflichtung dazn aber iat nicht vor» 
banden''*). 

5« In einem äbnUeben Verhältnisa steht auch der Um- 
fang der Unterstützungspflicht. Auch da wird es weder 

gut noch möglich sein, abstrakte Hegeln zu geben, durch 
weiche derselbe zum Voraus genau bestimmt würde. Son- 
dern es wird vielmehr grossen Theils einem vernünftigen 
Ermessen anheim zu stellen sein , um je nach Umständen 
dem individuellen Falle gemäss das gehörige Mass zu iio- 
den. Mur einige Gesichtspunkte lassen sich hervor heben, 
auf die vorzUglich su sehen ist. So wird man namentlich 
wieder darauf achten roUsseni in welchem persönlichen Ver> 
hältnisse der Unterstützungspflichtige zu dem Berechtigten 
stehe. Je eiiger sie durch die Familie ▼erhnnden sind » desto 
mehr wird der individuelle Gesichtspunkt, die Rücksicht 
auf die Familie hervortreten , und es kann sich sogar die 
Unterhaltungspflicbt ausdehnen bis auf die Verpflichtung , 
standesgemässen Unterhalt zu liefern, z. B. für einen rei- 
chen Sohn^ gegenüber seinem in Armuth gerathenen Vater. 
In weiteren Kreisen der Verwandtschaft wird sich diese 
Verpflichtung schon immer mehr auf das Nothwendige be- 
anbränknuy his denn die sa'mmtUchen Armen gegenüber der 
Gemeinde auf gleicher Stufe stehen* Ferner kommt in Be- 
tracht die. grössere oder geringere Fähigkeit des Pflichti- 
gen » die näthigen Mittel der Unterstützung also nament- 
lich auch das nöthige ^Geld aufzubringen. Ueberfluss auf 



228) Ver|>l. davaiitr Mch ^Mls t. 9. Hwmaf ISM. f. t, 3. N. 8. 
IV. I7&. m4 179. 
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seiner Seite ist keioetwegt erforderlich aber doek miff 
fiir ihn die Mdgliehfceit noefa. eeb^ ohne sn ]«stig«e eigene 
Beschränkung dem Bedifarlligen beizustehen. Endlich ist 
darauf zu sehen , dass die Art der Unterstützung so ge- 
schehe, wie sie, ohne ihren Effekt zu hindern, dem Pflich- 
tigen am wenigsten beschwerlich fallt. Es wird somit die 
Wahl bei verschiedenen Möglichkeiten von ihm abhanden , 
und ebenso wird er auch selber Bedingungen an seine Lei- 
slungeo knüpfen können » weiche sich aus jenem Gesichts* 
punkte rechtfertigen. 

Bei Kindern kann sieh die Unlerstiltzungspflicht nicht 
auf blossen pliysisehen Lebensunterhalt beschränken, sondern 
moss auf die geistigen Bedürfnisse der Erziehung ausgedebnl 
werden. 

« 

$. 3S. Lehre Ton den Schuldbriefen. 
A. Einleitnag. 

Der Schuldbrief ist ein für den ganzen Verkehr so 
wichtiges und juristisch sb interessantes Institut,« dass 
wir es wohl zu rechtfertigen hoffen, wenn wir bei dieser 

Lehre etwas lange* verweilen. Dieses Institut hat sich 
erst in der neuern Zeit aus den Bedürfnissen des Verkeh- 
res auf eine sehr eigcnthümliche Weise entwickelt. Indem 
sich der Schuldbrief losmachte von der Unbeweglichkeit 
der Gülten und entschiedener den Charakter des Darlehns 
festhielt, blieb derselbe doch fortwährend in der engsten 
Verbindung mit dem darin rerpfändeten Grundstücke und 
erhielt zugleich ein besonderes Leben, welches ihn befi- 
higte, aus der Reihe des gewöhnlichen obligatorischen Verkehrs 
heraus zu • treten. Es ist die Geschichte dieses Institutes 
ein Beweis , dass die neuere Zeit nicht bloss fähig war , 
in ganz neuen Sphären, wie im Handelsrechte, eigenthüm- 
iiclie Institute zu schaffen, sondern dass es ihr auch gelin- 
gen konnte , in engem Verkehrsbeziehungen auf der Basis 
althergebrachter Verhältnisse , producirend zu werden. 
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Hätte die Herrschaft der fremden Redite itt Deattchland 

nicht überall hemmend und niederdrückend gewirkt, so vrür- 
den wir auch dort auf eine Menge analoger Erscheinungen 
treffen. 

Zu Anfang des fünfzehnten Jahrhundert» schon wurde 
der alte Cbarakter der Gült als eines Renten kauf es 
■kirt melir fiMtgehahco nad fang aueh äosscrlich die Bcden- 
lang des Geschältes als eines Darlehens an sieh geltend zu 
maeben^)* Innier aber konnte diese Bedetttnng» so lange 
im Uebrigen die Form der' GSlIen beibdbalten wurde, in 
derselben nur unvollkommen sich äussern, da jene Form 
doch immer von einem Kaufe hergenommen war, wäh- 
rend die eigentliche Absicht der Contrahenten auf ein 
Darlehen gerichtet war. Der Schritt, geradezu diesen 
Da leheascharakter auch in der Form der Urkunde festzu- 
halten, schien daher mit IM oth wendigkeit von dem Bedlirf- 
iiiftse der Zeit gefordert , und da man sieh bereits daran 
gewöhnt hatte, auch fUr Darlehen Zinse zu fordern und 
solches for erlaubt zu halten; da man femer ein Pfands 
recht auf Liegensjchaften (Satzung), sobald dassdbe in ge^ 
höriger ölfentlicher Form bestellt war, als eben so taug- 
lich ansehen musste, das Darlehen sicher zu stellen wie die 
(jrult , um den Kaufpreis zu gewährleisten: so e[elangte ,man 
zu der Form des Schuldbriefes. Auch noch einen an- 
dern Vortheil schien dieses neue Geschäft zu haben , wo- 
durch es sich hauptsächlich von der Gült unterschied, 
pämlich den Yortheil grösserer Beweglichkeit. Die 
iVsprOn^Kchen Gülten waren ihrer Natur nach nn^iiflöslich. 
Ia ier spätem Zeit wurde zwar die AuflÖslichkeit selbst 
zu Gunsten des RentenkÜufers (Creditors) — > häufiger aus- 
bedungen. Immer «aber lag doch in dem gqn^en Geschäfte 
etwas Steifes, Unbewegliches. Die Auflösung wurde doch 
nur als eine ferne Möglichkeit betrachtet, die etwa auch 
eintreten könne, in der Regel aber erst in spater Zukunft 
wirklich eixUrete. Für die ersten Schuldbriefe dagegen 

829) Ohem Wwk III. §. 20. S. 423. 
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i0t es gam cbarakteritliidi » dass «ie aar anf kuww Wk • 
nur auf d^ei Jabra eingegaogea wurden « ao.dasa mitbui 
gerade uingekelirt die Auflösung des Schuldyerhält- 

nisses nach kurzer Frist als das Regelmässige er- 
schien 

Im Jahr 1582 wurden zuerst sechsjährige Schuld* 
briefe gestaltet, und in der Folge noch langer dauernde» 
So eignete sieh der Schuldhrief für beides , sowohl um 
kürzere als um längere Schuldvf rkältnisse der ^rt .%% be- 
gründen« Und da das Institut »Mgleieh fähig war » Uber 
das Institut des Darb^benf hinaus aueb Kaufsuinnien oiler 
andeire TersinsHche Geldsebuldcn auf gleiche Weise in sieb 
aufzunehmen und sieher «u stellen; so verdrSugte es in 
kurzem die Gülten gänzlich, so dass schon in der zwei- 
ten Hälfte des sechszclintcn Jahrhunderts nur noch selten neue 
Gülten errichtet wurden. 

39. B. Geldaufbruchscbein (Copie). 

Dem eigentlichen Schuldbriefe, inwiefern darin ein ver^ 
zinslicbes Darlehen liegt, geht dann regehnnssig ein Dar«- 
lehensTertrag Torber, der in unserm Rechte auch ohne 
irgend eine besondere Form gleich andern formlosen Ver- 
trä'^en volle Geltung bat. ' Weil nun aber zugleich in dem 
Schuldbriefe eine Verpfandung von Liegenschaften liegt, 
und die Ausdehnung und der Werth dieser Liegenschaften 
auf den Creditor gewöhnlich bestimmend wirkt , um ihn 
zu dem Darlehen zu vermögen ; so pflegten die Schuldner 
schon frühe sich von den Landsclireibern sogenannte Co- 
pien oder Geldaufbruchscheine ausstellen zu lassen, worin 
auf eine amtlich beglaubigte Weise die zu verpfändenden 
Liegenschaften bezeichnet waren. Der Notar ist verpflichtety 
ii| diesem Scheine , so weit er aus seinen Protokollen I^ennt* 
fliss erlangt, die dem Schuldner zugehörigen und von ihm 



230) Gcrichtsbach v. 1553. AbAebniU III. 
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zur Verpfandung angebotenen Liegenschaften ^ jedoch 
ohne Angabe der Anstösser — ihrem Umfange nach aufzu- 
zählen, und bedeutendere Servituten, Realksten und altere - 
Verpfanduogen , die darauf haften, anzugeben ^^'). 

Sind auQ der Creditor UDd der Schuldner über die nähern 
Bedingungen des Darlehens einig geworden f so werden sie 
gewöhnlich Ton dem ersten auf die Capie gesehrieben und 
untercehrieben« und diese -dem Schuldner zw Besorgupg 
des Schnldbriefes in der Ifotariatskalizlci iibei|;ebcfi. 

Wir haben somit hier bereits ein dem eigenttichen Dar- 
lehen vorher gebendes obligatorisches Verha'ltniss zwischen 
dem Darleiher und dem Entlehner. Insbesondere ist jener 
schuldig , diesem zur rechten Zeit gegen Uebergabe des . 
Schuldbriefes die versprochene Geldsumme zu Ubergeben, 
und den Schaden zu ersetzen , der aus einer widerrecht« 
iicheo Zögerung dein Entlehner erwächst, z. B. weil er 
iniwischen anderswo um höhere Zinsen Geld erbeben muss, , 
oder weil er eineo andern Creditoe« den eit ans der ent- 
lehnten Summe befriedigeo wollte» nun ebenfoUs nicht sor 
rechten Zelt befriedigen kann und dessbalb in eine Coo^ 
vettlionalstrafe ▼erfellt. 

Der Creditor ist aber hinwieder auch nicht verpflichtet, 
<;ein Geld anders als gegen einen gehörigen Schuldbrief aus- 
bin zu geben. Er braucht sich nnmentiich nicht zu begnü- 
gen mit einer blossen Bescheinigung der Notariatskaozlei » 
dass die Schuldverschreibung im Protokoll vorgemerkt sei ; 
denti einmal verliert die bloss protokollirte Schuld nach zwei 
Jahren ihr Pfandrecht ^on selbst, während döeb das Rechts* 
gasobäfl gerade den Zweek bette» dauernde Sieberheit zn' 
▼eteehaffim^) und ausserdem bat der Schuldbrief als Reehte» 



231) St. h, Th. y. $. 13, 14. S. 61. Np (ariaU Ordouai; 
T. 1804. §. 1. " 

?32) St. L. R. Th. X. |. 42. S. 156.: c Wann «ber Mlbige (Schd- 
4ra) ktintD jüjigtni BritCni voffe»«l«lltt > imuoA hn ordentliebcB P»oi«koll 
■ut I|«»tul0ii mmä spccifteirttii PIam^m •iogcieiehMl , «ni bei xw«r«a JabrtB 
v<Ni 4wM Aoftbvnf «B s«r«dUi«t« dwByjtf aoeh' nicht «ntgafHHtfgtt «eriak 
w%rt, «oIIm «olch« 4«p laafiiB^ lehaMts gicieh gMehltl wwJ««/'' 
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titel und Sache sagleich für den ganzen RecMsvcrkehr eine 

h(U:hst eigeDthUmlicIre Bedeutung, welche das blosse Zeug- 
niss, dass eine Schuld protokollirt sei, nicht ersetzen, kaoo. 

* 

m 

$. 40. C. Form, Inhalt und Badentang des 

Schuldbriefes. 

• • « 

1. Der Schuldbrief stellte sich seiner ursprünglichen 
Form nach oft mehr als gerichtliche Schuld und Pfandur- 
kunde , in der neuem Zeit mehr als eine notarialische Urkunde 

dar, die indessen auch jetzt noch der Siegelung; durch den 
Gerichtspräsidenten bedarf, somit jenen urspriine;lichen Cha- 
rakter insoweit immer noch darstellt. In früherer Zeit 
wurden dergleichen Urkunden ausgestellt und mit Öffent- 
lichem Glauben versehen, ohne gerade notb wendig in einem 
Protokolle genau eingetragen oder auch nur verzeichnet 
jui sein. Gegenwärtig erscheint die Urkunde selbst mehr 
als ein sorgfaltiger Auszug aus -dem Notariatsprotokolle 9 
welcher freilidi keineswegs die Natur einer blossen Copie, 
sondern ein selbständiges Dasein als Schuldurkunde hat« 
Sie setzt aber ein Protok'oll voraus, worauf sie beruht, 
und an welches sie sich anschliesst. Die Einrichtung die- 
ser Protokolle, wie sie bei uns hergebracht ist, steht auf 
keiner hohen Stufe der Vollendung. Das Aneinanderreihen 
der verschiedenen Eintragungen nämlich wird keineswegs 
durch das Objekt der Verpfändung, also nicht durch das 
Rechtsgeschäft selbst , sondern lediglich durch die Zeit be- 
dingt, in welcher eines nach dem andern der Notariats- 
kanzl^ angezeigt und daselbst ins Reine gebracht wird. 
Die Verbindung mit friihern und mit spätem Verpfandung 
gen desselben Grundstücks ist demnach nicht sofort 
ans diesen Bücheru ersichtlich , sondern rouss erst hinterher 
durch Verweisungen und Nachschlagungen hergestellt wer- 
den. Dessen ungeachtet sind diese Notariatsprotokolle 
nunmehr als Grundlage des ganzen Institutes und Garant 
der Sicherheit des darauf beruhenden Verkehres zu be- 
trachten. 
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2. Dem luhalte nach enthält der \v a h r e S c h u 1 dh r i e f 
immer ein Gelddarlehen, und zwar in der Re^el ein 
verzinsliches. £s wird daher im Eingange des Scbuldbrie' 
fes das Darlehen und die näheren Bestininiungen über Ver- 
zinsung, Rückzahlung u* s. f. bezeichnet. Ausser dieser 
cigentUchen Bedeutung des Schuldbriefes kann aber aller- 
dings auch ebe andere - Schuldverpflichtung auf ahnliche 
'Weise versichert -und die Schuldurkunde möglicher Weise 
Gegenstand des Verkehres werden. * Dahin gehören vor 
allem die sogenannten Kaufschuldbriefe, in denen der 
Kaufpreis ganz oder zum Theil auf das Kaufobjekt ver- 
sichert wird, die Weibergutversicberiingsbrieie 
und andere ähnliche. 

Die Kaufschuldbriefe unterscheiden sich aber, abgesehen 
von dem verschiedenen Entstehungsgrunde, von den ge- 
wöhnlichen Schuldbriefen darin auch dem Effekte nach, 
dass man sich immer noph Einreden als möglich denken 
und gefallen lassen muss, welche der Schuldner gegen die 
Schvldverpflichtung stellen kann, wenn von Seite des Ver- 
käufers der Kaufvertrag nicht gehörig erfüllt worden ist, na- 
mentlich wenn es sich zeigt , dass der Verkäufer Lasten , die 
auf dem Grundstücke haften, verschwiegen hat^^^). Von 
der Möglichkeit solcher Einreden und solcher Gegenrechnung 
kann bei dem gewohnten Schuldbriefe keine Rede sein« Auf 
einen praktischen Unterschied der Weihergutsversicherungs- 
briefe von den einfachen Schuldbriefen haben wir oben 
schon aufmerksam gemacht '^). 

Immer aber kann die eigentliche Natur des Schuldbrie- 
fes nur da hervortreten, wo eine Geldschuld'^) ver- 



233) St. L. R. Tb. V. §. 16. S. 65.: «1» die Kaur-Schald-Bri«fe 
aber selbst sollen sie (die La ii d schrei Ii«? r) sezen , wann sich auf dem verkiinften 
Got anders and weiters erfunde und bervor käme , als aber durch den Ver- 
kiaffer bei dem Kmif angezeiget und verineidet worden , da^s der Küuffer 
solch«« b«r itin «MtlvbMdMi lüraff-ScbilliBg inabcbAlton , mmA deb damit 
mUMben nuä «duidlM nadwa «oll «od ulfge.* 

2S4) |. 23. 8. 142. 

235) Sl. L. R. Tb. V. §. II. 8. 60.: ,E< «ollai a«cb k«fai« Gttlt- 
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sichert wenden soll« indem auch.oor dii^ sich eignet, im 
Verkehre die freie Boveglichkeit aoziinehmen , welche dei* 
Schuldbrief erfordert , weil nur das Geld ein allgemeines 
Umsatzmittel und ein überall anerkannter Masstab iiir alle 
andern Vermögensrechte ist. 

3, Diese Geldschuld erhalt dann durch Eintragung io 
das Motariatsprotokpll ein Pfandrecht au| «ine Liegen$chalt| 
welche in dem Schuldbriefe., hinwieder genau aamioDt ahrfen 
AnstiSsaern und den schon früher dan^uf haDtenden altera 
dinglichen Rechten als nanient]icl\, Seifvituten» Reallailpn.^ 
Pfandrechten von dem Notar bezeichnet werden njiuss^^^). 

4. Der mit gerichtlichem Siegel ausgefertigte Schuld-» 
bricf hat als solcher obligirende Kraft; eben weil die 
Urkunde mit öffentlichem Glauben ausgerüstet ist. 
Nicht bloss wird durch die Production des Schuldbriefes 
ein vollständiger Beweis für das wirkliche Dasein der dar<^ 
in bezeichneten Schuld geleistet, sondern die Sehuld selbst 
ist durch die Form des Schuldbriefeij zu einer, eigenthnin.« 
liehen Sclinld geinrorden« deren pa^m .und .Anerkfannng 
weder tob andern Beweisen abhängt noch selbst an die 
rein obligatorischen Schicksale des (irspriioglich d^ Sdiul4r 
briefe vorausgegangenen Darlehensvertrages gebunden ist« 
Das früher auf blossem Vertrage beruhende Darlehen wird 
nun eben zum sc hiildbrie fliehen Darlehen und er- 
hält in und mit der neuen Form auch ein neues eigenes 
Leben. Ja der Schuldbrief wird als solcher hinwieder 
geostand des Vekehres, er wird zur Sache» m der. man 
Eigenthum haben kann , und das £igentbu^ an deif Sfehe 
zieht auch die darin eiogfschlossene J^orderung mit 
in den Bta^icfa seiner Herrschaft hinein. 

Eben um dieser Bedeutong des Schuldbriefes willen 
für dün Verkehr ist es fttr den Schuldner so wichtig , den- 



odcp SobvMbritlii wtitr m W«iB, FfüditcB noch von fiailttf Mi4«rn Wm« 

ren SchnMeo; sondern allein an Gelt angelegt; und voa d«ai Aoteibcr 
4i« völlige Samme, ohne einigen Abrng oder Hinterhalt dar§t«clu>ssen werden." 

246) Yergl. Sl. L. A. Th. V. §. 63. Nol*ri«tfg. v. 1804. §. 2. 
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selben dein Glaubiger nur zu Uberreichen gegen das ver- 
sprochene Geld, Zug um Zug. Denn sobald der Gläubi- 
ger den Schuldbrief in Händen hat» gesetzt auch der Schuld- 
oer hätte die Summe entweder gar nicht oder nur theilweise 
empfangeo « ao wendet aieh die Kraft 9 die in dem Schnid* 
briefc liegt« die Autorität deaaelben >aebon drohend gegen 
den Schuldner, indem der .roUständige Beweis fiir das wirkliche 
Dasein der Schuld in Händmi des Gläubigers liegt. Freilich 
bleibt dem Schuldner noch die MdgHchkeit offen , der 
Schuldforderung seines ursprünglichen Gläubigers die Ein- 
rede nicht geleisteter Zahlung entgegen zu setzen, 
denn es liee;t in dem Missbrauche der formellen Natur des 
Schuldbriefes von Seite des Gläubigers , der recht wohl 
weiss I dass er vorerst hätte das Geld dem Schuldner vor- 
strecken sollen , eine Verletzung der Treue und des guten 
Glanbens y welche den Schuldner vollständig berechtigt, 
sich darauf im. berufen » und so lange die Forderung des 
Gläubigers abzuwenden» bis dieser seine vorherige Ver- 
pflichtung erfiillt hat« Allein einmal ist der Beweis der 
nicht geleisteten Zahlung sehr schwierig und die Lage des 
Schuldners, der sich darauf berufen rauss, sehr bedenklich. 
Und iiberdein hilft die Einrede selbst «dana nicht immer, 
wenn sie wirklich erwiesen werden kann. 

Darin zeigt sich nun eben die ISatur des Schulbriefes 
sehr klar, dass jeder Dritte, welcher den Schuldbrief 
in gutem Glauben erwirbt, berechtigt ist, der Glaub- 
würdigkeit desselben , die alle öffentliche Autorität für sich 
hat, vollkommen zu trauen« Für ihn ist somit, wenn er 
den Schuldbrief erkaufl hat, die darin verschriebene 
Schuld wirklich vorhanden, und ihm kann* der Schuld- 
ner, der unbedachter Weise das Instrument zu frUhzeitig 
ausbin gegeben hat , die Einrede der nicht geleisteten Zah- 
lung nicht entgegen setzen. Diese Einrede ist somit nur 
persönlich gegen den gerichtet, der selbst den guten Glau- 
ben verletzt hatte, und dessen Erben, welche ihn reprä- 
sentiren, nicht aber gegen den dritten Besitzer iu gutem 
Glauben f der im Vertrauen auf die äussere Geltung des* 
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Schuldbriefes detwelbeu crwovben hat. Ist der dritte Besitzer 

selbst in bösem Glauben (in mala fide) > so versteht sich , dass 
auch gegen ihn die Einrede nicht geleisteter Zahlung oder 
die Einre4e der schiiniuieii Absiebt gerichtet w.erdea 

ii 4i; t). t^iiiae^e Versioasatig imd Geselireiiing« 

Durch den Charakter des Pfandreclitlls ist bereits 
die Möglichkeit gegeben 9 daia ein anderer als der Schuld- 
ner EigenthUiner der ver{ifändeten Ltegenschait sei : was 
sich nicht ebenso bei der Gült sagen lasst» indem diese ^ 
so lange sie ihri^m Charakter treu bleibt, das Eigentfaum 
des Grundstückes und die Schuld unauflöslich verbindet # 
und das Grundstück selbst als Schuldner auffasst. 

Gewöhnlich wird zwar auch bei der Errichtung des 
Schuldbriefes der Schuldner zugleich Eigenthiimer der ver- 
pfändeten Liegenschaft sein 9 aber es kann doch vorkommen, 
dass entweder schon von Anfang an die Personen des 
Schuldners ulid des Eigenthüroers ^er verpfändeten Liegen- 
schallen verschieden sind oder doch in der Folge die bei- 
den I^ersonen aus einander gehen. Jenes tritt z* B. ein, 
wenn der G für eine Schuld des B an A, dem A .seine 
Liegenschaft verpfändet» Die spätet« Trennung äussert 
sich , wenn der Schuldner N seine Liegenschaft an O ver- 
kauft und nun der Gläubiger M den O nicht als Schuldner 
anerkennt, sondern es vorzieht , den IN in dem persönlichen 
Schuldnexus festzuhalten , und den O lediglich als dritten 
Eigenthiimer einer ihm verpfändeten Sache zu betrachten. 
Oder wenn der Schuldner N seine Liegenschaft oder ein 
einzelnes Stück 4er ver^ifäncleten Liegenschaften , z. B. eine 
Wiese, die tVL dem Gute gehörte , an 0 verkauft hat, ohne 
ihm zugleich auch 4ie Forderung des M ganz oder tbefl- 
weise mit zu.iiberbinden. In beiden Fallen bleibt N Sehnld- 



247) V«rsl. MoM. dif. I. ft. iOfi 



Digitized by Google 



D. Falsche Yentossaog ond GeMbreiaaf . 



233 



ner und O wird nicht Schuldner. In beiden Fällen aber 
kann M auch auf das dem O zugehörige Grundstück grei- 
fen, wenn TS insolvent ist. Dergleichen Verausseriingen 
von verpfändeten Grundstücken , wobei dem Erwerber nicht 
suglcich die darauf haftende Schuld ganz oder tbeilwtise 
nit zur Verzinsung und Abzahlung übcrbundeD wird« wer- 
dea in der Kaiwleupracbe fal»ebe Verstoctungen ge» 
■aBBt Mild sollen mligliebft TermiMten wcrdca''*)« 

Bben dieser TveMHiBg, die bei der immer weiter 
gdiendeo ZertfückeliiDg der • Gmndstiicke sebr häufig Tor^ 
koninit, entstehen nun ziemlich verwickelte Rechtsverhält- 
nisse. Das Pfandrecht an Liegenschaften nämlich wird nur 
im Concurse des Schuldners realisirt. Wenn nun aber der 
Schuldner in Concurs gerath, so wird der Gläubiger, dem 
auch Grundstücke verpfändet sind, die dcUinzuroal nicht dem 
Schuldner zugehürea, somit nicht soost scboe ein Bestand- 
tbeü der VermÖgCMmasse sindy welebe . Bur Vertbeilang 
koBUBt» nrit Reebt «Bcb duse im Eigeatbum dritter Pcr- 
BOBBB 'stebeBdBB SsdieB herbei sitben. anid auch an . ibneo 
fwr seine.Forderulig'sieb sättigen wollen.. la diesem Falle 
tritt nun eben eine Geschreiung^ ein und es wird der 
Inhaber der verpfändeten Sache, wenn er schon nicht Schuld- 
ner ist, ge sch reit^^^). Der Geschreitc hat nun zwischen 
zwei Dingen die Wahl. Entweder nämlich er lässt sein 



238) St. L. K. Th. TU. $. 4. S. 94. NolariaUordnung t. 1804. $. 3. M. 
S. II. S. 202. Es wird Jen Lundschreibern hier tur Pflicht gemacht, sie 
wo möglich zu verhindern ; der Kiniluss der Lauüscbreiber kaiia aber doch 
nicht zwingeod , soodera bloss bestimincDd wirken uad geoUgt insofern nicht , 
tea wirUkk all* FUla im Art sa rtmuiiM. Pergi eicht» folach« VcratoMOM- 
Si» Ulbtü djuin vonkanlieh die a^aMutw Aihiaf • ia 4*» SekaldkriafaB 
w Folg«, warin bamarkt wir4» 4m»» Saa Cmadaittelt «leli nocli Ar 4ie SckaM 
«lata tMUaa als Pfand hafte. 

239) Dar Ausdruck erinnert an das französische crier. Er koinint 
vor St. L, R. Th. X. §. 40. und 41. S. 455. und 456. Die letztere 
Stelle heisst : « Wann dann ein ehrlicher lUana dorch einen Aoffahl wegen 
iUlem Seliiilden , ittaoaievkett an adMk becitsaidaD Gutam , niiTtradiiMeler 
Waiaa wgag^a» mS g.«aekraYt w«r4a, aoll «i« solehar naeli San Wei* 
bcrgal lieh «al Saaaa ■■varpfiiaMaa HitMtn wie4ar«m ta arhoten hahaa.** 



23 1 Viertel Bocb. 41. Falsche Verttouang u. Geschreiung. 

Grundstück, also z. B. in dein obigen Beispiele die Wiese, 
welche dem M haflet, fahren und verzichtet aufsein Eigen- 
thum , oder er halt das Eigenthum fest und löst nur die 
Schuld ab , welche darauf baftet. Entschliesst er sich für 
das Letztere, so tritt er dann in die Rechte des Duninehr 
bcfnedigteo Creditors ein, in ähnlicher Weise wie nach 
rtfmlf ehern Rechte «lel* jüi^re Pfandgläubiger in Folge iIm 
JOS offerendi den hltern loskaufen und an eeiae Stille trett« 
lufnn*^) I nnd tnacbt dann dettcn Rechte im Goneurse des ' 
Hanptsöhnldners gewöhnKeh dnr^ den sogenatinteik Z\ig • 
geltend, d. b. er erhält in Folge des ConcursTerfahrens dai 
Grundstück des Cridars zur Realisirung seiner Forderung 
zu Eigenthum. 

Das wird ausgedruckt durch das Rechtsspriichwort : 
Der Geschreite muss ziehen oder fliehen« 

Die Verhaltnisse können aber noch verwickelter werden. 
Setzen wir nämlich den Fall » der Nicbtsehuldner rerpfiuide 
sein Gttt weiter an «nen neuen Glanbiger f so wird diesem 
in dem Sdinldbrief die Post , welche auf dem Gmndstndw 
zu Gunsten des ersten Pfandgläubigers haftot, zwar rmt* 
gestellt y aber weil aein Sehnldndr diese Post nicht Terziniett 



240) St. L. R. Th. X. §. 63. S. J66. gröt.lenlheÜs aus einerRath^- 
• rkanntniss v. 1671. (Oct. 31. Unt. Man.) bergenonuiten , ipricht nacb 
meiner Aosicbt gar nicht von diesem Falle, condern bat vielmehr folgenden 
Gegeatait hm Attfi : 4er jUngste Gf«ditor , if«leh«r iw Aottilli «riBia SelniM» 
um 4ta Zm§ th*t, «wm b«b aaeh di« mf den gnogcaM Li«§MitcWtra 
baftosdtn SeholdtD ttbcrnthmctt und tritt mm Intofern gmmt m dit Stellt d«8 
Cridfti« , dM bisherigen Sehnldnel-s. Diese Sebalden kannte ar nan enlvreder, 
weil sie ihm schon in seinem eigenen 5choldbriefe vorgestelll Waren. Es ist das 
der regelmassige Fall. Wenn er dann als Schuldner einen dieser frUbern Crediie- 
ren befriedigt, »o kann er freilich nicht an dia Stella diese« Greditora ire- 
laa » und nifliin »idil alwa dritte Baailiar van Grandtiaekan , walcha in Aa^ 
acBf latsidra SahMdMafa varj^dat tirarad, min gaadhraiadr« ' Oder Aber dte 
Post war ihm nicht vorgeslellt «aa Versehen oder IMm». In diesem Fallt 
soll er das Privilegium erhalten, an die Stelle seines von ihm bezahlten Vor» 
güngers zu treten und |;eschreien ta dürfen. •— Der zahlende Geschreite 
wird aber eben nnr insofern Z'dger als er zyror an die Stelle des befriedig» 
te» Qradüart galraNtt ^t» Br icl aaaiit cuarat nadnaMMUblgar daa Qradi* 
lara, daan Mit fvM ar ala Zl|ir and latalimw Kaahtesaa fcl al g aa dai 
Cridar». 
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iind auch nicht abznzaUeo |;rtekt» nicht unmittelbar«* wie 
andere Schulden diese» Schuldoers, die auf den namlicheo 
Pfändern bafteu, soodern nur im Anhange. Dessen un- 
geachtet braucht sich der erste Pfandgläubiger M in dem 
Concurse seines Schuldoers N nicht um das Pfandrecht, 
welches nachträglich sein ISichtfchuldner O aU Schuldner 
jies P letzterem bestellt hat, zu kUnmiern; er greift auch 
auf dat. de« P yerpiandete Griindsliioky welche« ihn suvor 
mpfSndel war» «od «o trifil.demi die Geechijeioag mdit 
hUm den Sigenthiiiiier)Oy .«pndern auch den Pfandgläuln- 
ger des O den .P. Und auch dieser imas als Gescfaretler 
ziehn oder fliehn, d. h. entweder die Befriedigung des 
Creditors M übernehmeo und an seine Stelle treten oder 
auf sein Pfandrecht verzichten« 

* 

42. £. £iaz.inserei. (Gesammtlorderoagen und 
Gesaatnitsehiiiden, Tbeillorder«Bgea «ttd 

TlitilaehnUenfi) 

Die Ein zinser aatersdieldte sieh von den blossen 

Geschreiten (in einem weitern Siooe köonen auch sie 
zu den Geschreiten gerechnet werden) wesentlich dadurch , 
dass sie zugleich Schuldner und Pf a nde i geothii - 
mer sind, die Geschreiteu aber, ohne Schuldner zu seua» 
Our das verpfändete Grundstück inne haben. Von den ge- 
woholiebeo eiolacfaeo «Schuldneite uottrscheiden sie sich^ 
dass owhreve onsanimcn onr die gsnze Schuld » jeder £i»» 
Keine al»er sooäebsl nur eioen- TheÜ der Schuld tra||Co* 

Diese Einzioserei kann gleich Ton Anfang an bcitalll 
wctdca» s* B. wenn drei Brüder als 'Miteigenthttner dnet 
▼on ihrem Vater ererbten Grutes zusammen eine Schuld auf-* 
oehmen, und diese in demselben Schuldbriefe auf das ganze 
Gut versichern lassen , in dem Sinne , dass jeder von ihnen 
dem Creditor verspricht, zunächst seinen Drittel an die 
Schuld zu verzinaeo» ind.oiir subsidiär filr das Gaone w 
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Viel hhufiu;er aber entsteht die Einzinserei erst hiulerher 
uod zwar haiiptsaclilich durch rechte Verstossung, 
indem zugleich mit der YcrKusseruug einzelner Theile des 
Unterpfandes auf den Erwerber auch einzelne entsprechende 
Theile der darauf haftenden Schuld übergetragen werden* 
Z. B. B ist Schuldner von A in einem Schuldbriefe von 
Gniden 4000 > worin Haus, Alecker^ Wiesen und Reben des 
B verpfandet sind. Nun verkauft B in der Folge an C 
einen Acker und Qberbindet dem C an jener Schuld 200 
Gulden zu verzinsen und seiner Zeit abzuzahlen, an D eine 
Wiese und überbindet diesem 300 Gulden, an E eine Juchart 
Reben und iiberbindet ihm 500 Gulden, an F wieder eine 
Juchart Reben, ohne ihm einen Theil der Schuld aufzuladen. 
In diesem Beispiele sind nun B, G, D und^£ zusammen in 
dem Verhältnisse der Einzinserei, F dagegen kann nur Ge- 
schreiter werden, ist a^er nicht Einzinser. Eine andere 
hSnfige Anwendung ist die, wo die GUter durch Erbfolge 
auf mehrere Personen Übergehen und dann unter diese ver^ 
theilt werben zugleich mit VertheHung der darauf haftenden 
Sdiulden. 

Je mehr die früherbin' ausgedehnteren Gilter in kleinere 
Stücke während der letzten Jahrhunderte zerstückelt wur- 
den, und je häufiger überhaupt das Eigenthum an einzelnen 
Theilen wechselte, desto zahlreicher mussten die Fälle wer* 
den, in denen eine solche Einzinserei entstand. 

Der juristische Charakter' dieses Institutes hat nun aber 
ein nicht geringes Interesse und- ist, wenn ich nicht irr«, 
geeignet, einem neuen BMcke Bahn zn öffnen in einen um-< 
faseendeiren GegensMz «wischen römischem und dentschem 
Re<dite» * - 

' Da» römische- Recht nKmIich setzt zunk'chst voraus, 

dass in jeder Obligatio nur Einer der Creditor und 
nur Einer der Debitor sei. Nun kann dasselbe aber so 
wenig als andere Rechte vermeiden, dass nicht mehrere 
Personen in Beziehung zu der nämlichen Forderung oder 
Schuld treten. In weit den meisten Fällen dieser Art, z. 
B. wenn eine Schuld auf mehrere £rbeo übergeht, halt 
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du röHiiiche Recht ttarr an itioem. Prineipe fett nnd «r« 
l(«mit die Scbnld oiekt als Eine aa, sondem lastt entweder 

mehrere auf das Ganze gerichtete Obligationen nebeu ein. 
ander bestehen, oder spaltet die früherhin einheitliche Schuld 
in eine Anzahl kleinerer Schulden. Jenes ist der Charakter 
der Solidarverbindlichkeiten im engern ^inne, denn 
es tritt iiicr deutlieh hervor t dass von den mehreren 
SolidarscbuIdDern jeder in einer eig^enen Obli- 
gatia dae Game echuldet, und nur weil der Greditor 
dwreh erlangte Befriedigung Ton Seite des einen Soli- 
dareehnldners kein Interesse mehr hat noeh haben kann* 
die Schuld aaeh .von den andern nodi im fordern , also n«r 
weü seiner Forderung die aequitas entgegen steht, er mit 
seiner Forderun j^, wenn er sie auch stellen würde, nichts 
ausrichten kann. Zu so künstlichen Auffassungen nimmt das 
römische Recht Zuflucht, weil es den Zusammenbang, ih 
welchem die mehrern Solidarschuldner zu dem Creditor 
stehen, nicht abweisen kann und doch auch. sein Pnndp 
nicht aufgeben nuig. 

Die Spaltung der Einen. Obligatio in mehrere 
kleinere Obligationen aber tritt ein im Erbrechte» 
lodern die Erbeb nach dem Gesetze der XII Tafok ipso * 
jure nur fBr die Quoten der Erbschaftsschulden 
haften und auch nur die Quoten der Erbschaftsforderungen 
erhalten. War die Spaltung aber wegen des Inhaltes der 
Obligatio unmöglich, weil dieser keine Theilung vertrug, 
wie namentlich, wenn ein untheiibnres Recht Gegen- 
stand der Schuld war, so nahmen die Römer auch hier 
wieder zu dem HüUsmittel der Solidar Verpflichtungen oder 
Solidarforderungen ihre Zuflucht^*)* 



241) Vergl. h. 25. §. ^. familiae ferciscundae (Paulus): ^ An ea slipu- 
iatio , qna Singuli her0des in MOlidiun babeiit aclioocm , venial io hoc judi- 
ei«m ({amilia« •ff«i«ciiaia«) dabiUtnr — Telali *i ift fai «iam ifcr «ctam 
(taator «ailittilbara Rechte) flipalata« eral, a«ctM«rtt — , quifttalb »lipaUHo 
per ItfMB 4aod«da Ubulwam mm dipiditur , quia nec poUtt. -~ §. lO. 
Contra , a'\ proBiiflsor viae deeesserit pluribut keredibus institatis nec divi- 
ditwr Mg€Ui0, nee dabiem eet, qein doret ; isil«' qi4« »ingmU in w 
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Hvap \h Einem Füllt erkaniite du irtiinlAteb^' Reelit dks' 
Einheit der Obligation - an mit mehrfachen subjectiven 
BeztehuDgen, weil sie sich in den Formen des Civilrechtes 
selbst gebieterisch aufdrang und sich gar nicht umgehen 
Hess. Es ist diess der Fall der eigentlichen Correalob^ 
Ii gat Ionen. Wenn nämlich in civiler Form, sei es durch 
einmalige stipulatio oder einmalige sponsio oder durch Le* 
gat eine eiofaehc Obligatio bestellt wurde» aber so, data 
mehrere Peraonen ala Creditoren oder Debitoren . dieser 
Einen Obligatio eraefaienen , so muaste enti^ed^ die ganze 
OUigsItio als unxuliCssig verworfen werden « oder man' 
RNMSte sie nun doeb als ein einziges Fevderungs - oder Schuld«' 
' verhältniss mit mehrfacher subjectiver Beziehung auffassen. 
Das Erstere schien ganz unzulässig und so blieb nur das 
Zweite übrig ^^^). Hatten nun aber die Römer nusnahms- 
weise eine einheitliche Obligatio mit mehrfacher subjecti-» 
ver Beziehung anerkannt , so hielten sie nun diese Einheit 
auch unbedingt fest ; und so kam es denn eben » .dass schon 
dnrdi die. blosse Anstellung der Klage ans einer Correal* 
obligatioo- gegen den einen der mehrem Schuldner, in 
der Folge dann- wieder -durch das blosse Urtbeil Ober' 
diese Kkige — ganz - abgesehen . von wirklieber ^ahfauig 
oder Befriedigung des Creditora die Klage gegen die 
audern vorher nicht belangten Correalschuldner consumirt 
wurde. Die Forderung hatte eben nur ein Einmaliges Le- 
ben. Durch Gonsumtion gegen den einen, ging sie ^llen 
gegenüber unter. 

Fassen wir das Gesagte zusammen und iiihren es wei- ' 
ter, so ergeben sieh nU cfaarakteriatiscli llir das römische 
Recht folgende drei Sätze: 

i) Das römische Recht hält möglichst fest an 4em 



lidmm fnentur" ete. L. 2. ^, 2. de V. O. (FaalM). £t i4eo ai (fH(MM» 
MMN Mt pvooMMii MB ttcigÄi , vcluU fi» , hw Hm pfMBiiiorw simgmU i» 
•olidtm ttsMMw. 

24S) ma üat^adhltd SoNSmliaMtB «kl OoriMMIigMiMM hat 
zderat Ribbealrbp aar Mt^ vw Mr CsmalaMigpllaaa» » GalUaftA 
iS31., iaa Klart faMf»!, 
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Frineip; jede Obligati« ist ein V^rhältnUf zweier 
umd aur sweter Persoaen, eimet Glüubigcrs «ad. 
eiatf.SehHldoer«* 

3) Wo das Bediirfniss mehrere Personen auf der eioen 
oder andern Seite mit einer Obligatio in Zusammenhang 
bringt, da sind entweder mehrere Solidar forderun- 
gen und Schulden neben einander oder die Forderupg und 
Schuld zerfalleu ia mehrere kleinere Forderungen 
und Schulden» wie namentlich im Erbrechte. Immer- 
aber eind das von einander reieehiedene Obligationen mit. 
dgtnlbl|m}icber Existenz. 

3) Amnahmtwcise nur kann duroh Einen obligirenden' 
Akt eine einbeillidM Obligatio entstehen mit mehrfachen 
auf das Ganze gerichteten subjectiven Beziehungen, Cor- 
realobligationen, dann aber ist eben so fest das Prin- 
cip der Einheit dieser Obligatio festzuhalten, wie dort 
das Princip der Mehrheit der Obligationen. 

Da wo eine Forderung oder Schuld in Tbeile zer* 
lallt 9 nimmt das römische Recht immer neue selbstän- 
dige Forderungen und Schulden an. Weil hier die 
Mehrheit hervortritt, so findet es keinen Grmnd« roa 
seinem Principe abauweichen» und erkennt eine Einheit 
dieser Tbeile $ ab blosser Tboüe eiaes ausammea gehörigen 
C^nEca nicht an. 

Suchen wir nun aber das juristische Verhäiltniss unserer 
auf unserni Boden — ohne Hinzuthun des römischen Rech- 
tes — gewachsenen Einzinserei festzustellen» so reichen wir 
mit jenen romischen Begriffen nicht aus. 
• .Der Schuldbrief nämlich für die ganze Schuld ist 
ein einziger, und wenn möglicher Weise auch darin die , 
Tbeilung derselben unter die mehreren Einzinser rorge* 
merkt ist, so ist diess eben nur möglich , durchaus aber 
inchl wesentlich » praktisch iiberdem sehr selten* Der 
Sohulbrief, da er selber aar Einer ist , - stdlt daher die 
Forderung auch afs Eine dar. Denn der Schuldbrief 
erscheint eben gar oicht als ein blosses Beweismittel, son- 
dern er hat obligireode Kraft und das Schicksal der Forde- 
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rung ist abhäogig vofi dem Sohioksal des Sehaldbpnefes. 
Indem daher der Gläubiger diesen Tertfassert , geht in und 
mit demselben auch die ganz.e Forderung auf den Erwerber 
des Schuldbriefes über. ' ' 

Die Einheit der Forderung äussert sich ferner 
aiuch dadurch I dass der Creditor befugt ist, aus deo meh- 
vern Ejnzinsern einen Trager zu bezeichnen, der ihm den 
ganzen Zins auf einmal entrichte, roilbin auch auf Seite 
der Schuldner die -Einheit darstelle, ein Verhält-» 
niss , worauf' wir sofbrl nähnr xti. reden Juimmtn. 

Endlich braucht sich der Creditor nie eu I^egnUgen, 
dass einer der mehrern Einninser ihm seine Theilschuld 
abzahle;, wenn nicht zugleich auch die andern Einzinser 
ihren Theil entrichten ; denn der Creditor hat eben zunächst 
eine Forderung auf das Ganze und so uiuss denn auch 
dieses als Ganzes abbezahlt werden -^^), 

Wenn sich somit hier die Einheit er Forderung deut- 
lich beraiMStelU» so lässt sieh auf der andern Seite doch 
nieht' verkennen $ dass sich auch in andern Verbaltnissen eine 
Mehrheit der Tbeilforderunges und Sebalden 
gleitend maobt. 

.' So kann zunächst, kein. Einzinser auf Verzinaaog 
oder Bezablnng der ganzien Schuld, sondern nur auf Ver» 

zinsuug oder Bezahlung seines Thcilcs belangt 
werden. Sie sind somit unter sich nicht als Solidarschuld- 
ner zu betrachten, sondern nur als T hei Isch uldn er. 
Diese Theilung kann äusserlich sehr stark hervortreten , so 
in folgendem Beispiele ^^^) : 

Es wurde ein Schuldbrief ervicbtet zu« Gunsten des* Staub 



243) St. L. R. Th. VIII. $. 18. S. 119.: « Wat>n dannelhin unter- 
schiedliche Raufer etlicher Stück und Gütern , so in einem Brief bepriffen , 
SO yroi , als vielerley Einzinser in einen Biiff (da die meisten derseU 
b«a mii eipneM 6*lt T«M8b«tt, «41» nrai «kvnieht •blSi«» waUlM) 

Mlltn jea« mit di«s*a wit^rm solcban ^ri•f zu ? «rziatea dli« 
Obliagtobeit habtn, *bj« «i« all«, and )«d«r sciaaii Aatliaü a^s a^aaa^ 
nitteta die Ablösung zu thun im Stande seyes.** 

S44) Vargl. Mob, Ghr. Zd. III. S. 35, 
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auf Jakob Pfister vod Gulden 500. Die Erben des Staub 
theilen die Forderung real unter sich, in dem Sinne, dass 
der eiere Erbe Brennwald 200 Gulden an jener Post iiber- 
nifflint der andere Wunderli, 300 Guldeo, der Schuldbrief 
aber als Einheit Terbleibt. Nuu wird auch das Gut des 
Schuldners Pfister zerstacht. Bio StUek erbMH Gaspar 
Pfister und ihm werden $00 Gulden too jener SehnM Ober- 
banden, mit der Verpfilehtung^, sie- an Wunderli su Ter» 
Sinsen. Ein anderes Stttek erwirbt Caspar Bindsehädler 
and ihm werden die 900 Gulden zu Gunsten von Brenn- 
wald Uberbunden. Ein drittes Stück erhalt Rudolf Bind- - 
schadler, ohne dass ihm auch ein Theil jener Capitalpost 
aufgeladen würde; dieser kann somit nur in die Lage eines 
Geschreiten kommen. Dagegen sind Caspar Pfister und 
Gaspar Bindsehädler EinziQser in den nämlichen Schuld- 
brief» wenn schon snnäehst jeder nur einen Theil der Schuld 
und 2war jeder an einen andern Creditar su verzinsen und 
SU bezahlen hat. Denn es ist nur zufh'Uig , dass gerade 
auch zwei entsprechende Gregoren vorhanden sind und 
es könnte leicht dareh weitere Sehieksale des Schuldbriefes 
die Post wieder in Einer Hand vereinigt werden. Sie sind 
aber beide Einzinser, weil auf ihnen zugleich ein Theil 
der schuldbrieflichen Forderung haftet und ein Theil der 
darin iiir das Ganze verpfändeten Liiegenschaflen ihnen 
gehört. 

Sobald einer der mehrern Einzinser insolvent ist» so 
ttnssert sich sogleich die Verbin dong wieder» in welcher 
sie unter sich und gegenüber dem Greditor stehen. Die Ein« 
zinser haften nümlich enbsidiär für die ganze 

Schuld, deren einzelne Theile s ie zunächst schul» 
den. Sie können sich daher durch Bezahlung ihrer Rate so 
wenig fiir immer befreien als sie durch Verzichtleislung 
auf den Theil der verpfändeten Unterpfande , welcher ihnen 
ausschliesslich zu Eigenthum gehört , sich von der Ge- 
«ammtschuid losmachen können. Als Mitscbuldner ste* 
hfn sie somit in einer schiinunern Lage als die blossen 
Geschreiten* Nach dem Obigen ktfiMcn 4iese ziehen 
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oüer fUebeiis deo EioEinfern alMr wird daitflitben 
gewöhnlieh niclits helfen, we3 ne der.GesamnilBcfaiild doeh 

nicht entfliebeo können, und so bleibt ihnen nichts Übrig 
als das ziehen, d. h. durch Bezahlung der Gesammt- 
schuld mögen sie dann die nun . voo d^r Schuld, befreiten 
Unterpfänder übernehmen***). 

Wenn somit im obigen Beispiele Caspar Pfistec io Con-' 
curs geräth, so ist Caspar Biadschädler als Einzinser schul^ 
dig, auch «di«' tob . jenem gatcbuldcttn 300.; Gulden zu be* 
tabUip. . Tilgt er abei; die 9esaninits^buld9.,iQ befreiter 
sowohl. sein eigenes jßruBdatttek .als das des- C^fiater und 
bann dann das letstere Gmmdstiiok .nunmehr sieben. ' 

Aber kann er, nachdem er die Gesammtschuld bezahlt 
hat, nicht auch Rudolf Bindschadler geschreien? Mit an- 
dern Worten: Kann der Einzinser, der zahlt, nur auf die 
Grundstücke seiner Miteinzinser greifen , oder hat er auch 
auf den Theil des • Unterpfandes Anspruch , welcher einem 
Nichtschuldper , einem Geschreiten, zugehört? Das Ober* 
gericht^) • batf in einem ^ecialiaUe« 4idt .sieh .auf; unser 
* Beis|Mel. bezieht^ . die l^te -Frage . bejaht. Dabei ist es tob 
folgender Ansicht ausgegangen : ■ ■ 

1) Der Einzinser ihaflet .direkte .zunächst für seine Tbeü« 
schuld , subsidiär dann für die Übrigen Theilschulden , jüuk» 
lieh einem Bürgen. 

2) Wenn nun der Einzinser für einen in Concurs ge- 
rathenen Miteinzinser zahlt, so zahlt er die Schuld eines 
andern, und kann somit fordern »'dass .ihm der Gläubiger 
dieses andern Schuldners nlle seine mit der Forderung 
▼erbnndenen Rechte» also, auch die Pfandrechte, die sich auf 
das .Grundstücl^ ebes. Geaefareiten. bezieben 9 abtrete» ■ . • 

3) .Auch wenn der Gläubiger . nicht ausdrIicUiob diese 
•eine- Rechte abtritt» so versteht .sich .eine solche Cesaion 



245) Vergl. St. L. R. Th. X. §. 45. Mon. Chron. Hl. 434. 

246) Von. Chr. Bd. IIL. S. 430. ff. Aaffallend ist es, 4ufl die gc- 
wifiii«ad« Paviti io dieMin' ProcMM mit ikrtm Begehrt» hialer Sein »irlek 
blieb , wa« das Obergerieht gtwKhreB- trollte. ' Ss ist das sonsl •icht dit AH 
de» liMle, wmu§ß9 u b^geheta-al» ibtta gebibrl. .... 
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▼ön Mibtl #• ktm^iiidiin der saUende ^EiosiqMr micIi 

geschreien. 

Mir scheint, diese Ansicht des Obergerichtes hält einer 
genauem Prüfung nicht Stand : und es ist vielmehr jene 
letze Frage zu verneinen, somit dem zahlenden Einzinser 
das Recht zu geschreien abzatprecheo« Es ergibt nch dies 
•US folgenden Gründen : 

1) Vergleksken wir daa RecbtaTerhattniaa dea Einzimefa 
mit dem dea Gaaebreittn , ao liafleC dieaer perattolieb: Uber- 
all niebt iiir die Sebald» aoiidern>aur dinglieh, laoweit- daa 
Unterpfasd rciebl in aeiner Hand. « Der Einzlnaer dagegen 
haftet nicht bloss, wie der Geschreite, mit seinem verpfän- 
deten Grundstück dinglich für die ^anze Schuld, sondern 
er haftet überdem persönlich zunächst nur für einen Theil 
der Scbuld, subsidiär für die ganze Schuld. Dinglich 
haften mithin Einzinser-und Geschreite gleich* 
maaaig, jene aber überdem peraönitch , diese nicht. 
Nun könnte es aber bei consequenter DttrchfÜhrang jener 
Anaiebt dea Obergericfatea dahin kommen » daaa dem Reauhate 
iiaeb nicht der Eihzinaer 9 aoadem der Gaaehreite atärker 
haftete, indem dieser» nicht jener, die Schuld am Ende * 
bezahlen und den Schaden tragen müsste , nämlich in . allen 
den Fallen , \vo das Gut des in Concurs gerathenen Ein- 
zinsers die Forderung an denselben nicht deckt. Dann 
würde immer der andere Einzinser zwar zunächst zahlen, 
naehdem er bezahlt hat aber den Geachreiten nöthigen, 
entweder aein «Gprundatück fahren zu lassen» oder ihm daa 
Bezahlte ZU' eraetaen. £a würde aomit Ton dem Willen 
dea •Bittzinaava' abbaogan» das Geachreiten zum Schuldner 
zu mache».- 

2) Das Pfandrecht kann sieh setner Natur nachgerät 

geltend machen , wenn der Schuldner nicht zahlt. So lange 
noch ein solventer Schuldner da ist , so bedarf es gar 
keiner Execution auf die Unterpfänder. Desshalb ist der 
Creditor^ gehalten» erst die Einzinser fiir Zahlung zu be^ 
langen; und erst wenn diese nicht zahlen können,' kann er 
aich'afn'die^Geachreilaa halten. ^ Hätte 'nun aber ^die Belau* 
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gwig dhr BinsiflMr do€b. eia«. liiatcvkcfig» Bdaagimg der 

Gescbreiten zur Folge, so. war« e$ diesen iä der. That bee« 
eer, sie würde» sueret B^m belangt. Dawi wOrde. woU 
Miemaad ihnen das Reebt Iwetreitent binwieder auC den 

fiinziosern sich zu erholen. 

3) Die Einzinser haften auch für die Gesammtschuld als 
wahre persönliche Schuldner. Indem jeder zunächst 
einen Xheil schuldet, ist er sich doch bewusst, dass die 
Theile zusammen gehören und er subsidiär für das Ganze 
eiaznsteben hat* Wenn daher ein Einnineer den Tbeü mi^ 
nablen nniaa»- welcher nunäcfaet Ton dem in Gonenra ge* 
ralhenen £inzinatr benaUt werden eoUte, ao erlÜUt er al« 
lerdingf eine Yerpfficbtung » die dkier snnäebat btftte er* 
füllen aollen; er kann somit in der Gonoursmasse dieses 
Einzinsers Ersatz begehren für jene Leistung , er kann 
namentlich auch greifen auf das diesem Einzinser zuge*» 
hörige und verpfändete Grundstück. Aber gegenüber dem 
Creditor zahlt er doch nicht eine ihm fremde Schuld. £r 
ist wirklicher Subsidlarschuldner für das Ganze, und so ist 

• denn die Voraussetzung nicht vorhanden * welehe allein ein 
Chreifen auf Unterpfänder reehtfertigen würdet die in den 
Handeo .eines Michteehnldners liegen. 

4) Aiieh wenn man eine Ceasionf «nd zwar eine stOl- 
sdiweigenda Gession der Rechte des Greditors an den 
bezahlenden Einzinser annehmen will, so ist dennoch das 
Resultat dasselbe. Der Creditor kann nämlich nicht mehr 
Rechte übertragen , als er selbst hat. Da er nun aber so 
lange nicht geschreien darf, als noch ein zshlungsfalugar 
Einzinser da ist, so darf aus gleichem Grunde nun auch 
der Einzinser , der bezahlt hat und nun an aeine Stelle triltt 
nicht geschreien« 

Wenn wir nnn dieses EinninserFerhälfnise unbeliuigen 
betrachtent wie es sieb im Leben md am Verkehr« 
darstellt , so können wir niebt in Abrede stellen , dass 
wir in unser m Privatrechte ein obligatorisches Rechts ver* 
hältniss vorgefunden haben , welches auf der einen Seite und 
in den einen Verhältnissen als eine einzige Forderung# 
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mf aaier a 8eile uncl in aadm Vcrhüllmiiett tA» eint 

in Theile zerlegte Schuld erscheint. Und es ist nicht 
etwa diese Erscheinung; das Erzeugniss einer verkehrten 
irrthüniÜchen Theorie, sondern sie hat sich vorerst — ohne 
allen Einflusa einer Theorie — praktisch im Leben so ge- 
biMetf und es kommt die Thtom erst hinterdrein , um das 
Gewordene zu erkennen and zu begreifen. Eben dessbaU» 
ttait «e dch aber aneb' dnrck aadere Tbeorien dea rttroi- 
•cben Reeblee niobt abweisen noeb irre leiten» ^te stebt 
auf dem festes JBoded des Lebens« 

Wir haben somit für obligatoriscbe Vcrbiltnisse dea 
deutschen Rechtes die fernere — allerdings unröinische — 
Möglichkeit gewonnen: dass eine Obligatio sich t hei- 
len lässt, ohne darum ihre innere Einheit zu 
verlieren. 

Als Ganzes ist sie eine einzige Obligatio, insofern^ 
sie sugkieh aus Theilen besteht 9 können sich diese Theile 
wie mehrere Obligationen darstellen. In den einen 
VerhäitnisseB wird der Charakter der Einheit festgehal- 
ten» in den andern der Charakter der Vielheit anerkannt. 
Das Ganse ist in Theile «erlegt » und die Theile suid witp 
der -zum Ganzen verbunden. 

Hier ist auf dem Gebiete des Obligationenrechtes eine 
Parallele zu dem was wir oben in dem Capitel von 
der Persönlichkeit — nach Beselers Vorgang — aner- 
kannt haben ^^^). Wie dort der römische Charakter ent« 
weder die Einheit starr festgehalten bat in dem Be- 
griffe seiner UniTersitas oder die Vielheit der Per- 
sonen in der Soeietas» das deutsehe Reeht aber eine 
Menge TOn Genossenschaften und Gesellschaften kennt, die 
sich bald als Einheit — ähnlich einer juristischen Person — 
bald als Mehrheit darsteilcu; gerade so bewegt sich auch 
hier wieder das deutsche Recht der Obligationen in der 
Mitte zwischen den beiden römischen Extremen , dem einen, 
weiches als Regel nur mehrere Obligationen zwischen 
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Hiehrem Pertonen «IbMsrl udd denl an^m » * w^dMt 
ausoahiiKiweise eine einzlg^e eiDfacbe>iiiid:uDgetheilte 

Obligatio mit mehrfacher s ub jectiver Beziehun g 
zulasst , indem das deutsche Recht von Obligationen weiss, 
iu denen bald der eine, bald der andere Charakter hervor- 
tritt , die somit die Lücke zwischen jener Regel .und Aus- 
nahme ausfüllen und beide yerbandea« 
* Wie man dann im Ziisainniciibange mit -jtoer AuffaMUDg 
der Perlenen) auf ein fSesammteigenthuro' gekommen 
isty so scbeint mir kann "man hier passend » wenn der 
Gesichtspunkt der Einheit helr^or zu heben ist; Von Ge- 
sam ni tobli^atiokie n , Gesammtforderun gen und 
Gesammtschulden, wenn der Gesichtspunkt der Viel- 
heit vorherrschend ist, von Theilforderu ns^en und 
Th e lisch ul den reden, und eben dadurch die verbundene 
Einheit und Vielheit andeuten* 

Wir -haben diesen- Begriff siinä'chst freilich aus einer 
einzelnen Anwendung desselben entwickelt; Im Erbrechte 
aber werden wir auf eine andere wichtige Anwendung die* 
ses ' nämlichen Grundgedankens kommeik^.' Und überdem 
ist nicht zu zweifehi , wenn unsere Theorie richtig bt / so 
wird sie keineswegs bloss fUr das zUricherschc Recht von 
Bedeutung sein, sondern sie wird in dem Gebiete des deut- 
schen Obligationenrechts an mehr als Einer Stelle fruchtbar 
einwirken. Wie es sich damit verhalte , werden andere 
Untersuchungen zu zeigen haben. Zur Zeit mache ich-nur 
darauf aufmerksam , dass ich ebenfalls diesen Begriff- einer 
deutschen Gesammtschuld in einer Hauptstelle des Sachsen« 
Spiegels entdeckt zu haben glaubet 

Sachsenspiegel III. Art. 85. Swar incr lüde den ein 
oeloucn to saincne en weregelt oder en ander j^elt , al sin 
sie it pUchtich to lestene, die wile it vnverguiden is, 
vnde nicht ir iewelk al, (d. h. sie alle haften für das 
Ganze , nicht aber jeder Einzelne für das Ganze , sie sind 
nicht Solidarschuldner, sqndern Theilschnldner , aber idocb 
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• " ' inteidttr' yfr pflMfcte t » für <Im * Gaasd «iuiutolMB) , ' - imv 
■utelik <alfo' velft abe yrnt^pShmni^ mnA 9Xu yrntn^ alt mtn 

ifc dar gdonet ii^ oder die it mit yme gelonedc , of 
he it voryne vergnlden beiiet. (Wenn einer der Mit« 
•ehnldner , indem er für dac Ganze lielangt werden kann , 
aneh die Theilschold des andern Mitiiclinldners abgetragen 
' iMt,' so mal; er-dalilr sieh hinwieder an diesen halten nad 
ihn um Ersatz« nfithigen.^ 



43. F. Tragerei, 

Sehr häufig ist mit d«r Eii»ios«rei zugleich ein« Tra« 
gier ei Tcrbnilden » ^eno sie schon nicht nothwendig dazu 
gehört* Es ist nämlich für den Creditor nnbequem, von 
jedem einzelnen fiinzinser seine besondere Zinsrate jährlich 
einzuziehen und jeden Einzelnen besonders zu quittiren. 
Was aber noch mehr zu berücksichtigen ist , als diese blosse 
äussere Unbequemlichkeit , es widerspricht diese lastige 
Zersplitterung^ der Einheit der F o rder un , aufweiche 
der Gläubiger ein Hecht hat* Daher ist er berechtigt» aus 
den sämmtlichen Einzinsero einen Trager zu bezeichnen, 
welcher dann die Zinsraten von- den übrigen Miteinzinsem 
bezieht und sie sammetbafl* dem Creditor uberbringt'**). 

Diese Trageipei wird schon in der QKüvoig des Gottes- 
hauses Sohännis zu Knooan vom Jahr 1461« erwähnt» wor- 
aus folgt, dass sowohl das Verhältfiiss der Einzinserei als 
der Tragerei schon vor der Zeit der Schuldbriefe sich in 
dem Gultverhaltnisse, ja sogar noch früher bei den 
eigentlichen Grundzinsen gebildet habe. Hier hatte sich 
zuerst jene Einheit an die ursprüngliche Zusamuiengehörigf 
keit der nunmehr getrennten Grundstücke angeschlosaen » 
indem die Schuld eben auf dem vormaligen einen und gan- 
zen Grundstücke heilen blieb* Ungleich haben wir aber hier 

81. I,. R. Th. VI. §. SS, 2iv S. 90. 91, 
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•ttbon eidtii trüffeadMi fi«wei» gefiiiiita» ^tt ^Um« Vcr- 
hälUnM mcht in d» OrÜBceii 4» aüridMriMbeA IMitcs 
bioeiii gvbaiml » soiideni weseniiidi de«ts«h «kl.; denn 
Grundsittse und* Gfilte linden sidi ubmll in ShnHebei^ 

Weise WO). 

Jeae Stelle der Offoiing lautet so : 

,9 Item welcher och der glitt ift in einer schitoppit oder 
in einer huob" (beides waren nrepriingUeh Abtheilangen 
des Bodens , die Einer Hand gehörten , und die als Ganiee 
den Grundxine schuldeten, dann aber in mehrere nene 
Grdndetücke vertheilt wurden); ^^der soll die anderen sine 
infasen vnd inziechen vnd antwflrtten einem amptman vnd 
ifrt denn demselben, der der gröet ist m der hnob oder 
schuoppia das recht behauen > itto den anderen ziniem die 
mit Im ninaend, dai nUnen frowen gen inn behalten trt.** 

Hier ist somit der Ein^inser Trager , welcher die etSrheie 

2insrale tu erlegfen hat. T9oeh 16?3. war das oh'mliefae 

Princip auch in dem Stadlrechte anerkannt***). Und selbst 
das Stadt - und Landrecht von 1715, welches dem Creditor 
die Wahl unter den Einzinsern verstattet, weist ihn doch 
zugleich an, „den Habhaftesten zu einem Trager zu er* 
Wehlen«" Sehr häufig, namentlich bei Grundzinstragereien» 
kommt auch ein Wechsel vor unter den Einzinsern » wese* 
halb denn auch hier etwa von weehselnden oder um» 
gehenden Tragereien die Rede ist. 

Der Trager wird nun wieder nicht Soiidarsehuldner; 
wohl aber repräsentirt er gegenüber dem Creditor die sSmmt* 
liehen Schuldner. Der Creditor halt sich zwar zunächst 
an ihn und fordert von ihm den ganzen Zins und seiner Zeit 
das Gesamintcapilal. Es ist dann Sache des Tragers, die 
einzelnen Raten von den Übrigen Einzinsern einzusammeln. 
Zahlt er von sieh ans das Ganze, so tritt er dann in die 



230) Vergl. Mitte rmai er deelecbes rrlvalreebt, $. 'l7f.; «el«kev 
Toa Abnliehea VerbällnitMa redet , die «idi aar aaler ancerer «bifea Voraat« 
•elraag g^rig erklürea. 

^51) StadtwaD. v. S. Mov. 1(23. 
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Rteht^ 4m CrtiUlOt» noil kaiui ii«b ««uimiito im UbrigHi 
EiniiiOT für ihn Tkmk aiMtrfibeD»*)« Hätte das ebM 
Getag^te dM Sino» das« CSredItor cImi Trager oliae wei- 
ters und unter allen Umständen flir das Ganze austreiben 
könnte, unbekümmert um das Vorhandensein der andern 
Einzinser, so wäre er wirklich Solidarschuldner. So weit 
darf man nun «aber in der Richtung der Einheit nicht gehen; 
denn die Forderung ist zugleich eine einzige und eine §e» 
theilte. Der Trager ist snnäehst auch ein Eiozinser 
lud balWl MMk wie diMe B««rft peraöoliqli mar für 
••iaa Rate, aubeidUr iadtei er liiv dai Gaaze ewa«* 
aiebeo bal» die Ratea der Mileias iaaer« Dieaea 
Bedit deaseUbeo kaaa auo uaaiöglich bloss dadoreh so we- 
sentlich verändert werden, dass er bestellt ist, die übrigen 
Raten einzuziehen und dieselben sammethaft dem Creditor 
zu überbringen. Der Creditor freilich darf ihn als Reprä* 
seotanten aller Einzinser betrachten und so sich namentlich 
an ihn wenden, ihn aiieh £wt das Gaiue betreiben; aber 
nichti ohne auf die übrigen Einzinser zugleich Rücksicht zu 
nehmen. Daher treibt er den N. N. ab Trager und Mit- 
hafte. Der Tanger kanb daher lieh auf die Theiloog 
der Schnld bemfend — Torerst dnreh Deponirung seinea 
Aaftheüe den Rechtstrieb vorläufig ron aieh ab und anfdie 
säumigen Einzinser ("Mithafte) hinlenken; dann aber, wenn 
es ihm nicht gelingt, von diesen Zahlung zu erhalten, wenn 
die Mithaften somit insolvent sind und in Concurs gfe* 
rathen , tritt die subsidiäre Haft auch des Tragers wieder 
hervor 2"). 

Die Untmchiede xwtsoheo Rinzinserei» ohne oder nrit 
Tnijgerei, sind daher nieht weaentfiche» sondern mehr for- 
melle. Sie heslriien hauptröehfieh in Folgendem s 

1» Wo keine Tragerei ist,- musa der Creditor norersl 

* 9 * 



252) Vergl. die obig« Stelle «as der KDonaaeroffomtg und St. L. R. 
Th. VI. $. 22. S. 90. 

S53) Vergl. % I. L. R. Th. Tl. f. tf. S. 90. Tli. X. f. €1. S. US, 
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beUagi er Torerst. den Trager filr ilch and die andeni. ' 

2. Dorirmuss der Creditor* jeden Einzinser einzeln ({iiit- 

tiren für eine einzelne Rate, hier dagegen quiltirt er nur 
den Trager für das Ganze und braucht eine Theilzahlung 
auch nicht einmal vorlaufij^ (wie dort) anzunehmen. ^ 

3. Der Trager besorgt im Namen de« Creditors deD 
Besug der Rateni wo kein Trager iat,- mnM der Crcditor 
selbst dafUr tdrgen. - • « : . 

* > 4. Die getrennt behkndeiten Einrinaer hsaflea swar^doch 
8nb«i£» > für- einander mit Benug- auf Zina und- Gapitalaab» 
faug aber nielit weiter als auf * vier aasstelMnde Zinse. Wo 
sie ''dagegen ' durch eine 'Tragerei verbunden sind dder sonst 
sammethaft aus Einer Hand die Zahlung zu besorgen pflegen , 
haften sie unbeschränkt für alle ausstehenden Zinse 2'*). 
Jene Einzinser stehen nämlich den bloss Geschreiten sühon 
um etwas näher, wesshalb denn auch die Besehränkuog auf 
Tier Zinse: von 'jenen auf diese* übergetragen wurde. 

^ 44. Cr. 'Ablösung des Scbuldbriefes. 

•^ ; i. Die Ablösbarkeft gebärt 'sum Wesen des Dar- 
lebeas .und: so ^denu aueh des Scbuldbriefes« :! Es: kam daher 
das Gregentbeil überall ^dft ansbedungen werden^^'). rZwar 

ist es möglich , die Ablösung hinaus zu schieben und das 
Darlehen für eine bedeutende Anzahl Jahre für unaufkünd- 
bar zu erklären. Wie aber darf diese Verschiebung so weit 
gehen, dass darin eine versteckte Unabiöslichkeit läge. 

2. Die Dauer, des Darlehens wird zunächst durch ;.lreie 
Verabredung bestimmt» • Die altem Schuldbriefe j waren auf 
drei Jahre » die nenern sind gewöhnlieb auf lieehir Jahre 
gestellt Von selbst versteht sich aber auch diese Zahl 



254) St. L. R. Th. X.' $. 61. S. 16S. 

255) Gerichtsbuch von 1553. Tb. V. St. L. A. Tk. V. |. S. S. 59, 

256) &I. L. R. Th. VUI. §. 13. S. 116. 
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nullit Dagegen ■ iit allerding» aAsundiineQ« «ud^ . et 
Bichl ^iiscIrückUeh gesagt wurde, dass die Schuld ein faalbes 
Jahr vordem Zahlungstermine aufgekündigt werden müsse'^^). 
Wird nicht aufgekündigt , so bleibt das Scbiildverbältniss 
auch Uber jenen Termin hinaus fortbestehen ; hier jedoch in 
ganz verschiedener Weise , je nachdem auch für die Zu- 
kuoilt ein freies A ufk Ii ndigungs recht vorbehalten 
war oder nicht. Im letztern Falie nämlich treten der Ah- 
UUung bedeutende- BeachränkuBgen und Hemmungen in den 
Weg, und. zwar «owohl auf > Seite des Gläubigers als auf 
Seite des.ScbuUners* 

3. Wenn nämlich der Greditor Tersäumt hatte vor 
dem Endtermin des Schuldbriefes aufzuklinden und sich fiir 
die Folge auch kein Aufkündigungsrecht vorbehalten hatte , 
so kann er nun gegen den Willen des Schuldners uberall 
keine Ablösung mehr erzwingen. Aufseiner Seiteist 
somit das Geschäft nun unauflöslich geworden. 

Dieser sonderbare Satz hat freilich schon vielfache Be- 
denken erregt, zumal derselbe in der bestehenden Gesetz- 
' g^bung nirgends ausgedrückt ist*'^). • Dessen ungeachtet 
steht er durch Uebong TiMlig fest. Je entschiedener diese 
Hebung ist und je mehr der Satz dem Wesen des Darlehens 
und der uaturgemässen Auflösbarkeit desselben zu wider- 
sprechen scheint , desto nothwcndiger wird eine Erklärung ; 
und diese kann nun eben bloss historisch gegeben werden. 

Offenbar war hier die Theorie der Gült nicht ohne 
Einfluss auf die Theorie des Schuldbriefes , indem eben dort 
die Unauflöslichkeit zumal auf Seite des RentenkäuCers die 
Regel ist« Und so weisen denn auch Bestimmungen, des 
Gerichtsbncbes von ^1553. auf diesen Zusammenhang deuf- 
lieb Jiin. Im sechszebnten Jahrhunderte wurden die Bülten 



257) St. L. R. Th. VIII. §. 3. S. 111. 

258) Der Schlass von §. l3. Th. VIII. S. 116. des St. L. R. seheint 
sogar zo wid^rsprtcheo , iud«m dort ein AufküodiguD|(5recht des Creditors 
Mck. AblMf S«r TermiB« . «atrlunuil if l. Mwu jind 4i— SMwwwrt» 
4Mn «bm ä&f in ml« ta' b«st*h«n>, wo • si«h der Gr«dil«v freies AtifkHn« 
diganKtreclit ▼«rbtUltaa ImU». 
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schon langst wie ^rundversicherte Darlehen angesehen, 
freilich mit unaoflöslichem Charakter. Im Gegensatz dazu 
verstattele man nun aber eigentliche Darlehen mit Grund- 
, Versicherung, die dann zugleich auflöslich sein sollten. 
Diese Schuldbriefe sollten aber ursprünglich nur auf drei 
Jahre gestellt» somit innerhalb dieser kurzen Zeit wirklich 
«ufjgeltfst werden-. Blieb dann das Darlehen über diese 
Frist hinaus fortbestehen» so nahm man an» derChanktefr 
di^s neoen lastittttes des ScfanldhHefes sei nicht festge- 
halten» und das Recfatsg;eschilft sei doch mehr nach der 
Natur der Gülten zu beurtheilen, mithin auf Seite des Cre« 
ditors unauflöslich. 

Das ist der Inhalt folgender Bestimmung des Gerichts* 
buche« von 1653« 

Doch das dhein solUche Satzong Tund Terschryhnng — 
— lenn^er besten nodi weren » dann drii lar , Tnnd so der 
▼sslyeher das Uese Uber das dritte Jar anstaan. Alsdann 

'Mit er das an ein zins vnnd Losnng stellen, Tnnd 
sieh versicheren lassen» solKehes xnversinsen, So lanng 

'dem minsanden das seligen Ist. 

Eben dahin gehört folgende Notiz aus Meyers Promptoar : 

Zwischen 1624 — 1635. Einer welcher wohl versichert 
ist, mtig seinen Debitoren, um seines eigenen Nutzens wil- 
len nicht zum ablösen zwingen^ am Zins and Kosten aber 
treiben. 

Dadurch wird denn unsere Regel zugleich erklärt und 
urkondHeh erwiesen« Eben dieser ursprüngliche Znsiunmen- 
hang mit den Gülten zeigt aber auch » dass die Rege! auf 
die spStere und fireiere Entwicklung des Schuldbriefes nicht 
mehr passt» und wie bereits praktisch auf dem Wege des 
Vertrages gewöhnlich freie Aufkündigung auch dem Cre- 
ditor vorbehalten wird, so wäre es an der Zeit, die ganze 
Regel nun vollends aufzugeben. 

4. Ausnahmsweise kann auch der Creditor kündigen, 
wenn der Schuldner das verpfändete Grundstück 
veräussert. Fällt die Verä'usserung in die Zeit der Frist i 
für welche zunächst der Schuldbrief verabredet war» so 
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kao« yor dm Tcnaliie aueb dannsuipal dar Graditor. nieht 
kttndigaiiy sondcm astwadar mag ar «leb paBsönUcb noch 
lortwäbrfod ao daD a^an Sehuldaar iMltan t odar da« nauaii 
Erwavbar ab Schuldnar anarkaiioaB* Fallt dia Varäittfarung 

dagegen in eioe spätere Zeit, «o steht nun dem Greditor 
auch das Dritte frei, die Schuld geradezu aufzukündigen ^^^). 

Die Ausnahme erleidet aber wieder eine Beschränkung 
im Coneurse des Schuldners. Wird nämlich ein Greditor 
dnrch Anwendung seijie« Zugrechte« £ig€Othi|m«r der Lie- 
gaaicbaft daa Schuidaan t ao sollen nunmehr nicht alle Gra- 
ditorcp» ^Icha darauf Taraichart «ind, sofort kiiadigen 
dilvte» «oodam nur dar jUogita» dam «iahandan Gnditor» 
nnmittdbar Torhargahanda PfandgUiiihigar; aina Baachrän- 
fcung , welcha aich genügend raehtfartigt, indem ainmeits 
der ZUger nicht aus völlig freiem Willen die verpfändete 
Liegenschaft erwirbt, sondern theilweise genöthigt durch 
die Gefahr, ohne den Zug seine Forderung zu verlieren, 
anderseits die vorgehenden Greditoren berechtigt sind, ihn 
an dam Zuge zu hindern , insofern er nicht hahh^ft iat^^^)* 

5* Aber auch der Schuldner ist, wenn nicht antge- 
gangaaatxta Varahradungan du anderes beatimnicn« nur un- 
ter gcwiaaan Baacbränkni^gcn nur Ahlöanng haraohtigt, 
Jfämlich: 

o) Zugleich mit dam Gapitale müMcn auch alle auaatehen- 

den Zinse sammt* dem laufenden bezahlt werden^'). 
bj Der Schuldner darf keine hinterherigen Schul- 
den mehr haben, weder versicherte noch laufende. 
Die abzuzahlende Schuld muss wirklich seine jüngste 
Schuld lain^)« £inc abgeschmackte Beschränkung, 



259) St. L. R. Th. X. §. 59. S. 164. Th. VIII. $, 12. S. Iii, 
lEoD. Chr. X. S. 1S9. ff. 

260) &t. L. R. Tlu X. §. 63. 64. S. 166. 167. V«rgl. M«Dd«| 
vop «533. . 

261) at. L. R. Tk. Via |. 3. a. ii'i.- 

U2) ^1. L. R. Tk. Till. I. 3. S. III. §. 11. a. US, : ^uni ^tlhte 
•M «igMm Galt alle leia« sekildigt Itafii« FmImi, ▼•rbri«f«t« mmi 

r 
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^ St vrohl ' in der Ausdetfoog-, ' wddie die Wdr^ zn 
baben' scbeitoeD » - nie prakttecli ''gieworden '' itt. ' DeilD 
wie' die' 'laufNidenr ScHnldeo hergeM>renj bei -dVinen 

' sonst auf die Zeit ihrer Eingebung überall nichts an- 
kommt, und auf welche auch bei Contrahirung eines 
grundversicherten Darlehens niemand Rücksicht nimmt, 
lässt sich nicht einsehen. Daher ist wohl schon im 
Sinne des Statutes Dicfat voo allen laufenden Schulden 
die Rede, TOD denen kaum je ein Schuldner gänzlich 
frei sein- würden sondern nur roo laufendem ' SdAilden-^ 
welche XU dem Grundstück in einer gewissen Besie» 
■bnng ' stehen y * z. B. .von - unversicberten Kanfresten 
oder Ton^Darleh'eo, welche wenn' schon -irorlSufig^ ohne 
Versicherung aufgenommen worden sind , um daraus 
die aufgekündigte Schuld zu bezahlen. Indessen mag 
doch diese Bestimmung, insofern sie über die jüngern 
versicherten Posten hinaus reicht, für ganz obsolet 
gelteq und auch dem übrigbleibenden Theile ist das« 
selbe Schicksal zu wünschen 9 da er einzig dazu dient , 
den Scbnldoer* zu chikaniren. 
ej Er soll die Schuld aus eigenem — mehr ans entlehn- 
tem Gelde ablösen , was "freilich 'schwer zu cön- 
troUiren und daher praktisch von geringer Bedeu- 
tung ist««). • 
Alle diese Bestimmungen sind aus einem Bestreben hervor- 
gegangen, dergleichen Schuldverhältnissc dauernd zu ma- 
chen : ein Bestreben , welches der ]>}atur des Schuldbriefes 
keineswegs gemäss ist. 

. 6« ' Die Zahlung muss , insofern keine Stückzahlungen 
▼erabredet sind, sammethaft geschehen und in der Woh- 
nung des Creditors abgetragen werden. Sind Stttckzahlun- 
gen yerabredet, so gelten diese. Ist nun aber der erste 
Termb der Scbuldbeiefes vorbei«^ ohne .daas .4ie. einsdnen • 
Raten nach dem Inhalte des Briefes bezahlt wurden; 'dann 



263) ÜBt. Man. r. 18. Nov. 1689. Mandat Ton 1674. im Q«rtclll»« 
bwh. St. Mab. t. 9. Uai 1702. Sk. L. R. «. a. O. 
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hal aer. Cr^fitor dit. .Wablj ob er tut Aß» Fiül> ^ 4tr 
Sehiil^tr kündigt , sammcthaflc Zahlvog ote-StUckBalüiiB- 
gen.naek^den.frliliara Tefininai begehren wolle* Schlagt 

er eioiual jene aut» so kaun er nur ooch die<e verlaagcn. 
Dem AuffallszUger uud seinem Rechtsnachfolger nur steht 
zwei Jahre lang nach dem Zuge das Recht zu , sammet- 
baft abzuzableoi.üiftoferii er es aus eigeuea Mutelo tbuu 
kanu^ö'*). 

7. Schwierig ist die Beantwortung der Frage , ob in 
EinuQMrei die Mebrbeit der Einzinser die- Minderheit 
Bur AbU^tttOg« swingen U^nne.- Wenn npan indesaen-be. 
^ denkt y daaa anf. Seile der Schuldner nebe daa Plrincip der 
Vielheit hervortritt, und^dass jeder Einsinaer.4och ein sclbf 
ständiges Interesse , haben kann gegen die Ahtöaung; wenn 
man ferner erwagt , dass die Mehrheit der Einzinser leicht 
den kleinern Tbeil der Gesamuitschuld reprasentirt , so wird 
man sich eher Tiir Verneinung der Frage und zwar für 
unbedingte Verneinung entscheiden ; und es scheint denn 
auch wirklich diese Ansicht in einer viel bestrittenen Stelle 
dea- Stadt -ound Landrechtea Toransgeaetzt su aein^^). 

$. 45. H. Wirhang der Abläanng und Entkräftnng 

des S'ehnldhrieleai 

i, , Die Zahlung wirkt gewöhnlich, da in ihr die 
Erfülliuig der obligatorischen Verbindiicbkeit liegt und diese 

I f u m I 

864) SU u n. Tk. nii; §. a. >i4. s. iir. 

S65) i*, L. K. Tkv VlUv-'f. . IS. .8«: 119. • Wua 4aiiMtkw Mteff» 

adhüdliche Käofer eilicber StUck aod GUterQ-, so io eine» Brief be^Yiffeo, 
VO Wol , als vielerlei Einz.inaer in einen B>ief (da die meisten derselben mit 
eigenem Geld verseben , einen [die Yerwecbsluug der f'ürni des Accusativs 
mit dem NomioatiT ist oicbt ganz aeiten im Gesetz , wie sie auch jetzt ooeb 
käafig gcUfrt wird , wtM SchwaiMr* d«rM Dialtkt j«ara fS»mitlka üalmebM 
•lebt mehr k«Mt» dealich r«4«aj oder twei aber nicht «blösca woll» 
Ita) •ollftB jene mit dtesea weiter« «olcheo Brief za ▼erzinsen die Obliegen- 
heit haben, bis sie alle und jeder seiaM 'AatlMÜ M» 'V§ßm9U Miltola dif 
Ai>lösaiig. zo liuui im Staad« aaTta." • . • . . 
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eten snliSeliit die Bettinmiuig hat durch CvfMHuiig ioiter* 
EttgebeD, gänslidie Zerstörung der Forderung. Bei itr 

ftchuldbrieflichen Forderung kann nun aber diese Wirkung 
darum nicht eintreten , weil der Schuldbrief durch die ihm 
inwohnende Glaubwürdigkeit zu einem unbedingten Reprä- 
sentanten der Forderung und als Gegenstand des Verkehres 
zu einer Sache geworden ist, so dass die Schicksale der 
Forderung selbst durch das Schicksal des Schuldbriefes be- 
dingt werden. Demnadi kann die BesaUnng des Schuld- 
briefes nur eine relativei nidit eine absolute Zer^ 
Störung der Fortenng tm Folge haben* ' Gelangt daher 
der Schuldbrief nach der geschehenen Zahlung und ohne 
dass die Zahlung auf demselben bemerkt oder der Schuld- 
brief sonst entkräftet ist , unversehrt in die Hände eines 
dritten Erwerbers, welcher in gutem Glauben ist, so ist 
die schuldbriefliche Forderung^ in dessen Hände vollgültig 
und es kann der neue £igenthümer nochmals von dem Schuld- 
ner Zahlung fordern. Es kann sich mithin der Schuldner 
auf die bereits geleistete Zahlung nur berufen, wenn ihm 
der GrediCor selbst, der die Zahlung empfing, oder dessen 
Erbe oder ein Dritter, der von der Zahlung Kenntniss 
hatte, als er den Schuldbrief erwarb, gegenüber steht» 
nicht aber gegenüber dem dritten Besitzer in gutem Glauben. 

Daraus folgt von selbst, dass der Debitor ein bestimm- 
tes Interesse hat und zugleich berechtigt ist, Abschreibung 
der angebotenen Theilzahlung in dem Schuldbriefe und 
in dem Notariatsprotokolle und Aushingabe des entkräf- 
teten Schuldbriefes selbst gegen die letzte Zahlung zu for- 
dern« So wie mithin der Creditor die dargeliehene Geld- 
sunune nur gegen den Schuldbrief voranstrecken geoöthigt wer- 
den konnte, so kann aueh der Sdiuldner nur gegen Zurück- 
gabe des Schuldbriefes zur Rückzahlung angehalten wer- 



tu, 8t. L. R. n. ▼. |. 90. 31. S9. naä S«. 8. ft — FS. f. Itt 

„Wann aber eia Sdraldttcrdem nicht nachlebte and ^ die -«Bexahlangin dem 
Sckttld-Jlritr «icht •rdcatlieli «bfchrtib«» tium, md^e«^ «btv 



« 
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2^ lal aber der MmUMid> Teiiortn oder Maat untern 
tergegangen, so bleibt olebts Übrig, abi förmliehe Amor- 
tinroiig desselbeii und Löschung in dem Notariattprotokolle 

nach fruchtlos gebliebenem öffeDtlicheo und gerichtlichen Auf- 
rufe. Denn wie der Schuldbrief die gerichtliche Autorität für 
sich hat , so kann dieselbe ihm auch nur auf dem nämlichen 
Wege wieder entzogen werden 2'*'). Ein altes Beispiel einer 
solcben Entkräftung finde ich im Jahr 1523. Es wurde 
fuiniHch damnla dem Spital ein GUltbrief abbezahUy der 
«Yerlegl" war* Darauf gab der Ratb den Sebuldneni eine 
mit dem Sii^el yertefaene AblSsnngynrkunde » wodurch 
jener Sehnidbrief fUr förmlieh vernichtet erklärt wird*^). 



46. Wacher und Wucherverbote. 

Zu allen Zeiten und unter allen uns verwandten Völ- 
kern galt der Wucher lUr etwas Widerrechtliches: überall 
finden wir daher auch Versuche , demselben zu steuern und 

gewisse für wucherlich gehaltene Geschäfte zu untersagen. 
Je mehr indessen der Verkehr sich ausbildet, je bewegter 
und mannigfaltiger er wird , desto schwieriger ist es auch , 
den Wucher zu verhindern. Die äussere Aehnlichkeit zwi- 
schen Geschäften, die jeder für erlaubt hält und wucher- 
lichen Geschäften, die als solche verboten sind, wird immer 
grösser, die Granzen Terwisehen sich oder scheinen will* 
kfihrlich gezogen, und zuletzt weiss sich die Theorie eme 
Zeit lang nicht anders mehr zu recht zu finden, als^ indem 
sie die ünreohtlichkeit des Wuchert selbst in Zweifel zieht 



•in 8ekft4eM dura«« «iktstohB«!«, loU «r, der Sch «Nitr ^ wegen 
MIMT SanBueligkcit col eh es ao ihm «elbst kabea.-" 

267) Not. Ordavaf IS04. 1. S* 2. M. S. II. 202. III. §. 5. 
H. S. II. 211. KalhsTtrordnvBg v. KU. U. S. T. S. 13^. 

268) Sie findet sich im Geineiadsarchir Mänidorf. Darm Iiei.sst es: 
» So verniielend wir ,doch desMlben. hriieff Uittsail dtu hjc;iiit 

wiissentlich." , . . . 

BlmittrMi Rechttgmhtchte. II. 17 , 
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aoa beatnitef '^). Und in dtt Xbat Bit Urne AiisMt ▼iden 
Schein lUir tieh ; denn -geht nmn Miglloh Von dem Gencto« 

punkte der iodividuenen Freiheit atis^ so sollte es dem 
Scluildner frei stehen, sich auch durch einen ihm schä'd* 
liehen Vertrap; zu binden und beruht die Gültigkeit 
des "svuchcrlichen Vertrages auf demselben Prineip, nbinlich 
der Anerkeniinng des rechtlicbeu Willens der contra hireodeo 
Personen , wie die Gültigkeit eines jedes sindern Vertraget* 
Auf dem Gebiete des Privatrechtes und des Pvieatmkiilii« 
scheint man daher dem Wucher nidit beikoHimen tu Mfoi- 
lien; aber-MMU desshalb, weil et als ein« )pdyatreehilUcliea 
gültiges und insofern erlaubtes Gesehtft betraebtal wifd, 
so scheint denn hinwieder hda Grund, den Wucher straf- 
rechtlich zn untersagen , indem darin keine Rechtsverletzung 
liegt. Polizeiliche Verbote aber haben einmal dasselbe und 
iiberdiess noch die Leichtigkeit einer Umgehung gegen sich. 
Daher bleibt denn dieser Theorie nichts übrig, als den 
ganzen Begriff als einen durch positive Bestimmuugen ein- 
gedrungenen dem Rechte fremden und nur der Moral zu- 
gehörigen zu beaeitigen. 

Mir ist es inmer so vorgekommen: Wenn ein. festes 



261) Mit seiaem gewolialeD serietzt^Bdca SdiArftiont tel BcBtham ab 
TtrtliüdifiUQg dtt Wiehtn abmoMm«». Qmn bcMickMad ab«f i«t n, 
4aM B«BÜuun fut ur aaU Grttadea 4tr NäNotMlÖkoiioiiiia strtü«! «ad dea 
RecbTtpindA aWltfiM berHhrt. £s Mbst H» Mit seineai fnna KeehtUfstcm, 

'wvnti rean «s so nennen darf, zasamoie« , friaem Sfsteme, das nicht «af die 
■Idee der Gerechtigkeit, soiuiern auf die Theorie äusserer Wohlfahrt gebaat 
ift, eben dessbalb aber auch lieineu inaern Halt und keine wissenschaftliche 
'BdMedicaos gewährt. £« bouDle «ben dtn Wucher UM» veftbeidigen , wer 
4m 1V««m dm Rtcbta Mlbil vivkMM«. Ihtt bbt m ««bot irft baktegl, iMf 
Benlban in DcatocbiMd «o weaife Ywtbrer ertaaga. llaa bat aber dabd 
Übersehen, einmal dass eine so unwisfenschaftliche A&fftcbt, ttötz tfem aniiflr« 
ordentlichen Aufwände geistiger Aus.schiniickung , in einein Lande , dessea 
philosophische und historische Wissenschaften einen weit höhern Grad der 
AasbilduDg eriaogt haben , nielit aaftomnen konnte , dann auch , dass seine 
BcbrIfteNa' «ngtacbt^ d«» gto$wn latebltesHebm Kla>l«il d«r Spracb« «»d dar 
adaiabaren prakliaeban Anwandbarkait das fabaltaa» Aocli »ach dam gtwa di a 
GfefUbIa «ad dem siRliebtn Takle des grossem Pobükems nicht zusagen, 
welches das Recht für mehr als ner cfin Protfakt des Zufalls und der Will- 
kUbr and fttr mehr als nur eine Anstalt Woblbabagtn zu Tcrbrailaa aMiebt. 
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und CBlsdiiediotf RecbUgefübl sich Jahrhuaderte lang ia 
den Völkern äusserte , das die juristische Theorie nicht zu 
begreifen vermag und für falsch erklart; so lohnt es sich 
wohl der Muhe, diefe Theorie zum zehnten Male zu 
{HTüfeii. Denn gewöhnlich wird sie sich doch am £o4e 
£ikMh erweuen und «U» unbewusste .0«fiiU>0oeb «mn. Bt' « 

Xtevte, .tef GfiMd» wcbbem dat Vftbot dea 
Wucb«* awf dem Bcebtsgebiele weg undiin daa Gcliiat dat 
lisral hiBiiJber gewteaeo wind«, der war: Die recbtKiehe 

Gültigkeit des wucherlicheo Vertrages folge schon aus der 
Freiheit des Willens der Cootrahenten. Auf dieselbe 
Freiheit des Willens wird denn aber auch gewöhnlich die 
Moral basirt; und wenn sich somit die Rechtmässigkeit die« 
fca WiUttM aus diesem aelbst rechtfertigt, so rechtfertigt 
aMi irh sugUich dieMraüaebe Zulässigkeit dieaea WiUcpa» 
CsiMaqnmdT Waiat wffidta aic daher ia .eine« smita« 
fitaUM daa Varbol amd» ana jdam ficbieta dar Motal m* 
h— aen imd ftberaU- dl« Ftaiheil dea WiUeoa oiitilBBiiMn 
und Tov man HamuDg dun^ WnebarvülbQle aohützcB 
iBiiaaen. 

Der Irthum in jener Theorie liegt nun aber eben darin , 
dass sie Freiheit des Willens voraussetzt und zu schützen 
vorgibt, während in der That nur ein Schein der Frei- 
heit Forhanden ist, und sie vielmehr die Herrschaft 
Über die UnfreiheiC aobtiUt. So lange es nämlich eine 
^kmimg dea Varin^gtos und einen Verkebr dar Einzelnaa 
mk» iimm Vjvmiigßß gebao wini, ao laoge .wird aa auok 
Balisfaii. jund Arma, Greditoran uad Debitoren 
fpaben« TM ea aind dieae CSvedttoven imd Debimren nebt 
eMa nur In diesem oder jenem VerbiSteiase, sondern duroh- 
^ingig in einer Masse von Verbältnissen Creditoren und 
Debitoren. Sie wechseln auch gewühnlich die Stellung 
nicht unter einander , sondern höchstens erscheinen die re- 
igelniäs&igen Debitoren nach unten hin ^vieder als regel- 
»Maige £rediteiias« Aacb oben aber .aind ^ia mir äusserst 
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Mittm Bereditigte, fast immer aX^ Gebandtne vsaA Von* 
pfliclilete. ' . • > 

Dieses Verhaltniss , welches aus dem WeMn des Reeln 
tes selbst hervorgellt , und welches mit der steigenden Frei- 
heit und Beweglichkeit des Hechlsverkehrs sich immer 
, schroffer gestalten wird, dieses Verhaltniss der regelmäs- 
sigen Debitoren zu den regelmässigen Creditoren drückt nun 
die Freiheit der Erstem nieder und unterwirft :sie der Herr- 
schaft der Letetern. Diese Unterordnung der einen Personen 
unter die andern ist nun aber nicht dne örgansdie, sie 
geht iiidir ans Familieii- oder andern* natntgeniässeii per- 
s(AiUehen iBezidiungen hervor. Ware sie 4as« sö^wwe sie 
zügleiißh Freiheit; denn Unterordnung -sebliesst Fveiheit niöht 
nur nicht aus, sondern Freiheit kann oft' nor in Fovni 
der Unterordnung zur Wirklichkeit kommen. Weil sie 
aber das nicht ist, sondern vielmehr auf den äussern kalten , 
unpersönlichen Wirkungen des Eigenthumswechsels und des 
Geld Verkehrs beruht, so ist sie eine wahre Unireiheit, die 
nur lim so empfindlicher ist > je mehr sie den äussern Schein 
der Freiheit für sich hat» wenn - gleich seihst in diesem 
tihiächenden $ciieilie noch einiger Ttvst fiegen^mag. t " 

Macht nun der Creditor von dieser Lage des Schuldners 
Missbraueh» benutEt er die ohnehin unfireie Stellung des ' 
Letzten dazu« um ihn in besler' Form Rechtiene'* zur SiB* 
gehung nDeuer Schulden zu nSthigen, welche ein wahrhaft 
freier Schuldner nicht eingehen würde , weil sie dem regel- 
mässigen und ordentlichen Verkehre nicht entsprechen , 
weil vielmehr die Verpflichtung, die er Uber sich nimmt, 
entweder schon an sich oder der darin liegenden Gefahren 
wegen in einem Miss Verhältnisse steht zu den VortheileA', 
welche der Schuldner bei Eingebung der Sehidd» sucht : so 
ist ein soleher Vertrag eben auf Seifendes Schuldners kein 
freier , sondern ein theilweise unfreier und der - obligMsde 
Wille des Creditovs» so weit er Uber jene Gninzco biaäwi!- 
geht, ein unrechtiiefaer. BetracAite fnav ihn* auf Seite des 
Credttors, oder auf Seite des Debitors , auf beiden Seiten 
ist ein Mangel; dort Unrecht hier Unfreiheit. Und diess 
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^bcn iiC wai die CMIligkcit soloSier Verträge liiaderii 
Icaiiii. 

Es ist ohnehin schlimm genug, dass das Recht, dessen 
Consequenzen eben jenen ganzen Zustand der Unfreiheit — 
offenbar gegen seinen innersten Willen , indem es eben die 
Freiheit ichUtzeD wollte — erst hervorgebracht habeo , nicht 
Macht genu|; besitzt, um das in Unrecht umgeecfalägene 
Recht wieder bü eieh aiirlick zu ftihren^'^). Aber es wäre 
ooeb viel trauriger» weoii des Reebt mebt eionNil deo 
•neb Muieheo' woihe i»der durfte» dieses Uarecbt wemgetein 
CT müderD. • Vergleicbt man mm die ▼ereciuedeiieo poeilt- 
▼en Reehte, so -babeii sie^wirMieb alle, von ibrem eigenen 
Geiste geleitet^ diesen Versuch gewagt , und so unvollkom- 
men, so ungenügend auch Uberall die Mittel waren und 
bleiben werden, um das Uebel zu hemmen, welches ja aus 
der Uovolikomraenheit der menschlichen Rechte selbst entsprun- 
gen ist , 80 sind sie doch als Versuch schon ehrenwerth und 
▼om Gesiebtspunkte des Rechtes aus nicht blos gerecbtfero 
ligt, sondern geradezu geboten. 

Die Scbwieetgkeit liegt- olSenbar darin» den wnebcr« 
lieben Gbarakter solober Verträge su ecbeonen» imk&m 
üe wnebenliebe Teodens sieb wobl blitet beraus cn treten 
'«nd sieb zn offenbaren« sondern in den geheimen Fallen 
des noch verschlossenen Willens sieh verbirgt und nur in 
sehr unschuldiger Form, in der Form ihres Gegentheiles , 
des Rechtes , sich äusserlich geltend macht. Da nun aber 
das Recht seiner Natur nach das innere Unrecht, so lange 
es sich nicht äussert, nicht fassen undzurecbt weisen kann» 



270} TtrsU ILF. Gotclitl Serval« BtUtar» Erfart 1S32. Bd. 1. 
S. 418: »Wer «ich jcdtn Groseh«a , deo er einem Dürflrgen leihet, verzin- 
sen lässt , hat das äuosersle äussere K<-cbt für sich, aber ebea darum, weil 
ers bis aufs Aeusserste steigert, das höhere Recht ge{;en sich, welches darauf 
sich gründet» dass einer neben dem andern leben könne. Ps. 15 , 5. Exod« 
22, 25. Levit. 2$, 36. OtNt. 23, 19; wer al«r Wmk«r trtibl,' «r btsith« 
itt X« bohM EfaiMi , oder id btf»ttg«ri«Aer Vertchleicnng dt» SioisiMtSM , 
n isarae od«» im comm rodiMiUlet» d«r b«t •■ch dM 'dasMr« RoeU 
{•gm sicli." 
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so jnntfs c4 «ob woU dmif begirfiftn« da» wo 4ie wuoliMy- 
liehe Tendenz schon aus der änssern Form und dem Inhalte 

des Vertrages geschlossen werden kann , auf sie zu greifen 
und sie zu züchtigen. Es ist der Wucher einer der schlimm- 
sten Feinde des Rechtes, weil er das Unrecht unter die 
Form des Rechtes verbirgt und die Bedrückung unter dem 
Scheine der Freiheit vornimmt. Daher ist das römische 
Recht nicht zu tadeln» daaac es den Wucherer mit Infamie 
bedroht» und eben so 'Wenig sind neuere Rechte zu tadelni 
'Wcnn auch sie schwere Folgen und fiiachtheite an dtn 
Wnfl^ev kafifilbn« Dk rönasohe Stiol« ist aber ßhm dämm 
die g^eohle« weil derWttcIier.MisslNwiioh der pm^üilioliM 
Freihat Bu BedrUdiiiag. ist 9 die Infamte nw. aber dSeie 
feelbe. persSnlbbe • Freiheit teifft. 

Die einzelnen Wucherverhote des zürcherischen Rechtes 
sind nun i 

i. Der höchste erlaubte Zinsfuss war schon sehr frühe 
auf d V» gesetzt^'*). Doch scheint er nicht überall beachtet 
worden zu sein ; wenigstens beschweren sich die Banem der 
ficn^sehaft Greifensee 152d. über die Wueherunae» die 
|iäM Veiinltiilfs von überaetMiten» 

OlaidMm #iii , dass hucli das uag Ct Wieb and «M«ht gethsR 
sey 4 dass. man in, der Stadt und auf dilm laand einander ae 
seblvitilicih belade mit Wneberzinsen an Kerpc^» Wei% 
Halmr lOid.BliaMUseli Geld un^ hoffen , dass acdehe« zn.Nnla 
der. Armen abgestellt und ein ziemliches zins yon einem 
Pfund ein Schilling bestimmt werde. Dann oWolil 
auch dieser nieht göttlich ist, kann er doch zum Tor- 
ibeil der Arniuth nachgesehen werden. 

Die Bauern fühlten wohl , dass ein billiger Zins auch im 
Interesse der Armen liege und stellten daher nicht die ftir 
die Verkebrsverhältnisse unpassende Forderung eines, gänz- 
lichen Zinsverbotes. 

Im Jahr 1.029. erliess der Rath ein Mandat, worin fol- 
geüA^ S»teUe vorkommt: 

I wi » <i t.* r.fi' 

271) Oben fiucb III. $. 20. S. 423. 
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WneiMr und WuclinrTtrbote. 260 
• Wicwol vnt mmmM% MmM mcIi mlrnkm^^r ein gelt 

. 4f ni^ii , 4e« wi4«fii m trüfr vii4 CliHiteiiU^lier Udw lib« 
haUre Tnd lürtaUte. Diewyl aber leider di« liebe in allen 
.vienscben erkaltet, vnd der gyt, oncb die yntrilw etUcber 
liederlicber Ittten überband genommen bat — Lassend wir 
gesebeben, däss man pfennig zins mdge konflen , wie Vor- 
malen gebrncbt worden, dar einem' von hnnderi 
pfünden fünffe — zu jirlicben zins ▼eriange, Mit- dem 
bejteren «ntersebe jd , dnss* kein ander gliar mit Vndevpfbii*' 
den , Urningen oder eunst gebmeht werde. 

Diese Beschränkung der erlaubten Zinse bis auf höch- 
stens 5% erhielt «ich bis in das neueste Recht; nur für 
kaufinänniscbea Verkebr wurde ein Zinsfuss von öVo g«* 
rtattel»'«). 

' Insoweit ist das Wucherverbot zu reehlCmrtigefli* Craoft 
miiiWg aber and in seiner Art tmerböfl ist das damk ver- 
bundene Verbot an den Ciwditor» nlcbt unter 6% davEu^ 
leben» als ob es andi Wudier wb're, imadere Zinse als 
die böefast erlaubten zu fordern« Ursprünglich bezog sieh 
dieses letztere Verbot freilich nnr auf Gülten und Schuld- 
briefe. Aber auch insofern war dasselbe offenbar schänd^^ 
Jich und lasst sich einzig daraus erklaren , dass der städtische 
Rath, welcher fast ganz aus Creditoren bestand, die Stel- 
lung des Gesetzgebers, missbrauchte, und statt durch seine 
Gesetze dem Rechte zu dienen, die persönlichen Intercslsen 
seiner Mitglieder zu wahren suchte. Im Jahr 4676**'^ 
wnrde, so viel ieh weiss, der erste Sehritt zu solchem 
ünreefate gethan« Der Rath erklürte die Aslegung der 
CapitaÜen zu 4% för schMdffch, weil dadurdi die Sehutt- 
ner,' wiÜche bisher zu '5% (reld aufgenommen, ▼eranlasst 
"Würden, ihre Schulden zu kündigen, und beschloss, es sollen 
künftig keine Briefe mehr zu 4yo besiegelt, sondern dem 



272) MaDdal r. 1653. im GwichMbnh. 5l. I*. R« Th. T. J. S~. 
SIL WaekMUr4nsa< r. 1^0^. 4. HU Iii* A$. 

SfS) Dat. !!«■. V. Not. 1671. Tcrg}. mck VmU Maa. v. 7. 
Mai H87. 
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DarlMher UbcarlaMeo werde», kui ume Ckffthr.und obie 
Sicberstellnng der Pfandreebte sein Geld autsnleiheii« In 
der Folge ging man noch weiter und verbot alle Darleben 
überhaupt unter 6%«'*). 

An beide Verletzungen des ordentlichen Zinsfusses wur- 
den denn ganz gleiche Straten geknüpft, als ob in beiden 
gleiches Unrecht läge ; und es sind diese Strafen von der 
Art, dass sie nicht weniger den Schuldner als den Gläubi- 
ger treffen« Soweit verkannte das spätere Gesetz die ganze 
Bedeutung und die rechtliche Grundlage der Wucher verböte y 
' dass es den armen Schuldner noch dallir mit Strafe (lo^robtt 
dass er durqb den wucberlicben Gläub^r sieb bat nöthigen 
lassen. Es soll nümlicb von beiden .Tbcilen zur Hälfte ein 
Viertheil des schuldigen Capitals als Busse bezahlt werden 
und die Forderung ihr Pfandrecht verlieren. - 

Die Bestimmung, soweit sie zugleich ein Minimum des 
erlaubten Zinsfusses festsetzt, ist durch Gewohnheitsrecht 
und Gerichtsgebrauch schon längst gänzlich obsolet gewor- 
den, zum deutlichen Zeichen, dass offenbares Unrecht, und 
wenn es schon die Form des Gesetzes für sieb bat» sieb 
nicht in'die Dauer hält. 

* • • • * 

2. .Ferner wird es als Wucher befauidelt und mit Geld« 
busse bedroht» wenn die Zinsforderung zum ^dq^ntal* ge- 
schlagen und so als Beslandtbeil des Capitals mit diesem 
von Neuem zinstragend gemacht wird. Und zwar ist nicht 

allein der eigentliche Anatocismus, wornach zum voraus 
schon die Verabredung getroffen wird, dass die ausstehenden 
Zinse das zinstragende Capital vermehren sollen, sondern 
auch der Anatocismus durch neue Verabredung im concreten 
Falle verboten : wenn schon jener erste Vertrag leichter 
zu wucberlicben Geschäften missbraucht werden kann« Das 
Verbot findet in der psychologischen Erfabniog, dass die 
Bequemlichkeit und Faulheit des Schuldners hier .der wucber^ 



274) St. L. Tb. V. (. I. S. 56.. Im Eatirarf« zu d«m SUidlrMliI 
ist Diir von einem MAximuin , mui tticbt sogltich VM «atiii HlnjmiBi 4m 
erUttbtto Zinsfusies die R«de. 
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liditii LiU 4m GlSoIdgws sn Hlillb konmil» amt -BeKrlio« 
4uiig. Wenn dagegen aus den Umftänden aidi erzeigt, 
iUm nicht in dem Wucher des Greditors , sondern vielmehr 
in der Lage des Schuldners, der, wenn der Creditor haare 
Zinszahlung forderte, ausgetrieben werden müsste, somit 
gerade in der Schonung gegen den Schuldner der Grund 
einer solchen Verabredung liegt , da ist sie auch erlaubt und 
gültig ^^^). Hat der Schuldoer die Zinse, bezahlen gekonnt » 
und erhält er dann das Geld von Neuem dargeliehen von dem 
Creditor 9 ao iat d|ia ab «cpca Darlditn ebenfalls gültig 
«k denn die Gefahr des Wuchers«, wenn der Schuldner 
Geld hat« sich sehr Termindart« 

3. ' VorlSttf ige Abzüge an der dargeliehenen Summe 
werden häufig im wucherlichen Sinne missbraucht, und sie 
sind um so gefahrlicher, je schwieriger die Entdeckung ist. 
Auch kann kein Zweifei sein , dass dieselben nicht als Wucher 
zu behandeln sind, somit die Forderung jedenfalls auf ihren 
realen Wertl^ herabzusetzen und die zu viel bezahlten Zinse 
sammt.Zioseszinsen zurück zu geben sind, indem theils eine 
ganz entschiedene Volksansichl, theils iiberdem Andeutun- 
gen des Stadt- und Landrechts, selbst und eine Verordifung 
des Kleinen Bathes den Fall ids Wucher bezeiehiifn'^)* 
Gerade hier zeigt sieh wieder die wahre Natur des Wuchers 
deutlich. Wenn nämlich der Staat ein Darlehen als Schuldner 
contrahirt, so kommt es nicht selten vor, dass das^ Ban- 
quierhaus, welches das Darlehen negocirt hat, dem Staate 
vorläufige Abzüge macht und für die Nominalforderung von 
100 nur 80 oder 90 bezahlt. Kein Mensch wird hier von 
Wucher reden, während dies e lben Leute ganz entschieden 
es als Wucher bezeichnen) wenn ein Creditor einem armen 
Schuldner nur 80 gibt« aber sich 100 dafiir Tersdureiben 
läset«' Und doch sind die Geschäfte änsserlich ganz i£esel- 
ben.N Soll nun die Wissensehaft hinter dem Takte des ge« 



. 27S) 8t. L. R. Tb. T. §. I. 8. $7. . , ' ' 

276) St. L. R. Tk. Y. f. 11. 8. 61. Ralliif t^o^'^avag f. 1809. 
n, 8. IV. 133. 
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meiiMii -Mnmes -sarllek Ueibeii nad daeii UntersdiMd ftiwlil 
begreifen kSmieD, den jener so dentlieh IWllt? Der Wueher 

erfordert eine wucherliche Gesinnung , er setzt auf der einen 
Seite Missbrauch der scheinbaren Freiheit des Schuldner» 
voraus, auf der anderen Seile wirkliche Unfreiheit und 
Schwäche des Schuldners. Das äussere Rechtsgeschäft alleiii 
ist nicht strafbar , insofern iieh io ihm nicht die wucherliche 
Gesinnung äussert oder zirar verbirgt, aber doch entdeckt 
wird. Gegen den Staat» gegen den Reichen , gegen den 
Müclitigen iXast sidi kein Wucker ttken, vnän auek aie ni^ 
alle möglieke Weise in ^rübergekende. ' Verlegenkeileii 
kommen können* Ilire aonatige Stellung tat Tollkoraroen 
kinreichend , den Sebaden wieder gut machen , der ans 
einer immer nur als Ausnahme zu betrachtenden Bedrängniss 
für sie entstehen kann. Hat man doch auch da Beispiele* 
genug, dass die Staaten insbesondere , welche etwa in einer 
plötzlichen Verlegenheit zu hart mitgenoinmcn worden sind, 
wenn sie sich wieder in ihrer Maeht fühlen , sich «elbat 
zu keifen wissen und nickt immer gereckte Maesregeki 
dennock durcksetzen, uni jenen Selnden wieder sn cMettoea. 
Es ist daker nickt nBÜhlg» um dieser willen von ^ Fest» 
haltung des fbrmdlen Redites nnd von derüiisse» Frtikeil 
des Verkehrs aliznweickto , was aller^ngs oaeh den Obigen 
Dötbig wird, da wo es siek um die walirkaft unfreie Lage 
der regelmä'ssigcn Debitoren handelt. 

4. Der Darleiher darf keine Waaren statt Geld 
als Darlehen geben. An sich ist das Geschäft wieder un- 
sckuldig , indem einen ntckts hindert , eine Sache zu Terkan* 
fen» den Kaufpreis zu creditiren und kberdem nock eine 
Summe Gddes dem Käufer darznleiken. Allein eken darin , 
dass der wakre WÜle der Göntrakenten auf Btoleken ^ 
ricktet ist» wie er siek denn auch in der Form des Dsarlehens 
Sussert , dann alier der Darleiher es Torzieht , dem Sckuldnev 
statt der Summe Waaren zu übergeben, als ob diese ein 
Bestandtheil des Darlehens wären und sein konnten, liegt 
das Schiefe und Triigliche des Geschäftes und eignet sich 
dasselbe wieder zu wuckerlicken Tendenzen. Denn gewöhn» 
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lieh wird -dapa der Dtbitor geoÖtiM§^.f Waar«D lorter dam 
Prcift anzuBchoif B. Das Geschäft ist mithin insofern wie- 
der ungültig, als dasselbe die reine Natur entweder des 
Darle|iens oder des Kaufes verläugnct^'^). 

5. Endlich ist noch der Verfalls ve rt ra g in dem 
Sinne yerboten, dass nicht zum ypraus. schon der Schuldner 
«nf.den zukünftigen Fall, dass jnr die . Schuld nicht a^aUief 
Junn, deim Creditor die Plandfr zt| Eigentum Uberlasae und 
Bat. mi KfieM'v^rHWMt» diMr^ tBögUdial güiiftige \mm^ 
aemuif dcv PfilBder db Sohadd ßkmüöm^fi'^ . 



< ' < . $.47. Kaufvertrag. 

1. Der Kauf gehört vorzagsweiae ftu den Rechtsge- 
schäften , welche die Verhindng f inchiedener Völker ver- 
inittebi» So weift deo VermögeoareeUea «io Werth im Greld 
Eligeidkrielicft .wird und jene YeriittawrBch lindy eo irek 
fcUbt aoeh 4er Kauf alid Uidet die 6raiidlag« daü 
ftthreiy iadeai er eben ia dem Umtknadie der VemnKfea^ 
t^Mehte gegen Ihi^e Schätzung ia Geld bestellt« Darum ge» 
hört auch im römischen Rechte die Theorie vom Kaufe 
dem Jus Gentium an und eben desshalb passt die Theorie 
des römischeu Rechtes im Ganzen fUr den Verkehr auch 
der modernen Welt, weoa echon auch da wieder eintelae 
Modificati^tteb dürdi den neuen Verkehr erzeugt wordea «ad* 

6. Det fiegtiff- de^ Kaufee iet übereil derselbe» niHft- 
ttih Vtetvag; dem aufolge der YeMkätr dem Kilnfer 
VctM^geaereebt «i ttbeirtragta iwrspricht» wpgeiKeii ekh 
taer Käufer irerpflicbtefi deü VerkliaflM» dalllr eiiMi Prne 
ia Geld zu bezahlen. Das r^tttohi Rechl^ und die misteli 



277) SU I». B« Tk V. §. II. «ad i2, S. 40. ttai $U 

278) St. L. R. Tb. §• 39. 8. 75. •prickt iwat aickC dirtcl« von 
den TnnblltTtftMg» bMchvSakt «bar sofav di« TtriatteniBg d«t Fbndti an 

. 4ml Craditor ia d«ni Momtal, wa di« Zahluqf filUi iit, aonit dk MAr 
dm SAaldaär aaaiiitalbaa ?ar AagM adnralt* 
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neaern Reditifr fordern emeii zuin Tonitts schon bcstiMiMen 

Preis, lassen es aber doch geschehen, dass die zhklhifKge 
Bestimmung desselben einem Dritten anvertraut wird. Auch 
unser Partikularrecht folgt dieser Theorie, doch ist immer 
festzuhalten , dass die Contrahenten über Waare sowohl als 
Preis sich geeinigt haben müssen, wenn schoti die genaue 
Fixirung des Preises durdi ein künftiges Ereignns, z. B. 
Schätzung 'Ton - Experten öder Rücksichtnlihnie auf einen 
asn einer * gewissen • Zek sich -ergehenAen läuktpr^ '▼er- 
mittelt wird« Ware auch diese mittelbare Bestiilinning des 
Preises unterlassen » so könnte das Geschäft' wohl sonst auf 
Gültigkeit Anspruch haben ans dem Gesichtspunkte des 
freien formlosen Vertrages, würde aber nicht als Kaufver- 
trag anzusehen sein. 

3. Alle handlungsfähigen Personen sind auch befolgt , 
Käufe abzuschliessen. Davon gab es im altern Rechte eine 
Ausnahme*. £a wurden nämlich die Verkäufe von Liegen- 
schaften an die Ewigkeit, oder an die todtefiai^d, 
ohne besondere €renebmigtmg. der Obrigkeit- nlitersagt«t Der 
•Grand und di^. Bedentnng dieses . Verbotes ergebe nith 
ed^on ans -dem Ansdiineke ; man. wollte Tevhileft « dass nicht 
4ie.Iiegenscbkfleii. dem'.Iebendigeu nnd wedMcMen Verkehre 
und der Thätigkeit' der Bürger entzogen werden tind in 
die Hand juristischer Personen gelangen, die, wie sie selbst 
ein langes gewisser Massen ewiges Leben haben , auch ihr 
Vermögen unveränderlich fixiren. Freilich hatte man von 
Anfang an. Yorzüglich geistliche Stiftungen undKlö- 
Mier im Auge, deren um ^b.gi^ifende Herrschaft auf 
diese Weise beschränkt, werden sollte 9 und daoble .kanm an 
;fiiameiiiden.9 welcbe'den.physiaohen' Personen; als -.deutsche 
.Genoaaensohaften viel näher standen» In der. Folg* 
wurde aber dasselbe Verbot auch auf den Erwerb solcher 
etwa ausgedehnt und noch im achtsehnten Jahrhundert z« 
B. auf die Stadt Winterthur bezogen ^'^). Gregenwärtig ist 



279) St. Man. V. i486. I. S. 58. t. 1(59. Ußi. 4. ?m I70. F«br. 
2. md 176«. F«br. 9. Lta III. 335. 
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auch diese BetdinUuDg antiquirt, Weil eie den jetzigen 
Begriffen von Freiheit des Verkehres nicht zusagt und jene 
politischen Besorgnisse der frlibern Zeit verschwunden sind. 

4. Die Gültigkeit des Kaufvertrages wird nicht durch 
eine besondere Form bedingt , selbst nicht wenn der Kauf 
«ieh auC LiegeoMhaften bezieht. Auch in diesem Falle ist 
dar irgendwie ausgedruckte Consens hinreichend , ein obli- 
gaiotiielMf Band, e wiachtn Veriümicr wid JiHuht z«. luMipfa, 
wteo aeliaB das Eigaatlmin adbat ohne die aaellfolgiade 
keirieiiiciie Fert^ung anf den Küu&r mdA ittbergdien 
Iwna^^) , und et yevttelit aieh ein > Reeht der Reue neck 
AbscUnai 'dee Vertrages und etwa Ina zur ¥ebergabe dea 
Besitzes oder Ei^eiiiiiuins keineswegs von selbst, vielmehr 
hört dasselbe sogar dann auf, wenn es ausdrücklich verab- 
redet und dafür noch ein sogenannter Wendschatz oder 
Reukauf ausbedungen wurde, sobald von dem Kaufer der 
Besitz bezogen oder. Ton dem Verkänler . ein Xbeil dea 
Kaufpreises angenonunen wurde ^^^X 

* Im.Ldbcn.koflMnen freilieli oft*— ^hgßMkmk tos aefanll» 
Ueher:AUlMMg «nd üntevsciolninng dejr .Verträge. — nodi 
andere Fonm m,. welche Tomändich denn dienen, die 
biidfl?nde AlMciit dea Kanib klar in nMehen , s. B. die 
Form' des Handschlags zur Bekräftigung der 'Ueberein^ 
kunft, die Uebergabe eines Darangeldes (arrha). Da- 
hin gehörte besonders in älterer Zeit die Sitte, den abge- 
schlossenen Vertrag durch einen gemeinsamen Trunk zu 
bestätigen , wie denn selten bei den deutschen Stämmen ein 
bedeutendes politisches oder rechtliches Geschäft ohne ein 
Gelage abgethan wurde. Später kam aber diese Sitte mehr ' 
in Miaaeredit und man yerabredele dann oft, atati dee 
Tmnkeat ein Trinkgeld zn den Kanfpreiae hinzn» wd^ 
chea- kinwieder auf einen TerkSltaiiimässig geringen Betrag 



280) R«ekt SMigBtl, wm HiMrmlilateiiM tu •magto, itl dMt gMM 
M« gar ▼«rugtackt« R«4dUiM itr V«t. OHniif T. 1I04« AM. Ol. §. 

I. «od 2. M. s. ir. 210, ; • 

281) St. L. R. Th. VII. J. 8. 10. 5. 96. m4 (7. 
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(M Ins ivier Dnkattn] batidiffiuikt wmtin^y AM 41m 
FovmeB sqid iadcMn liir die- 6lilti|^Leit dM.VevtrJigt Aurrin 
auf nidit DOtlivrtBdig. 

' 5. Eine Ausnahme begründen Verkänfe von Liegen- 
schaften unter Ehegatten oder unter Ascendenten 
und Descendenten , welche zur formellen Gültigkeit der 
gerichtlichen Ratification bedürfen. In beiden Fälien nämlich 
itC Gefahr, daM durch solche Käufe die ErbaosptUebe 4§9 
Familie leicht verletzt werden können , und ao wird dcMf 
iuiAt daa Gendit ratificire» dia EimrilUgmig dar «tahiilwi 
ILthtn gtibrdart , walche diM frcükli mahl ohpe GinmA 
▼a ip say a köiflen. Im aiateni Falle kpaMift noob dm ÜMOiil^ 
fliaa aioaa mgabUbalicliaB Einlliissaa yob fikite daa MannfW 
auf die «ehwüciMr« Fra« kkzu^'). 

6. Die Versteigerang oder Gant (von incanta tio) 
bewirkt eine eigeothümliche Modification des Kaufvertra* 
ges. Wahrend nüralich der Kaufvertrag zunächst aus einer 
Unterhandlung zweier Personen hervorgebt, so wird biet 
l^eiohackig von Seil« des Verküiifer» die Sache makrerq 
#eraoiico aageboten. Es werden diese jneibreMi Pmattao 
gawiiaer Masaea sum W«Ctkampfa awfgtfoatelt vriakt 
ttater iboan aat laaisten dafür iaala* OanklfiMatiHalar mrd 
dami Inso&ca «cht besuidaie FpabahaUa Statt Bmätm 
mgeschlageB '^^}. 

Alle ^fFeatUeben Ganten , aach wieaa aia rm Privaten 
in ikrem Privatinteresse vorgenomnien werden i fileben un- 



S4.<L. R. Tkk YII. j. 10. 8. 97. Vilttraiaipr D. P. f. 2SD« 
D«Mit siadl ta^MitD Didit u TtrwtekMla tfi ^hiatar «l«m "Waia«' gt • 
taAchlcB*' Küafe , «Me Im «kltKehnten uad «cliie«lMiUn J«Krb«a4wrt Ml^ 
fig ur Siwifcb« kemmtn nod ^«wiäihpliich alt HngUltig ei-klart, zuweilen ftof;ar 
mit &Ujife% J>fie|^ werden, und an welche auch S t. L. R. Th. VII. §. 13. 
8. 9S, dtokt. Daraoter werden Kaufe verstanden , wobei der Wein und die 
Bflvaucbaaf 4«Nh itm Wala keaoul waria» aai 4ra aiaaa adar aadcro 
TImU sa aiaan artt atnaaeUiaMaadaa für iba aasjHaiUgta Tarirafa xa ba- 
atfiaiQaa. 

883) O«« f tt -v. 181«. ai. J. T. 8. «81. md N. fi, S. 

8. 154. 

284) St. L. B. Th. ¥11. 28. 6. 104. 
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Mr Aofiikbt dir OrUbdiiMe» «II« gcffidbtluilMn Oaoten 
mrin unprüfiglieb too den GantmtUtini unclXiiiicbclivei* 
bm , gcgeawärtig wMer ¥«11 des Gcwdndaimiigmieni 

geleilet««"). 

In jedem Angebote liegt danu eiue bedingte und den 
Bieter einseitig verpflicbtende Zustimmung zu dem Kaufver- 
trage, unter der doppelten Bedingung nämlicb, dass während 
der Versteigerung nicht ein anderer überbiete, und dafs 4^ 
Veriaafttr sich dadurch beDricdigl erkläre und aeinerseits 
««schlage. Sobald ek anderer mehr geboten hat, so wird 
•ein Vorfiuigiert der faia dabin ISbr sein. Angebot geballel 
haty -nnbelingl frei» .geieUt aaeh der Vetkäniiir »ege 
roTf auf daa Minder gebot desselben zurück zn greiÜM»- 
Hiebt die Zusage gegenüber dem Meistbieter, sondern 
schon das Mehrgebot selbst löst die einseitige Verpflichtung 
des vorhergebenden Bieters, wie sich aus der ganzen Be- 
deutung der Versteigerung und der Form des Rufes ergibt. 
Indem nämlich der Versteigerer zu bessern Angeboten auf- 
ruft, erklärt er zugieicb» dass ihm das bishenge Gebot | 
aobald sich ein besseres Bcige, nicht genüge : und indem 
der Bieter eevi Angebot erläset, ist er sich zugleich be- 
wtiit» dasa aar einer der mehr biete , ibn in dieeero Wett- 
einrite mdrünge» eben darwn aber aucb binwieder beireie« 
' Die Zmagn etiolgt bei ms naeb dreimaligem Aufrufe 
euM^. weit verbreifeeleB SiHe 'gemüse. Durcb sie wird (.nun 
der Meietbieter delinitir behaftet und der Kaufvertrag ist 
vollendet. Hat sich der Meiftbieter Bedenkzeit vorbehal- 
ten, so wirfst doch die vorläufige Zusage bei der Verstei- 
gerung so viel, dass der Meistbieter, bis zum endlichen 
£ntsfibeide des Verkäufers, den dieser indess beiUrderlieh 
sn'gdben hat, verhaDlet bleibt und niekt frei wird durcb 
•ia bökeres Nacbgebot einen Ddttea mcb der VoBstfeiga* 
Mag» da oio solcbea «bao idcbt laebr dam 0aatTeeiabraB 
aelbat angehört. 



285) Vcrgl. St. L. R. Th. VII. §. 5. f. 28. 8. 95. nad 104. Tk. X. 
i. 19. S. 145. Getetz r. 30. Hai Ml, §, 15. N. 8, L S. 97. 
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7. Sehon aach einer Vtrovdntiiig von ii30, war et 
imlerfagt, -die Fruchte auf dem Haine z«- vievluHifeB 
und in dem Stadt - iind Landrecht'"*) wurde das Verbot er- 
neuert. Dieser positiven Vorschrift , welche wir in deut* 

sehen Reichsgesetzen wieder finden ^s'), lag wohl wieder 
die Besorgniss von Wucher und ein Gefühl, dass eia 
solcher Verkauf durchgangig sich mit guter und besonne- 
ner Wirthscbaft nicht vertrage , zum Grunde. 

Aus Rücksichten auf die persönliche Wehrpflicht dage- 
gen erklärt sich ein zweites Verbot, seine Waffen zn 
yeräutieniy in dem Sinnet der Kaufvertrag ungültig 
ist und dfo Contrwlienleii ilberden mit Strafe bedroht 
werden**). 

* 

S. 48. Naehwfihrsehaft. 

■ 

Eine Nachwährschaft, zu welcher der Verkäufer ver- 
pflichtet ist, kommt entweder mit Bezug auf physische 
Mängel der verkauften Sache oder mit Bezug auf recht- 
liche Mängel des verkauften Rechtes zur Sprache« 

I« Physische Mängel. Dass der. Verkänfer sowohl fiir 
Vorzöge der Sadie, die er ▼ersproehen hatt die sich aber 
nicht Torfiaden^ ab fdr Jilihigel» weldie er gekannt aber 
Terheimlicht hat« einstehen müsse, ereteres 'feeiUeh in* dem 
Sinne» :dass ein-: blosses Anpreisen der Waare, wie es im 
Verkehre üblich ist und so wenig vollen Glauben findet 
als verdient, noch nicht als ein verbindliches Versprechen 
bestimmter Eigenschaften der Sache betrachtet wird; die- 
ses versteht sich schon von selbst, wenn man die Natur des 
Kaufvertrages erwägt, der. eben auf Treue und Glauben 
im Verkehre ' beruht. So weit der Verkäufer eben ein 
anderes. Tersprochen hat -und-, ein anderes gibt, sa weit 



286) Th. VIF. §. 26. S. 103. 

287) Eichborn» Privatr. $. 98. 

288) St. L. R. Th. TU. §. 27. S. 103. 



Digitized by Google 



48. Nachwührschaft. 



273 



haftet er s^on aus dem Kauf vertrage und es kann der Kan« 

fer , je nach Umstanden , bei wesentlichen Verletziinfj;en 
der Treue und des Glaubens Aufhebung des Kaufvertrages 
oder Schadenersatz, bei unwesentlichen wenigstens den 
letztern fordern. 

Das röuiische Recht ging bekanntlirb weiter, indem da« 
• aedilicische Edict auch io den Fallen eine Kljige aiif 
TIachwahrsehaft zuliess» wo dem Verkäufer selbst der 
Mangel verbor^^ geblieben war, und Sberhaupl dem Käu- 
fer immer freie Wahl verstattete, ob er eine Wandelungs- 
oder eine Minderungsklage (actio redhibitoria oder actio 
quanti mtnoris) anstellen wolle. 

Das allere deutsche Hecht ging, wie Cropp^'^^) we- 
nigstens sehr wahrscheinlich gemacht hat, von einein an- 
dern Principe aus, nämlich, dass es dem Kaufer, wenn 
der Verkäufer einen erheblichen Mangel gekannt aber ver- 
heimlicht hab^, frei stehe, die Sache binnen einer ganz 
kura^n Frist » gewöhnlich von drei Tagen', zurück zu geben , 
nachher aber der Käufer ohne weiters nnd unbedingt an den 
Kauf gebunden sei. Ebenso ist es fUr das deutsche Recht 
ckarakteristbch , dass die Aufnahme der gekauften Sache in . 
die Were des Käufers für die ganze Frage der Ifachwähr- 
sehaft ein sehr bedeutendes Moment ist. 

Unser Recht ist nun auch hier wieder zwar nicht ohne 
Einfluss römischer Theorien aber doch deutscher geblieben 
als das gemeine deutsche Recht: 

1) Die Wandelungsklage wird jedenfalls nur wegen 
erheblicher Mangel gestattet ^^^). Zunächst ist ihre An- 
stellung nun freilich nicht an die römische Frist von 6 
Monaten gebunden , sondern kann an sich auch nachhef 
noch vorkommen. Allein der Einfluss des Principes', dass 
der Käufer, wenn er ohne Vorbehalt die erkaufte Sache 
in seine Were aufniinmt, sie eben dadurch billige, und 
dessbalb in der Folge nicht mehr klagen könne (wo nicht 



289 J iHrialUcU Abk. B4. I. No. II. 
290) 8L L. R. VII. §. 21. fl. lOl. 

BhMlMMi ÜMlMifWMhMte. II. 18 
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etwa .«lg«Dtlicher Betrug tui« Aotmilifii« sii]|iiat), Wvnriil 
tonocbt ^iM diese Klage meisteiia U viel Inifzerer Zfif 
unbiattebliar wird aU im rttmischeo Beclile« Man mmmt ao» 
der KaufiBT aolle die erkauHe Sache aorgfiiltig iiod obDe 

Verzug prüfen , wenn er sie in seine Gewere nininit, 
Findet er Mangel, so soll er davon dem Verkaufer sofort 
Anzeige inachen und sie entweder zu seiner Disposition 
stellen oder ihn für den Minderwerth belangen. Thut er 
das. nicht, so Hegt darin Gutheissung der Waare und in- 
sofern Verzicht auf hinterberige Klagen wegen Nach- 
wäbrscbaft. Dieses , Princlp , welches sich besonders inp 
Handelsverkehre und sonst vieUaeb im Leben äasserl^O , 
wird auch in ansfrm Stadl« und Landrechte in einer qpe« 
dellen Anwendung anerkannt: 

St. L. R. Th. VII. 5. 22. Derowegen soll keiner in 
HerbstKeiten Wein-Most in seinen Keller fiaf und anneh« 
men , er habe dann «olchen selbst vorher versucht , oder 
durch Verständige versuchen lassen , und also währschaft 
erfunden : Wofern aber einer solchen Wein-Most , der sich 
nachgehends nicht just erzeigte, ungeahndet und ohne hei- 
teres Betling, dass er solchen änderst nicht, dann auf des 
Weiuuianns Gefahr hin, in den Keller legen lasse, also 
dass er es auf den Fall rechtmässig bescheinen könnte , in 
den Keller aufnehmen wurde, soll er dann den bedeut da* 
von ereignenden Schaden an ihm selbst haben. 

2) Die Minderungsklage wird freilich in unsern 
Quellen nicht für faktische Mängel erwähnt, aber yon der 
Praxis unzweifelhaft anerkannt , so wie sie auch schon aus 
der Bedeutung des Kaufvertrages selbst sich leicht ergibt« 
Auch sie ist nicht auf kurze Zeit beschränkt 9 wird aber 
wie die Wandelungsklage durch ausdrückliche oder still- 
schweigende Billigung der in die Were des Käufers ge- 
langten Sache meistens in sehr kurzer Zeit aufgehoben. 

3) Für den Verkauf von Hauslhieren finden sich auch 
in unsenn Rechte eigenihümlicbe Bestimmungen 9 durch 



291) Cropp «. «. O. S. 184. 
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hiiipen Mffcjci^fr flcf y^rkawler fi^r M^Qgel h^ili*!, ai^h wenn. . 
sie ihiv selbst yerfc^rjgfn gelyesejp iivaren, naeb wel^hfi* er 
aber denn ebenso unbedingt frei wird von jeder weitern 
^achwährschatt. Für vier sogenannte Hauptmängel wurde 
dHrch das Stadt- und Landrechti „nach Lands^ebrauch und 
Recht" die bekannte deutsche Frist von sechs Wochen und 
c^fei ^'^j^en ((Is Wahrscb,af{f jL^it f^sti^esetzt Gjf Dauere 

Frjiilje^ find ^enii ^tq\^ «in ^päter^a (ff^^lz aogeordnet. 
iirpr«)«^* Immprfiiij abef ^eigt »icjb io«,qferfi djer ^eutfche 
C^rflrtpr Wii||rf.c^ft»fpJ?itfffl„ fif l^ier i^uii |e^f 

pr^irfP Wf» «somit f^ph Itnp Ffistfn ehfr e^e yerlanger^qg 
i^nd Erweiterung der regelmäissigen Wacbwahrschaft be- 
gr^indcp, xväbreud sie vergliclien mit der Lehre des römi- 
sphei^ {(echtes eher al^ pine yerküfzupg und Be^K^ir^nj&unii; 
d.ertel^n erscheinen. 

II. Eee^,tliche M^'ngel. Entweder kann def yc^^ 
käufer das ve;*kaufte Vertpög^py.ecb( (^/i ^ejr ^egel E^geo- 
thum) nicht yv^ij^Mid^ ^b^rtrügen, weil e9 i|ioi «filist laicht 

stehen« und zwar kann ihn der lUufer, auch bevor ihm 
die Sache Ton dem dritten wahren Eigenthiiroer evincirt 
wird, fobald nur die Gefahr der Enction vorhandep i»t« 
anhalten , ihm entweder das verkaufte Eigenthnm wirklich 

zu verschaffen oder lÜr den Schaden zu caviren, der dem 
Käufer desshalb erwachsen kann, weil er nicht wirklich 
Eigentbiimer geworden. Anders freilich im römischen 
Rechte. Der Grund der Verschiedenheit liej^t darin, dass das 
röniffihe Recht den Kaufvertrag als blosses Geschäft dea 
jus geatium nicht unmittelbar auf civiles Eigentbum be- 
zog 9 sondern vielmehr als eigentliches Object dessc4beD 
ni^ |l||c Uel^rgal^ ei^er Sache» S9 dus^ d«.r fjtjrtthw sie 



292) Sl. L. R. Th. yil. |. 23. 2,4. S. 402. Üe». v. 21. Dtc. 
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behalten kann , mithin ' ein mehr faktisches Herrsehaftsvev* 
haltniss ansah *^). Die deutschen Rechte dagegen bezie« 
hen den Kaufvertrag, wie andere Verträge auf das ver- 
äusserte Ei^enthum selbst und dies ohne alle Vermittlung. 
Somit haftet auch der Verkaufer sofort iiir das fehlende 
Recht , und nicht erst, wenn dessen Ausübung ihm ver- 
hindert wird. 

Ist eine Forderung verkauft worden , so haftet auch 
hier der Verkaufer fiir deren Wirklichkeit. Ob aber 
ausserdem für deren Güte , d* h. fiir die Solveos des 
Schuldne^rs? Zunächst nicht, indem der Verkäufer nnr das 
Recht der Forderung veräussert hat, dann aber es dem 
Schuldner tiberlassen bleibt, die Forderung geltend zu ma- 
chen. Und es fragt sich in der That, ob ausser bei Wech- 
selforderunj^en , bei denen eine eigenthiimliche Regresspflicht 
allgemein anerkannt ist , und auser den Fallen des Dolus , 
die INachwälirschaftsverpflichtung sich ausnahmweise auch 
auf die Güte der schuldbrieflicfaen Forderungen ausdehne '^^)* 
Rei zweifelhafter Praxis scheint diese Frage eher zu ver- 
neinen, zumal es gewöhnlich ist» durch freien Vertrag denn 
Alierdings eine solche Ausdehnung festzustellen« 

Oder das veräusserte Recht ging wirklich auf den Er« 



• 2V3) L. 25. $. 1. (VIp.) 4» eomtnh» «mt.: »Qu mm^mCü, «wMi« 

DOa habet, funduiii emtori» facere , iit ro^itar , qui fwiidnni «fi^«|«Wl» sp9^ 
pondit." L. II. §. 2. de aclion. einU (Ulp. i: n Et in p'imis ipsmn r«in prae- 
tture vendiloreiii oportet, id ext trndere : quae res, «i quidein dominus fuit 
veuditor , facit et emtor*in domiouiii , (vorimigvMtzt treilieh im äliero Aecbte, 
dM* dim SmIm aiD« n« mc inaacipi war) li nou ftiil, iMtaiu evictioaM no- 
atiaa tramlitoreiii obligat. '-^ Eaitor antein aumos vaadilori* fae«r« eo^tar. ** 
L* S7. pr. d« «Tictio i. (Gajas): „Habere lieere rem videlar eintöri «t ei je, 
qui emtoreiu in eviciione i ei vicerit ante ablatam vel abductam rem sine 
successore decesserit , ita al nequ« ad fij«cam bona perveuire |)ossinl, oeqiie 
privatim a creditoiibus distrabi ; taue eiiim nuila competit ex etipulatu actio 
qaia r«m habere ei Ueet, ■ 

294i 8t. L. R. Tlu TU. §f. 18. «ad 19. 8. 100. In «iatr Ra Iht- 
trfc. V. 1624. Oct. 4. U. M. warde gcm^««« Rf cM aaarkaaat , w«m 
•inar tinen Schuldbrief reranssert aad Nackwaknduift »eripreche, 5o ailltM 
er den allenfalls „ fehlbareo Brief*' wiadar (u'^icb »ahmaB und den KkOn 
fUr MiB« Aoapracbe belriedifaa. 

t 
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urwhpr über, et haften ihm aber eiBseloe rechtliche Man- 
gel an , welche teioen Werth herahaetzen , und dem Käufer 
nicht znni Voraua bekannt gemacht worden aind. Z« B. ca 
haften auf dem vei*ä'uaserten Grundatueke Serviluten oder 
Reallasten oder Pfandrechte, von denen dem Käufer nicbta 
angezeigt worden ist. Hier hat nun wieder der Käufer 
ein doppeltes Hechti nnnilich entweder auf Ersatz des 
Mioderwerthes zu klagen, was er in allen Fallen kann 
(Mioderungskla ge)' oder auf Aufhebung des Kau- 
fes und Rückupabe des Preises zu drin6;en, was nur dann 
zulässig ist, wenn die verschwiegene Beschwerde eine im 
Verhältttiaa tu dem Kaufobjecte bedeutende und weaeniliche 
iat (Wandelungaklage)'»^. 

§, 49. Miethe «nd Pacht. 

1. Das römische Recht fasst die Sachenmiethe und 
den Pachtvertrag unter Einem Namen und unter Einer 
juristischen Theorie zusammen. Die deutsche Sprache un- 
terscheidet die beiden Verhaltnisse mit Bestimmtheit und so 
sind sie depo auch in der juristischen Theorie zu scheiden. 
Das österreichische Gesetz verbindet beide unter dem ho- 
hem Mamen und Begriffe des Bestandrertragea mit 
einander, trennt aie dann aber wieder, indem ea den Unter- 
achied xwiachen Miethe und Pacht darein aetzt, daaa die 
yermiethete Sache aich ohne weitere Bearbeitung gebrau- 
chen laase, die verpachtete dagegen nur mit Fleisa und 
Mühe benutzt werden könne '^). Ihm folgt zum Theil das 
Bernercivil^esetz , versucht dann aber zum Voraus die 
Sachen zu bezeichnen, welche nur verrnietliet und die, 
welche nur verpachtet werden; ein Versuch, der freilich 
nicht gelingen kann Das preuasische Laodrecbt findet 

295) S\. L. R. Th. V!I. §. 2. S. 93. Th. VIII. §. 10. S. 114. Th. 
V. §. 16. S. 65. Th. X. ^ f.O. S. 164. Nof. (.ev r. 1804. §. 4. W. 
S. II. J. 203. Mon. <:hr. Iii. S. 2J7. IV. S. 18). 

296) Oe.Ur. de». §. l09l. Ver^l. Milleruiaier D. P. ^. 292. 

297) Berne r C i v i I g s. Satzung 834. 
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den Gegensatz darin, aass sich die iviietlie auf den Ge- 
brauch beschranke, die Pacht sich auch auf die Nutz- 
ung beziehe ^^*), und kommt schon deshalb allerdings der 
"VVahrheit näher, weil der Unterschied eben nicht schön mit 
Kotb.wendigkeit in der äussern Matur der Sachen, sondero 
vielmehr in der Art der Ueberlasstibg äer Sachen 
liegt, wenn schön die einen Sachen eher zur J^ächt, andere 
eher zur Mietbe sich eigoen , ja einzelne Sachen iiür iik die 
Miethe pa^n. So z> B. kann man MerdÄ V^inktli'eii» Mn 
Kann ali^r siüch eine iStuterei Verpaclifen, Man tn ^r 
' Regel ein läaiis vermWthen» man kann afier ein WirtliV- 
iiäus Verpachten. Bin landwirthschattfiches Grundstück 
wird gewöhnlich verpachtet, es kann aber auch ein Land- 
gut veriniethet werden. Mit der Rücksicht auf Fruchtge- 
niiss steht denn freilich die im Österreichischen Gesetze an- 
gedeutete Rücksicht auf eine gewisse Thätigkeit des Päch- 
ters in Verbindung, intern um dieser thätigkeit willisn der 
Gebrauch der ^äclie gewöhnlich zugteich Früchte erzeugt, 
oämlicii £rwerl> schafft* So %• B* wird eine 
paehiet, nicht geiiiietliet» insofern dA äeständer «Ke BitUble 
n^trciben wül. So sinÜ iliberhiBupt ganze Gewerbe, ragä^ 
massig Gegtnstand'der Pacht lind nicht der Miethe. feqt« 
scheidend ist aber diese letztere Rücksicht für sich allein 
keineswegs, denn ein Kramladen oder ein Waareumagazin 
werden gemiethet, und doch können sie auch nicht ohne 
Fleiss und Muhe beworben werden. Der Fruchtgenuss 
knüpft sich aber hier nur sehr mittelbar an die Localitat 
an, und wesentlich an den davon verschiedenen Umsatz der 
wejer gepachteten noch vermietheten Waaren. Der Sprach* 
gebrauch macht hier allerdings sehr feine Ünterschei'dungen ; 
aber es ist das jlein Leben eigenthiimlich und es spielen die 
faklise^en Verhältnisse so in einander über , däss liiuf der 
Grenze ihre Unterschiede kaum mehr zu erlräniien sräid« 

2. Der Miethe r einer unbeweglichen Sache, also 
namentlich einer Wohnung hatte nach älterm Rechte keines- 
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m^gß 'hUH «Ml« pmöolMi« FoBdiraag g«geo tm Vcrr- 
ii«i«tlier «rlmgt, Ailf Ctbfliilisttiag der gtmicthMra' SieiM^ 
MNiitni «ri« Rctht muMl» atich voa dem drittes Küufev 

4er Termietbeten Sacke respektirt werden, wie dies« aueh 

im pneuasiscb^ii Landrecht aoerkanot ist^^^) 

RatliserkaoiitiiiM 1487« Vff halt haben iieli min herren 
lieid Rit ertennt t von den hi&aer Her vnd tölieher ge- 
macfken we^en, to ntan irerlieht, alio das mit weKeken 
Kediligt«! «Mtfh waa xyta fhd feilen yeman dem anndernn 
wSXMw ok gemeBle genack Kekt, daa cmdk der aa empfaekt 
Mf «qlkkes gettingen nilen vndrKtt büken vnd Im 
die n Up gel^aaen iN?erjlen .aöllen, v^igekindert 
ok die deren ay aind« fpUehe giemaek verkanff-* 
ten oder selka dar In nieeken wöUten« dann ea nit dea 
minder by der licbnng die zil vnd zit, so einer em- 
pfangen kat, an allen akbrneb kliken aoli<i<>). 

Dadurch näherte sich mm das Recht des Miethers auf 
iie Wohnung einem din Jüchen Rechte, insofern eben 
-der atngnläre Raohtsnacblslger des Vermiethers dasselbe 
«beoao aMvkeDiictt muaitey wie dieser und seine Erben» 
«dir darf mUeicht geradezu ala diagiiek« •Beveohtigung 
«tfgefasst worden i iosofetn em. oviginarer Cr werk 'gar nieht 
Mogltck war» und jede Becktiaaeklolge aich doch xuletst 
•ttff die Peraon dta Yermietheia ab Eigtothümeta ibtsiebeg 
mussie^»). 

In der ncueo Zeit dagegen drang, Dicht ohne Einfluss 
des römischen Rechtes, der Satz, : Kauf bricht Mi et he, 
auch in unser Partikularrecht ein , wurde indessen mit 
Rücksicht auf das altere Recht in seltsamer Weise modifi^ 
inrt. Wenn nämlieh das vermiethete Haus verkauft wird,, 
«o erhält dar Käiifor nicht hloaaaU Eigenthiiner d^ Reebt» 
4m Miatker aaa dar WokniiBg zu aekicktfa,« loadetit daa 



299) Preofls. LftDdr. Tb. I. Tir. 21. ^. 35&. 3i0. VugL .fli. .1. 
Til. 19. §§. 4—6. 

300) Kathsuiao. v. 1487. il. S. 4. 

301) Dagegen Mittev maier D. P. |. 292. 
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obMgatoriadie Verhättoiss zwischen dem Miether und Ver« 
miether celbtt wird durek dea Kauf au%elöst. Eb«aio 
wirkt aber auch aoaderbar geiug der Ktof •ioea Haiiaat 
auf Sctf0 dta Mitthm> utod endlich der Tod des einen ofder 
andern auflösend auf das persönlidie Miethferbältniss« Es 
ist also nicht die Anerkennung der Sätze , dass dem Kün- 
fer der vermielheten Wohnung ein dingliches , dem Miether 
nur ein persönliches Recht zustehe, welche zur Aufnahme 
jener Regel leitete, sondern man erkannte darin nur die 
persönliche Wünschbarkeit entweder für deo Vermiether 
oder fiir den Mietl*er, und dessen Erben aus dem Mieth- 
verhältnisse heraus zu treten« Daher wirken denn auch die 
Gründe der Aufhebung wesentlich obligatorisch, insofern 
der Miethyertrag nun allerdings als rein ' obligatorisches 
Vcrhä'ltniss aufgefasst wird» . 

Auf der andern Seite wird aber das MietbTerhaltniss 
nicht sofort durch jene äussern Ereignisse zerstört, so dass 
nun unmittelbar nach Abschluss des Kaufes oder nach dem 
Tode des einen Theiles der Mielher entweder die Woh- 
nung verlassen oder aus ihr vertrieben werden könnte , son- 
dern vielmehr muss auch der neue Eigenthmner ihn noch 
ein halbes Jahr wenigstens in der Wohnung lassen und der 
Bfiether noch wenigstens so lange darin bleiben oder docb 
den Zins daftir uüüen, in welcher Beschränkaog sieb» den» 
wieder die mehr dingliche Natur der frühem Mietbe da»^ 
stellt 

3. Die stillschweigende Weiterirerroieth u ng 

wird bei Wohnungen immer auf ein Jahr angenommen , 
eben weil die Miethe selbst in der Regel auf Jahre hin 
und gegen jahrliche Zinszahlung geschieht. Dieselbe versteht 
sich so sehr von selbst, dass sie nur durch Kündigung der 
JÜiethe je um ein halbes Jahr vor dem betreifenden Ziele 
ausgeschlossen wird. Die üblichen Ziele sind Ostern 



302) St. L. R. Th. VI. §. 1-3 S. 81. 82. Tb. VII. §. 17. S. 99. 
!.•> III. S. 651. MonaUcbrQto. II. S. 1. ff. 



Digitized by Google 



Mielbe und Pacbt. ' *28l 

(OstemiOBtag) uad Rirchweih (ll/SeptemlNnr alt dtr Tag 

der Stadtheiliejen Felix und Ree:ula)*»3), 

4) Der Miether ist zur Aftenuiethe berechtigt, ia 
der Miinun«^, dass nicht entweder im Vertrage diese Ver- 
äusserung seines Hechtes ihm untersagt worden, oder aus 
der Miatur des concreten Falles sich eine besondere Rück^ 
•ieiit' gerade auf die Persönlichkeit des Miethers ergibt, 
oder endlich die vcnnietliele Sache durch Aflenmetbe in 
eise sebleGhtcre Lage ' käme.* Diese ktzterB Riichsiehteii 
nfmltcfa siiid itn Sinoe der Aeipntas nach ▼eraiiiiftigeiii Er» 
•mcssett zu beachten , dann aber der Miether nicht su hin» 
dtfni, wenn keine besoffdern Crrttnde entgegen stehen, die 
Sache auch insofern zu gebrauchen, als er den Gebrauch 
einem andern iiberlässt. Obligatorisch sind denn freilich 
zunächst nur Vermiether und Miether unter sich und der 
Miether als Aftervermiether mit dem Afterroiether hinwie- 
der verbunden* Je mehr indessen das Princip der freien 
Stellvertretung und der Zulässigkeit eines freien Verkehrs 
auch ' mit Forderungen in dem neuern Rechte zu Einflusa 
nnd Herrschaft gelangt ist, desto weniger kann man Bie- 
denken haben , dem Vermiether auch die Klage gegen den 
•Aftermiether zu verstatten » insofern dieser etwa ^di« Sache 
scbtecht ' besorgt , oder Gefahr für die 'Bezahlung des Zin» 
ses durch den Miether vorhanden ist. 

5. Die Rechte des Pächters sind ausgedehnter als die 
des Mielhers, indem das Recht des Fruchtgenusses 
noch hinzukommt. Ein dingliches Recht erhält aber nach 
'der neuern Ansicht von der Zeitfacht doch nicht 9 sondern 



393) lieber den Ta^ derKirchwaih hört man etwa Zweifel lant werden. 
Aber der Tag der Constanzerkirchweih (9. Sept.) kann nicht in Beriicksicb- 
tif^iing fallen , weil es sich oichl um die Kircbweih einer fremden — wenn 
scbou der bischöflichen Stadt handeln kann , die zUricberische Kirchweih 
äbmt — die' fViiABttiwtorUvch» w«H* 4n 11. Stpi; 179. ßcwailit 
üif deo 11. Sept. Alll. Oer Mrf die« 11. Sept. fo^^e»de iSooetag kana ejb^r 
eben *o wenig gellen , da dieser Tag ent epiter eiae Bedeutung erhielt and 
xwar nicht um de« Verkehr» willea , taailera aar «m der Fe«U äad Lost* 
ftiarkeiUa willen. 
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Im'm vIio dem amo Emrerbcr 4cf Outoi v^rlricbMi Wdr* 
den, jedoch wieder ilurieo» dM» tluii derselbe eise lialfat 
Jehresfrist fär den We^zu^ verstatten irubs ^^^). Es un- 
■tersfcheidet sich aber hierin die Pacht sehr von der Miethe» 
«lass jene durch biosseo Kauf oder Verkauf oder Tod nicht 
^uf^ehoben wird , sondern der Pachtvertrag selbst trotz 
.jener E>ei^isse fortdauernd ^iütig bleibt. Waaii ckdber 
«schon der Pächter ein eigenes Gut kauft, so Hann er da^ 
ruiii ddeh tiiehl wähvead der Pacht^eit aus dem Baahtfitff^ 
iiältnisse heraus lnetea; «aid wen« der Verpächter das Mf^ 
spachtele Gut verkauft f so ihaan der neue S«||[aothiiaNr als 
•tolcber .tewar 4aB Pachter •eatfanlen-y «bar der Vtrpäohlir 
haftet dieseai für tollea ferset« alles Sohadeaa , der daraaa 
entsteht., dase der Päehter uheht die ganie v^sproabtiia 
Pachtzeit hindurch auf dem Gute bleiben kann. 

Die Pachtvertrage sind in der Regel von tief in die 
Oekonoinie der beiden Tbeile, besonders aber des Pachters, 
eingreifender Wichtigkeit. Um so weniger darf man ge- 
^neigt seio> einen Bolchen Vertrag durch blosse äussere 
aignisse durch iRUeksicht auf blosse Convenienz des einen 
•oder .indem ConirahenleB ohne Siolh tob Aeohtas .wegen 
aiifiHiheben* Und so rachtlertigt aieh der •Untemhiad .Ton 
.dar IMttsthe •aueh von diesem Gesichts|Ninhte aus genüipend. 

6* Eine Afterpacht ist ebenfalls nach Umständen su- 
^lassen» untar ähnlichen Beschränkungen wie die After- 
miethe» 

7. Den ausgedehntem Rechten entsprechen denn ausge- 
dehntere Verpflichtungen. Insbesondere der Pächter 
schuldig, die gepachtete Sache gehörig zu bewirth- 
Schäften, wie es einem guten Hausvater ziemt und mit 
'Berüchsichtigttog der Natur und der^dauerndea Bestimmung 
der gepaiibteten Sache. So darf er B. den Wald nur 
im Geiste einer guten Forst^rthschaft benotxen« An die 
•Stella ah^astorbener Obstbäume hat er andava su pflanaasy 
«Oraben'und'Heiekcfl tu udiiefhalten n. s. f. 
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so. Uibdingtfvertrag. (Leibsocbt.) 2^3 

50. Leib4iii|if vertrag, (Leibsucht.) 

!• Üer Ausdruck Lcibclin^ ist sehr vieldeutig. Tm 
alicfrn Rechte kam er Vorniiaitich zur 6ezeichoiiDg dea 
.tfieaatiraücha vor^ oft aiicli 'mit besonclerer fteztehnog adf 
den ftiessbrauch des uberlebeoden Ehegatten* ' tü Irinem 
weiUrii änne kann aber jeAes Gedioge (Vertrag), welehite 
'sie^ aaf den iLdt», d. h. itA Leben bezfeht, ti'ifeiligedinge, 
Leibding genannt werden. Wenn wir hier von Leib- 
ding reden, so haben wir den Vertrag vor Augen, wel- 
cher anderswo häufiger unter den ^araeo LeibzuCht oder 
Ver pf rii ndung vorkommt. 

Bs ist nicht ohne Schwierigkeit, den Begriff des Leib- 
äing Vertrages in diesem Sinn zu bestinmen und nach Aüsse'n 
hin ahzugranzen, aber ünt so notHwcndii^er, als die GitU 
'ttgkcii desselben an eili« bestimmte FoVih, nk'ifaK<fh die tö'ttn 
g'^rlöhtlieber Genehmigung gebondeli U\. I)a tü" 
nächst die juristischen Begriffe von einzelnen RedltMge- 
'Achflft<$ii sieh aus de)r Beobachtung unä W^üsstie^ 'CVUrci^ 
dringung der wirklich im Leben sich zeigenden (resdhäftle 
und ihrer Ünterschiede sich bilden müssen , und nicht vöh 
oben her durch blosse logische Theihiiiiicn abstrakter Ge- 
danken gewonnen werden können , so müssen wil' audh 
hier zunächst vom Leben ausgehen und auf den hier siöh 
äussernden Sprachgebrauch merken. Da 'Wfel*den "Wit^ ätit/a 
'Wgteich giswahr, dass, was in der Theorie ietw^ tüääiA- 
Ma geUM Wurd^y Leibding lihd Leibre1iU,lAk litk 
Ven sith Vchatf üüd ent^ibd^n Irfeiint. tflemiUia Wit«d fiilh 
Ve^ehr^ die fteid)»il Ausdi^ilelfc Ttifw^hMi, Vikd 'HMd«r 
Üfe L^&r^Ate ie Leibding h'^hd^D, nOüb iiiiii;ekllbn. Di«, 
ier täkt der Sprache, der last iiiirtl^r DliS Vcfdife 'h^ftt, 
Wiist somit auf einen Übt^t-schicd hin , Welcher ih det 
Theorie anzuerkennen ist und fast allgemein denn auch wirk- 
lich anerkannt wird. Gemeinsam ist offenbar beiden Ver- 
trägen; a) dass sie gegenseitige sind; b) dass det eine aüf 
den andern Vermögen^nechte ttbiferdHigt; e) dais hinwieder 
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dieser jenem dafür gewisse Leistungen Tersprieht auf Le« 
beoseeit* Sie unterscheiden sieh aber dadurch, <das8 die 
Leibrente als Leistung ein Capital in Geld» oder — 
was gleichbedeutend ist — eine zn Geld geschiftzte Sadie 

voraussetzt, welcher als Gegenleistung wieder eine Divi- 
dende in Geld entspricht, die mit jenem Capital in einem 
bestimmten Verhältnisse steht. Durch diese Beziehuug auf 
fixe Geld Verhältnisse, welche der Leibrente wesentlich ist, 
unterscheidet sie sich denn auch vollständig von. dem Leib« 
dinge» das sich uberall nicht oder doch nur in ganz unter- 
geordneter Weise in Leistung oder Gegenleistung auf Geld 
bezi^t« 

Dagegen ist für den Leib dingsvert rag wesentlich 
füne- Beziehung der Gegeideistung des Leihdinggehers auf 
unmittelbaren Lebensunterhalt und Pflege, wo- 
durch dieser Vertrag höchst persönlich und indivi- 
duel wird. Ks unterscheidet sich somit die f Leibrente von 
dem Leihdinge noch viel mehr als der Tausch voa dem 
Kauf. 

^. Oer eigentliche Gehalt und Charakter des Leihdingver- 
trages ergibt sich im positiven Sinne am besten aus seiner 
Crcscluchte. Diese schliesst sich nämlich in der cfrsten Zeit 
an die Uebertragung von Grundstücken an » woran sich der 
friihere Eigenthiimer dann den Niessbrauch auf Lebenszeit 
(Leibdiog im einen Sinne) oder doch das Wohnrecht auf 
dem übertragenen Gute und Verpflegung (Leibdiog im zwei- 
ten Sinne) vorbehielt ^°*). Dergleichen Verträge hatten nun 
meistenthcils grossen Einfluss auf die Erbfolge in die Lie- 
genschaften , indem diese der gesetzlichen Erbfolge auf 
solche Weise entzogen werden konnten ^^^)« Es lag in der 
Uebernahme des Gutes und der Verpflegung des Leibding- 
nehmers durch den Leibdinggeher gewöhnlich eine antici- 
pirte Beerbung. Und so kann es denn nicht auffallen» 



305) Ch. L. Kunde Hechtslehre v. der Leibtpchl oier dem Slltolheile* 
Otdenburg 1801. §. 3. 

106) Vergl. oben Becb III. §. 28. S. 474. 
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Uibdioffffertrag. (LeibfochU) . j^j 

daM te^eicheo Verträge , wie in der Folge die Gemä'elide, 
gerichtlielier Genehmigung bedurften. 

Diesen Zusammenbog des Lfeibdin'gvertrages mit letzt-^ 

willigen Verordauogen und die Beziehung desselben auf 
persönlichen Lebensunterhalt des Leibdingnehmers finden 
wir auch in uusern Rechtsquclleo vielfach angedeutet : 

Rathserkanntniss im Gerichtsbuch Ton |555 : Als 
knrtzUeh en der Statt fri^en Gericht alhie ein verpfründ- 
• vnnd gemechtsbr ief vfgericht , vand durch den Schull- 
heiissen besiglet worden , Däs aber vor einem Ersaanmen 
Rath beschechen syn sülte , Ist derselbig hricf für TDor» 
.* dentlich vfgericht geachtet vnnd darnf aagesechen » Dm ein 
Stattgericht sich hinfüro solhcbes gewalts nit neer gebra- 
chen'» Sonder es genntzlich bj altem b<^rkommen blybenv 
also, wellich personnen sich verpfronden oder ver« 
lybdingen a 1 d sonnst gemecht thn o n wellen , die söl- 
lennt söüiches für einen Bürgermeister rnnd Rath kommen 
lassen n. s. f. 

Ferner wurde im Jahr £609. es als geltendes Recht tod 
dem Rathe anerkannt^), dass man sich um sein ermngenea 
Gilt wohl verleibdingen dürfe, d. h. ohne Widersprache 
der Erben, wie auch sonst die letKtwillige Verfügung Uber 

die Errungenschaft frei stand. 

Das Rhein auererbrecht von 1787. Art. 16, (Pest. 
I. 6.) bezeichnet das Leibdiog so : 

Wenn sich ledige Lenthe mit Überlassung ihres ganzen 
Vermögens Terpirnnden wollten, solle die diesfallige 
genehmignng von dem Obrigkeitlichen Gutheissen abbangen ; 
widrigenfalls ein solcher Kontrakt Null und nichtig seyn. 

Und eelbst in dem neuesten Gesetze über das Leibding 
Tom 22. Mai 1812^) werden die Ausdrücke Verleib- 
diingnngy Verpfrlindnng » sich verleibdingen, 
Kostgeber gebraucht welche alle auf den höchst per- 
sönlichen Charakter des Leibdings hinweisen, und die Be- 
ziehung derselben auf Lebensunterhalt andeuten» 



307) Unt. Mao. 26. Jnni i609.^ 
308} M. S. V. 221. ff. 
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ttUü^D GegruMeM i)«^t%e|j^all4li i»^ .i|iit Buc^^j|^ 4^f. 
die {;uts1ierrlii'h4fj;i Verti^Itnifi^f ytfXi^^ B{iuf rn v/efr 
blipt)iin, die Ifff^i^siici^ itke TO» d«p unsrlft^n ver^chiM^ii® 
Awilyq^^llH eriattgt, Dnrc^ früh«« Pf^tirf g^flr dur. #jmf.^ 

YT^irdf e# bevyir^t, <|a!i8 das Leibdipg gäpj^|icl)i auf dem 
fjr^jieii Willep d^s bisherigen EigenthUmers des Qute^ und 
dem freien Vertrage desselben mit dem Leibding^cUer be- 
rubt, im Gegensatz von irgend einer juristischen JMötbiguog 
zur Verleibdingung. 

Von da aus entwickelte sich denn der Vertrag aneh nach 
andern Seiten hin freier. Er ist nämlich nicht auf bä'ueiv 
Hebe Verhältnisse beschränkt» sondern kann auch unter 
Städtern fU^Uch vorkoronien; ja es ist ^uch nicht nöthig, 
dass daf |iberp;ebeiide Gut gerade ein Grundstück sei; 
wenn schon allerdings in weit den meisten Fallen des Le- 
bens sich die Verleib^ingun^ fiqch .ii^mer ap die Ueber^be 
eines solchen knüpfen und sich innerhalb der bauerljcliei} 
Verhältnisse bewegen wird. Es können mithin auch be- 
wegliche Sachen als Leibdingcapilal iiljergeben werden. 

Nach allem diesem ist der I^eibdings vertrag, wie er in 
unserni Rechte eine besondere Form der Eingehung nöthig 
macht, so zu dcfiniren : Der I^eibd^^n^bnier Irerp^Ichtet 
sichi dem Leibdingp;eber sein Vermögen, oder einen Tbeil 
seines Vermögens oder einzelne Vermögensrechte zu über- 
trafen, wogegen sfch hinwieder der Lcibdin^geber yer- 
pflichtet^ ,4iem l^eibdingnebn^er fort^apierdde auf dessen Le- 
beosuntefbalt bezügliche Leistungen so iange dieser (ebt 
oder sonst auf unbestimmte Zeitdauer . zu tbun 

2. Der Vertrag ist wesentlich zweiseitig. Der Leib- 
dingnehmer vorerst ist schuldig, das L ei b d in gsc a pi lal 
zu übergeben. Worin dasselbe bestehe, ist gleichgültig; 
in der Regel freilich wird ein Gri^n^stück und zwar das 
bisher von dem Leibdinguehmer beworbene Grundstück 



> M9) ▼•ril. Vom. Gliroa. 1. 36, o. 4S5. VI. £30. 
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gßgfhw wfr4«ii« So]J «in gaazca y«rmög«p p4rr mt 
Quotf df«i#Jbeii Ubcrtrjigeo Wiarden, so begründet difte i|iif 
Seite dce Ei&iiCRiigerft keine UniveriaU sondern eine bloM^ 
SinguUrtueeeefioA und e» und somit dift einielnep ^vin 
enthaltenen Bestandtheile besonders Ubertriig^n« 

3. Der Leibdin^geber sodano ist Leistuogen ver<^ 
pflichtet, welche auf deo Lebensunterhalt des Verleib- 
din^teii Bezug iiaben. Sie können somit sehr verschiedener 
Art sein. Vorzüglich gehören aber hieher Recht auf 
Wohnung und Nahrung! Klei4ung nnd {^Hegf; 
KrankbeitefäUen. Creldieiatnngen können auel| 
yorkonmen aber nur in MOter geordneter Weiye e)a ^fl^epfi 
leUtnng*. Läge in ihnen die Hauptv^fliebtuiig , sq wMrd^ 
dedureh der Kreb des Lelbdingf übersehritten und Vft'i 
trag wäre aU Leibrente oder doch analog dieser t^tem 
^n behandeln. Zweifeln mag man, ob es noch Leibding 
sei, wenn sich der Verkäufer eines Hauses das Recht vor- 
behält, in einem Gemache oder Zimmer dieses Hauses so 
lange er noch lebe, zu wohnen. Kommt indessen keine 
andere noch persönlichere Rücksicht auf Lebensunterhalt 
hinzu, so darf man diesen Vertrag eher aus dem Gebiet^ 
dee Leibdinges verweisen , weil das blosse Wohnrecht allein 
gfifiz ßxirft iat und sich nicht nach individuellen RiicksichteQ 
aHsdehnl o/djfr juiaamm^n «iebt, mithin die U^bevtr^gwig 
einet solchen Rechtes » wie wir bei der Mielbe.g^seb^n t 
ancb keine besondere Schwierigkeit hat« 

Eben diese Rüeksicht auf die Person des IC^eibding^ 
nehmers hat denn zur Folge, dass die Leistungen je nach 
Stand, Alter, Gesundheit und Übrigen Lebens* 
V erhä Ituissen desselben gemessen werden müssen, 
insoweit sie nicht schon in dem Vertrage selbst näher be- 
stimmt sind, und dass sie somit auch leicht je nac|i JJf>h 
ständen sich vermehren oder vermindern könneilt i^npuyb 
eine gewisse £lasticität haben. 

4, Danvt steht es in Verbindung t da«s dfr ViBrtnig ^tpf 
beiden Seiten ein böcbst persj^nllobiBr ist. Crnr^bli^ 
Üph^ Fordemngfff 1194 Si^nl^ep lind i^ Q^iAP 4fs neii^r/p 
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R«<ilites ieidit tib^Hraitbar imil besonder»* fli« Forderungen 
der freien Veräusseruog fahi^. So kann denn auclr die 
Forderung auf eine Leibrente ohne Schvirierigkeit übertragen 
werden, wahrend die Forderung »luf Leibdin^sleistunfjen 
der INatur dieses Vertrages gemäss immer nur dem Leib- 
diugnehuier zusteht. Eben so wenig kann der Leibding- 
geber einen andern Schuldner an seine Stelle setzen , wäh- 
rend für den Leibrentenschuldner jeder Dritte beliebig die 
Schuld abtragen kaiu. Es ist lyeder fUr den Leibding- 
Aebnier gleichgültig , wer ihm seinen Lebensunterhalt reiche» 
lUr seine täglichen Bediirfhisse sorge, ihn pflege u. s, f., 
nöch für den Leibdinggeber, wenf er diese Leistungen zu- 
kommen Hisse und frir wen er zu sorgen habe.* Die ob^ 
jective Unbestimmtheit der Leistungen wird sub- 
jectiv näher begranzt aul der einen Seite durch die Per- 
sönlichkeit des Leibdingnelimers, auf der andern 
Seite aber auch durch die Verhältnisse des Leibding- 
gebers und seine Weise zu leben: wie denn auch Leib- 
dingsverträge meistens zwischen Eltern und Kindern oder 
Aonst nahe stehenden Personen geschlossen werden» immer 
aber mit besonderer Rücksicht auf die Persönlichkeit beider. 

Es ist daher charakteritisch fiir unsern Vertrag, dass 
hier im Interesse des einzelnen Falles dem Richter' ein 
weites Ermessen und freie Berücksichtigung der Billigkeit 
zugestanden werden muss. 

Ist die INaturalleistung unmöglich geworden, dann aller- 
dings kann auch eine Ersatzforderung in Geld nach bilh'ger 
Schätzung eintreten. Es darf diese aber als dem Wesen 
des Vertrages zuwider laufend nur im äussersten Falle wah- 
rer Unmöglichkeit zugelassen werden. 

d. Der gewöhnliche Fall ist der» dass der Leibding- 
nehmer sein bisheriges Gut dem Leibdinggeber zu Eigcin- 
thum überträgt» und sieh dann bei ilun auf Lebenszeit Sitz 
im Hause und am Tische vorbehält. Da frägt es sich: 
kann der Leib ding geber das Gut an einen Dritten ver- 
kaufen? Ais Eigenthümer ist er zunächst nicht verhindert, 
Iftm Eigenthum zu Ubertragen» an wen er will. Persön- 
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Ikh •bei' ^r<l er dem LeiMingaebiiicr TcrpfKcffitet sein, die- 
sen in dtm Gute <a bclasseD, auf dem derselbe gewöhnlich 
alt p^eworden ist, er wird diese Verpflichtung haben, inso- 
fern die Meinung des Vertrages auf die bestimmte Woh- 
nung; jo^erichtel war , sei diess nun mit Worten gesa^ oder 
ergebe es sich sonst aus den Verhältnissen. Diese persön- 
liche VerpftichtuAg wird aber zug;]eich in der Regel eioe 
dioKÜche Bedeutung: erlangt haben, indem die Leibdiiigt- 
leietungei ordeBtlieber Weise' auf dem a]r LeibdiagseapilaI 
btngegebeoen Gute versiehert werden* Daher wird es ge- 
wöhnlich dem Leibditiggeber sebwer 'feilen, das Gut su 
▼erifiissern , welches so sehr belastet ist. Möglich ist aber 
doch auch in diesem Falle die Veräusserun^ des Gutes und 
an sicli liegt nicht einmal eine Verletzung des Leibdings- 
Terlrages in derselben. Gesetzt nämlich der Verkäufer 
behält sich dabei vor, in dem Hause so lange mit seiner 
Familie und dem Leibdingnehmer wohnen zu dürfen, als 
dieser lebe, und lasse sich dafür gehörige Sicherheit geben, 
•o ist et liir diesen gleichgültig , ob der Leibdinggeber oder 
•in Dritter Eigentbiimer des Gutes sei. Wird dagegen 
durch die VerÜademng .der Inhalt des Leibdingsvertrages 
nnmöglich gemacht, dann entsteht jedenfalls eine persbn- 
liehe Klage des Leibdingnehmers und so weit sein ding- 
liches Recht der Versicherung reicht, auch eine dingliche 
gegen den neuen Eigenthümer. Mit dieser dinglichen Klage 
mag denn jener nicht hios Tür sich selbst, sondern auch 
fiir den Leibdioggeber das Kecht ansprechen , in dem Hause 
belassen za werden,' denn er hat ein Recht daranf, nicht 
allein, dass er gerade in diesem Hause wohnen' d&rfe, 
sondern sugleieh, dass er in diesem Hause von dem Lelb-j 
dittggeber und nicht einem Fremden verpflegt werde.' • 

6i Sehwieriger noch können diese Verhältnisse werden 
in' dem'Coneurse des Letbdinggebers. Gelangt der Letb- 
dingnehrher in Folge seiner Versicherung der Lcibdiugs- 
forderung zum Zuge, so wird er nunmehr seihst wieder 
Eigenthümer des früher zu Leibding gegebenen Gutes, oder 
er erwirbt doch ein neues , ihm, verpfändet gewesei*es Gut. 
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rmdht KH ervftrteii ist , dut» er in .Sllmde «•eio w«»d«« 4ie 
.|^bdiiigaleistiiiii|{«ii eu citfiiUeli, 00 »«tobt et dom JUetbiluig» 
.MbMer freii eütwed^ für «idi .selbift wtedcr ein eig<eiiai 
H»Msweswi au ftiJit«n ^€(r iidi aufii neue «u verleibdiiigeiu 

KoiiHiit ein nachstehender Glaubiger zum Zuge , so inuas 
er (l^s bessere Recht des Leibdingnehmers anerkenoeu, mit- 
hin diesem verstalten, wenn er will, in der Wohnung zu 
.bleiben und sich von dem Leibdinggeber darin verpflegen 
M lassen. Da indessen auch hier durch den- CMcurs die 
rlfnfiüiigkcit des leUtem, seine VerpfiichtiuigMi <eu erfiillen, 
'AcMiiis gestettt ist« eo^fcrtmbhft eiefa der LeibdMgnebMr 
"idnmit «okhl eu' begnügen» 'sondeiin .Icann nun Iboicra, deie 
4bni 'der -Selieden« wdobkr mm Nsebteiftitteng des •Leib- 
-idings Vertrages ^rwaehse, erMüEt, maA eomit weil er lür 
•die Leibdingsleistungen in dem Gute Sicherheit findet, diese 
^Ersatzsumiue als Schuld von dem hinterherigeo .zum Zuge 
«geUfigten Glaubiger übernommen werde -^'^'). 

7. Der Leibdingnehiner wird in Folge des Leibdinges 
fWun Pamiliengliede des Leibdioggebere» .Wie ge- 
»n^nlieb dieser früher aU Sobn de» icmstern in seiner Hau^ 
.Mtnag gewesen 'war« eo -imamil denn 'der bejalmte Vater 
wieder in die Hausbaltung dee Sobnae und- in m Idndea- 
«lyiliAhto Verbältniss. Bs iMtte dieee Verrädcrang und 
•jgewisaer Massen Umkebrung der Irtibem SteUneg ui älterer 
Zeit auch namhafte politische Wirkungen. Da nämlich 
früher die Berechtigung, in der Gemeinde zu stimmen, 
jfast Uberall entweder eigenen Grundbesitz voraussetzte oder 
doch wenigstens ein eigenes Hauswesen, indem nur die 
-Heus- und Familienväter die Genossenschaft bildeten > so 
mufste gewöimlieb in Folge der Vealeibdingung -der fril« 
"Jier^'ttattaTater 8ain:Sfcinini.ree^t -verlieren und da- 
.gegan 'der "vorbcr niebl etimaberaiBhtigte S^bn^ala Ans- 



307) Di«M y«rhiiUni«sc gesUltos «ich frtilich aadcr« , wo die Lcibzaeht 
IDI ZnsAinuienhaog mit Col«oiit a\» ein icboD an sich dillfliehM lUcht ftvf- 
* ««Ik»»«« i«u ^«rM»*r a«aS»'*« O. f .' 41. 



Digitized by 



meUriger Vorste^h^r .di^s ^aiuses 4ie Stjinqp^ er* 
llfijtejp. Af)io|icb rerhifU ft» tif^h mit de» ^e^t«! %a deip 
I^Di^oen W^I4 «uo<l ier geuusfocn Weide« Politische Yer- 
äoderuDgen .Köm^eq laQgst JchQD ^ingefülirt sei«, |ifd et 

;nrird ioak |o >eiQi^e]ni;o. Aiiw^nfluDg^n, np^h da» alte auf- 
gehobene Recht sich in dem Bewusstseio erhalten und dem 
ucuexi , auch wo es sollte, nicht Platz inaf'hen. So kommt 
es. dnss noch in niauchen Gemeinden es fiir gellendes Recht 
gehalten wird, dass ein Leibdinger nicht in der Versamm- 
jjuog stimmen dürfe uyd .e« habeA..9(>gar ^d^e neuesten Ge- 
richte solctieo Irrthiim gutgieheisseo , ungeachtet seit der 
J6keyplut|oo von 1798^ djie^e ^pplitiscbeo Yfstli^BAfxnß^ ein* 
ß^z hindere BusIb erJapgt hshßtk 

3. Per L^übttingsve^t^ag htfl^nrX mu^mhr. zm ^ ei;Qer,Giilttg- 
jfceil .der g e ri c h tü e h e.o Bestätigung ^o^). Ohßn diee^ 
ist er imgUltig. Das Gericht genehmigt denselben aber nur 
•nach vorheriger Prüfung des Falles {causae cognitio). Da- 
^ei hat das Gericht namentlich darauf zu achten, ob der 
Vertrag aus w^ahrhaft frtitiu Willen der Contrahenlen ui^ 
jiamentlich des Leibdingnehmers hervorgegangen sei, wess- 
t^lb ideim ,a.nch die Gootrahenten persöoUch Vjpr Gericht 
.fl?M||b\|e)n^ müssen, ferner ob der Vertrag d^n Vertuilt- 
^^seJl gemäss sei» ob der l^eibdingneb^er g9b!Ö.rig .ver- 
|iQiQbtet.«cti fiir^ BrTiilluag der f«eibdt(igsleistw^g^fi« end- 
.lieb lind .b^upt^Ücblich .ob die nächsten E^rbeo dle9 l^ib- 
i.dingnebmers nicht in ihren Erbrechten ver(€t^t„wefden. 
D^iher ist. vorher die Zustimmung dieser l^rben eij^ziihplen. 
Ver-weigern sie dieselbe, so sind sie vor Gericht zu laden 
und beharren sie auch da fortwährend auf der Weigerung, 
so kann denn allerdings der Streit nur auf.^m ^^^W4^hnt^n 
^ )(Vege des Processes erledigt werden 

, Diese Zustiratm^ng .der Erben, kfinn nun frieili9b,,..liicjit 
. |iiM>^4ij^gt sondern ^ur 4aiiozttnial mit j^ec|it. i;i^,wi;igfirl^ 

I I ' > ■ 

308) Yergl. Mon Chroo. IX. |. 4S. V. 
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werden , wenn ^tirkKefa in ' dem Leibdingsrertragt eirile 
widerrecbtliche ümgehuni^* deir Erbgesetze liegt,- ei* sicH 
mithin oictht rechtfertigt aus den persönlichen Verhültniseefe 

des Leibdingnehmers und der Sor^e für diesen. 

Ausgenommen von dieser Form sind Verpfriindungen 
in öffentlichen Staats - und Gemeindeanstalten, welche ohne» 
hin als öffentliche Anstalten genügende Garantie geben, 
einmal , dass der JLeibdingnehmer durch den Verpfründungs* 
verlrag nicht Ubervortheilt, dann auch, dass der Vertrag 
Dicht abgeseUdssen werde, in der Absiebt, den natnriicbett 
Erlien die Erbschaft zu entziehen« 

9. liieae n'othwendige Form des Leil>dinjg;sVertrages 
dehnt sich aber denn nicht Uber die Sphäre dessellien aus, 
und namentlich nicht etwa auf die Leibrente. Wie sehr 
verschieden seiner Geschichte , seinem Begriffe und seinem 
lErfolge nach der Leibdingsvertrag von der Leibrente sei, 
wird sich nun zur Geniige ergeben haben. Daher darf 
mau unmöglich diese mit jenem analog behandeln. Der 
Leibrenten vertrag ist bekanntlich erst in der neuesten Zeit 
in Folge der Verfeinerung aller Geld Verhältnisse entstanden 
und setzt da gewöbnlicb ganze Gesellsch'aflen Voraus , welche 
entweder gegenseitig sich selber oder aiidern anf Lebens* 
zeit Dividenden eines eingeschossenen Ca'pitals garantiren, 
zugleich denn aber auch y^a Alffang die Formen festsetzen, 
unter denen sie diese Leistung versprechen. Hier bedurfte 
es einer gerichtlichen Genehmigung durchaus nicht, und 
es fiel auch bei uns den Tausenden, welche Leibrenten- 
verträge abgeschlossen haben, nie ein, vorerst wie Leib- 
dinger die Zustimmung der Erben zu begehren und sich an 
das Gericht zu wenden. Dergleichen Verträge haben ge- 
wöhnlieh auch Air das ganze Vermögen eine nur untierge- 
ordnete Bedeutung und kommen somit nur selten in eine 
feindliche Stellung gegen die Erbgesetze. Möglich ist er 
allerdings, dass auch dieser Vertrag roissbran ch t • werde , 
den Erben die Verlassenschaft zu entziehen. Es ist diets 
gerade so möglich, wie bei vielen andern Rechtsge- 
schäften, z. B. bei Schenkungen. Kann diese Tendenz 
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■aebgtirieMii weiilcn und ist 4«r Vcrtnig wirllicli den Erbta 

gegenüber eio pflichtwidriger, dann kann er too diMen 

angefochten werden, wie jeder andere Verlrag, der den 
nämlichen Mangel hat. Das Alles sind aber durchaus nicht 
genugende Gründe , um den Vertrag seibat von vorneherein 
an eine erachwerende Form binden. 

. . • • 

9. 51. Charakter des Erbrechtei. 

* 

Daa Ziiroberiacfae Erbrecht behielt aeinen «igeiithttniih 
cheo Charakter fortwährend bei, und bildete denselben 

weiter aus. Zwar ist auch hier wieder ein theilweiser Ein- 
fluss des römischen Rechtes nicht zu läugnen, aber es ist 
derselbe doch nur von unterf^eordneter Bedeutung geblieben. 

Als entschiedene Regel ist es nunmehr aUerdings . 
betrachten, dasa in der Erbfolge eine Uni versal-Suo- 
ceation- liege, und der Erbe die Stelle des Erblassers zm 
YertrettOf mithin Mueh für deaaen Schulden einzuatefaen habt* 
Die Verla aaena eh alt wird somit ala ein znaammenge- 
hörigea Ganzes anfgefaaat» welehea durch den Tod dca 
Erblaaaera in dieser Ganzheit dem Erben zufiillt. So. durch* 
gebildet wie im römischen Rechte aber ist diese Ansicht 
durchaus nicht, sondern in mancher Hinsicht hat s|cb das 
• ältere deutsche Recht auch hier erhalten. 

Das römische Recht nämlich lasst innerhalb der die 
Verlassenschaft bildenden Rechte keine weitern Unterscheid 
düngen zu, wodurch der eine Bestandtheil diesen der ao^ 
dere jenen Erben Torsngaweise zugewieaea würde« Um» 
Recht, dagegen nimmt nicht allein bei der statntariachen 
Portio^, sondern auch bei der eigentlicheo Erbfolge noch 
oll. auf dieae Unterachiede in den Beatandtheilon 
Rücksicht, und gibt z. B. andere Erbrechte in die Liegen- 
schaften und andere in die Fahrhabe. 

Ferner beruht alle Singular-Succession in einzelne 
Stücke der Erbschaft nach römischem Rechte auf einer 
V9,rbergehenden Uni versal -Successi on.. Diese ist 
fo weaentlieh ala.nothweodig, jene nie weaentlich und immer 



Digitized by Google 



294 Viertes Buch. 51, Charakter des Erkrecbtet. 



enfalH^. Daher beruhte von älteren Zeit her die Wirksam- 
keil der Legate einzig auf einer wirksamen Erbeinsetzuni^, 
und im spätem römischen Hechte l^sst sich doch kein Ver- 
ittiKitihfiiiiis deDrken, ^enn sich kein Erbe findet, der oneriH 
t^äre. Nir<ib fids^jl^ Rechte aber ist es möglich, dass put 
keine Uuirersal-, soiid'erii laMrtei' Singular <>>Su6eeitsi6iiieik>lrof^ 
kommen. Wenn z. B. A, in seinem Testamente keinen Er- 
ben einsettty wohl, aber eine Anzabi von Vermäcbtnis- 
ten bestimmt , welche die ganze VerlassenscbafI erscböpfen, 
Intestal - Etbcfli k^fne toVl^nd^n siVhcl, odef !im di^sel^ Ver- 
mächtnisse -willen die Erbschaft ausschlagen, die sonst volU 
kommen solvent -w äre : so können dennoch die Legatare 
ihre Rechte auf die VerlassenscbafI geltend machen und 
ihre Vermächtnisse beziehen. Die Erbschafls-* Gläubiger 
freilich, in so fern sieb solche findeä, können zfit Sicher- 
beit ihrer FöHeruttgeto verlangen, dfltts die Masie gcfHdbf*- 
lieb liquidiH uttd nur der U«be^est cfon li^gafairett UM^gebelk 
i¥tt^^\ ^taä iiett/ 4ind tfls blosse Svn^larr- 8ifeöes4dtl- tfl«^ 
ihr« Si^btoldAei^i Wöbl ÜS/et die VterlaMSettsehifft; afcl Welöhelr 
fttbsidfjtr «tteb die Legatsiri» ibf^n Aatbeii tt» httUhtA bä^ 
beil. Den Legataren steht es aber selbst in diesem Fallfe 
iibmer frei, von sich aus die sä'mmtlichen Creditoren zu 
befriedigen , und dann auch ohne gerichtliche Li<|uidation 
unter sich die Erbschaft zu verthcilen. 

Deiti Charakter des deutschen Rechtes gemM^s ist die 

gesetzliche Erbfolge noch imrtier die regelmüssig«. 
Ein« Erbfol|(e,' 'Wä\th9 Mif dM MTilhn des Erblasser« fUf 
Heb odcf^ in VMAiOnnf; tnit d«ifl WmUn'M tek^tfagsiim«^ 
Üfeo Eriken sdiriit irfiff Tesfametlt (G^mScbde) eder Brb^ 
-rertf«^ blferiibt, i^( tetlialtMissiMässig selten olld l^digficb 
all Ansnahirte V6b' d%H Re^ef äntii^chen. Denn \^&nn gleich 
Testamente nicht selten sind , so verändern sie doch ge- 
wöhnlich nichts Wesentliches an der gesetzlichen Erbfolge 
nnd setzen diese als sieh von selbst verstehend voraus. 

Eine eigenthitmliche Erbfolge gegen das Testämeilt gibt 
ti um s6 Weniger, selbst die Erbfolge n^ch TeStÜHiliilt 
fand Ei^b^Hi^g ktoideiWi^ in so ebtschiedenen GiS^lissllt 
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zu der ^setzltcheo Erbfolge tritt , wie nieb dem römi- 
schen Priocipe : Nemo pro parte testatus pro parte in- 
testatus decedere potest. Vielmehr hindert nichts, dass alle, 
drei Erbfolgearteo gleichzeiti^r neben einander zur Anwen- 
dmmg konnMiiy die lutestat-Erbfolge aU Grundlage der Beer*. 
hmag^ iln Xeita«icDt «ad i» £tbi«rtnif ab nw\m^ AhK 
iMmoytM aoordiwiid. 

• 

ff. 52. Gefetsliche Erbfolge. 
A. Pi« Naebkontiaea. 

1. Voran gelangen die ehelichen Kinder und En- 
kel zur Succession. In dieser Periode ging nun aber ganz 
allgemein die Veränderung vor sieb , dass die Enkel nicbf 
mebr unbedingt ausgescblosen wurden, wenn Kinder vor- 
fanden waren , sondern an die Stelle fbres vorverstorbenen 
Vaters oder ihrer Mutter traten. In dem Zürcherischen Stadt> 
rechte wurde dieses Eintrittsrecht der Enkel zuerst im 
Jahre 1581 anerkannt, mit Rücksicht auf die damals schon 
übliche Sitte, durch Erb- oder Heiraths vertrage auch den 
Enkeln ein Erbrecht zuzusicherUit Auf dei: Landschaft 
wyrde es zu Terschiedenen Zeiten eingerührt,^ zueilst lyohl 
in der Gi;afschait Kyburg und in der Qemcbjift Re- 
genaberg fiir Enk#l von unaiügerlehtelen Kindef».'^')* 
In dem Freien- Amte wurde et im Jabre 4^50, in. der 
QemdbafI Wädenaehwyl im Jahre 1555, in AadelCin- 
gen im Jahre 1560, in Uh wiesen 1603, in der Stadl 
Winterthur 1630, in der Herrschaft Wein in gen erst 
1637 gestattet. 

Bei einem blossen Eintrittsrechte der Enkel und Urenkel 
blieb man aber nicht stehen » sondern führte in der Folge 
geradezu Stammtb eilung ein in der ganzen Erbfolge 
der Nachkomnien also auch dann» wenn nur Enkel Torhan- 



ManttM^tkk vw WaiflUf »n «m 15Sf. Art. 47. (M. II. S. 48.) 
■•rr<elNiftiv««kl von Rtftifktrg vm ISM. Art. 101.- (ffiit. I. 1. 9tO.) 
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waren und keine KMer ' mh ibnen. eoneorirten ^*'). 
Auch diese Modification des ältern Rechtes zeigte sich frü- 
her auf der Landschaft als in der Stadt Zürich ^*^). 

2. Ein Ausschluss der Töchter durch die Söhne 
fand oua schon längst nicht mehr Statt. Wohl aber erhiel- 
ten sich gewisse Unterschiede und wurden noch naher 
bestimmt^ theils mit Bezug auf die Art. der- Sachen, welche 
eher den Söhnen oder den Töchtern zufidlen , theile mit 
Bezug auf die Grösse der Erbquoten« 

In das Gralschaftsrecht von Kyburg ¥on 1^78 ist ein 
Ratbsbeschluss von 1558 aufgenommen, der auch in das 
Herrschaftsrecht von Wiilflingen von 1585 (Art. 48) über- 
giog, wornach die Söhne jederzeit ein Vorrecht haben auf 
die Liegenschaften, rühren diese von dem Vater oder der 
Mutter her. Werden sie bei der Theilung mit ihren Schwe- 
stern nicht einig, so tritt billiges Ermessen des Richters 
ein 9 in folgender Weise: Sie sollen 

Das ererbt gnott« ligendt^ Tnnd varendts, schnldeii vnd 
widersehnlden eigentlich besichtigen vnd erdnren, Tnd nach 
erwegnng mass Tnd nomass über den vorteil,, so den 
sönen nach der Grafschaft recht voruss gebort, 
ein herr zno kjrbarg vnd die Richter in der giitigkcitt oder 
'riiit recht erkennen, wie die sön die töcbteren nach bit- 
ligfceitt des gnots mit geltt oder gälten abferti- 
gen, vnd dargligen den sönen die giiter vnd ge- 
werb blyben söUeni [VecgI/ Oesingen II. 16.] 

Auffallend ist die Bestimmung des Regensberger 
Amtsreebtes von 1538. Art. 100. (Pest. I. S. 209.) 

Wenn aber eyn valter by synen kynnden mit tod ab- 
giennge, vnnd keyns ussgerichl Helte, Süllennd die döcb- 
teren nit eerbeu in u den Eerbgütere n, Sander für 



312) Herrschaftsrecht 700 KaoDan. Anbg. (Pest. I. 253.) Yoa A 
d«l finden. Aobj. .(Pe*t. II. S. 73.) Voo Uhwieieo. Art. 3—5. iPcsl. I. 
S. 143.) Sladlr. vm Wiat«rtb«r T«a 163$. AtU 7. (PmI. 1. S, 137.) 
R. V. W«iBiB|S«B. Aabg. (PmI. I. 9. 122.) 

913) Targt. Amiaraehl Toa Obariataa ram 1603. . Art. S*^!. Sladt- 
r«rh( von KaiArrstuhl von 1680. Art. 2. 8laillarbM«bl T«.a 1716. Tb. II, 
§..X1. a. 37. Maa. Cbroa. IV. 8. 7. 
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iren teyl gelt nemmen. Nack' bidcrberlä^en erkanntb- 
nuss , Aber ion eygnen giitteren TiiDd kernoeB 
gelt sollend Sun vnnd döchterenn glych Serben. 

Ich glaub«, der Geg;ensatz zwischen Erb- und eigeoea 
CKiterD ist oicht der z,^wisolieo ererbten und errungenen GiU 
tern, sood^rn vielmehr der zwischea £rbe (nach Hofrecht) 
«nd-Eigca (nach Landfcohl)'*^), «nd nuig daria «eüie Erklä« 
nmg £iid«n, daat di« TSchler im Hofreeht und im Lehen» 
recht apeter erat gleiche Anainriiche «uf die Liegenaciwften 
erlaagleo, ala iai Landrecht^*'}* 

Aaderawo atellt sieh der Vorzug der Söhne nur in der ▼ 
terlicheo Verlassenscbaft heraus. Dabin gehört das Recht 
von Andeifingen von 1534. Art. 56. (Pest. II. S. 70.) 
Das GrUninger Anitsrecht too 166S. Art. 11. (Pest. I. 
S. 66.) verordnet Theilung der liegenden Güter zu zwei 
Theilen liir den Sohn und einem Theil für die Xoefaier» 
wobei jener wieder das Vorrecht hat« 

. In dieaer Richtung hat sich denn auch für die Land» 
aehaft in neuerer Zeit ein genieinea Recht der Theflung 
durch die Sitte auagehildet» welchea tob der Theilnnga- 
weiae in 4er Stadt abweicht. Die Verlaaaenaehaft der 
Mutter wird nämlich im Wesentlichen zu gleicheifc 
Theilen unter alle Kinder vertheüt. Die väterliche 
Verlassenschaft aber, Liegendes und Fahrendes, 
wird so vertheitt, dass jeder Sohn immer zwei Theile, 
Tochter nur einen Theil erhält, und die Söhne 
berechtigt sind, die Liegenschailten sammt der dazu gehört* 
gen Fabrniss vorzugsweise an üiren' Theilen sich zuschreiben 
zu laasen« Dabei pflegt man ttberdem die Grundatucfce in 
einem bittigen und kdneawegs dem höchsten Verkairfapreiae 
anzusetzen; ein Verfohren, das-an aich niofat ungerecht ist, 
wem» es' sdion etwa missbraucht wird, um die Töchter 
fast leer ausgehen zu lassen* Auch so noch werden indes* - 
^en die Güter nur zu sehr versplittert, indem die Söhne 



3t4) oNs Beck H. f. sa. ' 

U$) Okra BMb II. $. 94/ «. SM.' 



Digitized by Google 



298 



Yienm Boclu. fii. 



MIlirr sich völlig; gleichberechli^t sind, in der Regel daher 
von jedem Naturallheiliing verlangt werden kann. 

Ansfuhrlifhe Bestimmungen Uber die f Heilung der Kin- 
der enthält das^ Zürcherische Stadterbrecht von 1716. 

Mit Bezug au£ die väterliche Verlassenschaflt^ so ba- 
bcD die Sid'bne ' wtedcp vcrraug^freiNF eis Recht auf die 
tmiegerüsehutt^a, weMe ihmn iim^eiM liüHgeB Piw 
M Üierlaweii iiiid, del^ jungst e 8^6 hn hiBwiedep «ei» 
wMt Brttderd din^ Votveelit aof das W«li0b>aii'9 de« Va« 
ter«. Ferner nehmen die Söhne* Bum ▼•rm aber •bot 
Brsatz in die Masse — „des* Vater» Uhren, Wehr und 
j^WaJfeö , Bibliotheken und Bücher, Kleider, auch wa« 
„sonslen an seinen Leib gehöret." Das Pittschaft und Siegel 
gehört dem Sohne zu, vi^eleher des Vaters Taufnamen trägt; 
er muss aber seinen Brüdern, wenn jene von koatbarem 
Warthe sind, d. h; wenn ihr Werth im Verhältnisse zu 
der Ver|a«sen«chaft yoni einiger Bedeutung isf, billigen Br^ 
eMs 'leiaten» EodKclv thellen dadii 4k Brüder* ndt ihren 
Siibiwekleni. diA' gdiaMite Srbma««e «o, d««»- auf JedM 
ftoftra fünf, aaf jede -To'eb ter vier T keife konmiefi, 
sd^ wie' sidi unser Recht ausdr^t, zn fü^nf nn-d riet 
Pfenningen. Diese letzte Bestimmung des Zahlen Verhält- 
nisses ist neu, der Grundgedanke aber offenbar so wie die 
übrigen Bestimmungen alt. 

Die mütterliche Verlassenscbaft wird zunächst unter 
alle Kinder zu gleichen Xbeilen getbeik, «o jedocb^ 
da«a dico TdcbterU zam voran« zu£üUt: 

Wae Ae Matter, an ihrem Le3> getragen , ab Kleider, 
WeiMer Zeag* iSürUen, Ambande, Ketten, Kleinodien, wie 
nacli ibie Büeber, item» der SfmhaSkntt wann ee den halben 
Tbea den Sabu Vortheae nicht übeiMeigel^). 

3. Noch lange erhielt sich — besonders auf der Land- 
schaft—die Ansicht, dass in der Ausrichtung einzelner 
Kinder bei Lebzeiten der Eltern zugleich eine Befriedigung 



316) St. E. R. Tb. II. $. XII. S. 39. 40. »Mh Oksea. HT, 8.8. f. 
KattMcrlu Vfl«i 2«. April 1641 im II>I, Mfta« ' 
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ihrer ErbaosprUche cnth;«)ten sei , nnd die ansgericbtetcn 
Kinder mit den nicht autgerichttteo überall flicht zur Tlici* 
li^g gelangen. 

Das Grafschaftsrecht Von Kyburg ,voa 1578| Art* 49« 
&d« iidd «ahm die altern Bestimmüngen über die Ant* 
ffioMnlgeo^'O WMd*r ab gcUtndo Recht auf« Eheo to dos 
HtrfMMIaratsht WUlflisg^O TOft a86. Art. Vaä 
Aoch da# AmiMdbt von OrlTttiageii von Jathra 1668 «agt 
amdrüeküoht 

Art. 12. Ynd wann Kinder vsgettttH wurdiad von Vaf't 
ter und MoHer , so soliend sömliche Kinder kein anspraach 
mehr haben , weder au vatter- noch an Multergalt biM 
ein ledigen Erbfahl. 

Auch hierin zeigt sich wieder wie Aehnlichkeit so zu- 
gWich Verschiedenheit des deutschen und des altern rö* 
mischen Rechtes. Die ausgerichteten Kinder darf roaa 
woM mit den- ewancipirten Kindern des rilmischeo Rech* 
les TavgleieliMi^ siunal faktiacfa mit der Emipeipatin' eine 
Ansttemnuig regelmüsaig ▼crboaden war« Die H»arische 
Etnandpatioii hat aber diaea tneh^ fonuelleii', die Atoarieh- 
tnag elneii mehr materiellem Charakter. 6ei jener liegt daa 
entscheidende Moment in der Auflösung der väterliehea Ge- 
walt und der Zerstörung des civilen Familieiincxus, bei dii*^ 
ser in der äussern Abschichtuog der Haushaltung und der 
Herausgabe eines verhaltnissmässigen Antheils an dem vä- 
terlichen Vermögen. Mach beiden Hechten werden die 
emancipirten oder ausgerichteten Kinder von der vaterli- 
ieheo oder elterlichen Erbschaft ausgeschlossen , im römi* 
achen Rechte aber imbediogt» ao w^it noch ein civiler Fa- 
milienverhand des Erblassers mit lindern Erben besteht» im 
dantsohen Rechte nav ao weit noch unauageridilatc Kinder 
vorhanden sind. 

Hat nun aber selbst das formellere und strengere römi- 
sche Recht in der Folge die emancipirten Kinder wieder 
zugleich mit den in der FamiliengewaU fturiick gebliebfuaejii 

itf) MU'tkA tli. f. 2t. i: m. 
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Kioderb. znr Erbschaft znlatsra mUsfen, Vorausgesetzt nur, 

dass sie ihr seither erworbene» VermÖ^jen wieder in die 
gemeine Erbmasse bringen und sich an ihren Theilero ab- 
rechnen lassen: so konnte das deutsche Recht noch viel we- 
niger einer solchen Gleicbstelluog der ausgerichteten Kinder 
mit den nicht ausgerichteten auf die Dauer widcralrebeii» 
▼•raua .gesetzt, dass «ich die erstern gefallen liesMBf dk 
empfangene AusMehtung aelbst wieder einzuwerfen»: 

An die Stelle des A u s a c h 1 u s ae a der ausgeriohteleo Kuii^ 
der'dureh die niebtatifgerieblelen trat demnech in der Folge 
die Binwerfttog der .von Jenen .erhaltenen AMMenrnag,} und 
es erhielt somit letztere den Charakter eines auf 'Abrech, 
nung an dem künftigen Erbantheile zum voraus 
empfangenen Vermögens. Es zeigt sich diese verän- 
derte Gestaltung z. 6. in dem Amtsrechte von üb wiesen 
▼on 1603. Art. 1. (Pest. 1. S. 142.) . ' 

Wann — die eiteren iren Kinden zuvor inn die £e ein 

hyral gut hiaass gesehen betten. So soll aiadann, wann ei 

zum erbfal kpppt, dieseU^ig' peraon das empfangen byraW 
, gut ^viderumb inwerffen , oder vinb so vil stillstahen, blas 

einen jeden andern Kind auah ao vü als das byri^tgut gwea« 

aeji, wird. 

nnfi in dem Erbi^ecbt von Kaiaerstuhl 1680. Art* 6« 

(Peaf. IL S. ii.) . . 

— Wan ein Yatter seine Kinder zu den Ehren in Ehe* 
liefen Stand versechen wolt, so mag Er zurEhestenhr» oder 
Ehegot einem wol mehr geben » alsa dem anderen , Je n^ch 
geatalt der Zeit« niid*leoffen, doch ao ess zu Erbfählen 
fcombt, so dann dieselb persohn mit anderen erben wül, so 
soll Sye' dass empfai»gene gut einwerffen, ntt dasa Sye aol- 
ehess wider* hinaussgeben,' sonder nmb sonü einstehen soH« 
alss -vil Ihren im- hanhtgnt mehr worden ist, biss* den'an^ 
deren anch sooil wird , nach welchem Sye inil Ihren ge- 
sebwiisterten zn giciehem. Erb gehet 

In dem Stadterbrechte von Zürich von 1716 ist die 
neuere Ansicht vollständig durchgedrungen : 

Däfern dem einen oder andern Kind noch bey Lebzeiten 
der Eltern ein Tbeil Vater- oder Mntterlicbar M^^^fH cnf- 
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w«d«ri Bim Heorath-Gvt oJer vom«» stgsliep mi ni Hau. 

getttlll frtHe» wir«» m i«U diitelbe aMh dm Yatm 
o4«r Matter Tad ia TJieihiag wMoram ia die geeaieiBc 
Eitelaft cewarffea» oder a^er denjeaifiea Kiadera eo oocb 
aichtt empfiioipeB, aat der gemeiaea Eriischaft auch so viei 
TOfaae gfgebea oad alsdaoa erat zu gleicher Theilaag ge- 
•«lirittea werdea'**;. 

Die doppelte Berechoungsweise ist offenbar nur ange- 
führt in der Voraussetzung, dass beide dasselbe Resultat zur 
Folge haben. Dessen ungeachtet kann es Fälle ge]>en, wo 

ein abweichendes Resultat erreicht wird, je nachdem man 
sich an diese oder jene Berechnung hält. Wenn oamlich 
ein Sohn, der eine Aussteuer empfangen hat, mit einer Toch- 
ter concurirt, die nicht ausgesteuert ist, so ist nach der er- 
sten Art der Berechnung die Aussteuer als Bestandtheil der 
Erbmasse wie diese selbst zu 5 und 4 Pfenningen zu thei- 
leo; nacb der zweiten Art aber bat dieXoebter eine gleich 
grosse Aussteuer zum voraus zu beziehen. Welches ist mra 
das Richtige? Ohne Zweifel das Erstere, denn Hur jenes 
Resultat entspricht dem allgemeinen Principe, womaeh in 
dem Bezüge einer Aussteuer eine antictpirte Beerbung Hegt. 

Wenn ferner der Vater mehrere Kinder ungleich aus- 
gesteuert hat, so ist hier die Anwendung der zweiten Be- 
recbnungsart nicht möglich, wenigstens nicht in ihrer Rein- 
heit. Denn nach welcher Aussteuer sollte sich die Vorweg- 
nähme eines gleichen Antheiles 'richten? Somit ist auch 
hier nur durch Einwerfung das rechte Mass zu - treffen ; 
and es kann dieselbe nicht dadurch beseitigt werden» dass 
man etwa annimmt, der Vater habe, als er seine Kin- 
der ungleich mit der Aussteuer bedachte, diese Ungleichheit 
dauernd auch zum Behufs der ktinfligen Erbtheilung erhal- 
len wollen; denn es lassen sich eine Menge Gründe den- 
ken, aus denen der Vater bei Lebzeiten seine Kinder ver- 
schieden aussteuert, ohne dass er dabei die Absicht hat, 
dieselben auch auf seinen Todesfall hin yerschieden zu be» 
handelo» 

Jl<) II. £. R. Tk, II. §. XI. S. 3ft. •..«./ 
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Biotie £rziebu4i'|f«JiOf!t«ii, wem, HP smeh hpdm^ndt 
Samraea erlbrdepo» «wevden Dicht aU antieipirte Bmbiing 
Miandelt» und kommen Überall bei :der'£Hbthcüimg. flicht 
iö Anschlag , insolern nicht roa den fillern aeMbst etwas an- 
deres angcorduet worden Ist'*^« 

Nur wenn nach dem Tode der Eltern noch ntfereogene 
Kiüder vorhanden siud und ihr firbantheil nicht obnehia 
bedeutend genug ist, dass sie daraus gehörig erzogen wer- 
den können, so soll auch dafür ausnahmsweise aus der ge- 
meinen Erbmasse ihnen ein „biliicher Vortbeil zu ihrer Aui^ 
erzieUuns" , viorweg £;egebeo werden ^^^)» . * ' ' 

I. 53. iB. Die übjrigeo £«ben. 

i. Noch immer beruht die ganze gesetzliche Erbfolge 
^uf der Ordnung der Parentelcn, so dass die INachkom- 
wei)<.de» Vaters nicht mit Nachkommen des Grpssvaters 
flpm^mri^n^ .sondern Uif.t$itß Ar,0A..^i»te^e4k ^bedij|(|t jmsge- 
,lpb|Q3sen werden ^2'). 

• ,9ef^i)4eKt;:isl,dtefe {^arfntflr.Ordnq|ij|^.,^urpb einep» Vor- 
KUtg 4ff AifCMdepi^« worp^icb ^it Q^pwater^ «sub- 
«dfä'r «<MMkt sfBH^er der Urgrossvjiter« .in.^^ie . P^itentel. des 
.ValAra, 4ii|ngjjtt)4bar naieb den JKiQderu de» Yiiters» also den 
i&esobwistjem des Erblassers, der Urgross vater auch in die 
Parentei des Gross vaters sofort nach diesem eingeschoben 
wird, und in dieser Stellung zur Successioo kommt ^^). 

I Eine Modification enthält das Erbrecht von Flach von 
i^k^. ^ (Pest. L..S, ;1P7^) .^^asselbe bestimmt näm- 



> 919) St.- E. R. V. iia, «h. II« iL» ^jiA^aS; 

y at.^1. lt.. T. 17««.. tiu'H« v^ m^x «.^t. 

1742., |. 2. Mon. Chr. II. S. 276. Um Erbrtckt to» 17liiri«f«B tok 

1603. Art. 19 (Pest. I. S. 149) weicht tob dem reinen Syitem der Part*- 
telcD *b , indem •« -aw 4m flMclMr '^■«^n'tiif j^- 1 HY^** . ^äVf ■im - ÜHf iNil 
den Vorzug gibt. 

322) Ob» Back III. §. 27. S. 466. St. £. R. to» 1716. Tb. 11. 
§. 1. t. SS. 
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BiVke tWmliergyte* «sii .letmuläflglieke« IlMMlNia«dif 

htßiiztt citfls, w«tMi er au» ^ser -Elie Kinder liabe« jind 

eines von iiiuen nach der Mutter sterbe, so äolieo die übri- 
geo Kinder dasselbe beerben, damit auf diese Weise immer 
die eine Hälfte des Mutter^utes deo Kindero ganz zum Ge- 
nüsse verbleibt. Sind dann aUe Kinder todt, dana fnaiHob 
Mt das eiaatwailNi aaspandirtc lUiNNMshi 4cf VateBi avic- 
4tr auf» 

2.: In äßü .ftRshlNpieUaD idar vowigm PaiMe habe« *wir 
tkimYrnnm^ dev^ateFin«f;en tot das MvtfearaDageii 
lA» 'charaJftarialiMlita filameit der Erbfolge in der'Mtao* 

den die Muttermagen ganz aus der Reihe der erbfähigen 
Verwandten , und es bleiben im neuesten Rechte nur die 
Vatermagen zurück. So auffallend diese Veränderung ist 
und so wenig sie der Geschichte anderer Rechte entspricht, 
in denen wir vielmehr das Princip der Blutsverwandtschaft 
deine Herrschaft immer weiter ausdehnen aeben; so schwie» 
tig ist es, die Zeit derselben zu bestimmen, ''Wabraebein* 
lidi maehta sie sieb allmablig zuertt in der Stadt g^eKd» 
indem 'das Statut von 1419 missveriltanden und so falsidi an- 
gewendet wurde. 'Von da ans breitete sieb dann der 'Irr* 
tlium durch Ae städtischen Beamteten um sor leichter aus , i\s 
die Herrschaftsrechte und Offnungen entweder jenes Sta- 
tut in sich aufgenommen hatten oder sonst in ihren Be- 
stimmungen über die Erbfähigkeit äusserst lückenhait wa- 
ren^)» Mocb in die Gerichtsbiicher von ld53 und 1620 

333) Di« RcccMioB du KjhnrgBt 6»«f«c bafl«veeht«t 1571* 
Art. 50. Vg. 66,67 a. 68. und d«tB«rrscbaflsrecbt von M'UlfliBg«« V.'l^SS. 
Art. 47. (Pest. II. S. 42.) haben nuch die fritheren BesfitnniuNg«n «iaes 
Vorzugs der VaterirtJigeii vor den Mutlermagcn um ein Glied «ufgeBommeii. 
Aber die Praxis scheint doch bald «icb jgSAZ HB du« SUdterbrecht in, dicMr 
ntsielmog ange«ebloucB %m iabm. Dw H«ckt tob Uliiri^tfB 1601 
-mmm vciMM64tM»li|ji'afysltaie,-<MigsiM» Mi A«sdinNkt*uta'ilditea 
ander, bevortagt iiidtMta di« yatermagta witd«r. T«rfl«'aii'Aft.'7. 'f. 'f» 
211. «Bd^. -Ma iHkiu M VMt. I. IMh 
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fgmg' jenes Sletiit von 1419 1llier> ilici»' oflRmbar- TeritiBil 
MD lUiMelbe damab aelio^ aiohl melir reebc, und mltrpre- 
tirte oamentltch den Ausdruck , dass die Mutter ilire Kin* 
der, die Grossmatter iBre Enkel nicht erbe, nieht bloss ron 
einem relativen Ausschliisse der Mutter und der müt- 
terlichen Verwandten durch die nächsten Glieder der Vater- 
magen, sondern von einem s^äozlichen Ausschlüsse 
derselben von der Erbfähigkeit. 

Die älteste Spur eines ausschliesslichen Recbtea 
der Vatermagen auf die Erbschaft fiode ich in einer 
Notin der FraumiHisler-Abtei etwa TOm Jahre 4470: 

Aber sei man «vtsseui,- wo tmsers Gottshnslüten/ er asi 
wüh oder man defaeiner. abstirbeft ohne Liberben^ ao- solle 
in. der neebste.- Tatterms|[ erben, der oeb onsers, Gftts- , 
bnses ist nnd im also nahe geschaffen, das.es einEieh geir* 
refi mag. Wo aber das nit ist, so erbet in ein Gottshos. 

Diese^ Stelle, l>eziebt s^ch freilich, nur abf die Gotteshnns» 
lente des Fraumünsters und deren Erbrechte; es ist aber 

nicht unwahrscheinlich, dass die hier ausgebildete Ansicht 
auch auf das Recht der Stadt Zürich einwirkte, so wie 
jene sich hiuwiede.r auf das Gewohnheitsrecht von Zürich 
grosseotheils gründen mochte. Eine Erläuterung des Erb- 
rechts vom Jahre 1629 in dem Gerichtsbuche zeigt am 
besten» welche Miss Verständnisse in dieses Erbrecht , cinge^ 
drnngen waren , und dasselbe ganz, und, gar T e ryr irrte n* 
Daraus ergibt sich nämlich: aj'^sdaas man. .damals da^ Princip 
d^i 2^rcberiseben Erbrechts , wornach die Vaterraagen der 
▼ier ersten Glieder die Muttermagen ausscbliessen , Vater- 
magen des fünften Gliedes aber mit Mattermagen des vierten 
Gliedes concuriren, für ganz gleichbedeutend hielt mit dem 
Principe des Kyburgischen Rechtes, wornach Vatermagen 
den Mutterraagen überhaupt je um ein Glied vorgehen; 
b) dass man die Bruderskinder für Vatermageo hielt, die 
Schwesterkinder für Muttermagen, jenen Vorzug der erstem 
▼or den letztei^a^^^) eben für .eine Anwendimg dee Kybur* 

324) Dieier Vor7.u§ findet «ich fcboa io dcm.SUtate von 1419. Im J«kr« 
1(11 wüNca eiomal di« Schw«»terkiBder d«» £rMl«rkiBd«ra §l«icb ftklaUt 
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gUcbe» CrnmdkatBM erkla>to daan in gkidier Weise - 
eueh iie Enkel iet Bru^rt den Enkels der Sehfwefter vor- 
gehen KeM ; e) dass man schon damals nicht mehr wusste, 

was Mutlcrmagen seien, woraus dann weiter wahrschein- 
lich wird , dass eigentliche Multerniagen gar nicht melir 
erbten ^25). 

Ganz passend waren daher die Bestimmungen des Erb- 
rechtes von 1716, durch welche innerhalb der väterlichen 
Parentelen jeder Unterschied in der Erbfähigkeit der von 
^Söhnen und der Ton Töchtern abatammenden Erben wieder 
getilgt wurde I ao daaa nnnmelir Brodera- and Schweaterw 
kinder aof gleicher Linie atehen« Dagegen flxirte nunmdit 
idaa Erbrecbt von 1716 die gänzliche Anaachlieaanng 
<der Mutter und aller mütterlichen Parentelen, 
und erklärte die eigentlichen Vater in agen für allein erbfä- 
hig, wenn es schon diesen Ausdruck nicht mehr braucht. 
Die Formel der Erbfähigkeit lässt sich daher so fassen : 
Damit Jemand möglicherweise Erbe desAndern 
aei, musa die Verwandschaft von dem Erblaaaer 
aufwärts bis zun gemeinachaftlichen Stammva- 
ter durch lauter Männer, von diesem abwnrta 
bia z«m Erben entweder dureh Männer oder ' 
dnr«h Weiber vermittelt aein. Oder kürzer anage» 
drilokt: Nur die väterlichen Parentelen dea Erb- 
Inaaera aind erbfähig^). 



(30. Oct. St. n»a.), dann aber 162J Febr. 21. U. Man.) das alte Recht 
«»««•rt. la a«» K»«Bai«rttiiiUr««lit JM* 77 (Pttt. I, S. 252) b«MC 
tc, im Jabrt 1539 babe «ina Amt«fiBin«ia'« «rkaant. ^das Brüder rMud 
«cbwtater kyaad glycbarg atalt mitlainanderen «arbM «öllinl." Vmd in dam 
Harrsebaflfreehle von Ragtasbarg von 1538, Art. lOi (Pe<t. I. S. 210) 
heistl es: ^Item wenn eyn lediger Eerbfal gfalt vnud bruders kyiind vnod 
Scbwötier kynnd siad , Soll zu vou.seren herrea stan , daria oach irar Statt 
Rtdit IB crkhenaea, wie «r billich dunckt, Ob sy glych £erbind oder 
a i r.* 'So «cbwaakead warea damala acboa die Aaucblea ttber {eae 'Mliseme 
Modjfieatioa des alica 8(feienu. 

325) Di« belreffeud« Erläutemog des Erbrechtes, die maa eher eiae 
VerfinstpruDg neunen könnte, ist abgedruckt Aloo. Chr. IV. S* 14, aad ia 
Saviguy's Zeilsch. für Rechtswiss. B. IX. S. HO. 

• 326) Erbr. V. 1716. Tb. II. §. 14 u. S. 43 ff. Erlüat. r. 1743. 
«Mteebü ledrtHw^bMile. B. '20 
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Es bat nun ^ete Erscbeiniiog freilieh etwas AiiffatteB- 
det und den herrsehenden Anticbten Qber Familienvei'bii»» 
diiog WiderspreebeDdea* Et ist daber kaum zu glaobea^ 
dass sieb die sobroffe AussebeiduDg^ der vä'terlteheB Parentdea 

und diese Verwerfung oft yiel näher stehender mUtterHcher 
Pareatelcn auf die Dauer erhalten werde. Ma^ man sich auch 
freuen Kber die schöne Consequenz des gellenden Erbrech- 
tes und sieh bewuisst sein, dass dasselbe seinen Grundzügen 
nach fest in alter Gewohnheit und Sitte wurzelt: so lässt 
sieh darum doch nicht verkennen, wie wenig die ganze 
aeuere Entwicklung des Familienlebens zn einer starrsiiini- 
geo Festbahuog eines absolateo VoKnges der Vatcneilt 
passt Jene RUeksicbleD ktfnnea daber nur zu böcbster Sorg^ 
fall in einer Abänderung des bestebenden Erbrecbtes be» 
stimmen, aiebt aber zu ga'nzlieber Abweisung aller An« 
spriicbe der mütterlichen Verwandten für die Zukunft^ 
Wenn neben einer Mutter des Verstorbenen ein väterlicher 
Grossoheiin als Erbe auftritt und jene ausschliesst , wenn 
der Halbbruder von der Mutter her durch einen fernen 
Vetter vom Vater her von der Erbschaft verdrängt wird: 
so gerath in den Augen des Volkes das positive Recht in 
Conflict mit den naturlichen Verhältnissen und dem, wai 
Jeder für billig und recht hält. Diesen Gonfliet zu besei* 
tigen, ist eine Aufgabe der Reform unseres Erbreditca« 
Und da sebeint es denn eben ziemlicb in der Habe liegendi 
diese Verbesserung darin zu finden, dass man den mUtter- 
licben Parentelen neuerdings ein subsidiäres Erbreebt eröff- 
net nach den väterlichen Parentelen derselben Nähe, so dass 
die Mutter mit ihrer Descendenz zur Erbschaft käme hin- 
ter dem Vater und dessen Descendenz, die Grosseltern von 
mütterlicher Seite mit ihren Descendenten hinter der gross* 
väterlichen Descendenz u« s« f. Auf diese Weise würde 
die Consequenz des Systems nicht nur nicht gefährdet, son- 
dern vielmehr durch die Anerkennung der VolKsansieht und 
der wirklieben Familienbeziehungen nur das urspriIngKebe 
Recht in grösserer Reinheit wieder hergestellt. 

3» Nur sebr spat hatte sieb in der Erbfolge der Nacb- 
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komipea «in EiBtritlsrccjit der Eakel aa die StcUf 
der Torverstorbeoen Kinder geltend geinaeht, Noeh spä* 
ter wurde et in der Erbfolge der Seiten verwandteo aoer- 

kaoot, wenn gleich diese nach dem Principe der Parente> 
len sich auch wieder als Erbfolge der Nachkommen äuss^r- 
lich darstellte. 

Zuerst fand das Eiotrittsrecht ausserhalb der ^lachkora- 
menschaft des Erblassers Anweoduog in der Parentel sei- 
nes Vaters, wepn neben Geschwistern des Erblassers noch 
Kindi^ von Torverstorbenen Gescbwistern vorhanden wa- 
ren« FSr diesen Fall bestimmte das Üb wieser Amts- 
recbt von i603. Art. 10. (Pest. L S. 146): 

Söllend eines verstorbenen brnders eder sebwoster Innder 

Mstett ires vaters oder mnter fnn den stammen zu miterben 

aaa;e]afsen werden^), 
nnd 1620 wurde das nämliche Recht auch auf die Enkel 
der Geschwister för Uhwiesen ausgedehnt. (Pest* I. S. 165.) 

Auch für die Grafschaft Kyburg wurde ein Eintritts- 
recht der Kinder der Geschwister im Jahre 1667 einge- 
führt, wahrend sich das Stadtrecht von Zürich noch im- 
mer gegen diese Milderung der alten Consequenz sträubte. 
Noch 1670 (April 30. U. M.) erkennt letzteres überall kein 
Eintrittsrecht in der Seitenlinie an, und sucht die Harten, 
welche in einzelnen Fällen daraus folgen mussten, nur durch 
das Institut der Seel gerät he abzuschleifen. Erst im 
jlabre 1707 fand dasselbe Eingang in das Stadterbrecbt» und 
wurde sodann durch das Statut von 1716 und besonders 
die Erläuterung von 1742 weiter ausgebildet. 

Es gilt nunmehr auch in der Seitenlinie allgemein fttr 
Kinder, Enkel und Urenkel vorverstorbener näherer Erben 
das Eintrittsrecht, jedoch mit der Beschränkung auf den 



327 Aebniicli m Flacb Kibrwht r. J65S. AffC 5. (Pest. I. S. f05.) 

328) V«i'f;l. auch Ainfsreclit von GrUningen von 1668. Arl. 7. {Pett. 
J. S. 63.) „ ts mjg aber tili Brudir oebeiit stdcd lirudereo auch Bruder» 
Tn4 Sebwoster Kiiitj zu £rbeo aaneuunen , ob er wil ; tn dem widrigen f»U^ 
ak^ff Sy «llwrge» auch mit «MIcImd Stdfr^ Mch iQ«ssi^iiug J«« k».k» fmA 
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dritten Grad Zürcherischer, d. h. dea sechsten Grad röim- 
scher Berechnun^^^^). ' 

Dieses Eintrittsrecht hat aber hier mindere Wirkungen 
als in der Erbfolge der Nachkommen, indem es keineswegs 
die Tbeiluag nach Köpfen umwandelt in eine Theilung nach 
Stämmen. Nur so viel versteht sich, dass z* B. die eintre- 
tendien mehreren Kinder eines vor verstorbenen Bruders zu- 
sammeii nur einen Theil erhalten, die andern Theile aber 
^en lebenden Geschwistern zufallen; döin nie treten ja eben 
in Folge einer milden Berttcksichtigung ihrer Abstammung 
an die Stelle ihres Vorgängers, können somit nicht mehr 
erhalten, als dieser erhalten hätte. Aber darüber hinaus 
wirkt dann das Eintrittsrecht nicht auf die Theilung : indem 
sobald nur Kinder von lauter vorverstorbenen Geschwistern 
vorhanden sind, wenn schon in un2:leicher Anzahl, doch 
alle als gleich nahe Erben auch gleiche Kopftheüe erhal- 
ten ^^). 

4. Aus dem Vorigen ergibt sich als Regel für die Erb- 
folge der Seiten?erwandten: £• erben je die nächsten 
Glieder innerhalb der näehaen Parentelen, und 
theilen nach Köpfen» so weit nicht das Eintrittsreebt 
fernere Personen an die Stelle ihrer Torverstorbenen Vor- 
fahren zulasst. 

Wur bei der Theilung der Geschwister zeigt sich noch in 
dem Stadterbrechte von 1716 ein Unterschie d zwischen 
Brüdern und Schwestern, welcher als Fortsetzung und 
IN achhall des Unterschiedes in der Theilung zwischen Söh- 
nen und Töchtern zu betrachten ist. Die Brüder haben 
nämlich einen vorzugsweisen Anspruch auf die Liegen- 
schäften, welche ihr verstorbener Bruder hinterlassen, 
und können dieselben gegen Ersatz eines Mleidenlichen* Prei- 
ses beziehen. Dagegen erhalten sie zum voraus 



329) St. E. R. von 17 16. Th. II. $. IS. S. 44, and Erläoterang to« 
1742. §§. 1, 4, 5, and die allgeineine Aumerkang am Schiasse derselben. 

330) Vgl. attch £rbr«cbt voo K«i««r«tulil foo 1680. Art. 3. (Ptsl. 

Ii. S. 11.; 
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Wehr and Waffen « Uhren, Pittoehaft nnd Siegel, BiUoCh«- 
keo, Kleider und was sonsten an ihren Leib gehörig. 

Eben so erben die Schwestern zum voraus, wa$ die 
Terstorbene Schwester 

•n ihrem Leib getragen, Kleider, weissen Zeag, Gürtlen, 
Ketten, Axmbande, Kleinodien, Büeher und den Sparhalen. 

Alles Uebrige aber wird su gleichen Hälftca ▼ertheflt'**)« 
ft« In dem altern Erbrechte war &war der Vorzog der 

Vater ma gen auf die oabero Kreise der Verwandtschaft be- 
schrÜnkt, nicht aber die Erbfähigkeit selbst. Das Statut von 
1716 beschränkt nun die Erbfähigkeit bis auf den vierten 
Grad Zürcherischer oder den achten Grad römischer Com- 
putatioa ^^'). 

Sind keine Vatermagen vorhanden innerhalb dieses Gra« 
des, so erbt dann die Obrigkeit. Dieses Erbrecht der 
Obrigkeit nochte sich in der äJtern Zeit an das Erbrecht des 
Grundherrn angeschlossen haben, indem der Landesherr 
in manchen Rücksichten wie ein grosser Grundherr 
angesehen wurde ^)« Freilich kam dann das römische 
Recht , welches den Fiseus in *das erblose Gut sueeediren 
Hess, jenem Grundsatze zu Hülfe, und erleichterte ihm die 
Anerkennung. 

Dahin gehört denn auch das Erbrecht des Landesherrn 
in die Verlassens oh aft unehelicher Kinder, die nicht 
eigene eheliche Kinder haben: denn da immer nur die ehe- 
liche Yer^andscha f t Erbfähigkeit begründet, so 
können jene nach oben hin keine erbfähigen Verwandten 
haben. 

Herrsehaftsreeht ymi Regensberg Ton 1538. Art. ^9. 
(Pest. I. S. 195.) Item alle ledige kynnd die da sitzend inn 
den Gerichten dess Ampls au Regensperg, die sind Ynnserer 



331) Erbrecht von 1716. Th. II. §. 14. ft. 42. 

332) Tb. III. $. 8. S. 56. 

333) Vergl. ob. B. III. $. 27. S. 470. Herrschaflsr. t. Regensbtrg 
T. 1538. Art. 50. (Pest. 1. S. 195.) U. Mas. r. 19. Joli 1604 «»4 Erb. 
recht T. 1716. Tb. III. |. 8. S. 56. 
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fMdigeli htrriii von sMcb bmI lyb wmnd gat, wnmi welU- 
eher denelbtn pertMWA AligAet, -tm «elioii'lyb E*il»eii, den 
B«rbent ▼nnscre bcrrea Ton »iiricb , wer aber da« eyn söl- 
lieb Man abstarb Tnnd Eelicb» kynnd lyesse die «in geoots 
waren. So nemmend vnnser berren von KÜrich eynen faal, 
Lavst er aber nit Eelich lyb eerben die ein genoss sind. So 
eerbent vnnser herren ffir die kynnd. 

Herri cbaftsracbt von Wülflingen von 1585. Art. 
38. (Peat. n. S* 35.) It«m es gehörend oneb alle vnetidien 
Kinder, mict iren lyben * ann dna bna wtfl£fliiigeo , vnnd me* 
liebe voder denselben vnelieben Kioden , one •Ealteb lybcr- 
ben, mitt tod abgand, so batt ein berr zn wüifflingen .die- 
selben Kind zn erben. 

Grafschaftsrecht von Kyburg von 1576. Art. 29. und 

30. Herrsehaftsrecbt vou Gr ü uiogeo von 1668. Art. iO. 
(Pest. 1. 66.) 

ÜDd noch in dem Erbrechte vua 1716 ist dasselbe Prin> 
cip ausgedrückt. 

Th. III, §. S. S. 57. Wann unehelich gebohrne Perso- 
nen ohne Leibs- Erben absterben, und Hab und Gut nach 
sieb verlassen, fallt ihre Erbschaft auch der Obrigkeit beim. 

ff 

$. 54. Statntarportionen. 

Neben dem Erbrechte der gesetzlichen Erbfolge finden 
«ich auch in iinsern Statuten Ansprüche einzelner dem Ver- 
atorbenen nahe stehender Personen auf einen Theil der Ver- 
lassensehaft von Rechtes wegen anerkannt, Aospriiche, die 

sich schon darin von dem Successionsrechte der eigentlichen 
Erben unterscheiden, dass sie sich mit Nothwendigkeit ent- 
weder nur auf gewisse Sachen oder einen bestimm- 
ten zum voraus fixirten Theil der Erbschaft, nie 
aber auf die Verlassenscbaft als ein Ganzes bezieben. Die 
wichtigste Anwendung aolcber Statntarportionen haben 
wir ichon oben kennen gelerot in der Lehre von der Fa- 
milie nnd dem Güterrechte der Ehegatten* Aüsse'rdem Kom- 
men noch zwei Fälle vor» in denen solche partielle An- 
sprüche auf den Nachlasa eich geltend B«nbeB| aümliob 
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1) die Slftfotarportion der Mutter. Dm Slitat 

vou Uh wiesen von 1603 Art. 7. (Fest. I. S. 144.j sichert 
der Mutter auf den Fall, dass weder Kinder noch Geschwi- 
ter des Erblassers noch deren Kinder, noch der Vater des- 
selben den Erblasser überleben, die Nutzniessung des drit- 
teo Theiles seiner Verlassenschaft auf Lebenszeit zu. Und 
da» Stadterbrecht von Zürich von 1716 suebte die UoInII 
eiaaa aoaachiiessiioheo Vorftoges der Vatcnaagen eiolger* 
matiea %u mildtra, indem ta der Mntler aua der Erbach^ 
ikrea Kiodea: '« 

den halben Thefl vnn seinen Kleidern, Henaralh, Weiber- 
Schmnck nnd Bttchem; nnd dann Ton übriger seiner Ver- 
laasensebaft den fiiaften Theil vor eigen 
▼erstaltatt vorauagtsetst» dass der VerstiNrbeiie weder Kiii* 
der, noch Vater, noch Geschwister znriickgelassen hal^)« • 

2) Statutarportion der Verlobten. Auch im 
Todesfalle eines Verlobten äussert sich die enge persönliche 
Verbindung, in welche er schon durch die Verlobung mit 
einer andern Person getreten war, nur freilich schwächer 
als die Ehe, die das persönliche Band fester zieht« £kr 
iihcrlebeode Verlobte nämjlich erhält zurück:. 

was das Abgestorbene auf die £be gegeben «ider sonstin 
dem andern verehrt bat, oder Ton denSea^e|i naher dem- 
selben verehrt worden wäre 
und erwirbt überdem einen Zehntel der eigenen und le- 
digen Mittel zu eigen, durch weiche Bezeichnung du Ter- 
iangene Gut ausgeschlossen wird.^ 

$. 55. Erwerb der Erbschaft. 

Ijq der römischen Erbfolge spielt der subjective 
freie Wille des Einzelnen eine viel grössere Rolle als 
in dem Systeme des deutschen Erbrechtes, welches sich en- 
ger an die Familien Verhältnisse, als ionern Grund der 



334) Th. II. §. 7. S. 32. Vergl. darilber Mon. Chron. IV. S. 24. Auch 
das Winterihuret erbrecht von 1779. Art. 26. (Pe«t. I. S. 20.) kennt 
•In« iJanlich* SUtaiarportion der Mutter. 
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Nachfolge, anschliesst und mit melir -No-thwendiisckeit 
daraus hervorgeht. Wenn demnach auf der einen Seile der 
Kömer in der Regel durch seinen einseitigen Willen im Te- 
stamente seine Erben frei ernannte , und auf der andern Seite 
die Beerbung des Deutschen durchgangig schon zum voraus 
djurch das Recht der Familie geregelt und gebunden war; 
M> lasst sich auch in der Lehre vom Erwerb der Erbschaft 
«in ähnlicher Gegensatz nicht verkennen. Dm römische 
Redit macht nämlich wieder den Ecweiib abhängig Ton 
einer freien einseitigen Willensäosserung der be«. 
zeichneten Erben. Ohne ' besondern Antritt wird er nicht 
Erbe; den einen Fall aosgenommen, wo die persönHcbe 
Familienabhängigkeit TOti dem Erblasser Kinder und Scia- 
ven ohne weiters z,u Erben macht, wenn solches im Wil- 
len des frühem Gewalthabers lag. Nach deutschem Rechte 
hingegen wird der Erbe von selbst zum Erben, ohne 
dass er sich dazu durch einen besondero Akt erst zu ma- 
chen braucht. Er wird Erbe, indem ihn seine Familien- 
atellung ohne weitere Umschweife als Nachfolger des Ter- 
•torbenen Familiengenossen eintreten läset. Es bedarf so* 
mit keiner Erbantritts er klärang von Seite des Er- 
ben, sondern nur einer Ausschlagserklärung, insofern 
«r ausnahmsweise sich der Erbschaft enthalten wfll. Und 
wenn er auch sogleich nach dem Tode des Erblassers erbt, 
so wird sein bereits erworbenes Erbrecht auf seine Erben 
übergetragen ^^^). 

Unser Erbrecht bleibt auch in dieser Beziehung dem 
deutschen Charakter treu. Es setzt sogar eine Frist fest 
von vier Wochen, binnen welcher der Erbe die Verzicht- 
leistung dem regierenden Burgermeister zu Händen des 
Rathes, gegenwärtig dem conipeteoten Gerichte zu eröffnen 
hat ^^). Es ist nun freilieh nicht zu läugnen, dass man sich 
in der Praxis nicht sorgfaltig an diese Frist hält ; und nicht 
ohne Härte könnte, nachdem einmal die Gewohnheit so sehr 



335) UiUernuiiifr O. Pt-ivairecbt §. 466. 

5H) Erbrcekt von t7l6. Tb. I. $. 9. 8. IS. 
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hx geworden, die Strenge «Im Grandtatzet dorchgeiahrt 
werden. Dessen unpjearhtet ist dessen Gültigkeit nicht zu 
bezweifeln und nur darin Milde zu üben, dass man leicht 
Entscbuldi^ungsgründe, die für eine Verspätung an^efuhrt 
werden können, zulassen mag. Hat aber einmal der Erbe 
feinen Willen, die Erbschaft zu behalten , gleichviel in wel- 
cher Form geioMert, dann ist ihm auch £ur immer die Miig- 
iiebkcit cateogeo, dieselbe binterdreiD aaszufelilagto* 

Die Wirkungen des ErbUberganges sind dagegen |n 
4mt •ancrn Zeit im Wesentlichen nach den Prinnipien dea 
rttarisehen Rechtes» 4m einem ausgebildeteren Crcditsysteme 
besser entspricht, zu beortheilen. Der Erbe setzt wirk- 
lich die Persönlichkeit des Erblassers fort, und 
alle Rechte und Verpflichtungen seines Vorgans^ers gehen 
auf ihn über. Die Erbschaft als ein Ganzes wird sein, und 
vermischt sich mit seinem übrij^en Vermögen, so dass er 
nunmehr für alle Schulden des Erblassers nicht bloss mit 
dem haftet, was er von ihm ererbt hat» somlem mit allem 
was er besitzt. 

Diese Einheit der Personen des Iferblasscrs nnd aeincr 
Erben mat^t nun eben die Uebemahme der ErbsehafI in 
vielen Fällen sehr bedenklich; indem es oft unmöglich ist» 
binnen jener kurzen Frist von vier Wochen sich genan über 
den Stand derselben zu unterrichten , zumal leicht Schulden 
vorhanden sein können , von denen sich in den Büchern des 
Erblassers, wenn er nur überhaupt solche hinterlassen hat, 
nichts erwähnt findet. Diesen Gefahren zu steuern ist auch 
in unserm Rechte , nach dem Vorbilde des römischen Rechts , 
eine Rechtswohlthat des Inventars eingeführt ^^^), 
wenn gleich mit etwas verschiedenen Wirkungen. Dieselbe 
nämlich hat nicht den Zweck» die Verpflichtung der Erben» 
für Schulden des Erblassers einzustehen, bis auf den Betrag 
des Nachlasses zu beschränken» sondern nur den, ihm Si* 
cherheit zu verschaffini, daw er nicht Schulden zu llberneh- 
men habe» von denen er nichts wnsst». 



337) Si«dt«rbrecbt too 1716. Tb. i. §. 9. 8. 12. 
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Id diesem Falle halt Mmücli 4er Erbe iniierbelb jener 

Frist von vier Wocheo bei dem Gerichte das Ansuchen für 
einen gerichtlichen Aufruf und Erhebung eines gerichtli- 
chen Inventars über die Verlassenschaft zu stellen. Zwar 
wird auch häußg nach Ablauf der Frist noch die Wohlthat 
des Inventars gewahrt; jedoch nur mit dem Vorbehalte .der 
bereits erworbenen Rechte der iKrbschaiUglauliixer , von 
dem Erben f^nz befriedigt zu werden, insofern sie sieh 
nnn melden und er «if eine niebt nu entacbiildigende Weise 
die Frist versäumt .bat. Es ist diess eine eebr wichtige- prik* 
tisebe Folge jenes Princips der dentseben Erbfbli^e : „ Der 
Todte erbt- den Lebendigen." 

Durch den i>flrentKchefl Aufruf werden sodann die sä'mrot- 
liehen Erbschaflsglaubiger ermahnt, ihre Forderungen an- 
zumelden, widrigen Falls sie dieselben geilen über dem 
Erben, der das Inventar begehrt hat, verlieren. Ist das 
Inventar in dieser Weise sicher gestellt, so wird es nun* 
mebr dem Erben übergeben und an ihn von Seite des Ge> 
riebtes die Aufforderung erlassen, jetzt sich zu erklären, 
ob er antreten oder ansscblagen wolle. Tritt er an>- so 
wirkt dieser Antritt unbedingt, und es mnss- der Erbe alle 
gehörig angemeldeten Sduilden gans zahlen, selbst wenn 
die Actiren der Erbsebaft nicbt zureichten. Nur von den 
ntebt angemeldeten wird er fllr immer frei. Schlagt der 
Erbe aus, dann bleibt nichts anders übrig, insofern nicbt 
eine andere Person zur Ehrenrellung des Verstorbenen den 
Nachlass Übernehmen will, als die Eröffnung des Concurses. 

$• $6. Uebergang der einzelnen Reebte airf mehrere 

Erben. 

In und mit der Verlassensehaft geben dann alle einzel- 
nen dmn .eolbaUfwen .V«Kmög«nsreabte «auf. die Erben , liber^ 
Ist nvr Ein Erbe da, welcher die Persoolicbkeit des Erb- 
lassers fortsetzt, so bat 4ieser Ufbergang keine «Schwierig« 
keit. Wie aber, wenn mehrere Erben zugleich sue- 
cediren? 



4* ^ Ottoff «Bg 4er •iBMloea Aedil« auf mebrere Ei^en. 3i5 

Ganz allg^cmein lasst sich antworten: Es entsteht unter 
ihnen eine Gemeinschaft, die sich Uber die stanze Ver* 
lassenschaft erstreckt, und siibjectiv nach der Zahl und den 
Erbquoten der Erben gemessen wird. Welcher Art aber 
difse Gemeinschaft sei mit Bezug auf Eigeothum, Forde- 
nnigeD und Schulden ^ bedarf einer nähern UnteraocliuBg. 

0at Elf enthum , welches dein Erblasser EttgesUm- 
den« wird nuoniebr xa Miteigeafh«» der mehrern Er* 
beoy je naeb ihren Rrbqooteii« Selbst da^ wo die Söhne 
ein Vorrecht haben auf die Liegenschaften * koninien diese 
doeb nicht sofort in ihr ausschliessliebes Eigenthum, sondern 
als an einem Bestandtheil der Erbmasse erhalten au<ih die 
Töchter neben den Söhnen zunächst Miteigenthum daran. 
Jenes Vorrecht wird somit erst realisirt durch die Erb- 
tbeilung. 

Auf die Erbschaf tsforderiin^en und Schulden fin- 
det nnsere obige Auseinandersetzung^) über den Begriff tob 
Gesam«it£arderangeo und Schulden nun Anwendung. Die 
Forderungen M'nüieh zerfallen nicht, wie naeb röni- 
aebcro Rechte » in eine Anzahl kleinerer und selbstiindiger 
Forderungen, welche der Zahl der Miteribe« eotspricbt; 
sondern die Einheit jeder einzelnen 'Forderung bleibt ge* 
rettet, wenn schon an die Stelle des Einen Creditors nun 
mehrere Erben treten. Diese Miterben erhalten Theilfov- 
derun^en je nach ihren Erbquoten, aber diese Theilforde- 
rungen sind unter sich verbunden zu Einer Gesammtfor- 
derung. Desshalb kann nicht jeder einzelne Miterbe etwa 
seine Theilfordcrung abgesondert geltend machen, sondern 
MUT alle zusammen die ganze* 

Aebolich verhält es sieb mit den Erbschafts oh ul- 
dea. Auch bier lässt sich die Einheit der eiozekien "8chuJ- 
dnn erfaalteB, «ngeacfatet der Tbeilang unter die Mit er* 
keil. Und eben weil daa dentsehe Beeht bier eine Mög* 
Ikhkeit cvfiSnet». wtiebe dM rdnriatbr Hecht nicht gekannt 
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hat, nnd weil zue^leiah dadurch daa ursprüngliehe- Sehnld» 
verhältoiss bei weitem weniger rerandert wird, als durch 
eine Zerlegung der Schulden in neue kleinere Schulden; so 
ist diese Auffassung die wahre. Die Miterben werden so- 
mit nicht Solidarschuldner noch werden sie im rötnischeo 
Sinne Theilsjchulduer , sondern sie werden Theilscbuld- 
ner im deutschen Sinne« Die ScbtUd wird allerdings unter 
sie getbeilt , und zwar eo » daas jeder simäehst für eine Quote 
hailel» welche seiner ErbqiuHe cntspHcht» ab^er indem mm 
mir Theile einer ganzen Schuld zu entrichten haben» bJei* 
ben sie sich hewusst» dass die Schuld eben ein Ganses iat^ 
und dasa sie zusammen nur dieses Ganze schulden« Die-Be* 
ziebuBg des Theiles zam Ganzen ist somit nicht aufgebo» 
ben, sondern fortdauernd. Und jeder Mitschuldner hat eben 
aus diesem Grunde subsidiär, wenn die andern nicht zahlen 
können, für das Ganze einzustehen. Der Creditor braucht 
sich daher nicht zu begnügen, wenn ein Erbe nur seinen 
Theil abrichtet; er bat ein Recht darauf, dass seine For- 
derung nicht zerstückelt werde. Er iiann aber auch nicht 
beliebig irgend einen der Erben herausnehmen aus der Zahl 
der übrigen und toa ihm die ganne Schuld bezieben; denn 
zunächst ist jeder nur einen Theü schuhüg» sie alle zusam- 
men aber das Ganze. Wohl aber hat der Creditor die Wahl» 
ob et sie alle -zugleich lUr das Ganze oder zunüehst jeden 
Einzelnen für seinen. Theil belangen wolle. Jenes kann er» 
weil er ein Recht bat, die Schuld als Ganzes zu behandeln, 
dieses kann er, weil das Ganze auf Seite der Schuldner in 
Tbeilea sich zunächst darstellt. 

Das Schuld verhaltniss ist somit ein ahnliches, wie oben 
das der Einzinserei; nur mit dem Hauptunterschiede, dass 
es hier dem Creditor nicht frei steht, einen Trager unter 
den Mitschuldnern zu bezeichnen. Denn wird auf de^ einen 
Seite fiir den Creditor gesorgt, daas er sein Recht auf die 
glänze Schuld nicht einbiisse, so ist auf der andern Seite 
auch keine Noth, die einzelnen Erben als Thcilschuldncr 
in eine schlimmere Lage zu versetzen» als jener Zweck 
unumgünglicb erfordert. 
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$. 57* Gemäcbde und Teftameat. 
A* Fata dtstelben. 

I. Das Institut der. Gemach de erhielt sich auch ia 
dieser Periode noch in der früher schon bezeichneten Form 

und Gestalt 3^^). Auch in dem Zürcher Stadtrechte werden 
die Gemächde noch hhufig erwähnt, bis dann die Bearbei- 
tung des Erbrechtes vom Jahr 1716 den Ausdruck Testa- 
ment allgemeiner und herrschend machte, und eine Verän- 
derung der Theorie zum Theil einführte zum Theil vorbe- 
reitete. Um nämlich der darin aufgenommenen Lehre über 
das Testament allmähh'g auch in den Gerichten der Land- 
schaft Eingang zu Tcrschaffen» wirkten verschiedene Gründe 
zusammen. 

Erstens war das Testament seinem materieUen Inhalte 
nach» wie dasselbe unterschieden yon dem römischen Te- 
stamente anfgeiasst war, den ^alten Gemächden sehr 'nahe 

verwandt und offenbar aus denselben hervorgegangen, so 
dass eine Vermischung der beiderseitigen Theorien ganz nahe 
Jag. 

Zweitens waren die Bestimmungen der Statuten über 
Gemächde sehr dürftig und lückenhaft, während das Erb- 
recht der Stadt nun verschiedene formelle und materielle 
Fragen ausführlich behandelte, so dass man oft, wenn sich 
in einzelnen Fällen Bedenken erhoben « bei diesem Rath und 
Auskunft suchen mochte. 

Drittens änderten sich die Zeitansichten mehr zu Gun- 



339) Vergl. Gr*f8chafl<rechl ron Kybopg ron 1578. Art. 37. Herr- 
•ehafUrccht von Wulflingen von 1585. Art. 30. u. 40. (Fest. II. S. 36. 
«. 40.) Erbrecht Ton Kaiserslohi Toa 1680. Art 10. (Pest. II. S. IS.) 
AatlsNdit VM Vhwi«a«B vm 16SS. Art. 31. (F«tt« \t S. 154.) Ar»- 
MhatfuTCcM fm WvUiBg«« vwi 1<37. AH. S. «. 3. (Pmi. I. 8 114.) 
«nil Amltrceht r. Gräaijkgta 1668. Art. 13. (Pest. I. S. 68.) Vergl. 
Fintier in der Mon. Chron. IV. S 361. ff. Den Uebergang der Gemächde 
in die Tettainente deutet aach «■ Stadlrteht TOB WiBt«rlb«r TOB 1720. 
£rl. §. 9. (PmU I. S. 54.) 
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«teo der Testamente«^ Der weieDtllcbe Uoterichied nämlieli 
swieehen deo beiden Instituten beruht darauf « dass das 
Gemächde zwar auch Ton dem Willen des Erblassers aus- 
ging, aber zugleich In der Befiel schon in seiner Entste- 
hung, jedenfalls aber hinterher in seiner Anwendung abhän- 
gig war von dem Willen des Gerichtes, das billige Rück- 
sichten frei zu beurthciien hatte, und nach seinem eigenen 
subjectiven Beßnden die letzte Verordnung zu modificireu 
befugt war. Das Testament dagegen beschränkte den freien 
Willen des Erblassers nicht durch einen ergänzenden 
Willen der Gemeinde oder des Gerichtes, son- 
dern durch feste objective Regeln» welche das Inte» 
resse der erbberechtigten Familie zu schützen suchteu. Das 
ist nun aber liberbaupt der Charakter der neuern Zeit im 
Gegensatze zu der altern , dass man der Obrigkeit kein Mit- 
wirken mehr verstattet bei den Rechtsgeschäften der einzel- 
nen Bürger, sondern da, wo die Freiheit der letztern be- 
liebig Uber das Ihre zu verfugen, andern Rechtsverhältnis- 
sen Gefahr zu bringen scheint» dieselbe durch objective Ge- 
setze zu zügeln sucht. 

Endlich brachten die Veränderung der Gerichtsverfassung 
in der neuesten Zeit und das aligemein eingeführte Erfor- 
demiss» letztwÜlige Verordnungen notarialiseb fertigen zu 
lassen, die Gemächde ganz ausser Uebung» und Hessen statt 
derselben nur noch die Testamente besteben« 

2« Auf die Lehre von den Testamenten bat nun frei- 
lich die Theorie des gemeinen'Recbtes einigen Einfluss geübt, 
jedoch mehr der Form als dem Inhalte nach, und in ge- 
ringerem Masse als es Anfangs scheint, wenn man einzelne 
Stellen des Statutes von 1716 liest. Denn zuweilen hat der 
Verfasser des Gesetzes gelegentlich aufgenommen , was 
er auf auswärtigen Schulen von römischem Rechte gehört 
aber nicht recht verdaut haben mochte, um seine Gelehr* 
sankeit an den Mann. zu bringen. Diese römischen Reminia- 
ceazto sind aber so unorganisch eingeflickt, dass sie jedes 
innern Zusammenhanges mit dem übrigen Syst^ eotbcb- 
rtnd ganz bedeutungslos dastehen. Es gik dicii Tonüm- 
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Hell Ton eilen Ünlerteliiede» weldben 4m Ststut iMolit zwi* 
•ebeo Teslameot utta Godieill. la Tb. III« I* S. 48 
nünlMsli wM dne Codidll lo erMäft: 

Bin Godiefll ieiBiehU eiiitrt HU dit'EröfilDmig leioM leto- 

«ea Wüleai nit wenigorn StolemiitSteii» »lineeigeBlliche 

Einfetzmig einet £rben. 

Dabei wird man denn uowi II kührlich an den römischen 
Unterschied erinnert und ^(eneigt sein, das Testament für 
eine formellere letzte Willensordnung zu halten, mit Ein- 
setzung eines Erben. Diese Annahme wäre aber ganz 
und gar irrig; denn nicht blos weiss die legale, Definition 
des Xestameiites oichts von der Notbwendigkeil einer £rb- 
einsetzung^^), worauf docb dasröniiscbe TeitaniiAt ganz und 
gar berubt» aondern ee waren aucb — gemä'sa dem bistori- 
schen Zusammenbange dieser Testamente mit den Gemacb- 
den — von jeber die Testamente obne Erbeinsetzung Tid 
bäufiger als die mit Erbeinsetzung. Das Godieill nnterscbei- 
det sieb somit von unserui Testamente dem Inhalte nach 
blos dadurch, dass es keine Erbeinsetzung enthalten kann, 
während dem eine solche im Testamente auch stehen kann, 
der Form nach , dass für jenes weniger gefordert wird als 
für dieses. Da aber beide der notarialischen Fertigung be- 
dürfen» und im Uebrigen die Formen aucb des Testamen- 
tes sehr leicbt zu erliillen sind^ so bat der ganze Unter- 
schied keinen recbteo Sinn« und es kommen daber aucb Co- 
dicille, die nicbt zu gleicber Zeit Testamente wären» nur 
änsscrst selten vor. 

3. Die Testamente sind entweder sebrift liebe oder 
mündlicbe. Für die erstern gelten folgende Erfordernisse: 

a) Selbst geschriebene und unterschriebene Te- 
stamente bedürfen keiner fernem Zeugen. 

b) Testamente j weiche von dem Erblasser blos unter- 



SU) n. I. I* 1. i. I.: »Bi> T«AUtii«ftt ifti «Im «elll^ttmlM «aA 
4mlli^, «ach freie vni ugMWMgtat £rkl2rang 4u l«tztth Willen«, •• 
•io Mensch, der Recbteos yrffeo solches zu thun genugsam begw'ältigt ood be> 
f«^ isty seiati Mitiiebeo Hubs und Gatt hal^r, «ad wi« «a aach Miaun To4a 
SaatI (tkaltca waHaa Mtl| aröHaet.'* 
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schrie bell «tiid» beditrfen anob nach d«r Untenchriil 
. zWflicr Zeugen, welche- bekrüftigcii, dass darin der 
freie und bewusste Wttle des Erbhiaaers enthalten sei» 

Es ist demnach nicht nöthig, dass die Zeugen bei 
dem Akte des Testirens selber gegenwärtig seien , und 
ebenso wenig dass sie von den einzelnen fiestiinmun- 
gen des Testamentes Kenutniss haben. 

c) Wird die letzte Willensordnung von dem Erblasser 
weder geschrieben noch unterschrieben, so 
innss das von einem andern niedergeschriebene zweien 
Zeugen in Gegenwart des Testators vorgelesen und 
ton £esen unterschrieben werden. Das Statut spricht 
tiberdem davon, dass die Zeugen das Testament besie- 
geln imd Terschliessen sollen. Es kann diess aber um 
so weniger als nothwendiges Erforderniss angesehen 
werden, als besonders früher fast nur die Bürger der 
Stadt eigene Siegel besassen, und ausserdem die nota- 

' ' rialische Fertigung ohnehin eine viel authentischere 
Besiegelung mit sich bringt. 

d) Wenn Eltern oder Grosseltern fiir ihre Kinder 
und .Enkel ein Testament machen, welches daher kaum 
etwas anderes als Bestimmungen Uber die Erbtheilung 
enthalten wird, so sind die Formen noch laxer. So- 
bald dasselbe nur von ihnen nntei^schrieben wird, so 
bedarf es keiner Zeugen mehr, fehlt aber die Vnter- 
•schrill, so ist wie im vorigen Fall Bekräftigung des 
Inhaltes durch zwei unterschreibende Zeugen notb- 
wendig. 

§) Zur Zeit der Pest oder im Felde, während eines 
Krieges, genügt ebenfalls die UoterscbriA des Erblas- 
sers ohne Zeugen ^^^). 
Als Ergänzung der Form der schriftlichen Testamente 
wurde durch die Notariatsordnung von 1804 §• i und 2. 
(M..S« IL S. 210.) die lianzleiische Fertigung einge- 
führt, wodnrcfa die Testamente in der That eine endest 

340 K»brt«lit TOB 1716. Tb. 1. §...3. S. 4« 
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Gcetalt und dl« Form Sffiendiefaw UrkaikleD erlaogtco. Frei 
davon sind wkder die Stadlbiirf^. 

4. Das mündliche Testament ist nur als AiKsnahine 
zu betrachten. Es ist daher nur auf sechs Wochen gültig, 
d. h.: Wenn der Testator nach der Errichtuntj des Testa- 
mentes län^^er als sechs Wochen lebt, so wird dadurch das 
mündliche Teatement von selbst nichtig und der Erblasser 
g^oöütigt, von neuem zu testiren. Die Form besteht darin, 
dasa er seinen letzten Willen in Gei;enwavi von drei dasu 
eigene erbetenen Zeugen miindlieb eröffnet^). 

Für das aebriftliebe Codicill genügt die' blosse 
Unterstihrifty ja sogar die blosse Besiegelung durch den Te- 
stator, feUcta diese, die Unterschrift Eines Zeugen. Für 
das mündliche Codicill bedarf es der Gegenwart von zwei 
oder drei erbetenen Zeugen ; doch ist auch hier anzuneh- 
men, dass dasselbe nur dann gültig sei, wenn der Erblasser 
binnen secbs Wochen nach der Eröffnung seines Willens 
stirbt 3*3). 

i6* Die Testirfähigkeit umfasst einen weitern Kreis 
von ) Personen, als die gewohnte bttrgerlicbe Handhmgsfa- 
bigkeit« Audi Ehefranen und Minderjährige, sobsld sie 
das seebszebnte Altersjahr vollendet haben, können gültig 
testiren, ohne dass ihre Manner, Väter oder Vögte darum 
wissen. Auf körperliche Gesundheit dagegen kommt es nicht 
mehr an , sondern nur auf geistige Gesundheit des bewuss- 
ten und freien Willens ^^*). 

Auf der andern Seite ist einigen Klassen von Personen 
die . Testirfrciheit entzogen, oder doch für dieselben J)e- 
schränkt ^^^), EntabOgen ist sie : 
-a) Den Unsinnigen, welchen die Tauben gleichgestellt 
werden« Wenn - indessen jene vorübergehende lichte 
Momente haben, so können sie in diesen gültig testi- 



342) Erbrecht von 1716. Th. I. §. 3. S. 5. 

343) Erbrecht Ton 1716. Th. III. $, 1, 2. S. 43, 49. 

344) Erbrecht von 1716. Th. I. 4. S. 6. 

345) Erbrecht von 1716. Th. I. J. 5. S. 6 ff. 
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ren^ nur toUca datan drti Zciign tugtEogra wer* 
deo. Die Möglichkmt eioer grätigen Auibflduog aveh 

der Taubstummen, welche die neuere Zeit an den Tag 
gebracht hat, macht nun eine solche rlicksichlslose 
Gleichstelhing derselben mit Blödsinnigen ungereimt, 
und was von diesen in lichten Momenten gilt, ist da- 
her ohne Bedenken auf die Taubstummen in der Re- 
gel toszudehnen; so wie es denn aueh von den Blin- 
den ganz nilgemein gilt. 

b) Den öffentKcben Verschwendern, denen die eigene 
VermögensTerwftltnng gerichtlich untertigt werden« 

0) Den sum Tode Verurtheilten, ineofern mit der To» 
desf träfe Coofiscation dee Vermögens ▼erbunden war; 
ein Fall, der im neuesten Rechte antiquirt ist, da es 
keine Confiscation mehr gibt. 

d) Den Vcrpfründeten in obrigkeitlichen Anstalten, in- 
sofern sie sich nicht bei Eingehung der VerpfriinduDg 
freie Verfügung über ihren Nachlas« Torhehalten ha- 
ben« Der Grund dieser Bestimmung Hegt keineswegs 
in mangelnder Haodlungslabigkdt der Pf runder; denn 
unter Lebenden ktfnnen sie gar wohl gültige Reefats- 
gesehüfte jeder . Art vornehmen t Schulden oontrahiren 
und ihr Eigenthum Teräussern ; sondern er ist in 
der nSorge dafiir so' soeben , dass> die VerinsseBSdHift 
derselben der Anstalt verbleibe. 
7. Für die Fähigkeit der Testamentszeugen -^^^j gel» 
len folgende Erfordernisse : 

a) Sie müssen Männer sein. Es ist diess freilich in dem 
Statute nicht ausdrücklich bestimmt, aber theils durch 
das Gewohnheitsrecht ausser Zweifel gesetzt, theils 
dadurch zu rechtfertigen, dass selbst^ wo es sich um 
blossen Beweis, von Thatsechen handelt, die ganz zu- 
fällig Ton diesem oder jenem wahrgenommen wurden, 
das Zeugniss der Frauen minder, gewerthet wird, als 



346) St. L. R. Tli. II. §. 7. S. 33. 

347) Erbrecbt roo 1716. Tb. I. $. 6. S. 
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dir Miteer^, fikr ob SfMtätoBcvfloist «Imt 
. die reieWte Aiwwabl sum voraot den ofieo steht, der 
ieiiier bedarf; wtlelieA GrlindeB deiui eUcrdiDgs a«eh 
■eck die Analogie dei gemeineo Rechtes beigefügt 

werden mag. 

b) Alle in dem Testamente irgend Bedachten, sowie de- 
ren V äter» Söhne» Bruder und Schwüger sind ausge- 
schloisea* 

€) Ebenso alle Geistlichen, nicht Uoa die aogeeteUten 
Pfarrer dea betreffeadeB Ortea. 

d) Ferner die AerEte» welche den Brhlaaaer in aeiaer 
Krankheit behandelt haben. 

e) KnsKen unter 16 lehren« 

f) Die Ehrlosen, wohin wohl alle des Activb'ürgerrech. 
tes verlustigen einbeimischeo Personen ebenfalls zu 
zahlen sind« ^■ 

I 

$. 58. B. Inhelt des Testamentes. 

Das Testament kann alle möglichen Bestimraunge« in sieh 
aufnehmen, durch welche Anordnungen getroffen werden, 
wie der Nachlaaa dea Testatore im bebaadeln aei. Im ge- 
vß^mn Recht weisen nothwendi^ Beatandtfuile too sofhl* 
ligep onteraohieden , in uneerem Parlikniarreehte gibt es 
keine letztwilligen Verfügungen, die man nicbl auch unter- 
lassen könnte , und so sind denn alle zufallig. 

1. Es kann vorkommen eine Erbeinsetzung, d. h. 
die Ernennung eines oder mehrerer Universalsuccessoren des 
Erblassers. Moth wendig ist aber auch diese Bestimmung nicht, 
und bei der grosses materiellen Beachrnnkung der Testirfrei« 
heat siemlich selteo» daaa ausser den natürlichen Erben noch 
andere bezeichnet werden. Geht man daron aua» daaa 4ie 
Sitte «nd zum Theü auoh daa Gesetz die geaetsliehe Erb-, 
folge nur Grundlage der Beerbung gemacht haben, und die* 
Verinderungen , welche durch letzten Willen oder Vertrag 



348; St. L. R. Tb. IV. §. 27. S. öZ. 
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bewirkt werden» groesentbeilt ticb ab Uoise Modldcelio« 
neu jener ^darstellen ; ao wird man ea fceineawega auflPallend 
finden, wenn gesetslidie und teatamentariacbe Erbfolge su* 
gleich vorkommen. Geaetzt daher, der Erblaiaer ernennt 

den B. in seinem Testamente zum Erben eines Drittheils 
seiner Verlassenschaft und äussert sich weiter gar nicht, 
wem denn die beiden andern Drittheile zugehören sollen ; 
so fällt nicht etwa wie im gemeinen Rechte die ganze Erb- 
achait dem B zu, sondern es tritt die Famüie, ihrem son- 
stigen Erbrechte gemäss, ohne weiters in so weit ein» ala 
eben nicht durch daa Testament etwaa Abwdiehendea ver- 
fügt ist. 

2. Ausserdem sind BeatimmungenmÖg^ch über die E rb- 
tbeilung der natürlichen Erben, s« B« darüber , ob und 
in wie weit Aoalagen , die der Vater l%lr einea seiner Kin- 
der noch bei Lebzeiten gehabt , diesem an seinem Erbtheile 
anzurechnen seien, zu welchen Preisen dieses oder jenes 
Stuck der Erbschaft anzusetzen sei, welche Bestandtheile 
der Erbschaft dem einen , welche andere dem andern Er- 
ben angewiesen werden sollen u. s. f. 

3. Eine Enterbung d. h. Ausschliessung eines natür- 
lichen Erben, ist insofern durch dieselbe das sehr ausge- 
dehnte Recht jder Erben auf einen Pflicbttheil beaeitigt wird« 
nur sttlä'ssig aua »genngaamen am Rechten bestehenden Ursa- 
chen'**)/' Im gemeinen Rechte sind die Enterbungsgründe 
bekanntlich einzeln aufgezählt« bei uns nicht. Sie werden 
daher durch richterliches Ermessen im einzelnen streitigen 
Falle bestimmt. Da indessen unser ganzes Erbsystem sich 
weil enger an die Verbiud«m^ der FamilieDglieder unter 
sich anschliesst , und mit grösserer Sorgfalt den natürlichen 
Verwandten die Erbschaft zu erhalten bemüht ist« als das 



349) Erbreckt vob 1716. Tb. III. $. 10. S. 59. Vergl« ist Evfc. 

recht Ton Weiningen Ton 1637. Arl. 2. (Pest. I. S. 114.): „Zam u- 
dern soll uod m«g Keiner war der «ye , weder wybs uoch 31uns Fersohnen 
$jnt rächten satürlicben erben ohne richtin« ssig rnd hoch* 
wicktig Tri«eh«a ait •attrkeo." Antirceht r. GrUaiog ea t. 1668. 
Art. IS. 
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römische Erbrecht; so ist auch eine Enterbung, durch 
welche der Pflichttheil beschränkt wird , nur aus sehr er- 
heblichen Gründen zu rechtfertigen. Dabei ist dem Geiste 
unseres Rechtes gemasst besonders auf solche Grunde zu 
achten, welche von dem Interesse and der Bedeutung der 
Familie selbst hergenommen sind; sei es nun, dass die Enter- 
bung geschieht* um desto eher das Vermögen der Familie . 
und den Gennas des NacUasscs dem nächsten Erben zu si- 
chern, oder sei es, dass der nädiste Erbe durch seine Hand- 
lungen die Pietät gegen den Erblasser auf eine solcher Strafe 
würdige Weise verletzt uud dadurch das Familieabaud , wel- 
ches ihn an diesen knüpfte, zerrissen hat, oder sonst ver- 
dient, aus dem Kreise der Familie ausgeschlossen zu wer- 
den. Mur einer Anwendung, die bald mehr in die eine bald 
mehr in die andere , oft zugleich in beide Klassen von Fäl- 
len hinüberspielt, gedenkt das Stadt- und Landrecht aus- 
driiehlich^), der niimlich, womach der Vater seinen £ü- 
lilen Sohn enterbt, und statt desselben die Enkel zu Erben 
einsetzt, dem Sohne wir die Nutznessung Tcrschaffead, da- 
mit einmal das Vermögen nicht den Gredttoren des Sohnes 
in die Hände falle, oder der liederliche Sohn nicht auch 
noch diess Vermögen durchbringe. 

4. Das Vermäc^tniss (Legat) begründet lediglich eine 
Siugularsuccession des Begabten, indem er keineswegs für 
Schulden des Erblassers einzustehen braucht. Es können 
auf solche Weise einem Dritten Eigenthum an einzelnen Sa- 
chen, oder dingliche Rechte oder Forderongen zugesichert 
oder Schulden erlassen werden. 

Hierin unterscheidet sich nun aber wieder unter Recht 
TOS dem römischen. Das römische Testament nämlich, wie 
es die äussere Form ^es Gesetzes an sieh trug, konnte auch 
auf diese Autorität basirt, sich eiguen, um sofort Eigen- 
thum an den Icgirten Sachen auf den Legatar uberzutragen. 
Nach zürcherischem Particularrechte bedarf es dagegen auch 



350) Th. X. $. 70. S. 175 aas einer RathsmoHamig TOB 1603 im G«- 
ricklskMck. Vcrgl. Man. Gliro». VUI. 7S. 
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in diesem Falle der Ueber^abe des Besitzes, wenn das 
Eigenthuiti an beweglichen Sachen dem Begabten er- 
worben werden soll, und der kanzleiischen Fertigung» 
wenn es sich um ein Grnndstück handelt« Das Ver- 
roä'cbtniss wird daher immer nur als Auftrag aufgefasst» 
sei es nun an den Testilmentserben, öder an d€a nattlrlidMn 
Erben» oder an beide zugleieh, einzelne VermÖgensreebte 
dem Bedacbten zu yerscbaifen; woraus denn zunächst ein 
blos obligatorisches R echtsverh ältniss zwischen 
dem Krben als Schuldner und dem Bedachten als 
Gläubiger entsteht. So wird denn auch io dem Statute ^^*) 
das Legat erklart , als 

eine etwelche von dem Abgestorbenen hinterlassene Vereh- 
rung, welche der Erb zu entrichten und zu bezahlen bat. 
In sehr vielen Fällea wird nun freilich dieser Auftrag 
an bestimmte Personen gerichtet sein» die ihn« sofern sie 
Erben geworden sind, oder sonst etwas aus der Verlassen- 
schaft erlangt haben, erfüllen sollen. Es ist aber ebenso 
mögllcfa » dass ganz allgemem den Eri>en die Verpflichtung 
auferlegt oder ohne alle Erwähnung der Belasletsn einfaeb 
der Bedachte genannt wird. In diesen und übetliaupt in 
Zweifelsfällen sind dann immer die wirklichen Erben ohne 
Unterschied, ob ihr Erbrecht auf natürliche Verwandtschaft 
oder Erbeinsetzung beruhet gleichmässig in Anspruch zu 
nehmen , und es haftet jeder nach der Grösse seines Erban- 
tbeiis. Diese Sätae» die im gemeinen Rechte freilich ganz anr 
dcffs lauten müssen, passen doch gut zu dem ganzen Gharak» 
ter nnsers Erbrechtes als eines schon durch die Familie geonU 
neten und durch das Xestament nur theilweise modificirten* 
Die Bestimmungen des Testamentes beziehen sieb darum 
auch nicht blos auf die im Testamente noch binzugefügten» 
sondern auch auf die im Testamente — wenn schon still- 
schweigend — vorausgesetzten natürlichen Erben. 

Der Anspruch auf das V e r m a c b t n i s s wird unmit- 
telbar durch den Tod des Erblassers dem Begabten erwor- 
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ben , und seine Forderung geht, wenn er nachher stirbt, 
ohne weiters auf seine Erben über*^*), beides in stärker 
wirkender Weise als im römischen Recht. Denn indem die 
Erbco sofort schon durch den Tod des Erblassers Erben 
werden» dem RechtssprUehworte : „Der Todte erbt den Jjt^ 
bendigen," gemäse: so ist auch das Liegat selbst sciM>n tut 
Zeit 'des Todea erworben und kann aofort geltend gemaciit 
' werden* 

B. 'Ein Ton dem Legate veiacliiedenea Fideieommisa 
wird in unserm Sttdterbreeble erwähnt und offenbar so de^ 

finirt^*^), dass man erkennt, wie der Verfasser eine auf der 
Schule auswendig gelernte Erklärung des römischen Fidei- 
commisses in das Statut hineintrug* Das Leben unterschei- 
det zwischen Legaten und Singularßdciconiinissen im römi- 
schen Sinne nicht, sondern weiss nur yon einer eigenthUm«« 
liehen Art der Fideicommisse , deren in dem Statute hin- 
wieder nicht gedacht ist, die sich aber nur anf deutschem 
Boden nnd in deotacher Sitte ausbilden konnte , nämlieh Ton 
dian FsimiUenfideicommiaaen. Diese sind denn' gann 
stt'benrtbieilen naeb der gemeinen Theorie des deutaeben 
PriTatM«btea. 

# 

S. 59. Vom Pflichttbeile. 

1. Wenn es auch gestattet war, durch letzten Willen 
Sber die' Verlassenschall zu yeirfiigen, so machte doch das 
enge Verhältniss der Familie, die voraus zur Erb- 
aebaft berufen war , eine frei^ Xhatigkeit jenes letzten Mel- 
lens Ober die Kreise der Familie hinaus, nnd unbekllmroert 
um diese geradezu unmöglich. Sowohl das ältere Institut 
der Geinächde als da? wieder erneuerte der Testamente konn- 
ten daher nur gedeihen, iodem sie fortwährend Rücksicht 



352) lrbr«ehi vom 1716. Th. Ui. §• 2. 8« 5«. 
' SSI) Krkrtclit von 17K. Tk. III. |. 3. 8. 51. «Ein n4tt.Comiiut. 
tmm Im *ui, wm fiSM»' Uaferlattta iHr4, mit Bilt f«dHiftd M4em mIc&m 
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nahmen auf die Aussprüche der Verwandtschaft, uud sich 
hegnligten, die Rechte dieser durch einzelne abweichende 
Bestimm unis^en zu erniassi^en oder sonst zu modificiren. 
Hatte Jemand früher ein Geniachde errichtet , so hing es 
TOB dem zustimmenden Gerichte ab» bei dessen Errichtung 
schon die Einwilligung zu versagen, sobald durch die Be* 
sHmniungen desselben die Rechte der Familie gekriäikt 
schienen, oder es wurde doch in der Folge nach dem Xode 
des Erblassers von dem Gerichte die Willensordnutg ohne 
Bedenken je nach den Ergebnissen und Bedürfnissen dee 
einzelnen Falles verändert. Später, als man mehr die Form 
von Testamenten aufbrachte, versuchte man , die Testirfrei- 
heit objectiv durch allgemeine Regeln zu beschränken, und 
führte so zugleich einen Pflichttheil ein, welch.er in 
allen Fällen beachtet werden muss. 

Das Stadtrecht von Zürich stellte zuerst zu Anfang 
4es achtzehnten Jahrbundertes ein vollständiges System dee 
Paichttheilea^) auf» welches denn in der Folge attmühlig 
«um gemeinen Rechte des KantOAs wusde« Merkwürdig 
ist es indessen immerltin« dass dieses Statut die Testirfrei-; 
heit in materieller Hinsieht noch in stärkerem Maasae ver- 
minderte, als das ältere Recht sie gehemmt hatte. 

Der Unterschied zwischen ererbtem und errunge- 
nem Gute gerade in dieser Hinsicht w^ar von jeher bedeu- 
tend, und noch im siebzehnten Jahrhunderte ^^^) stand es 
in der Praxis ziemlich fest, dass Jeder über sein vorge«* 
schlagenes Vermögen wenigstens nach Belieben schalten 
könne. Das Erbrecht von 1716 beschränkt aber auch die 
Befugnissy Uber die Errungenschaft %u Tcrordnen, sehr be- 
deutend! wenn es schon auf der andern Seite allerdingt eine 
etwas frriere Disposition über diese als Uber das Erbgut 
yerstattet. 



354) £rk. T. 1. Febr. 1712 im Unt. Man. £rbr. ron 1716. Tb. I. 
§. iO. 8. 14. ' 

355} Yffrgl. St. V. f. 3. Auf. 1605: »Et M Mchmro ferümbig fawf. 

^M, wmm vt u glkiBt.* 
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Unter Erbgut haben wir dann in diesem Gegensatze 
Alles zu verstellen, was dem Erblasser von Seite seiner 
Anverwandten auf dem Wege des Erbganges zu- 
gekoniniea ist; denn was man als Familienglied ererbt 
hat, das soll man auch Torz^gtwefse wieder der Familie 
hinterlassen. Was dagegen von drittto PerfODeo» wenn 
audi nelleiefat durch Tcatameot, oder zwar tob Verwand« 
ten» aber nicht auf dcM We^e der Erbfolge .noch mit Rück- 
sicht auf das natürliche Erbrecht erworben worden ist, das 
bildet dann schon einen Bestandttheil der Errungen- 
Schaft, wie denn Überhaupt Alles zur ErrungeDschaft 
gehört, was nicht Erbgut ist. Auf den ererbten Pflicht- 
theil lässt sich der Begriff des Erbgutes nicht beschranken, i 
denn jener bezeichnet nur den Theil der Erbquote, welcher 
dem oatiir liehen Erben nicht entzogen werden darf, nicht 
aber den gansen Erbantheil, der ihm zunächst — ' und ab* 
gesehen von dem Privat willen des Erblassers gebührt» 
Somit ist jedenfalls alles ab Erbgut ansnsehcn» was den 
gesetzlichen Erbrechte gemäss dem jetzigen Erblasser als 
Tormaligero Erben zukam« Aber auch das, was ihm dar- 
über hinaus durch Testament zugetheOt wurde? Was er 
mehreres Uber seine gesetzliche Erbquote hinaus erhalten hat, 
ist ihm zugekommen, nicht weil er als Anverwandter seines 
Erblassers der natürliche Erbe desselben war, sondern wie 
es jedem Dritten auch hatte zugetheilt werden können. Er 
hat mithin dieses Mehrere nicht in seiner Stellung als Fa* 
railienglied erhalten, sondern aus individuellen RUcksichfen« 
Somit dehnt sich das Erbgut aueh nicht darüber hinaiu« 
Ob denn aber dem Erblasser seine gesetzliche Erbqnote 
durch Int(BstaterbfbIge oder durch testamentliche Verfugmig 
oder in Form einer anticipirten Beerbung z. B. als Aus- 
steuer zugekommen sei , das ist für den Begriff des Erbgu- 
tes gleichgültig; denn alle diese Formen bewahren den 
Charakter der Beerbung. Der Erwerb einer statutarischen 
Portion dagegen begründet kein Erbgut ^^)« 

356) Vergl. E rbr. r. 1716 Th III. §. 5. S. 51. .Bty «lltn Erb»- 
TktilBogMi «oil al« £rl>f al wgtMltco uad gabalten mtritm 4M, wa» Toa VAler- 



Digitized by Google 



330 TMvtot Bach. $. 59. 

3. Ausser dem Unterschiede zwischen Erbgut und Errun- 
genschaft wirkt dann noch in der Seitenlinie die Nähe des 
Verwandtschaftgrades, in welchem der Erbe zu dem 
Erblasser steht, auf die Grösse des Pflichttheils. Hier ist 
daher vornamlich der Ort, von der Zürcherischen 
Gradzählung su sprechen« Diese ist ganz der römischen 
nachgebildet 9 nur mit dem sonderbaren Unterschiede y daM 
jede neue Zeugung, die im römischen Reehte eioen Grad 
hfldet, in dem unecrigen nur flir einen halben Grad'ge« 
sSbll -«^ird. 

•Zu dem Systeme nnsers Erbreebtes aber, womaeb im« 

mer die Parentelen, und somit die Descendenz innerhalb 
einer Parentel zur Erbschaft gelangt, passt nun eine solche 
GradzähluDg , welche auf die Parentelen keine Rücksicht 
weder nehmen kann noch nehmen will , in keiner .Weise ; 
und es ist gewiss unnatürlich, wenn wir auf der einen Seite 
nach jener Zählung von dem Vatersbruder aagen» er eei im 
andertbalben Grade dem ErUateer mwandt, von dem Bm« 
ieraenkel» er eei im zweiten Grade verwandt, auf der an« 
dem Seite aber den Letzteren vor dem Ertteren zur Erb* 
•ehalt zulassen« 

Wie erkliirt sich denn jene eigenthiimliche Zählung der 
halben Grade, welche das Erbsystein eher verwirrt als auf- 
klart? Aus diesem konnte sie unmöglich hervorgegangen 
sein, da sie so wenig damit übereinstimmt, und iiberdiess 
die ältere Zählung der einzelnen Glieder oder Linien inner- 
lialb jener Parentel rolikommen genilgt hat. Ich weiss kei- 
- nen andern Aufschluss zu geben, als die Vermuthung, dass 
in späterer Zeit auch hier wieder das VerttändniM des 
alten einheimiaehen fechte« durch die Scbnitheovien vom r5^ 
miseben Rechte verdunkelt worden war, und unsere hui* 
sten 80 ' die rSmische Gradzühlong auch fiir unser Recht 
zu Grunde legten. Sich aber genau an das römische Recht 
ZU halten, schien wieder nicht zu gehen, weil man nun 

•der Miiitorliditr Lisi« Wrkaamt: MngtSM Ut gtwmMa wi4 «rraagMi G«lt 

WM man durch Hemlk, oder tod fremder Hand her bekMmt, odtr awch 
6«ttt» krilfligta 8«g«0 > nU ttMidarbeit «rworbM ImC* 
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einmal daran gewöhnt war, von den Geschwistern zu sa- 
gen, sie seien im ersten Gliede, während sie nach römi* 
Seher Zahlung doch schon im xweiten Grade standen. 
Das erklärten eieh denn jene so, dasi to ZUreberische 
Reeht nur halbe Grade reebne, wo das römische ganze, 
und so wurde denn die ahe viel bessere Rechnungsweise 
jämmerlich verdorben. Es ist an der Zeit, wieder £u der- 
selben «i#ilek zu kehren. 

4. Das System unseres Pflichttheils ist nun kurz zu- 
sammengedrängt folgendes : 

1) Den Descendenten muss der Erblasser zunächst sei- 
nen ganzen ^iachlass, Erbgut und Errungenschaft 
zurück lassen, mit folgenden Ausnahmen; 

a) Ueber einen Viertel seiner .Errungenschaft 
darf er zu Gunsten eines seiner Kinder oder Enkel, 
nicht aber zu Gunsten eines Dritten frei verfiigeiii 
vorausgesetzt, dass alle Descendenten nur aus Einer 
Ehe abstammen, im entgegengesetzten Falle «darf er 
nur über einen Fünftel disponiren. - 

b) Vermächtnisse, welche zusammen zu der ganzen 
Veriasscnschaft in einem passenden , immerhin aber 
geringen Verhaltnisse stehen, dürfen auch in diesem 
Faiie an dritte Personen oder Stiftungen Tergeben 
werden. 

2) Eben so ist auch gegenüber den Ascendenten das 
Mass des Pflichttheils gleich der Erbportion, mit dcv 
so eben angeführten Beschränkung» 

3) In der Seitenlinie ist den Gesehwistern «der 
▼erstorbener GeschwisteV Kindern oder En- 
keln das Erb«^ut ganz und übcrdem ein Viertel 
der Errungenschaft ungeschmälert zu hinterlassen. 

4) Den Erben des zweiten Grades das ganze Erb- 
gut. Hier zeigt sich nun deutlich, wie verkehrt jene 
Gradzählung sei. Die ^nkel eines vorverstorbenen Bru- 
ders sind auch im zweiten Grade mit dem Erblasser 
▼erwandt, aber sie stehen noch in der väterlichen Pa- 
renteU während dite G«(lohwisterkinder, die das Su- 
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tut hier besonders im Auge hat, schon zur grossvä- 
terlichen Parentel gehören. Daher trotz der für den 
Pflichttheil sonst entscheidenden Gradzählung die durch 
die Natur des Erbrechtes geforderte Abweichung voo 
derselben. 

e) Die Erben des dritthalben Grades haben noch 
das halbe Erbgut, 

f) Die des dritten Grades einen Dritttheil des 
Eri>gutes zn fordern. 

Erst von da an begloat völlige TestirfreiheifO* 

S, 60. Aufhebung des letzten Willens. 

1. Der im Tes|amente ausgesprochene Wille gilt als 
letzter Wille. Jedes spätere Testament hebt somit das 
frühere- auf; indessen ist es nicht schon die blosse Form 
«ines ^äteren Testamentes , mit welcher sieh der Fortbe- 
stand eines altem nieht verträgt, sondern der Inhalt« 
Wenn sich daher die in ebem - neuern Testamente geäns* 
serte Willensmeinung nur modificirend oder ergannend ver- 
hält zu der frUher ausgesprochenen Verordnung , so kön- 
nen füglich die beiden Testamente neben einander fortbe* 
stehen. Im Zweifel muss man indessen eher geneigt sein zu 
der Annahme, dass der letzten Testanientserrichtung auch 
ein neuer Wille zu Grunde liege, somit der früher ausge- 
drückte nicht mehr der letzte Wille sei^)«' 

2« Abgesehen von der Erriclitung eines neuen Testa- 
mentes genügt auch jeder in beliebiger Form g«miiserte 
Widerruf, um die Wirksamkeit eines äHeren Testamen- 
tes na zerstören 

Db Geburt eines Leibescrben nach der Te- 
stamentserrichtung, insofern desselben nicht gedacht ist, 
wirkt ebenfalls Zerstörung ^^). Es kommt aber wieder 

357) Erbr. wm I7I(. Th. I. §. lO.'s. 14--ir. 

358) £rhr. tob 1716. Th. I. f. 9. B. II. Tli. III. §. 2. S. 50. 
359} Erbr. vom 18. April 1631 im St. M. f«ffkte Mftf. itoOta. 
360} .£rbr. voo 1716.. Tli. I, |. 9..S. 
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mehr aof materielle ab auf formelle VerbälN 

nisse an. 

Der Grund nämlich, aus welchem hier ein an sich ganz 
gültiger letzter Wille hinterher alle Kraft verliert , beruht 
am Ende doch nur theils auf einer Willensinteprelation des 
Erblassers, indem vorausgesetzt wird, hätte der Erblasser 
davOB Kenntniss gehabt « dass ihm in ^er Folge noch ein 
Deseeodent geboren werde, so hatte er auf diesen Rück- 
aieht geooromeoi theils auf die Vorsorge für den Nachge- 
boroen» indem nach den Grundsätzen Uber den Pflichttheil 
ihm jedenfalls ein Erbtheil gebührt» Davon ausgehend« 
können wir denn thet wohl behaupten» dass sobald dieses 
VerhäHniss, dessen Dasein das Testament gefährdet, selbst 
beseitigt ist, auch dieses fortbestehen kann. 

Gesetzt daher, das nachgeborne Kind würde vor dem 
Erblasser wieder sterben , so wäre kein Grund , das Te- 
stament desshalb fiir ungültig zu erklaren, weil darin jenes 
Kindes nicht gedacht war. Eben so halte ich auch dann 
das Testament für gültig, wenn in demselben der Sohn A« 
gehörig eingesetzt ist, dann aber Tor seinem Vater, dem 
Erblasser, ond mit Hinteriassong eigener Kinder 'verstirbt,' 
deren im Testamente nicht besonders gedacht war; denn' 
es rücken diese ohne Bedenken an seine Stelle , und erhal- 
ten so, was ihnen gebührt. Endlich ist wieder kein Grund, 
Ungültigkeit des Testamentes zu behaupten, wenn der 
Nachgeborne (postumus) selbst das Testament anerkennt. 
Somit zeigt sich in mancherlei Fällen, wie relativ die 
Natur dieser Ungültigkeit ist. 

4. Wenn die eingesetzten Erben die Erbschaft ans- 
schlagen, was ihnen immerhin frei steht, so rerliert na* 
tlirlieh wieder das Testament, so weit es sieh anf Beerbtmg 
bezieht^ seine Wirksamkeit hinterher, nicht aber in seinen 
übrigen Bestimmungen , indem' auch die nun folgenden ge- 
setBliehen- Erben namentlich die Vermächtnisse anerkennen' 
müssen, insoweit sie nicht ihren Pflicbttheil verletzen^*). 



361) Mr. TOB 1716. Tk. I. 9. 8. 12. • 
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Der Gegensatz swischen. Testament und Erb ver- 
trag liegt darin, das» das Testament eine einseitige Wil* 

leoscrklaruDg des Erblassers enthält, der Erbvertrag aber 
die Erbfolge in Form eines zweiseitigen Willens regulirt. 
Im erstem Falle ist der Wille des Erblassers ein fort- 
während freier. Jeden Ausjjenblick kann er hinterher 
seinen auagesprocbenen Willen widerrufen. Im letztem 
Falle dagegen ist sein Wille gebunden durch den Willen 
d^ andern,, mit dem er sieb darüber yertragen iiat. 

Derg^eicben ErbvertrÜge kominen aipch in unserm Rephte 
▼or« aber nicbt so, dass sebon .der blosse formlose 
Vertrag ilb«^ Erbfolge als solcher die Kraft eiofs Erb- 
rertrages hätte. Es hat sich hier unser Recht frei erhal- 
ten von der Theorie, deren Verkehrtheit B eseler wieder 
auf so überzeugende Weise dargelhan hat. Vielmehr be- 
darf der Erbvertrag immer derselben äussern Form, 
welche das schriftliche Testament erfordert. Ohne 
diese Form kann er zwar auch wirken, aber nicht so, dass 
er die Succession bestimmt, sondern nur obligatorisch j so 
weit hier obligatorisebe Verbältnisse denkbar und ftniaa- 
sigsina* 

Mit Bezug anf den möglicbeo Inhalt, so ist ancb in die- 
ser Form der Wille des Erblassers dnrch die I^ebre von 
Pflichttheile in gleicher Weise beschränkt, wie der im 
Testamente ausgesprochene letzte Wille. 

Der Inhalt des Erbvertrages kann wieder verschieden- 
artig sein. Es kann darin liegen eine Erbeinsetzung 
(JElrbeinsetzungsverti^ag) oder ein Vermächtniss 
zu Gunsten dessen , der mit dem Erblasser einen Vertrag 
scbliesst (VerraächtnissTertrag)^)., oder «ine Ent- 
erbung, die «ich denn aber i|ier, weil dar Erbe in den 



362) Vergl. darüber meine Recension von Beselen Lrbre von dem 
KrbTtrtrag io d«o Hallifcbeo JabrbilcUwo 1838, S. 1319. 
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Verlast <eiiMt Erlmcbttt eiwwflligt, immer ab Erb Ter« 

zieht darstellt. 

Die häufigste Anwendung der ersten beiden Arten des 
Erb Vertrages im Leben ist das sogenannte gegensei- 
tige Testament der Ehegatten. Und zwar wird auch 
da aelUn nur ein Erbeinsetzungsvertrag darin Itegeo, bei 
weitem häufiger ein blosser VermachtaisfTerlrag; eolebet 
aämliob in den an aebr bäufigen FeUen» wenn der etnn 
Ebegattt dem andern und umgekcbrt die lebenslimgliabe 
If ntznieasnng an aeiner Verlaaaenacbaft oder einem Tbefle 
defaeiben termacht, 

Baaa dieses gegenseitige Testament nvr dem Namen nneb 
ein Testament, in Wahrheit aber ein Erbverlrag sei, er» 
gibt sich daraus , dass der Wille des einen Ehegatten durch 
den des andern gebunden ist, und zwar nicht etwa bloss 
scheinbar, so dass, wenn der eine seinen Willen ändert, 
dann, auch das Testament des andern ungültig wird» aon«> 
dem wirblicb so, daas kein Ebegatte ohne die Zustimmung 
des andern, mit welchem er gemeinschafltlich eine letstn 
Willensordnung aufgerichtet hat, widerrufen darf. Der Be» 
weis daAir liegt in folgender Hauptstelle: 

St. E. IL Tb. I. f. VL 5« S. U. Wann vwtf Elf« 
mensehen , m i t vereinbartem Willen testamenidiebe 
Vermlchnussen oder «neb HttratbsTertnige gegen einander 
•n%eriehtel, welebes dann dureb ein gemeinsamlicb- oder 
aber xwey gleicblaotende Instrumente gesebiebt (d. b. ent* . 
weder in Einer Urkunde oder unter Ausfertigung sweier 
'« das ganze GesebSft umÜsssender Originalurkunden) mag 
keines obne des andern Vorwissen und gefallen 
söl«be widerrufen, aufbeben noeb lindern, sofern 
neariiob solcbe Aenderung dem andern Ebemenseken zum 
Nacbtbeil und Sebaden gereichen wurdet). 
Der Erbversicbt kann in rersebiedener Weise vor- 
kommen, sei es obne alle Gegenleistung, so dass der natür- 
liche Erbe durch Vereinbarung mit dem Erblasser sein 
Erbrecht fahren lä'sst, oder sei es mit einer Gegenleistung 



363) St. £. R. Tb. II. §. 7. S. 32. 
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▼ei^bundeo. Diese kaoD denn wieder eotwe^r in* eioem 

Verinächtoiss bestehen, oder aber schon unter Lebenden ein 
Vermögensrecht auf den Verzicht leistenden Erben Uber- 
tragen. So z. B. eine Tochter verzichtet auf ihr zukünf- 
tiges Erbrecht in der Verlassenschaft ihres Vaters gce:en 
Zusicherung eines in einer Summe Geldes bestehenden Ver- 
mächtnissen. Oder sie verzichtet darauf gegen sofortige 
Bezahlung eiser Summe. In jenem Falle äussert sich die 
Wirknng des Erbvertrages erst Kur Zeit des Todes des 
Vaters: sie erhält 'das Vermächtnis nur, wenn sie den Tod 
desselben erlebt* Im erstem Falle mag swar die Vemcht- 
leistung noch immer die.'Datur eines Erbvertrages haben,- in- 
sofern als die Tochter — auch wenn sie den Tod des Va- 
ters erlebt — doch kein Erbrecht mehr hat. Aber der 
andere Theil des Vertrages gehört ganz und gar in den 
Bereich obligatorischer Verhältnisse unter Leben- 
den, und Terlässt somit die dem Erb vertrage zunächst an- 
gewiesene Sphäre. Gerade darum wird es denn aber pas- 
sendmr sein, den Effekt auf dem Wege einer Obligatio bu 
Sachen* 

Immer aber kann der wahre Erbvetzicht nur wirken 
gegenüber der Person des Verzichtenden, nicht aber 
gegenüber andern Erben, welche zur Zeit des Todes des 
Erblasse aus eigenem Rechte succediren. Denn sein Ob- 
ject ist nur und kann nur sein Zerstörung des Erbrechtes 
des Verzichtenden. Sollen somit weitere Wirkungen auch 
auf die Erben desselben erlangt werden, so genügt der 
Erbvertrag nicht, sondern es muss dann auf obligatori- 
sc.hem Wege geholfen werden: was in der Regel durch 
den Erbauskauf geschehen wird, der-nach Analogie des 
Kaufes zu behandeln ist« 
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Vm der schweizerischen Revolution bis zur Gegenwart. 

Vom Jahre 1798 bis 1838. 



§, 1. Historische Einleitung. 

Unter ErschiitteruDgeD und Leiden rang sich die neue 
Zeit aus der alten los. Auf Jahrhunderte des Stillstandes, 
oder richtiger der Abzehrung des mittelalterlichen Staats- 
organismus , folgten Jahrzehende der Bewegung und des 
Aufkeimens der modernen Entwicklung. Noch sind wir 
erst im Anfange dieser neueo Gestaltung. Und wie vieles 
wurde sehon in dieser kurzen Anfangsperiode msaeht und 
. wieder yerworfen» eingeführt und wieder Terändert! 

So verworren nnd wiHkiirlich aber dem ersten Blicke 
diese Verfassungskämpfe nnd ihre Resultate seheinen mögen, 
der gemeinsame 9 in der Tiefe liegende moderne &eist 
tritt doch Uberall bestimmend und entscheidend hervor. Ihn 
zu verstehen, sich seiner bewusst zu werden, ist die Haupt- 
aufgabe der neuen Zeit. Sie wird aber erst gelöst sein, 
wenn auch die Geschichte der neuen Zeit selbst Uber die 
Anfange hinäus fortgeTührt und zu voller Reife gediehen 
sein wird« 

- Auf die moderne Staatsentwicklung hat die Theorie 
einen ausserordentlichen Einflnss geübt» einen weit slkrikern 
nls je in früherer Zeit* Die Theorie mit ihren Wahrheiten 
■und Irrthtimern, bald Ideen, bald Traumen folgend, traute 

Blimtachli Rechtt^ctohicliU. II« 22 
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sich das Höchste zn. Sie vermass sich, das Lebeo pidts- 
lieh und durchgreifend umzugestalten. Sie wähnte, unbe- 
kümmert um die Individualität eines gegebenen Staates, 
durch erfundene Verfassungen demselben wie weichem 
Thone jede beliebige Form geben und durch die äussere 
Form den Geist desselben , sofern man Überall noeb an 
Geist dachte, bilden zu können. 

Und was war das für eine Thedrie? Sie bcmbte auf 
der abstracten Vorstellung des Mensehen als eines Temiinf* 
tig-stnnlicben Wesens» sie ging aus von der Freiheit des 
Subjectes und der Gleiehheit Aller. Nicht bloss mit 
der Vernunft hoffte sie die Wahrheit zu erkenneu , sondern 
sie meinte aus der Vernunft die Wahrheit erzeugen zu kön- 
nen. Gott und Welt gedachte sie in ihre Formeln hinein aui 
bannen* 

Es bedurfte langer und schmerzlicher Erfahrungen, um 
4ie Völker niisstrauisch zu machen gegen eine Xbeoriei 
welche ihnen sfdin||si<sb<|lte und Beseitigung aller aHeii 
Uebel marktachreieirisch ve^pnich« Ef danerfe auch lan^» 
bis die Theorie ihrer eigenen Irrthümer und ihrer Be- 
schränkung wieder sich bewusst wurde« Die Theorie selbst 
musste erst eine innere Umwandlung erfahren , sie musstc 
wieder positiver und darum auch lebendiger und für 
das Lcbeu passender werden. 

Aber der wesentliche Unterschied wird dfen^ipch bleiben 
zwischen der alten und der neuen Zeit. In dieser ist das gei- 
stige Bewusstsein zu grösserer Klfrbeif erwacht, die 
staatlichen Institutionen sind regelma'ssigqp und fierechncter, 
der gan^e Gang des Stäatslebens ist !Vf issenachaft* 
lieber* Nach Principien werden die Qaifdli|ngen beor« 
tbeüt» Principien werden ibpen als leitende Motire zu Grunde 
gelegt Die öffentliche Meinung hat gerade desshalb 
eine so starke Macht erlangt, denn die öffentliche Meinung 
▼ornämiich lasst sich voq der Theorie einnahmen und be- 

Dieses Bestreben ist der Schweiz nicht eigenthUmlich* 
Im Geyentheiley andere StUaten sind ihr in der modernen 
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BiohtttDg vpran gegaogeo, «ni nur «Ihpäbltg folgt si« hin- 
terdrein. 

Die Umwälzung der alten Bünde war das äussere Werk 
der französischen Bajonette ; aber mit diesen drangen die 
französischen Staatstheorien als bestimmeiidey praktisch wir-v 
kende Macht ein. riech dem Muster der jungen iranzösi- 
efiben Republik wurden wikk die #o höehal eigenthiiipJiohen 
sehweizeriechen Suhlten ia eine einzige nnd untheil« 
bere helvetitche Repnblik uuamnieft gezogeo und 
lungefornit* Paee eine den hieherigen lieben )ind der gan-, 
zen Oeeqhiehle 4er Sehweiz e^ gens und gar widerepre-^ 
ohfpde Verfassung nipkt halten könne, konnte jeder den- 
kende Mensch, der nioht in der abstracten Theorie der 
Franzosen scincu Verstand gefangen hatte , voraus sehen. 

Napoleons Verdienst ist es, dem Verfassungswirrwarr, 
welchen die Par^eiMt iu d.er .Schweiz noch vermehrt hatten» 
ein Ende zu paidien» Er erkannte die wahre Natur de« 
FöderatiffM^te«,. und hielt diesen Charakter fest. Ma^ 
giauhe nicM> dass er daa moderne Element der priocppien- 
gemässen Onrchföhrung aussei^ Acht ffiuMpn habe. Er ver* 
aland ee nwar» mift aiefcerm Takle die wahren BedUrfnitae 
herana zu finden» und alle praktischen Mittel, welche zu 
einem klar vorgesetzten Zwecke führen konnten, sich dienst- 
bar zu machen un4 zu benutzen. Auch hielt er sich ^ar nicht 
ängstlich weder an politische noch an andere Principien, 
wo es ihm gerathen schien, um eines Erfolges willen über- 
zugreifen. ILJeber die Verkehrtheit der Theoretiker und Sy- 
atematiker machte er sieh nft lustig und meistena mit Hecht, 
I)sfsen ungeacklel war er aelksi roai dam mn4apnen <9^eiite 
hiseeelt, und unlersltitit« die neuere tkeonetisnhn Denkweise«, 
aohald sie feinen Interessen nicht geradezu entgegen trat* 
Zeuge dafür iü namentlich der Code Napoleon, Em 
nnderer Zeuge aber ist auch die Mediations Verfassung« 
Ihre äussere Geltung war freilich an seine Herrschaft 
geknüpft, Sie war sein Werk und von ihm abhängig; sein, 
Sturz zog auch ihre Abscbalfung nach sich. Aber dem we<* 
aenliiehaten Inhatte Mch hestand aie dAQhlbrt, nur in nener» 
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Gestalt. Die Griindzüg^e derselben ging^en grösstentheils über 
in den schweizerischen Bund vom Jahre 1815; 
und hätten die europaischen Machte damals eben so ent- 
schieden eingreifen und ihren Willen durchsetzen wollen, 
wie es Napoleon früher gethan, so wäre der neue > Bund 
der Mediationsrerfassung noch ähnlicher geworden* 

' Wir treffeil somit in aUen Stadien der moderaien schwei- 
zerischen Verfassting auf' fremden Einfluss. Auch das 
ist' ein Gegensatz gegen die frühere Zeit, in welcher sich 
die Verfassung weit mehr Ton Innen heraus und TorzOg- 
lich nur im Gegensatze zum Ausland gebildet hatte. 
Man mag diesen fremden Einfluss beklagen , und in der 
Tliat ist er der nationellen Entwicklung gefährlich und hat 
schon oft zu Verkehrtheiten und üebeln veranlasst« Aber 
mich dünkt, er ist unvermeidlich, weil er zum Wesen der 
modernen Staatsbildung gehört. Je weiter die Geschichte 
. der europäischen Staaten fortschreitet ^ desto vieliaUiger 
wird die Verbindung aller dieser Staaten unter 
einander. Die Interessen Terfleehten sieh durch Han- 
del un4 Erwerb, welche sich nicht auf «nge Grenzen ein* 
, schitessen lassen, sondern die Welt durchschweifen, die B e- 
ziehungen, welche, gemeinsame Schicksale durch 
Europa hindurch geweckt haben, werden zahlreicher, der 
geistige Verkehr von Tage zu Tage lebhafter, der 
Gesichtskreis ausgedehnter, der Verstand umfassender, 
und selbst das Gefühl weiter und europäischer. Und bat 
erst die Theorie einen so gewaltigen Antheil an dem Ge» 
schicke der Staaten errungen, so ist wohl zu beachten, 
dass auch diese Theorie nicht in Einem Staate erwachsen» 
nicht auf Einen besondern hleinen Staat basirt ist, sondern 
grossentheils auf Weitem Boden ruht. Darum kann der 
fremde Einfluss nicht Terdrüngt , nicht ausgeschlossen wer- 
den. Eine Geistessperre mitten in Europa lässt sich nicht 
denken, geschweige denn durchführen. Daher wäre es ein 
vergebliches Bemuhen, den fremden, namentlich den gei- 
'stigen Einfluss des Auslandes zu bekämpfen. Es kommt 
nur darauf an, indem man für die Richtung der modernen 
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Welt eineo empfänglichen Sinn und ein offenes Auge be- 
hält, die hergebrachte und angborene Ei gen t hü m- 
lichkeit nicht zu opfern, sondern weiter auszubilden. 
Wie der einzelne Mensch in den lebhaftesten Verkehr mit 
dem Auslände tritt, in ihm Verbindungen anknüpft» dort 
Kenntnisse, Erfahrungen Mmmelt^ und nicht liloM mancher- 
lei anlernt, sondern sich aneignet, aber darum noeb nicht 
ein andere^ Individuum wird ; so haben aucb Völker und 
5taatea statt sich den Eindrücken des Auslandes zu ver- 
•ebliessen, dieselben zu verarbeiten, sieh die Vordieile der 
gemeinsamen Kultur anzueignen, aber darum nicht andere 
zu werden , sondern vielmehr ihr nationales Wesen als das 
Wesentlichste und Innerlichste treu zu bewahren. 

Wie die Schweiz als Ein ganzes Staatswesen in ver- 
stärkte Beziehungen zu den europäischen Staaten und ihrer 
Geschichte kam, so gelangten die einzelnen Kantone. un* 
ter sich ^u einer erhöhten inneren Verbindung. Die erste 
Zeit , der Revolution hatte sogar aus den verschiedenen 
scUweizerisehen' Staaten einen einzigen durch Ein Prindp 
bestimmten einheitlichen Staat schaffen wollen. ^ Der Ver^ 
such ist tw9T gänzlich roisslungen, aber die alten Bünde 
bleiben fiir immer gebrochen. An ihre Stelle ist Ein, 
alle Stände gl eich massig umfassender Bund ge- 
treten, zur Zeit der Mediation mit etwas verstärkter 
Centralität, zur Zeit der Restauration mit erhöhter 
Kantonal-Sou ver ainität. So wurde doch das schwei- 
zerische Leben bedeutsamer, und wenn schon das kanto- 
nale Leben noch immer das reichere ist, so erstarkte doch 
das.Bewusstseyn 4«r Zusammengehörigkeit. 

Als zwei Haupterscheinungen dieser neuen Zeit sind 
noch hervor zu heben: die Erhebung der gemeinen 
Herrschaften zu selbständigen schweizerischen Gebie- 
ten und die Aufhebung der Städte h er rschaft in 
den Städtekantonen: jene für die Eidgenossenschaft, diese 
für die Kantonalgeschichte von grosster Bedeutung. 

Die vormaligen Unterthanenläuder der schweizerischen 
Orte . gingen in dem einheitlichen S|aate . der hcWetisoh^ 
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Republik, welche alle Unterschiede der Gebietstheile zu 
Higen suchte, io einen neuen Zustand über, sie wurden zü 
gteichgearteten Gliedern desselben Staates, welcher auch 
die frühem Herrsch«rkaatofie uinfasske. Und als das kan- 
tonale Princip wieder hervorbrach und eine thetl weist 
Herstellung der eigentbUmlich gebildeten Stände bewirkte» 
6o konnten doeh die einmal getilgten Utaterachttdt 
scben beherrschenden und nntertBänigen Lk'ndern nieht 
wieder erneuert werden , so wenig üls die Unterscheidung 
gen zwischen alten uhd zugewandten Orten. Gleiche 
Kau tone mit gleichen Rechten, jeder Tiir sich selb- 
ständig, aber jeder zugleich ein Glied des Bundes, wareO 
nunmehr über die ganze Schweiz verbreitet. Die Restau- 
ration im Jahre 1815 konnte diese wahren zeitgeinässen 
Fortschritte nicht beseitigen; sie musstc anerkennen» wa> 
inzwischen geworden war.' 

Eben so wichtig ist der Untergang der StVdtehert*- 
schaff* Auch diese Erscheinung ist eine bleibende.' Wir h*- 
hen im forigen Buche gesehen» wie wenig sich das staats- 
rechtliche VerhSltniss der regierenden Hauptstadt ZUrich zur 
regierten Landschaft fortbildete, wie rielmehr die Oberherr* 
lichkeit jener immer ausschliesslicher, angstlicher, pedanti«> 
scher und steifer wurde , je mehr die Landschaft an 
innerer Kultur und Kräften zunahm. Ein ähnliches Miss^ 
verhältniss fand sich Uberall in den StädtekantODcn. Die 
Souverainetät der Städte musste daher zusammen brechen, 
als französische Waffen die französische Lehre von Frei* 
heit und Gleichheit einführten. Sie konnte aber auch nicht 
mehr erttehen» "^eil sie weder ein innerliches Lehensprifl* 
cip mehr besass» noch eine moderne Form sich fknd» in 
der sie sieh bitte an den Tag geben kennen. Die Sott* 
yerainetät, welche früher in die Mauern einer Stadt ein- 
geschlossen war, ergoss sich nun gleichmässig Uber den 
ganzen Kanton. Das ist das Wesen der Veränderun- 
gen; die einzelnen Kampfe Uber das Verhältuiss, welche 
die Geschichte der verschiedenen Verfassungsänderangeo 
voroemlich begleitet' haben» die Schwankungen» Uebertrei^ 
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bangen auch KotMitMi» wAeh» Ztit tu, Zeit ildi er-y 
geben habe«, tM auMerwefeatUeb und Torilbergehend* 

Dass diese Umwandlung auf dem Wege der Revolu- 
tion erzwungen wurde und nicht auf dem der Reform» 
welche schon vor Jahrhunderten hätte vorbereitet werden 
können, sich friedlich gestaltete, ist freilich ein grosses 
Uebel, das die NachkomniMi noch schwer emp£uiden. Alle 
iUagan darüber sind indessen Tfripeblich, so Vargeblieby wie 
aAe VerMchc die Gtfebiebte- tingeacbeben zu maeben. Es 
kommt für die Zukunft Allee darauf an» jvinen fetten Boden 
wieder au geVrinDen und auf 8(cberer Grundbi^e der mo- 
dernen Entwichlong gemÜM £ortsubaMefl.- Die SüUFerai« 
oität der Kantone und die poiitliebe Grleiebstei* 
lung der Stadt- und Landblirger stehen nun fest; 
beide aber hindern iiicht , dass die Hauptstädte als vorzugs- 
weise JLeuehtpunkte jeglicher Gultur die X^andscbaft geistig 
evkncbten und erwärmen* 

§, 9. 0ie Verfaamigen der ReTolntion vom Jahr 

1798 bis 1802. 

Am weitesten im Sinne der Eiobeit des Staates gebt gleicb 
die erste Verfassung der Revolution vom 12; Aprä 1798 
Von dem Raseter Oebs zu Paris entworfen, .trägl sie gai|;i 

das Gepräge der damaligen französiseben Verfossung vom 
23. September 1795. Als ob sich Verfassungen wie mo- 
dische Kleider verschreiben und anziehen Hessen! 

Der französischen Republik , une et indivisible , ist die 
Eine und untbeilbare helvetische Republik nachgebildet. 
Glcacb im Eingange dieser helvetischen Verfassung (deren 
NaaM schon den galliscben oder keltischen Ursprung 
ominös verrätb^» bcisst ef.: «ea gibt keine Grenzen mebr 



1) AbgedroAl ■iMl «M« mS ^ spiton Bw#MMrfecsM^s im d«r SchriiI: 
Pi« §ißh»m BnadeivcrfMMaiifM d«r »eliwmtri»clii» £i*i»ii©M«ii»cb«fl to« 179S 
bU 1815. Zttrich J838. 

2) DI« deutschen Schweizer haben kein oder dock Biir «!• äautrit gt- 
ragfttSif«« ktlUMhe« (btlfcUschei; £lem«iU im «ich. 
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« 

«iwifcben' den Ksrntoncni nnä den unteirworfeaeii Landen , 

«noch zivischen dem einen Kanton und dem andern. Die 
,) Einheit des Vaterlandes und das allgemeine Interesse vcr- 
„tritt künftig das seh wache Band, welches fremdartige, un- 
„ gleiche, in keinem Verhaltnisse stehende, kleinlichen Loka- 
„litäten und einheimischen Vorurtheilen unterworfene Theile 
„zusammenhielt und aufs Gerathewobl leitete* So lange alle 
»einzelnen Theile schwach waren, rousste auch das Ganze 
„sehwach, sein« Die vereinigte Stärke AUer wird künftig 
»eine aUgemeine Stk'rke bewirken»" 

Die letztere Propheseibuhg sehlug fehl* Der ganze 
Grundgedanke aber beweist, dass die Urhelier dieser Ver£M» 
sung das Wesen der Eidgenossenschaft gänzlich verkannten. 

Dem fremden Princip der Einheit gegenüber machte 
sich nunmehr das naturgemasse Princip des Föderalis- 
mus erst im Stillen dann immer offener und in immer wei- 
tern Kreisen geltend. Die folgenden Verfassungen und Ve>- 
fassungsentwürfe vom 29. Mai 1801, 24. Weinmonat 1801» 
27. Hornung 1802 und 20.. Mai 1802 enthalten alle immer 
weiter gehende Modificationen und Annäherungen an den 
Föderalismus. , Aber keine konnte aufkommen noch sich hal* 
ten. Denn noch immer setzten sie zuerst die Einheit des 
Staatsorganismus fest» und Uessen die einheitlichen Ge» 
walten nur beschränken durch die Kantone, während 
der Föderalismus umgekehrt zunächst Selbständigkeit 
der Kantone forderte und auf diese Basis die Centra- 
lität der Bundesgewalt gründen wollte. Auf Seite der 
Einheitsmänner kämpften vorzüglich die- modernen Demo« 
kraten und die, welche sich der Revolution und ihren Prin* 
eipien ergeben hatten, auf Seite der Föderalisten die alten 
Aristokraten der Städte, die alten Demokraten der Länder , 
und w:er sonst an den gestürzten Verfassungen hing. Jene 
hatten die damals herrschende abstracto französuche Theo- 
rie , diese die Geschichte und Rediirfnisse der Eidgenossen- 
schaft Tür sich. Darum konnte den Letztern der Sieg nicht 
entgehen, indem die Volksstiminung sich zuletzt zu ihren 
Gunsten aussprechen musste. 



Digitized by Google 



Pie VerfaMungen der ReroluUon foin Jalir I79g bif 1802. 345 

Wenn nun aber schon in dieser Hauptfrage die alte Par- 
tei entschieden und dauernd gesiegt hatte , so unterlag doch 
die moderne Staatsentwicklung keineswegs. Mit der fal- 
schen abstracten Theorie wurde der Einfluss der wahren po- 
nti?en Theorie nicht gebrochen noch die neuere Entwick- 
lung verhindert» sondern nur gestört, und in den wesent« 
Uchsten Dingen ging sie auch in die folgenden Verlaftun* 
gen Uber» welche -.den föderalen Gesichtspnnkt feethiellen* 
Viele anfgeklärte Männer, welehe zuvor die Einbeitqilane 
geboUni kalten ins Werk zu setzen » überzeugten sich spä\ 
ter sdbst von ihrem Irrthomet so dass in der Folge der 
Föderalismus unter Staatsmännern aller Farben 
entschiedene Anhänger fand. 

Die Trennung der drei Gre walten, der gesetz- 
gebenden, vollziehenden und richterlichen Ge- 
walt, welche in der Einheitsverfassung ein* und grossen 
Theils auch durchgeführt ward, ging dann, als später die 
Centraigewalt nicht mehr den ganzen Staatsorgaaismus um* 
&sste und durchdrang,, in . diejenigen Kaotonalverfassungen 
über,» In denen fortgeschrittene Bfldung. and vervielfältigte 
Bediivfaisse die moderae Gestaltuag uaterslatzten.; und darin 
lag denn woU ein wesentiidier Fortsehriti'. Im Einzelaeo 
kamen zwar Inconsequenzen auf der einen Seite , Uebertrei- 
bungen, welche hinwieder die Einheit des Organismus ge- 
fährdeten, auf der andern Seite häufig genug vor, und noch 
jetzt ist die Anwendung jenes Princips weder zur vollen 
Reife gediehen noch zu ungetrübter Harmonie gelangt ; aber 
die Richtung) welche die neuere Zeit in dieser Beziehung 
verfolgte» wurde schon i798 im Wesentlichen dauerpd be- 
seichaet. 

• Als Repräseatant dieser schweizerischen Revolutioiisver- 
fassungea mag eia Abriss der voa i798 dieaea. Ick wähle 
gerade- diese , nicbt allein weil- sie die consequeliteste ist und 

den stärksten Gegensatz zu allen föderalen Verfassungen bil- 
det, sondern auch weil sie trotz ihres kurzen dreijährigen 
Bestandes ungleich länger dauerte , als die übrigen ähnlichen 
Versuche« 
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Bir CroiammClieit d«v Bürg«« wivd als Soiiv«rain 
ier hel^eiMcbeii' Republik btzntfbael* Di« Vedaiiiuigi den-» 
selben als eine repräsentative Dem •kralle. Unter 

den einleitenden Hauptgrundäätz.eo sind noch besonders fol- 
gende zu erwähnen : 

1) „Die natürliche Freiheit des Menschen ist un^ 
«Tcräusserlich. Sie hat keine andern Grenzen als die Frei-i 
^kcit i^des afndern und die Verfügungen» welche das allge- 
,1 BMine Wokl Mtemgänglieb erbeiseht , jedoch unter der Be» 
„diagoag, dass fiese nnaiagiiagiiche M^thiweiidigkeit Mebls- 
^kräftig erwieses (!) bt.^' (Art. 5.) 

2) „Die Gewsseensfroiheii ist uneiogesefaraBkl» — 
„Jede Art von Gottesdienst ist erlaubt, wenn er Mrat» 
yyliche Ordnung nicht stört, und nieht Herrschaft oder Vor- 
„zug verlangt. Jeder Gottesdienst stebt unter der Aufsiebt 
uder Polizei." (Art. 6.) 

3) Zusicberung der Pressfreiheit. 

4) „Es gibt keine erbliche Gewalt, Rang noch Ehren- 
,itilel« Die Strafgesetz« sollen jeden Titel und jedes Insti- 
„tot Mbrsagtn» weksbas Eridiebkeit erionertv'* (Arth 8.) 

5-) «Der Staat hat kein Recht auf iaa Privat eigeü* 
j^tknin, attsgenommeo in dringendea Fällatt» wann dasfeellirf 
„zum allgeineiuea Grciiraaeh nnent kehrlsek Jsl und gegen ge- 
treckte Entschädigung." (Art. 9.y 

6) „Ein Jeder, der durch gegenwärtige Staatsverfas^ 
„sung das Einkommen einer Stelle oder Pfründe verliert» 
ifSoll als Entschädigung eine lebenslängliche Eeote er» 
„halten." (Art. 10.) 

7 ) Die Auflagen müssen mit dem Vermögen , den 
„Einkünften und der Einnahme der Steuerbaren im Varhäk» 
«iilss stohen« jedook kam diasea VerkäMsa aftaht gail»ge- 
„Murscio." (Art* H.) 

8) Bia BasoldiiiigieB der MeallidM BeankO' aolto 
„mit der Arbeit uad de» Taleates km VeriOihHSi Stahes, 
»welebe ihre Stelle erfordert." (Art. i2.) 

9 ) „ Kein liegendes Gut kann unveräusserlich erklärt 
w werden» weder für eine Corporation oder für eine Ge» 
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„«ellschaft, noch für eine Familie. — Der Grund und Bo- 
^^den kann mit keiner Last, Zins oder Dienstbarkeit be* 
„ schwort w«rdMy wo¥00 OMui üoh mefal lotkauftn ktfoot»«" 
(Art. 13.) 

Fttr di« Wshleii, Qertohltbavkstt qnd VerMhang wird 
4Ui$ Ltnd Helv«ticn w Kintodc, Diftriktt , Gemeia^ 
des «ad 9ekliodC0 der Geai«iDd«o rngpclluiilt» daM 
äÜM an^deiitet» das« die Biolfaeiliag «Im Uom iosscrlieiit 

MiediaBisehe I nicht eine innert organisolie Mvn solle. Als 
Hauptstadt wird vorläufig Luzern bezeichnet, wohl auch 
weniger aus Rücksicht auf die Bedeutung dieser Stadt, als 
^elmehr aus mathematischen Gründen. In Verbindung mit 
Graubündtten werden folgende 22 Kantone unterschieden : 
Si Lern an, Freyburg» Bern (ohne das Waatlsad 
add das Aargao), Solotburn, Baseli Aarga«« I««* 
eertt, Unterwaldan» Uriy BeUidmona, Luga»»» 
RküttaAy Sargant» Gl«r»8| A^pads:«!!, Tlmr* 
gan» 8t. GalUAi Sekaffkasaad» ZOrick, Zug «id 
Sckwyz» 

• Afa Scbwaidarkll»ger geltcti alle klabarigeo Bürger 
einer Stadt oder Dorfes-^ die ewigen HinCersiissen und die 

in der Schweiz gebornen Hintersassen. Zwanzigjährige 
Wohnüng in der Schweiz verschafft auch dem Fremden 
das SchweizerbUrgerrechl. Die politische Miindigkeit be* 
ginnt mit zurückgelegtem zwanzigsten Altersjahre. In den 
Priaarversammlungen der BUrger wird über Annakme oder 
Verwerfung der Staatsverfassung abgestimmt, und werden 
ib Wablnäunery anff bimdert Bürger je eiaer, flie ein Jatie 
beteieknet. Die WaUmk'nder elnea jeden Kaatoda trwMki- 
hn die Deputirten llir das geaeligebenMle Corps» dk Rieb» 
tef dee Kaotonsgerichts , die lUofaier des obevo Oevlehlai^ 
bofWs und die Mitglieder der Verwahnngakamnier« 

Die gesetzgebende Gewalt wird von zwei helve* 
tischen Rathen ausgeübt, dem Senate und dem grossen Rath. 
Der Senat besteht aus den gewesenen Direktoren und vier 
Deputirten jedes Kantons. Wahlbar sind verheirathete oder 
im Witwenstande lebende Bürger Uber ^30 iakre» welcbe 
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zuvor ein höheres Staatsamt bekleidet haben. Der grosse 
Rath besteht aus einer grössern Zahl von Abgeordneten 
der Kantone, das erste Mal aus je acht Bürgern, die we- 
nigstens 25 Jahre alt sind. Die Mitglieder des Senats wer- 
den auf acht, die des grossen Rathes auf sechs Jahre ge- 
wäblU Jeder Rath hat ein eigenes Lokale, eine Wache 
und ein besonderes Kostüme« In keinem Falle dücien sieb 
die Ratbe in Einem Saale vereinigen. Die Polizei wird 
▼on jedem Raihe für seine Siti^uAgen selbst ausgeübt. I>iff 
Sitzungen sind öffentlieb; jeder Ratb kann sieb aber io eia 
geheimes Comit^ verwandeln. Mit grosser CTmslSiidlieh* 
keit redet die Verfassung von den Formen, unter denen 
allein ein Mitglied eines gesetzgebenden Rathes vor Gericht 
gezogen werden dürfe, behandelt dagegen die Formen der 
eigentlichen Geschäftsthatigkcit der Rathe sehr kurz. Der 
, grosse Rath erlh'sst blosse Reschlüssje. Erst durcb die 
Genebmigung des Senates werdiDO eie zu Gesetzen oder 
Dekreten. Der Senat kann aber nur dep ganzen Besebkis» 
genehmigen oder verwerfen^. 

Die gesiitsBgebenden Rlitbe -geneliisigttt oder verwarfen 
fmer alles» was die Finanzen, den Frieden und dßn Krieg 
betrifft, kSnnen aber. Uber diese Gegenstände aicbt obne 
einen VorSehlag des Direktoriums berathschlagen. In kei- 
nem Falle dürfen sie vollziehende oder richterliche Gewalt 
ausüben. 

Die vollziehende Gewalt ist einem aus fünf MitgUe* 
dem bestehenden Vollziehungs-Direktorium über- 
tragen. Jahrlich fallt ein Mitglied aus, und ist für so 
lange nicht wieder wählbar, als es das Amt bekleidet hat. 
Die Wahl selbst ist eosiplioirt. Beide gesetzgebende Rätbe 
and das Loos haben d(bran Antbeit Um gewählt ffßrdim 
zu können.» .muss man ein Alter von 40 Jahren erreicht 
habeiK, und verbeknlhet oder Wittwer^sein. Für. die Folge 



3) Vergl. Kor tu m KOckblirk aaf dw imern Entwickluof;sj;aa({ Stt 
keWetischcn Republik im schweizeriflcbea MltW 6«rl*eh, notlisf tr 
«od W«ck«riia(«l. £4. II, S, S, r. 
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soll Uberdem der Kandidat eine höhere Staatsstelle beklei- 
det haben. Das Direktorium sorgt fiir die äussere und 
innere Sicherheit des Staates und verfiii^t über die Kriegs- 
macht. Kein Direktor darf aber selbst die Truppen kom- 
mandiren. £r kann die Räthe eiaUdeOi einen Gegenstand 
in Betracht zu ziehen , besiegelt, pronirtlgirt und vollzieht 
die Gesetse» leitet die UnterhaofUtaageif nit den frente 
MäeliteD « Terwaltet die FinaDsen , uttd legt darüber den 
RMtheo Reehenadiaft ab. Er emeoot die atfnnitlicbeii Offi* 
ctere der Armee ^ die Miniatcr und diplomatiacbeo Ageo* 
teo, die Komminarieii der NatioBaUSebatKkammer, die Re» 
gierungs • Statthalter, Präsidenten, öffentlichen Ankläger und 
Schreiber des obern Gerichtshofes, die Obereinnehmer der 
Einkünfte der Republik. Die Verfassung fordert die Mit- 
wirkung von vier Ministern; nämlich eines Min istera 
fiir die auswärtigeo Geschäfte und das Kriegswe- 
«en, eines Ministers der Gerechtigkeitspflege und 
der Polizei, eines Miniatera der Finanzen, dee 
Handele» dea Ackerbauet und der Handwerke» 
und cinee Miniatera der Wiaaenachaften» Kttnate» 
öffentlichen Gebäude« Briicken und Straaaen. 
Später wurde aber von der Erlaubnisa der VerfiMiong 
Gebrauch gemacht, und die Zahl der Minister anf sechs 
erhöht, nämlich für das Aeussere, den Krieg, die 
Justiz und Polizei, die Finanzen, das Innere und 
die öffentliche Erziehung*), 

In den obersten Gerichtshof wird von jedem Kan- 
ton je auf 4 Jahre ein Mitglied gewählt. Der Gerichtshof 
richtet über die Mitgfleder der gesetzgebenden Räthe und 
dea Direktoriums, ausser in Kriminalaachen, welche Todes- 
•trafcy' oder ,» Einsperrung,* oder Deportation auf sehn 
Jahre oder mehr nach aich sieben* In Cinlaacben bat er 
die Stellung eines Gaasationabofea« 

- In jedem Kanton gibt es einen Regiernngs-Statt» 
haHer mit vollziehender Gewalt, ein Kantonstribunal 



' A) Vtr^l. Kor tum «. a. O. S. 6. ff. 
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an« djrri^fiu» Aicfafm IHr 4if KHiniBpl- und Ginlrfdili« 
pflege, und 9im Vcrwallaog-skaiDimer iur die VoU« 
ziehuDg der Gcfetee vH^r das FüpaBswflsen« dan Handel« 

die Künste , Handwerke, den Ackerbau, die Lebeosmittel, 
die Unterhaltung der Strassen. Dieselbe l)^steht avi§ einem 
Präsidenten und vier Beisitzern. 

In den Hauptörtern und den Distrikten gibt es iiberdein 
qpch untere Gerichte für Civil- und Polizeisachen , je 
aus neun .Milgliedern bestehend, von dem Wahloorpi auf 
aeeks Jahre gewählt, und Unterstatthaltert deaeo 'wIe* 
dar in dep em^i^ep Dörferp yoil»iehiiiig#-A.g«otai opt^v^ 
geordoel «pd. , 

• ■ 

$. 3. Die Mediation. 

Napoleon durchschaute die wahre Eigenthiimlichkeit 
der schweizerischen Eidgenossenschaft. Die von ihm ins 
liehen gerufene Mediationsverfassung würde solches auch 
dann baweMeP» wenn er seine Gedanken darüber piekt 
eelbet aP9gefpi«pqlieP bätte« Folgeide bekannte Aeussernp^ 
gen dee cralep CoB«i4e aM so, «l^ivaliteMstifeb üMr icipt 
ApßaHmPg oa4 eo bedepisani fUf die Sebwei«» daia ifk 
mifk picht eptbaltfD IwP* alp i^edirv hermetaeps 

nVys Sefiweiit gleiebt Iieinein apdern Staate, weder ip 
„Folge aUer Begebenheiten , die .sieb da seit Jabrhnnderteo 
„zugetragen, noch binsicbtlicb auf ihre geographische und 
„topographische Lage, noch wegen ihrer verschiedenen 
^Sprachen und Religions- Bekenntnisse, noch endlich we- 
j^gen ihrer ausserorde^tflicbeA Yera^iedepbeit in bitten und 
0 Gebrauchen." 

„Die ^atur i:^ epcii j^pm Föderativ . Staate gebildet; 
»4k Malur zu besiegen, versucht kein kluger IdaPP«** 

„Die wichtigste Sache (b oboee la piiu impevtePte) «Ii 
»4ie Festeetpip^ dep 9qgiiqMalV>P wir^ tehtnehp KePtqpe. 
„Ist eipp^ 4ieae geordnet» ap W«At. die BpstiippMupg d<r 
„wechselseitigen Verhältnisse zwischen denselbep übrig; 
„oder eure in der Wirklichkeit ungleich weniger wichiige 
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„Ceatral-Org^aoliatMMi. YFtiw FininMf oodi Armee, 
yjioch die Verwaltung, nichts kann bei euch gleicfafdriiiig 
,«ein. INie habt ihr besoldete Truppen unterhalten; grosse 
^Finanzen könnt ihr keine besitzen; ihr habt ja sonst nicht 
i^einnial beständige diplomatische Agenten bei den verschie- 
„denen Müchten unterhalten. Eure Lage auf den Gipfeln 
y4er* Gebirgsketten (au sommet des chaines de monlagoe»)» 
jyweiehii Franlurcifilif Deutschland und Italien toii «UM^der 
„treiwieftr pvioht» dasa ihr gleiehiieitig Anthcil an den 
yflchiedeoen Geistesrichttuigen dieter Nationeii adupet«. Dito 
«NeutrsKtiit eiivea Landes, der Aufsfdiwnog eunef Handels 
^und eine eigene Hausbaltang oder FewiHeo- Verwaltung 
„(une administration de faraille) sind die wahren Mittel, 
„euer Volk glücklich zu machen und eure Exij^tenz zu 
„sichern 

„heh spreche zu euch, als wäre ich selbst ein Schwei» 
„zer; für kleine Staaten ist die Föderation ungemein yoe* 
jitt)«9haft. Ich seihst bin ein geborner fiergi>ewohner (mon* 
„lagnerd); ieh kenne den Inerans entspringenden Geist. Nnr 
„keine Einheit, Iteiae Truppen.» keine Central -Finannen» 
»keine Cen|i!al-Abgal»e% keine diplometjeekeA Agenten bei 
„den andern MSehten, nnd damit babi ihr aobon mebfpne 
„Mal hunderttausend Franken erspart.*' 

„Die Kantonal -Organisationen, ich wiederhole es, niüs- 
„sen auf die Sitten , die Religion , die Interessen und die 
„Meinungen eines jeden einzelnen Kantons gegründet sein. 
„Sorgt liir G.esetzlichkeit und für passende Formen * 

„Die Gemeinden in den kleinen Kiinlonen mögen ihre 
„Alp- Streitigkeiten nach Belieben unter sich ausmachen» 
„aber nie foQen sieb Kantone gegen andere K^tone veiv 
„ binden» und mit ibnen Krieg fuhren 

Es ist bemerk^sWertb, dw in dem VemntÜnngaakle 
Tittersf die KantonaWerfassungen dtr aeunsebn 



5) C. T. Hmraifs: Hao< tod Reiah*rd. Zttrich 1838. S. 98. 99. 

6) Ebenda S. iOS. 109. Vfrgl. mümmt A«fMts ia L. Aaaktt histor. 

fout. ZmtHh, JH« II. a. I3i & 
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Kantone: Appenzell» Aargau, Basel, Bern, Frey- 
burg, Glarus, GraubUndten, Luzern, St. Gallen, 
Schaf fh aus en, Schwyz, Solothurn, Tessin,Thur- 
gau, Untcrwalden, üri, Waadt, Zug und Zürich 
aufgenommen sind , und dann erst auf dieser kantonalea 
Grundlage- sich die Bundesverfassung erhebt: ganz enU 
Spreebend dem Geiste, der dieselbe dictirte. Jene VeHas- 
auDgen sind deno wieder nicht nach Einem Modelle ge> 
formt» sondern zum Theil wenigstens auf historischem 
Boden erbaut. 

Insbesondere wurden die alten hergebrachten Einrieb, 
tungen der demokratischen Kantone Appenzell, Gla- 
rus, Graubtlndten , Schwyz, Unterwaiden, Uri 
und Zug mit ihren Landsgemeinden am meisten geschont. 
Man würde sich sehr täuschen, wenn man glauben sollte» 
es sei diess aus einer besondern Vorliebe Napoleons fiir 
diese Verfassungsform geschehen. Er wusste'ao gut, wie 
nur irgend Einer» dass- solche Verfassungen nur für kleine 
Völkerschaften passen» die sich noch auf einer ganz unter- 
geordneten Stufe der Kultur in roher Einfachheit und wil- 
der Freiheit bewegen» und auf gebildete Völker angewen- 
det» im höchsten Grade verwerflich seien.' Den Männern 
in den alten Ländern war aber diese Verfassung, in der 
sie aufgewachsen waren, lieb; alte Gewohnheiten, Sitten, 
Erinnerungen, Gefühle schlössen sich an dieselbe an, und 
waren mit ihr verwoben; die Verhältnisse des Lebens hat- 
ten sich in den Ländern nur wenig verändert. Die syste- 
matische Anordnung der verschiedenen Gewalten war 
ihnen zuwider, die künstlichen Formen der Verwaltung 
und Rechtspflege unvcrstättdlieh» das moderne Regierungs- 
prindp schien im Widerspruch mit> ihrem Sinne fiir indt- 
▼iduelle Unabhängigkeit, und was vorzilglieh sie gegen die 
Revolution feindselig gestimmt hatte, das moderne Verfas- 
sungswesen mit seinen Staatsanstalten und besoldeten Beam- 
ten kam ihnen viel zu „köstlich" vor. Indem Napoleon, 
den damals verbreiteten Staatslehren zum Trotze, ihre alten 
Verfassungen hersteiUe» machte er den Ländern die Me- 
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dftdoatTerfassuog der Schweiz wenigstens erträglieh« So 
erhielt sich hier ein Ueberrest aus alter Vorzeit mitten in 

der fremdartig gewordenen Gegenwart, er erhielt sich nicht 
»Is erstarrtes Denkmal untergegangenen Lebens, sondern 
als ein lebendiger, in die moderne Zeit hinüberragender 
Theii des Alterthums. £s ist nicht undenkbar, dass es dem 
ersten Consul ein Vergnügen gewahrte, gerade im Gegen- 
satze zu den sonst ihm ToHiegeDden Arbeiten eine histo* 
rische Merkwürdigkeit zu bewahren')« 

Alle Übrigen Kantone hatten repräsentative Veriiis- 
sangen mit Grossen Rathen als Gesetzgebern» die denn 
wieder Tersehieden gewählt wurden« Zu beachten ist, dass 
gerade die neuen Kantone, in welchen der Kaiser weniger 
die historischen Verhältnisse zu berücksichtigen hatte, eine 
complicirtere Wahlform erhalten haben als die altern 9 zu 
welchen der Kanton Zürich^) gehört. 

Bis zur schweizerischen Revolution war das Regiment 
ausschliesslich bei der StadthUrgerschaft von Zürich gewe- 
sen. In JPelge derselben war die Sourerainität von der Stadt 
auf den Kanton ttjbergangen. Die Hauptfrage war somit 
die Bildung des Grossen Rathes; denn ihm stand es zu» im 
Namen des Kantons Gesetze zu erlassen« 



7) Sckmi in ISOl hM» «ieh ll«pol«OB im tiMrn Üim a««gt> 

•proehtB, tod«ai «r *oft «iiMiB Irdnieh Mage4rilekl«ii 6riiii4priaeif alltr V^r- 
fassongen ausgebend , Mkarfeft Tadal Uber den «tamaligea tiahtillicban Vir- 

fassoogsentwurf der Schweiz erf^os« : „ Uoe constitutiou ne peatitrr 
plus mauvaise que qoand eile ne porte aucniie eupreinte da 
auqaal «U* <te«tioee. Le iloulerait - ou qa« roire proi«! fAt 
fait poar an p»ja ia moataga«? Catt priacipalanaat eatta parlit 
4a la Saitaa, ^ai ai'iataratia; j'abhorra Vidi» da tu raadra aMiavaa 
d'ona . coBttilatiaa qai aatait t»op Carla paar 1« Franca« — Ca aast vat pa> 
tit« eantons setits que j'e^time. II n' y a qo' eax seols qai 
m'emp^c-hent ainsi que les au (res luiissaiices de l'Europe de rout prendra. 
Le reite de la Sui«se est ua pays coiume la Frao^e (?) et qaa fe ne conai- 
dira paiat eanma la T^taMa SaiaM.** 

S) Sehr . loarkwflrdig itt dar Catararf sa aiaar KaatoBal -YerCMsaag für 
daa kaalao Zitrich, dar Ton dca Abftardnataa dar Städte ZMrick and Wia- 
trribur Reiahard, Schweizer and Sulzer) zn Paria aingagabaa warda, abfa> 
druekt ia Marall'a Haiubard 464. 

aianlsaUi Reabt^taMbidN«. II* 23 
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Am 5. Feliriiar 1798 war das Princip der politischen 
Gieicbstelluog der Stadt- und Landbiirger» die 
Erhebung der letztern Kur Regimentsföhigkeit von Seite 
der Stadt anerkannt worden. Auch die Mediationaverfas- 

öun^ wendete dasselbe Princip an. Die gesetzgebende Ge- 
walt und die „Ausübung der Souverainetätsrechte" fiel einem 
Grossen Rathe von 195 Mitgliedern anheim , in wel- 
chem nun Stadt- und X4aadbürger neben einander sasaen mit 
gleichem Rechte. 

Dieser Grosse Rath wird nun folgender Massen ge- 
wählt« Die Bürger des Kantons Zürich , werden in 65 Wahi- 
versammlungen oder Zünfte eingetheilt« Die Stadtbür- 
ger in 13» die Landbürger in 52 Zünfte. Die Stadt- 
zünfte sind eine Erneuerung der alten persönlich ver- 
bundenen WahlzUnfte ohne lokale Beziehung auf einzelne 
Gf^enden der Stadt. Die Laudzünfte dagegen haben 
eine lokale Grundlage, und erstrecken sich immer über 
mehrere Gemeinden. Auf ähnliche Weise waren auch zu 
Horn in der alten Stadtverfassung die Zünfte der Patrizier 
persönliche , die der Plebejer lokale Eintheilungen. In den 
Zünften haben Stimmrecht alle Bürger, welche wenigstens 
ein Jahr lang in dem Gebiete der Zunft gewohnt haben, 
in einem unabhängigen Stande leben, in die MilisroUe ein- 
geschrieben sind, wenn sie weder verheirathet sind noch 
im Wittwenstande leben , ein Alter von wenigstens 30 Jah- 
ren, im entgegen gesetzten Falle ein Alter von wenigstens 
20 Jahren haben, und welche endlich ein Grundeigenthuni 
oder hypothekarische Schuldi'orderung von ÖQQ Schwei- 
zerfrankcu besitzen. 

Jede Zunft hat nun aus ihrer INIitte ein Mitglied de» 
Grossen Rathes zu wählen« Ueberdem bildet sie eine Liste 
von vier Kandidaten aus andern Bezirken, als welchem die 
Zunft angehört, Sie darf aber nicht mehr als drei Kan- 
didaten aus dem nämlichen Bezirke bezeichnen. Aus die- 
sen 260 Kandidaten werden dann durch das Loos 130 Mit- 
glieder des Grossen Rathes bestimmt, welche zusammen mit 
den 65 direct gewählten Gliedern die Behörde vollständig 
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maehen. Znr Wählbarkeit für die Kandidatenliste ist erfor- 
derlich ein Alter von 30 Jahren und Eigenthum an Grund- 
stücken oder hypothesirten Schuldforderungen im Gesamint- 
betrage von 20,000 Schweizerfranken; für die direct ge- 
wählten Mitglieder ein Alter von 25 Jahren und Eigenthum 
an Liegenschaften oder Schuldbriefen im Betrage von dOOO 
Schweizerfranken. 

Man siebt, dem Principe ; nach stehen sich die Stadt-, 
nad Landblivger gleich. Doch ist nicht ausser Apht zu las- 
sen, dass die ganze Einrichtung einer sehr verstärkten 
Repräsentation der Stadtbiirger günstig war« Denn 
nicht bloss waren die städtischen Zünfte bedeutend kleiner 
als die LandzUnfte, sondern Uberdem dienten die Kandida- 
tenlisten vorzüglich dazu, das Augenmerk auf Stadtbürger 
zu lenken; theils well die Zünfte genöthigt wurden , ausser- 
halb ihres Bezirkes zu wählen , somit vorzüglich auf die 
Hauptstadt zu sehen, weil die dortigen Männer ihnen be- 
kannter waren als andere aus andern Bezirken; theils weif 
nur Leate wählbar waren, die ein ziemliches Vermögen be- 
sassen, die Stadt aber natürlich eine grössere Anzahl von. 
wohlhabenden Bürgern hatte, als viel hevölkerlere andere 
Kreise. 

Die Stellen im Grossen Rathc sind zunächst lebensläng- 
lich. Doch ist es den Zünften verstattet , eine Art von 
Gensur auszuüben und einzelne Mitglieder unter gewisseu 
Formen zurückzuberufen. Die directe gewählten Mitglie- 
der können nur von der Zunft, welche sie gewählt hatte, 
die übrigen auch von andern Zünften zurückberufen werden. 

Der Grosse Rath besetzt alle Kantonalämter und Kan- 
tonalstellen , ernennt die Gesandten auf die Tagsatziing und 
ertheflt ihnen die erforderlichen Instruktionen, erlässt die all- 
gemeinen Gesetze und Verordnungen und empfangt über die 
gesammte Staatsverwaltung Rechenschaft. Als Gesetzgeber 
ist er indessen in seinen Bewegungen noch sehr gehemmt. 
Alle Gesetzesanträge nämlich gelien von dem Kleinen Käthe 
aus und der Grosse Rath kann dieselben nur, wie sie aus- 
gearbeitet vorliegen, entweder unbedingt annehmen und zu 
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Gesetzen erheben, oder unbedingt verwerfen. Selbst die 
Niederselzung einer Commission des Grossen Raths kann 
keinen andern Erfolg haben als nähere Prüfung der Frage» 
ob der Antrag anzunehmen oder zu verwerfen sei^. 

An der Spitze der Verwaltung steht ein Kleiner 
Rath von 25 aus der Mitte des Grossen Rathes von die- 
sem je auf eine Amtsdauer von 6 Jahren erwählten Mit- 
gliedern« Oerselbe hat die Initiative für die Gesetzgebung» 
besorgt deren Vollziehung y leitet die Staatsverwaltnng, ur* 
theilt in letzter Instanz Uber alle Verwaltungs- Streitigkei- 
ten, ernennt zu allen Bezirksämtern und Stellen, und legt 
dem Grossen Rathe über alle Zweige der Verwaltung Re- 
chenschaft ab. 

Für die Rechtspflege des Kantons wird ein Appel- 
lationsgericbt oder Obergericht von 13 Mitgliedern 
von dem Grossen Rathe aus seiner Mitte je auf 6. Jahre ge-. 
wählt ^^). Dasselbe urtbeilt in er^er und letzter Instanz über 
alle wichtigeren Kriminalfalle, in letzter Uber mindere Kri- 
minal- und Polizeititlle**), ferner in letzter Instanz Uber 
Civilprozesse» wenn das Streitobject den Betrag von 64 
Schweizerfranken Übersteigt ^^). 

In allen Fallen, wo die Todesstrafe zur Anwendung 
kommen kann , werden den 13 Appellationsrichtern noch 
vier Mitglieder des Kleinen Rathes beigeordnet, welche 
durch das Loos bezeichnet werden. £s entsteht auf solche 
Weise ein eigenthiimliches Malefizgericht. 

Zwei Bürgermeister von dem Grossen Rathe aus 
der Mitte des Kleinen gewählt » führen abwechselnd« jeder 
ein Jahr lang den Vorsitz im Grossen und Kleinen Ratiie» 
Der prasidirende Burgermeister führt den Mamen Amta- 
bur germeister. Der andere Bürgermeister ist dann in- 
zwischen Mitglied und Präsident des Obergerichtes. 



9) Reglement f. d, Gr. R. *. 23. Mai 1803. M. S. I. S. 42. ff. 
lO; Vgl. Keslemeat f. d. Obergenchl v. 27. Mai 1803. M, S. I. S. 69. 
11) GescU betr. die Coinpelenzen d. GerichucttlleB vom 15. Oec. 1803. . 
H. S. I. a. 151. ff. 

IS) Gm«U V. 2$. n«i ia03. H, S. I. S. 63. ff. 
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Für Ehesachen und Pater oitätsfalle besteht ein eigenes 
Ehegericht, von welchem die Appellation an das Ober- 
gericht geht. Dasselbe wird vom Grossen Rathe aus drei 
Mitgliedern des Obergerichts, eioem Supleanten desselben 
und zwei jährlich abwechselodeo in der Stadt «tationirtcD 
Geistlichen bestellt*^). 

Der Kanton ist in fünf Bezirke eingetheilt: 1) Stadt 
Zürich« 2) Bezirk Horgen mit den Zünften a) Stäfa, 
Mänedorf, KUssnach, Hottingen; b) Riehtersehwil, Wä* 
disehwil, Horgen, Thalwil, Wiedikon; c) Knonau, Rif. 
ferschwil, Ottenbach und Birmenstorf. 3) Bezirk Ilster 
mit den Zünften a) Wezikon , Gossau, Eggj Grüningen, 
Wald, Fischenthal, Hinwil; h) Wysslingen, Greiffensee, 
Uster, Pfeffikon, Bärentschwil und Bauroa. 4) Bezirk B Il- 
lach mit den Zünften a) Oberstrass, Dübendorf, Höngg» 
Regentperg, Dällikon, Schöfflistorf und Stadel; bj Illnau, 
Basseratorf» Embrach, Kloten, fiülach und Eglisan* 6) Be- 
zirk Wintert hnr mit den Zünften a) Benken* Martbalen» 
Andelfingen, Flaach» Hettlingcn und 6> Winterthur, Dorli* 
kon, Wiesendaogen, Oberwinterthnr, Elgg, Tnrbenthaly Nef- 
tenbach und Wülflingen 

Die Verwaltung innerhalb der Bezirke wird von je 
einem Bezirksstatthalter, den der Kleine Rath aus 
den Bürgern der betreifenden Bezirke erwählt, besorgt. 
Ihn unterstützen Tür die Unterabtheilungen der Bezirke, 
welche er nicht selbst verwaltet, bestellte Uoterstatt- 
halter» Für den Bezirk Horgen sind nach der obigen 
Vertheilung der Zünfte zwei Unterstatthalter, für die übri- 
gen Landbezirke einer erforderlich. Die Statthalter ernen- 
nen niedere Vollziebungsbeamte für die einzelnen Gemein- 
den aus den Mitgliedern der Gemeinderatbe, besorgen über- 
haupt die Vollziehung der Gesetze innerhalb des Bezirkes, 
üben eine allgemeine Aufsicht aus über die Verwaltung der 



13) Ges«tt T. 27. AUi i863. M. S. I. S. 70. «mI t. 19. D«c. 1803. 
I. S. 146. 

14) G«Mto r. 28. M 1803. M. S. I« «. 7S. t. 
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Gemeinde-, Kirchen-, Schul - und Armengiiter und die Vor- 
mundschaftspfleg;e , eine Oberaufsicht über die Bezirksge- 
richt« , handhaben die Polizei und besorgen die Vorunter» 
suchung und Ueberweisung an die Strafgerichte in Krimi- 
nal- und PoUzeifällen *^). 

In der Folge wurden den Statthaltern und Unterstatt- 
haltem je ftir eine Bezirksabtheilung zwei Beisitzer zuge- 
gegeben, welche vereint mit denselben als Präsidenten das 
sogenannte Waisenamt bildeten und die Stelle einer zweit* 
instnnzlichen Vonmiiidschaftsbehörde erhielten. Die Bei- 
sitzer wurden von dem Kleinen Rathe aus den Bezirken 
gewählt ^^). 

Für jeden der fünf Bezirke besteht ein Bezirksge- 
richt von sieben aus den Bürgern der Bezirke von dem 
Kleinen Rathe je auf 6 Jahre gewählten Mitgliedern, Für 
den Civilprozess nehmen dieselben eine dreifache Stel- 
lung ein» je nach Art und Umfang der Geschäfte: als 
oberste Instanz in Schuldsachen und andern Streitigkeiten^ 
die sich nicht auf Liegenschaften beziehen, wenn das Streit- 
object den Beirag von 64 Schweizerfranken nicht über- 
steigt; b) als zweite und mittlere Instanz für Processe, die 
sich auf Liegenschaften beziehen ; c) als erste Instanz in 
andern Processen um einen höhern Betrag als 64 Schwei- 
zeriranken. Daneben ist das Bezirksgericht auch ein Zucht- 
polizcigericht, und zwar in erster und letzter Instanz 
in Fällen, welishe die zunftgerichtliche Competenz über* 
steigen, und' entweder eine Busse von höchstens 24 Fran- 
ken oder einen höchstens sechstagigen VerhafI nach sieb 
liehen; in erster Instanz ftir derlei Vergehen, welche eine 
grössere Strafe erfordern '^). 

In jeder Landzunft besteht denn ein Zunft gericht 
von fünf von dem Kleinen Rathe gewahlleu Hirlitern. in 
der Stadt, weiche nicht in lokale, sondern in persönliche 



15) GtMta T. 28. Ibi 1803. M. S. I. S. 75. C 

1<) C«Mlx V. 22. Dee. 1903. $. 24. ff. M. 8. I. S. 220. ft 

17) 6«Mii T. 25. M«i iaa3. U. S. I. 8. 63 ff. 
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Zünfte ^etheilt war und selbst einen Bezirk bildete , war 
kein Zunftgericht nöthig. Jene Zunftgericbte , deren Be« 
Setzung wieder dem Kleinen Rathe zusteht, haben diejeni- 
gen Civilprozesse zu beurtbeileo, welche in zweiter 
Instanz vor die Bezirksgerichte gehören» und liherdem 
eine kleine polizeirichterliche Gompetenz, bis auf 
8 Franken Basse und zwei Tage Gefangniss* In letzterer 
Beziehung steht der Stadtrath den Zunflgerichten gleich i^). 

Ueberau ist nuo ein ordentliches Appellationsverfah- 
ren an die Stelle des frühem Zugverfahrens getreten. 

Ein ganz neues Institut ist das der Friedensrichter. 
In jeder Kirchgemeinde soll wenigstens einer sein. Sie 
werden frei von den Kirchgeoieinden selbst aus den zünf- 
tigen Bürgern je auf zwei Jahre gewählt. Alle bürger- 
lichen Streitigkeiten, müssen vorerst vor den Frie- 
densrichter gebracht werden, welcher zwischen den Par- 
teien zu vermitteln und so den Streit zu schlichten sucht. 
Nur wenn eine Partei beharrlich den Rechtsgang fordert» 
überweiset er die Ssche dem competenten Gerichte**). Die- 
ses Institut verdiente und erhielt bald grosse Popularität. 

An der Spitze der einzelnen Gemeinden stehen die G e- 
meinderathe, von jenen selbst gewählt. Zu den Gemeinde- 
versammlungen haben Zutritt alle Bürger der Gemeinde und 
überdem darin niedergelassene Scbweizerbürger , welche 
Grundeigenthum in der Gemeinde haben. Der Gemeinde* 
rath verwaltet das Gemeindegut, in welcher Beziehung 
aber die Nichtbürger keine Stimme haben» ferner die Orts- 
polizei, das Vormundschaftswesen und das Schul« und Ar* 
menwesen 2°). 

Aus den Mitgliedern des Gemeinderathes wählen die 
Statthalter und Unterstatthalter die Gemeindammänner, 
je einen fiir eine Gemeinde, als Voliziebungsbeamlete für 
die Gemeinde ^^). 

18) Geseu r. 3. Juni 1803. M. S. I. S. 59. ff. 

19) Gesetz v. 3. Juui 18Ü3. M. S. I. S. 54. ff. 

20) GeMU T. SS. SUi 1803. 

%i) GtMix r. 2a. Hai 1803. ^ 7. 13. M. 8. I 5. H, 79. 
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$. 4. Die Liquidationsurkunde für die Stadt Zürich. 

Die Stadt Zürich hatte bis zur Revolution von 1798 eine 
£;edoppelte Stellung. Einmal bildete sie eine städtische Cor- 
poration» eine Stadtbiirgerschaft, und zugleich war sie ge- 
geoUb^r' einem äussern Gebiete als Landesherr zu betrach* 
teo. Dieie Doppelstellung trat indessen Üiisserlich keines- 
wegs so hervor, dass die Bürgers.ohaft sich derselben jeder- 
zeit deutlich bewusst war. Vielmehr wurden die Angele» 
genheiten der Stadt als solcher und der Stadt als Landes- 
herrn durchgängig (mit geringen Ausnahmen) von densel- 
ben Personen besorgt, ohne dass man einen Unterschied 
bemerkte , je nachdem sie in der einen oder in der andern 
Stellung bandelten. Es kann daher die Doppelstcllung selbst 
auch nur insofern erkannt werden, als man Rücksicht nimmt 
a) auf die früheren Verhältnisse, nacb welcben die Stadt 
ursprünglich lediglich Stadt gewesen war, und erst in der 
Folge Xandeshoheit,- als etwas hinzukommendes Neues, cv^ 
warb ; 6 ) auf die gleichzeitigen Verhältnisse anderer Städte 
und Gemeinden auch des Kantons Zürich, welche nur die 
eine corporative Stellang hatten; c) auf die spätem Ver- 
hältnisse der Stadt Zürich , inwiefern eine Trennung jener 
zwiefachen Stellung vor sich ging , die Stadt in die Stel* 
lung einer Commune zurück trat und die Landeshoheit auf 
den gesammten Kanton überging. 

Diese Doppelstellung war nun auch von Einfluss auf 
das Vermögen der Stadt Zürich« Dieses Vermögen 
nämlich bildete abgesehen von besonderen Stiftungen und 
einzelnen Ausnahmen — Eine Masse, obne dass in demseU 
ben unterschieden wurde, ob es der Stadt als blosser CSom« 
mune oder als Landesherrn zugehÖre. Die Einkünfte, wel- 
che ihr in der einen oder andern Stellung zuflössen, kamen 
in dieselbe Kasse, und eben so wurden die Ausgaben hin> 
wieder aus dem nämlichen Vermögen bestritten, bezogen 
sie sich auf die Interessen der Stadt oder die Bedürfnisse 
der Landesregierung. 
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Dieser Zustand änderte sieli oan diireli die Revolatioo 

von 1798, welche den souveränen Städteu der Schweiz ihre 
bisherige Landeshoheit entzog und einer helvetischen Na- 
tionalregierung übertrug. Diese Veränderung musste noth- 
wendig auf die Behandlung des Vermögens dieser vormals 
souveränen Städte bedeutend einwirken. Denn die Tren- 
nung der bisherigen £inheit in dem Subjecte des städtisehen 
Vermögens in einen nun Ton der Stadt Terscbiedenen Lan- 
desbcrrn und in eine städtische Commune musste aneh eint 
Theiinng des Objectes» des Vermögens selbst, unter die bei* 
den Subjeete hervorrufen. Aber nach welchen Grundsätieo 
geschah diese Theilung? Das Gesetz vom 3. April 1799 
(Helvet. Ta^blatt II. S. 484 ff.) machte in der That den 
Versuch , hier Heclitsgrundsätze zur Anwendung zu brin- 
gen , wie es sich auch in der Einleitung selber ausspricht : 
»in Erwägung, dass diese Kennzeichen (welche Güter 
Staats- und welche Güter Gemeindegüter seien) nur a|is 
den aligemeinen Grundsätzen der Rechtsgelehrtbeit können 
hergeholt werden.* Die Matur der «Inxelnen Vermögens- 
stucke soll näher untersucht und je nach der Form ihres 
Erwerbes und ihrer Bestimmung dieselben entweder fär 
- Nationalgut erklärt oder als Gemeindegut behandelt wer- 
den. Dieses Gesetz , dessen Tendenz im Ganzen unver- 
werflich ist, wenn auch die einzelnen Bestimmungen nicht 
gerade immer das Rechte treffen , kam indessen nie zum 
Vollzug. Die Schwierigkeit einer gehörigen Ausscheidung 
und Theilung dauerte fort , bis Napoieon» der als Vermitt- 
ler der Schweiz eine neue Verfassung gah und den innem 
Frieden herstellte» auch diesen Punkt zn erledigen un- 
ternahm. 

Die Bestimmungen des Vermittlers über die Liqnidatioa 
der helvetischen Nationalschulden und die Gestaltung eines 

eigenthlimlichcn städtischen Vermögens im Gegensatze zu 
dem Staats- und Kantonal - Vermögen bilden einen integri- 
renden Best^indtheil der Mediationsacte vom 19. Hornung 
1803. Napoleon setzte eine mit ausserordentlichen Voll- 
machten ausgerüstete Kommission, die sogenannte .Liqui- 
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dations-Kommission, nieder, und gab ihr den Auf- 
trag, die helvetische INationalschuld zu liquidiren, den Städ- 
ten (d. h. den vormals souveränen Städten) ein vcrhaltniss- 
massiges Einkommen zu verschatfen und ein städtisches geson- 
dertes Vermögen wieder zu errichten, endlich das übrige Ver> 
mögen dem Kantone als Kantonal -Vermögen zuzuweisen^')« 

Diesen Auftragen willfahrend erliess die Liqiiidatioiis» 
Kommission am 1« September 1803 auch eine Liquidations» 
Urkunde für die Stadt Zürich , und wies derselben an der 
gemeinen Vermögensmasse ein eigenthümlieh städtisches 
Vermögen zu. Das ganze übrige, früherhin geroeine Ver- 
mögen wurde sodann Kautonalgut des Kantons Zürich. 

Diese Ausscheidung und Theilung zwischen Kanton und 
Stadt in das Vermögen der vormaligen souveränen Stadt 
Zürich muss nun aber aus einem ganz andern Gesichts- 
punkte aufgefasst werden » als die Theilung, welche durch 
das helvetische Gesetz von 1799 angeordnet, aber nicht 
^vollzogen worden war. Während dieses nämlich die ver- 
schiedenen Bestandtheile, den staatlichen und den städtischen, 
nach Rechts grundsätzen zu sondern gebot» so hielt 
sich dagegen Napoleon keineswegs an den rechtlichen Ge- 
sichtspunkt, sondern ordnete die Theilung an nach Gründen • 
äusserer Zweckmässigkeit und des Bedürfnisses. 
Und in dem nämlichen Sinne vollzog denn auch die Liqui- 
dations- Kommission die TUciiiUig ^^). 

f. 5. Die Bundesverfassung der Mediation. 

Auf kantonaler Grundlage erhob sich nun die beschränkte 
Bundesgewalt ' ganz im Greiste des Föderalismus, den 
Napokoo allein Tür diie Schweiz gemäss hielt« Die neun- 
seho Kantone gewälirlcisteB sich gegenseitig ihre Verfas- 



22) darüber Gutachten der Jaristen - Pocultät in TUbiDgen Uber 
4m BMTfM-fiit TM B«ro 8. und GuUchten der Juristea - Faciillät zu Zürich 
» 4tffMlbMi Sach« §. 4. 

23) V«r§l. Rtditigsuehte» Ub*r di« BuaawjcktMa^ für 4it SUSI Za> 
tkh. KSI. 
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«ung, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Unabhängigkeit sowohl 
gegen auswärtige Machte als gegen Angriffe eines Kantons 
oder einer Partei. Zu diesem Behuf liefern die einzelnen 
Kantone Truppen und Geldbeiträge nach einem bestimmten 
Verbäitoisse. Separatbündnisse unter einzelnen Kantonen 
oder einzelner Kantone mit dem Auelande sind untersagt* 

Auf der Tagsat snog sind alle Kantone darch Abge- 
sandte repräsenttrt. Die Abgeordneten der grössem Kan- 
tone mit mehr als 100,000 Einwohnern (Bern, Zürich, 
Waadt, St. Gallen, Aargau und Graubündten) haben jeder 
eine Doppel-, die übrigen nur eine einfache Standesstiuime. 
Diese Abgeordneten stimineu nach Instructionen. Nur wenn 
die Tagsatzung sich in einen Gerichtshof verwandelt, um 
Streitigkeiten unter den Kantonen zu entscheiden, so hat 
jeder Gesandter nur eine Stimme, und ist an keine Instrue* 
tion gebunden» 

Der Gang der Berathnng war somit ein schwerfälliger» 
und nicht leicht waren gemeinsame BeschlSese zn lassen; 
aber gerade darin fanden die Kantone Beruhigung für ihre 
Kantonal «Souveränität, und zugleich war der Binfluss des 
Auslandes eben desshalb weniger dringlich und gefährlich. 

IN ach Aussen hin erscheint die Schweiz eher als Ein 
Staat; im Innern mehr als eine Reihe vou Staaten. Krieg, 
Frieden, Bündnisse, Handelsverträge und Kapitulationen mit 
fremden Staaten können nur von der Tagsatzung mit einer ' 
Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen, nie aber von 
einzelnen Kantonen fiir sich beschlossen werden. Der ireie 
Verkehr im Innern, insoweit er nicht mit bereits vorhan- 
denen Zöllen und Gebühren belegt war, nnd das Recht 
freiei^ Niederlassung der Schweizer in allen Kantonen sind 
gewährleistet. Rebellische Regierungen und gesetzgebende 
Körper richtet ein aus den Präsidenten der Kriminalgericbte 
der unbetheiligtcn Kantone zusammen gesetztes Gericht ^^). 

Sechs Direktorial-Kanton e, von Wapoleon absicht- 
lich aus den alten Kantonen gewählt, wechseln alljährlich > 



34) Varfl. smImb AMb im L. Kaak«'« fum, ZailMh. Bd. B. S. 114^ 
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unter sich als Sitz der Bundesregierung, nämlich: Frey- 
burg, Bern, Solotburn, Basel, Zürich und Lu- 
zern. Sie sollen der ßundcsgewalt einige Kraft geben. Der 
Schultheiss oder Bürgermeister des jeweiligen Direktorial- 
Kantons ist zugleich Landaromann der Schweiz und 
in dieser Eigenschaft Repräsentant der Schweiz gegenüber 
den fremden Gesandten, und Prandent der Xagtatziing. Er 
hat die VoUziehungegewalt im Namen des Bundes anezn« 
üben« Seine Befugnisse sind nicht seharf begränzt ; doeh 
konnten, sie, wenn ein starker Charakter die Stelle beklei* 
dete, ziemlich weit reichen. Kraft gab ihm besonders das 
Ansehen des Kaisers, wo er sich an dessen Macht aoleh- 
neu konnte und wollte. 

Von bedeutendem Einflüsse noch sind die Stellen der 
böbern Kanzleibeamteten, . des eidgenössischen Kanzlers 
und Staatsscbreiber s. Beide werden zwar nur je auf 
zwei Jabre gewählt, aber da sie wieder bestätigt werden 
kihinen in ihrer Stellung» so haben diese Aemter eine fak- 
tische Neigung zur Dauer* Während nun die Direktorial- 
Kantone jä'hrlieh wechseln und die Landammähner mit ihnen, 
so sind sie die einzigen Personen, welche' fortwährend mit 
allen eidgenössischen Geschäften vertraut bleiben und einen 
siebern Gescbäftsuber blick haben. 

f. 6» Die Züreheris.ehe StaatsverfassuDg vom 

Jahr^ 1S14. 

I 

Die Mediationsverilusung konnte sich in ihrer forroelleii 
Geltung nicht erhalten,. ab die Macht ihres Schöpfers und 
Beschützers gebrochen war« Sie war ein einseitiges fran* 
zllsisches Werk. Europa, das Frankreich bekriegte, konnte 
es nicht dulden , dass der französische Einfluss in der neu* 
traten Schweiz durch die von Frankreich gegebene Ver- 
fassung auf bleibende Herrschaft Anspruch mache. Die in- 
zwischen niedergedrückten Ansprüche der Vorzeit regten 
sich überall wieder und fanden in der geistigen Bewegung 
der Zeit einige Unterstützung. . Eine sehr starke. Partei im 
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der Schweiz, die fast in allen Kantonen Anlianger zählte, 
wollte den ganzen Zustand seit der schweizerischen Revo- 
lution von 1798 als einen illegalen bei Seite setzen und alle 
Veränderungen wieder anknüpfen an den Zustand des acht- 
sehnteo Jahrhunderts. Dieser Tendenz zu widerstehen» die 
wahren zeitgemässen Fortschritte der Zwischenzeit zn ret- 
ten» und die einmal gewonnenen Resultate der fHihero Er« 
schttttemngen festzuhalten, das war die Aufgabe erleuch- 
teter Staatsmänner« Und man darf es wohl sagen» Zürich 
hat man es — nächst den Mächten ~ Tornämlieh zu ver- 
danken, dass die Contre- Revolution unterblieben ist, und 
die Restaurationszeit die wesentlichsten Ergebnisse der Me- 
diationsverfassung doch beibehalten hat. Damit sind aber 
der Schweiz grosse innere Kämpfe erspart und eine lange 
Zeit des Friedens möglich gemacht worden. 

Auch die Kantonal Verfassung des Kantons Zürich vom 
Ii« Juni 1814 ist durchgängig in einem gemässigten Sinne 
bearbeitet worden« Wenn wir sie mit der Kantonalverfaa* 
sung während der Mediation Tergleichen» so finden wir in 
Einem Verhältnisse, hauptsächlich in dem der Repräsenta* 
tion von Stadt undLandim Grossen Rathe, eine etwel- 
che Hinneigung zu den frühem Zuständen vor 1798, in 
mehrern Punkten aber wahre zeitgemässe Fortschritte und 
in weit den meisten übrigen Fortdauer der Mediationseio- 
richtungen. 

Der Kanton Zürich wurde nun in eilf Amtsbezirke 
getheilt» welche zum Xheil mit den Uoterabtheilungen der 
Iriihem Bezirke zusammen fallen« Die Eintheilung in 62 
Land- und 13 StadtzBnfle blieb fortbestehen» das Stimm- 
recht der Bürger in den zu jeder Zunft gehörigen Ge- 
meinden aber wurde ausgedehnt, indem jede Beschränkung 
durch einen Census wegfiel. Ob darin eine Verbesserung 
lag, darüber kann man leicht verschieden urtheilen, aber 
dass dadurch eine starke Erweiterung des demokra- 
tischen Elementes begründet wurde» kann Niemandem 
zweifelhaft sein. Es genügte somit, um das Stimmrecht 
ausznttbea» die einfache bürgerliche Volljährigkeit und das 
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Bürgerrecht inoerbalb der Zunft ^Ausgeschlossen biiebea 
iadiMsen noch die, welche „in Kost und Lohn" eines an- 
dern standen. 

Die politische und bürj^erliche Rechtsgleich- 
heit, soweit nicht die Verfassung selbst Ausnahmen fest- 
stellte , wurde ausdrücklich anerkannt. 

Der Grosse Rath von 2l2 Mitgliedern „ist die höchste 
Gewalt." In seiner Komposition nun suchte die Stadt wie- 
der ein Uebergewipht zu erhalten. Die Stellen werden toi- 
gender Massen besetzt: 

26 Mitglieder werden von den 13 Zünften der Stadt 
5 „ n n Wintertbur 

„ n n übr« bi LandzUnften erwählt. 

Zu diesen 82 direkte gewählten Mitgliedern kommen 
nun noch IGO indirekte , durch den Grossen Rath selbst 
gewählte Mitglieder. Zu diesem Behuf wird ein Vorschlags- 
kollegium von 5 Gliedern des Kleinen und 10 Gliedern 
des Grossen Rathes gebildet, .welches je für 5 vakante Stel- 
len einen Gesammtvorschiag von 15 Kandidaten macht. 
Aus diesen id Kandidaten werden dann durch geheimes 
absolutes Stimmenmehr 5 Mitglieder des Grossen Rathes 
¥on diesem bezeichnet.« Einer von den fünf soll ein 
LandbUrger sein: eine. Verfassungsbestimmong , wel- 
che dann in der Praxis so ausgelegt wurde, als ob es 
hiesse: yier von den fünfsollen Stadtbürger sein« Zur 
Wählbarkeit ist erforderlich : Antritt des dreissigsten Allers- 
jahres und ein Vermögen von wenigstens 10,000 Schwei- 
zerfranken. Die Amtszeit dauert sechs Jahre, die austre- 
tenden Mitglieder sind aber immer wieder wähU>ar. INur 
die Mitglieder des Regierungirathes und Obergerichtes fal- 
len als Grossrätbe nicht in die £rneuerungswahl. 

Kleiner Rath und Obergericht blieben im We- 
sentlichen unTcrändert; jener an der Spitze der gesammten 
Verwaltung, dieses als höchster Gerichtshof. Audi die 
Stellung der Bürgermeister verblieb dieselbe. Aber aus 
der Mitte des Kleinen Rathes erhob sich Tür alle diplo- 
matischen Geschalte eiu Staatsrath, worin die beideu 
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BUrgermebter und fünf ?on dem Grossen Rathe gewählte 
Mitglieder des Kleinen Rathes Sitz und Stimme hatten« Der 
Staatsrath hatte besonders in eidgenössischer Beziehung eine 
bedeutende Stellung^. Zwar war er dem Kleinen Rathe uo- 

tergeordnet, halte aber doch, namentlich in allen dringen- 
den Fallen, freie Hand, von sich aus Massregeln zu tref- 
fen im Interesse der inoern und äussern Sicherheit des 
Staates. 

An der Spitze jedes Amtsbezirkes stand ein von dem 
Kleinen Rathe aus allen Bürgern des Kantons frei gewähl* 
ter Oberamtmann, sowohl mit adnunistrativer, als mit 
richterlieher Gewalt ausgerüstet. Er präsidirte das Ober- 
waisenamt und das Amtsgericht« Für jeden Bezirk 
gab es nun ein eigenes Amtsgericht, dessen* Mitglieder von 
dem Kleinen Ilathc aus den Bürgern des Amtsbezirkes ge- 
wählt wurden. Das Institut dieser Oberamtsinauner, welche 

die Gewalt der irubern Statthalter und Geric|itspräsidea- 
ten vereinigten, war gewiss ein gutes. Und wäre die Re- 
gierung immer gleich sorgfältig bei der Wahl derselben 
Terfahren, so hätte dasselbe auch längern Bestand gehabt. 

Die Zanftgerichte wurden aufgehoben, die Frie- 
densrichter dagegen erhielten sieh. 

Noch wälircud dieser Restaurationsperiode veränderte 
sich das Verhältniss des Grossen Rathes zum Kleinen Rathe 
wesentlich. Jener war, wie zur Mediationszeit, in seiner 
gesetzgebenden Thätigkeit sehr gehemmt. Namentlich konnte 
er die Anträge des Kleinen Rathes nur entweder annehmen 
oder verwerfen. Jetzt wurde . ihm die Möglichkeit der 
Abänderung eingeräumt. Eben so erhielt er in anderer 
Hinsicht eine höhere und freiere Stellung gegenüber der 
Regierung") f so dass der Ausspruch der Verfassung: er 
sei die höchste Gewalt im Staate , anfing zur Wahrheit zu 
werden. 



85) lUfltmeot vom 18. Horauns 1S3U. H. S. IV. S. Sl. £. 
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S. 7. Die BnndesTerfattniig Tom Jahre iSiS. 

Die Vereinbarung über eine neue BundecTerfaHung war 
ein äusserst schwieriges Werk« Die Eidgenossenschaft war 
in zwei Richtungen gespaltet. Die einen Kantone wollten 
zuerst den ursprünglichen Zustand herstellen. Bern war 

an ihrer Spitze, und eine besondere Versammlung von acht 
alten Orten zu Luzern arbeitete in diesem Sinre. Auf der 
andern Seite stand Zürich fest, mit den sä'mmtlichen für 
ihre Existenz besorgten neuen und einigen alten Kantouen. 
Diese wollten nur auf Grundlage des mediatioosmässigcn 
Zfistandes unterhandeln. Die Mächte, von einem höhern 
europäischen Gesichtspunkte ausgehend und über den Par* 
teien stehend , machten ihren Einfluss mehr im Sinne der 
seitherigen, historischen Entwicklung geltend, und Hessen 
die Plane fiir Herstellung untergegangener Zustände nicht 
aufkommen ^^). Ohne sie und die nÖthigenden europäischen 
Verhältnisse wäre der Bund entweder überall nicht zu 
Stande gekommen oder noch schlechter geworden. Im All- 
gemeinen ist das Urtheil darüber richtig, die Bundesgewalt 
in ihm sei stärker als die der alten Bünde, und schwächer 
als die der Mediation. Die ganze Zeitrichtung in der 
Schweiz ging damals auf Feststellung der kantonalen 
Interessen, selbst in den neuen Kantonen. Wie hätte 
man unter . solchen Voraussetzungen an Verstärkong der 
Centralgewalt denken können? 

Auf der Tagsatzung hat jetzt jeder der XXII Kan* 
tone nur Eine Stimme, der grösste wie der kleinste. Die 
Gesandten stimmen wie früher nach der Instruktion der 
Stände. An die Stelle der sechs Direktorial -Kantone tre- 
ten nun die Vororte Zürich, Bern und Luzern, 
je zwei Jahre nach einander die Leitung der Bundesange- 



26) Vergl. darUbtr neiaep Aibati: Dtr achwcisar. Baad Tom 7. Amg, 
1815 in L. Raokt's polit. Zeitaeh. B. II. S. 128. ff. und btsonden Mm- 
ralt's R«iali«rdt der rtel« ut— AnfscUttsM llbw ditM VtrkälteiMt 
•rUitilt. 
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legenheiten besorgend« Für auMerordeotlicIie Zeiten kann 
dem Vorort ein Rath Ton eiUgenössisehen Repraten- 

tanten beigegeben werden, welche nach einer Kebrord- 
nuog je von mehrern Kantonen zusammen gewählt und Ton 
der Tagsalzung instruirt werden. Der jeweilige Amtsbür- 
germeister oder Schultheiss des Vorortes ist Präsident 
des Vorortes und der Tagsatzung, hat aber nicht mehr die. 
sclbetandige Stellung und Gewalt» welche der Landam« 
mann der Mediation befeeeen hatte. Die eidgenöeeiache 
Kanzlei ging wieder in die neue VerfiMaung Uber» fast 
das einzige stetige Element der Bundesgewalt« 

Streitigkeiten unter den Kantonen werden in alter Form 
durch eidgenössische Schiedsrichter ans andern Kantonen' 
ausgetragen. Betrifft der Streit einen Punkt, der durch 
den Bund selbst gewährleistet ist, so steht der Tagsatzung 
der Entscheid zu. 

Die Kantone gewährleisten sich ihr Gebiet und ihre Ver* 
fassungen gegenseitig. Separatbündnisse einzelner Kantone 
■Hier aicii oder mit dem Auslande bleiben untersagt. Für 
KriegserUä'mngeny Friedensschlüsse oder Bündnisse mit aus- 
wärtigen Staaten bedarf es drei Viertheile der Kantoosstim« 
men auf der Tagsatzung, fUr anderweitige Beschiiisso ge- 
nügt die absolute Mehrheit der sämmtlicben Kantone. Die 
Gesandten der Schweiz und die höhern Officiere des Bun- 
desheeres werden von der Tagsatzung gewählt. Sie ver- 
Tiigt über die Aufstellung der Armee. Ueber das Verkehrs- 
und Zollwesen behält sie eine gewisse Competenz* 

Der Detail der Bundesverfassung ist noch wenig aus- 
gearbeitet. Vom Jahre i815 bis 1830 geschah wenig» in« 
dem man der Ruhe und l^antonalen Bestrebungen sich hin- 
gab. Ifaeh dem Jahr 1830 londerten die Innern Bewegun- 
gen und Parteikämpfe jede natnrgemässe Entwicklung^ von 
Innen heraus ^^), 



27) Versal, darüber m einen Aufsatz: D«r schweizerisch« Bm4 MÜ ISSS 
iaIyAankes poUlisdicr Zetttdinft. Bi. II. 8. 53S ff. 

■ImiMUi Uwl^McMcfcte. & 24 
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$. 8. Die Staats ve;rfassang des Kantons Zürich 

Vom Jahr 1831. ' 

Ohne die französische und belgische Revolution wäre 
es bei uns nicht zu einer Umwälzung gekommen. Die Uebel- 
stände -waren lan^e nicht gross genug, um von sich aus zu 
gewaltsamer Umänderung zu stimmen. Und die Möglich- 
keit durch Reformen allinäUg die nöthigen Vcränderun« 
gea einzuiubreoy war bereits erprobt. Aber die Vorgänge 
in Frankreich ond Belgien hatten ihre Nachwirkungen aneb 
in der Schweiz«' 

Am meisten Stoff i^ur Unzufriedenheit enthielt das Ver* 
hältniss zwischen Stadt und Landschaft in sich. Die ver- 
hältnissmässig zu überwiegende Repräsentation der Stadt- 
bürger im Grossen Rathe nach der Verfassung von 1814, 
die Bevorzugung derselben auch für andere Staatsstelien 
stimmte nicht tusammen mit den erhöhten Kräften und der 
stets wachsenden Bedeutung der Landschaft. 

In der Stadt selbst bildete sichr von den Bürgern aus 
eine Opposition gegen die gmndsatzlose Behandlung der 
Geschäfte ron Seite der Regierung« Diese Tcrlor einige 
der kräftigsten Mitglieder durch Tod und Unglück, und die 
Kräfte der Zurückbleibenden nahmen ab, verglichen mit den 
Kräften der heranwachsenden Generation. 

Diese Elemente wirkten besonders ein , als erst durch die 
Presse, dann durch Verbindungen von Grossräthen, zuletzt 
durch die entscheidende grosse Volksversammlung zu Uster 
am 22. Nor» 1830 über die bisherige Verfassung der Stab 
gebrochen wurde« Der Grosse Rath wich der Bewegung» 
vntsprach den Begehren und dankte ab , um durch einen neu 
zu zwei Drittheilen aua der Landschaft und einem Drittheil 
aus ^er Stadt gewählten Grossen Rath die neue Staatsrer-» 
fassun^ bearbeiten zu lassen. 

In mehrern Beziehungen unterscheidet sich diese Ver- 
fassung sehr von den frühern der Mediation und Restaura* 
tion, nicht bloss dem Inhalte, sondern auch der Form nach. 
Man sieht deutlich, dass Männer von wissenschaftlicher 
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AuabUdang daran gtarbeitel haben : daa Ganse iai bei wei- 
tem syatematiacbar geordnet , die veracbiedenen Begriffe ge- 
nauer aua einander gehalten, die Sprache «orgfaltiger, aU 
in frühem iHinliehen Arbeiten. 'Wie die andern modernen 

Verfassungen, so enthalt auch diese eine Uebersicht des gan- 
zen Staatsorganismus. Alle Beamtungen von den Kantonal- 
•teilen bis zu den Gemeindsbehörden herunter sind berück- 
sichtigt, ihre Competenzen bezeichnet. An der Spitze ste- 
hen allgemeine Grundsätze, doch schon etwas praktischer 
gehalten, als die Deciarationen der Menschenrechte wäh- 
rend der franstfaiiehen Rerolution. » Dahin gehören die Be- 
atimmungen Uber Gleiobheit der staatsbürgerlichen Rechte 
ailer KantonabUrger, Uber Gewährleistung der evangelisch, 
reformirten Landesreligton in Verbindung mit der Glaubens- 
freiheit, über Pressfreiheit, Petilionsrecht, Freiheit des Han- 
dels und der Gewerbe, Freizügigkeit, Sicberstellung der 
persönlichen Freiheit gci^^en wilkiihrliche Verhaftung, Tren- 
nung der Gewalten, Schutz der Beamteten gegen Entsetzung, 
Oeffentlichkeit der Rechtspflege, Abschaffung der Peinlich- 
keit, Unverletzlichkeit des Eigenthums und Entschädigung 
für notfawendige Abtretung desselben, Loskauf der Zehnlen 
und Grundzinse, Besoldungs;iresen, .Stenern, MiUtürpflichl 
lUid Unteericbtsweaen* 

Mit besonderer Vorliebe wurde die Treonun-g der 
Gewalten durchgeführt und namentlich die Unabhnngig- 
keit der r i ch te r I i che n Gewalt festgestellt. Vielleicht 
ging man dabei zu weit in der Schwächung der eigentlichen 
Administrativgewalt, und dehnte die Befugnisse der 
Gerichte sowohl als in einzelnen Beziehungen auch des 
Grossen Rathea last über Gebühr aus. Derlei Sohwankun- 
gcB sind indessen unvermeidUoh und werden noch lange fort- 
dauern, bb der reohte Schwerpunkt dnreb die Erfahmng 
des Lebena gefiinden aein wird« 

«Die Ausübung der b6ehsten Gewalt ist einem Grossen 
Rathe von 212 Mitgliedern Ubertragen. Ihm steht die Ge- 
setzgebung und die Oberaufsicht über die Landesverwal- 
tuog zu. Er ist der Stellvertreter des Kantons nach aussen." 
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Mach der VerfaMung Ton 1831 wurde dir^Chroüe Rath 
fdlgender Matsen siuammeiigesetzt; 
60 Mitglieder wurden voo den 13 StadtzÜnfleD gewählt 
5 M » Wintertbor 

51. „ n n Übrigen 51 Landzünften aus 

ihrer Mitte 

S2 „ „ ' .„ den 52 LandzüDften nach freier 

Auswahl in oder auiser ihrer 
Mitte» jedoch nur a«8 Landhlir.- 
gem 

11 ^ M V 10 grössem Landsilnflen ans den 

siiniUgen LandbOrgero 
33 » 9 vom Grossen Rathe seihst 11 ans der 

a 

Stadt und 22 von der Landschaft. 

212 Mitglieder. 

Die Amtszeit der Mitglieder des Grossen Ratbes ist auf 
vier Jahre gesetzt mit Wiederwählbarkeit. 

Durch ein Verfassungsgesetz vom 19. Christmonat 1S37 
wurde sodann die Repräsentation im Grossen Rathe ganz 
nac& dem Princip der Kopfzahl geregelt» ohne Unter* 
sehied zwischen Stadt und Land» und die Zahl der indirefc* 
ten Wahlen beschränkt* 

Der ganze Kanton, die Hauptstadt inbcgriffiBn» wurde 
in 51 Kreisversammlungen, statt der bisherigen Zünfte» ge- 
theilt. Jede Kreis versaramhing hat nuo aui eine Bevölke- 
rung von 1200 Seeleu Ein Mitglied des Grossen Rathes aus 
allen wahlfähigen KantonsbUrgern zu ernennen, der Grosse 
Rath selbst je auf 20,000 Seelen Ein Mitglied. Nach der 
Volkszählung von 1836 hesteht der Grosse Rath aus 192 
directe und 12 indtrecte gewählten Mitgliedern. Je zu vier 
Jahren um tritt dieser ganze Grosse Rath auf einmal ans* 
Vorher schon waren die Wahlzttnfte der Landschaft . nur 
eine ördiche Abtheiluog , ohne Verbindung der Zunftgenoe* 
sen unter sich zu einer politischen Person* Die neueste 
Verfassung trieb nun die nach mathematischen Regeln 
geordnete Bestellung der Repräsentation auf die Spitze, so 
dass alle Rücksichten auf besondere Interessen, orga- 



uiyiu^L-ü Ly Google 



IM« 8U«UTeifitiMmc dM KAntons ZUstkk fon Jakn iSSi. 373 

nische Gliederung und Geschichte vor der Einen 
Beachtung der einfachen Kopfzahl weichen mussten. 

Der Grosse Rath übt nunmehr das Recht der Gesetz- 
gebung unbeschränkt aiw« Nur Verfastoagsge setze 
btdiirfen noch der Zustimmung der Bürger in* den Ge* 
mein den* Im Uebrigen ift er meht gehemmt dmreh die 
Initiative des- Rcgieningtrathes« Vielmehr geben Motionen 
der einzelnen Mitglieder oder selbst Petitionen Ton PriTa- 
ten ihm Gelegenheit, gesetzgeberiseh einzufcfareiten. Dass 
diese Leichtigkeit, Gesetze zu erlassen, abzuändern, aufzu- 
heben, wieder ihre sehr nachtheiligen Folgen habe, hat uns 
die Erfahrung der letzten Jahre gelehrt; und es wäre ge- 
wiss nicht ausser der Zeit auf Mittel zu denken , um Ueber- 
cilnngen und Verkehrtheiten besser zu verhindern. Vermöge 
seiner Oberaufsicht nimmt der Grosse Rath Einsicht von 
dem Znstande des Staatsgutes » bestimmt den jährliehen Vor- 
anschlag der Einnahmen und Ausgaben, prüft und geneh* 
roigt die Staatsreehnung und kann über alle Theile der Lan- 
desverwaltung Berieht einfordern. Wegen Verletzung der 
Verfassung, Gesetze oder Amtspflichten erlässt er an den 
Regierungsrath und an das Obergericht Mahnungen für die 
Zukunft, oder setzt die Mitglieder dieser Behörden vor dem 
Grossen Rathe in Anklagezustand: eine Bestimmung, welche 
indessen wenig reale Bedeutung zu haben scheint. Ihm steht 
das Begnadigungsrecht zu bei Todesurtheilen. Er ertbeilt 
die Instruktionen auf die Tagsatzung und sehliesst Verträge 
mit andern Ständen oder Staaten ab« Er wählt seinen Pirä« 
aidenten und ViceprSsidenten je auf ein Jahr» ferner die 
Bfitglieder des Regierungsrathes und des Obergerichtes in 
oder ausser seiner Mitte , nebst ihren Präsidenten ; er be* 
stellt das Criminalgericht , das Kantonalverhöramt auf Vor- 
sclag des Criminalgcrichtes und die Staatsanwaltschaft auf 
Vorschlag des Regierungsrathes; er ernennt denAnlistes der 
Züricherischen Kirche und die Mitglieder des Kirchenrathes 
theilweise auf Vorschlag der Synode der Geistlichkeit , fer- 
ner die Mitglieder des Erziebungsrathes. Seine Verband- 
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lungen sind öffentlich. Die Mitglieder stimmen nicht nach 
Instruktionen, sondern nach freier Ueberzeugung. 

Die oberste Verwaltungsbehörde ^es Kantons ist ein 
Re^terungsrath von 19 Mitgliedern, je auf eine Amt!- 
Jauer von «echt Jahren g^wahlty »il drittelweiser £nici«e» 
r%mg zo zwei Jahreo nmu An seiner Spitze stehen zwei 
Börgiermeistev» jeder ein Jahr lang den Vorsitz iniRc«' 
gierungsrathe einnehmend. Der Staatsanwalt verfolgt die 
Verbrecher von Amts wegen im Namen des Staates vor den 
Gerichten und sor^t für die Vollziehung des Strafurtheils. 

Die oberste Gerichtsbehörde des Kanlons ist ein Ober- 
gericht von 11 Mitgliedern, je auf sechs Jahre gewählt, 
mit drittel weiser Erneuerung, Zwei Präsidenten, aus 
dem Gerichte von dem Grossen Rathe bezeichnet» wechseln 
alljäbrlteh im Vorsitz« 

Für Gönf liefe zwischen der richterlichen und der voIU 
siehenden Gewalt entscheidet eine für jeden einzelnen Fall 
zu bildende Commission. 

Als erste Instanz ftlr Criminalfalle besteht ein Crimi- 
nalgericht, von fünf wieder auf je sechs Jahre erwähl- 
ten Richtern. 

Der Kanton ist in eilf Bezirke getheilt, wie nach der 
frühem Verfassung. Aber auch hier sind nun die richterliehe 
und vollziehende Gewalt scharf getrennt. Diese steht einem 
Statthalter zu, entweder ansschliessltch oder in Verbia* 
dang mit zwei bis vier Bezirksrätben« Der Statthalter 
« wird von dem Regierungsrathe auf sechs Jahre gewählt aus 
einem Dreiervorschlage jeder Bezirksversammlung, welcho 
hinwieder aus 200 Wahlmännern des Bezirkes besteht. Die 
Bezirksräthe werden von dieser allein gewählt. Der Be» 
zirksrath tritt an die Stelle des frühem OberAvaisenarates, 
und ist erste Instanz in Vcrwaltungsstreitigkeiten. Die eigeot* 
liehe Vollziehung steht dem Statthalter allein zu. 

In jedem Bezirke besteht ein Bezirksgericht von fiinf 
bis sieben Richtern» den Präsidenten inbegriffen, ebenfalls 
von der Bezirksversammlung je auf sechs Jahre gewählt* 
Das Ehe geriebt ist aufgehoben und die Ehesaehen und 



uiyuu.cd by Google 



». Die RechtHoelten. 376 

Paternitätsfalle werden in erster Iiutanz von den Bezirks» 
gerichten beurtbeilt. 

Als erste Instanz in geringem Civil- und Polizeiiallen 
und in Civilsacheii ist die EinrichtoDg der ZoBftgeriekti 
fdr jede Kreisversammlnng erneuert. 

Bezirkskirchen- nndBesirktsehnlpflegen beauf» 
sichtigen die kirehfichen and Schnlaogelegeohettea des Be* 
sirkee« 

Die politischen Gemeinden s<immt ihren Abthei* 
lungen der Ci vilgemeinden werden von den Kirch- 
und Schul gemeinden unterschieden. Jene wählen die 
Gemeindrathe zum Behuf der Vorberathung und VoiU 
siebung der Gemeindebescblüsse, der Verwaltung der Ge* 
meindegüter, der Ortspolizei, der erstinstanzlichen Waisen- 
pflege* Für die yollzieheade Gewalt in der Gemeinde wird 
ein Gen eindam mann ane dem Zweiervorschlage der 
Gemeinde durch den Bezirktnith ernennt« Jede Kirchge- 
meinde hat einen Stillstand» bestehend aus dem von der 
Gemeinde auf Lebenszeit aus einem Dreiervorsehlage des 
Kirchenrathes gewählten Pfarrer, dem Gemeindammann, 
Gemeindsprasidenten und wenigstens 4 Stillständern für die 
Verwaltung des Kirchen^utes und die Armenbesorgung. 
Eben so bat jede Scbulgemeinde wieder ihre besondere 
Schulpflege, bestehend aus dem Pfarrer und wenig- 
stens 4 Schulpflegern liir die Verwaltung des Schulgutes 
und. die Beaafsichtigung des Schulwesens. Die neue Ver- 
lassung erhielt bei der Abstimmung der Bürger in den Ge- 
meinden am iO. Märs I83i 40,503 annehmende und 1721 
Terwerfende Stimmen« 

|. 9. Die Reehtsquellea. 

Die Gesetzgebung war in dieser neuern Zeit sehr 
thättg« Während der Revolutionszeit verdrängte rasch ein 
System das andere, und jedes wollte schnell Einrichtungett 
schaffen und Spuren seiner Herrsehalt zurück lassen. Etwas 
HMSsiger war der gesctzgdierische Eifer geworden zur Me- 
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diatioDSzeit. Langsam schritt die Gesetzgebung vorwärts 
während der Restauration. Auch in dieser Richtung ruhte 
man aus von friiliern Anstrengungen, Neuen Schwung er- 
liielt die gesetzgeberische Xbätigkeit durch die Bewegung 
des Jahres 1830. Mit ungemeinem Fleisse und allerdings 
auch mit grösserer Geschioklkhkeit wurden fast alle Rioh* 
tungea des Staatslebens gesetzgeberisch bearbeitet, Zo grosse 
Eilfertigkeit im Schaffen und Aendera und öfter auch Ein* 
seitigkeit in der Richtung lässt sich indessen nicht in Ab-> 
rede stellen. 

Das Privatrecht selbst wurde indessen nur wenig und 
nur theilweise durch die Gesetzgebung fortgebildet. Noch 
immer bilden das Stadt- und Landrecht und das Zürche- 
rische Erbrecht sanirot den Modifikationen der Statuten die 
Grundlage der , privatrechtlichen Gesetzgebung. Zu einer 
Revision derselben sind indessen schon seit langer Zeit Auf- 
träge ertheilt, und nach wenigen Jahren werden wir wohl 
ein umgearbeitetes« der seitherigen Rechtsentwicklung mehr 
'angepasstes bürgerliches Gesetzbuch erhalten« 

Das Gewohnheitsrecht ist, zumal bei der Dürftig* 
keit der privatrechtlichen Gesetzgebung , jedenfalls eine 
Hauptiorrn der Rcchtsbildung. Dazu kommt nun die Ju- 
risprudenz, die erst in diesem Jahrhunderte eine rechte 
Bedeutung für unser Recht gewonnen hat. Ihre Geschichte 
ist mit der Geschichte der Rechtswissenschaft in Deutsch- 
land enge Tcrbunden« Auf deutschen Universitäten erhiel- 
ten erst mehrere junge Züricher eine gelehrte juristische 
Bildung* Meistens der historischen Richtung zugethan, 
kehrten sie nach Hause zurück , mit dem Vorsatze« das eii^ 
heimische Recht in seiner EigenthSmlichkeit wie im Zusam- 
menhange mit der allgemeinen Rechtsbildung zu bearbeiten. 

Vor ihnen lag und liegt noch ein sehr weites Feld der 
Thätigkeit. Der Mangel einer ausführlichen Gesetzgebung 
macht das Studium des einheimisclien Rechtes schwieriger« 
aber auf der andern Seite bedeutender und schöpferischer. 
Man wird genöthiget« auf die Sitten, die Erscheinangen des 
Verkehres zn merken, und die leitenden Grundsätze htrsins 
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zu fiihlen. Es genügt nicht, das Corpus Juris oder das 
erste beste Handbuch nachzuschlagen. Man muss das Le- 
ben fragen und es mit juristischen Augen, um mich so aus* 
zudrücken 9 aufzufassen wissen. Auf diesem Wege witdf 
sobald man gut und richtig beobachtet hat, die Rechtswis» 
«cnschaft nothwendig yolkstkümlicher und lebendiger, alt 
sie da werden kann, wo eine feste oder gar eine todte Ge- 
setzgebung sie hemmt. Die so gewonnenen Begriffe nnd 
SStze sind freilich gar oft nicht so, wie die Leute sie 
auszusprechen pflegen. Denn das ist der Unterschied zwi- 
schen der juristischen und unjuristischen Auffassung, welche 
im gemeinen Leben vorkommt, dass diese sich in dem 
Ausdrucke und der Form des Gedankens vergreift, wah- 
rend jene die passende . Form iiir den Gedanken zu finden 
weiss. In der Anwendung der einzelnen Fälle müssen 
beide, die Juristen und die Nichtjuristen, wieder zusam» 
mentreffSen, sonst hätten jene falsch, mithin unjuristisch beob* 
achtet. Denn die Theorie jener gründete und musste 
sich ja gründen auf die Erscheinung nnd die Bedeutung 
eines Institutes im und fUr das Leben. 

Die Thätigkeit der Juristen äusserte sich nunmehr in 
verschiedenen Richtungen. Man fing an, zuerst am poli- 
tischen Institute , später als eine Hochschule errichtet wor- 
den war an dieser besondere Vorträge über Zür che ri- 
ech es Partikularrecht zu halten. Dadurch wurde das 
ganze einheimische Recht zum Gegenstande wissenschaftli- 
cher Behandlung gemacht. Das Verdienst des ersten um- 
fassenden Versuches von Bedeutung gehUhrt dem auch sonst 
um die Fortbildung der Jurisprudenz verdienten Gelehrten 
Professor F. L. Keller» 

Die bisher zerstreut gewesenen und gewöhnlich nur in 
schlechten Abschriften benutzten, noch geltendeu Statutar- 
rcchte wurden von Dr. Pestalutz gesammelt und nach 
den Originalien oder alten Abschriften genau abgedruckte^). 

Einzelne Materien des Privatrechtes wurden in eigenen 
Schriften behandelt. Dahin gehören yornämlich: 

2S) Siekt ob«ft Bach IT. §. S. 8. 43^ 
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G. Meiss« Dm Pfandrecht and der Ffknd- oder Betrei- 
bttnj^a -> ProzdC SS des Kantons Zürich. Zürich 1821. 

Dr. Pestalu tz. Abhandlung über da« Zürcherische Wecb- 
selrecht. Zürich 1827. 

J. Furrer. Das Erbrecht der Stadt Winterthar. Winter- 
thur 1832. 

Einzelne Abhandlungen in der Monatschronik der Zür- 
cherischen Rechtspflege, bis jetzt eilf Bände , von 
1833 bis 1838. 

In den Gerichten fio^ man an, die ürtheile sorgfälti- 
ger zu begrUadea. Die Form der Urtheile änderte sich, 
UDd machte nun eine Sonderung der jurbtischeu Erwä'gungs- 
griinde von den faktischen Ergebnissen nothwendig^)« lo 
jenen wurden die Resultate des juristischen Urtheiles grund* 
satzlich ausgesprochen» und so die Theorie erweitert. . 

Der Stand der Advokaten wurde durch strengere Prü- 
fung der Kandidaten gehoben; auch ih ihm regten sich wis- 
senschaftlichere Tendenzen. Die juristische Fakultät der 
Hochschule und einzelne Privatgelehrle wirkten in ähnli- 
chem Sinne durch Ausarbeitungen von Rechtsgutachteji 
in streitigen Fällen. 

Die Gesetzgebung spürte diesen £influss ebenfalls, 
nicht bloss in dem Inhalte, sondern namentlich in der Form, 
in welcher die Gesetze abgefasst wurden, £s ist nnläng- 
bar, dass die Gesetze seit dem Jahre i8Sl weit besser redi- 
girt sind als die friihefn: und eben so gewiss, dass daran 
die Juristen kleinen unwesentlichen Antheil haben. 

Auf der andern Seite la'sst sich nicht verkennen, dass 
diese ganze neuere juristische Richtung auch wieder ihre 
eigenthlimlichen Gefahren und Gebrechen hat. Dieselben 
näher zu schildern, würde mich nöthigen, tiefer auf die 
politischen Bestrebungen und Parteiungen der Gegenwart 
einzugehen, als es dem Zwecke dieses Buches gemäss ist» 
Diese Gefahren werden äber am besten vermieden, je we- 
niger die Juri^rudenz sich anmasst, auch das fremde Ge* 

Tfi} Di« Honaladirowk tet foraSmlkh 4w Hilfbtiluf^ <olek«r Urlbtilt 
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biet der Politik mit g^leicher CooMqueoz nod Schärfe wie 
gewöhnliche Proresse zu beherrschen, und je mehr sie 
darauf gerichtet ist, dem wahren Volksbedtirfnisse gemäss 
das Recht auf nationaler, achweizerisch deutscher» und nicht 
auf fremder, weder röinueber noch fraraöeueher aocli eng« 
ÜAcher Grundlage weiter zu bildeo. 

S. 10. Die Gesetzgebung der Revolutionszeit. 

Die Gesetze ans der ReFolutionsperiode sind abgedruckt 

in dem Tagblatt der Gesetze und Dekrete der ge- 
setzgebenden Rät he der beWetisoben Republik. 6 Hefte* 
Bern 1800—1803. 

Die wichtigem, hierher gehörigen sind: 

1) Das in höchster Eile tob einem Tag auf den andern 
entworfene und angenommene peinlicbe Gesetsbucb 
vom 4. Mai 1799. Tagbbtt II» S. 669. ff« nit einem gr^* 
a«n A ppara t tob sehr sebweren Strafen* 

2) Prozessordnung Tür den oberateo Gevielits- 
bof TOm 24. Wintermonat 1798 bis i3. Homung 1799» 
Tagblatt II. S. 424. 492. 223 u. 346. ff. Vgl. III. S. Ö32. 

3) Vorläufige Aufhebung der sogenannten persönli- 
cben Feudairechte, worunter man sich wohl vornäm- 
lich das Hörigkeits- und Vasallen verhältniss dachte y vom 
4* Mai 4798. Tagblatt I. S. 45. Vgl. S. 132. 

4) Definitive Aufhebung aller sogenannten „Feo- 
dailasten," tbeils gegea Entschädigung, tbeils ohne soichCf 
¥om iO. Wintermonat 1798% Tagblatt II. S. 79. ff. Damitz 
ler wurden denn namentlich auch äit Zehenten inbegrif- 
Umf und die klcuen Zehcnicn ohaci die gvmtm gegmi £iil» 
sehädtgung abgeschafft. Eben so beCasste. das Geaete die 
Grundzinse. Dieses Gesetz kam aber nie zur recbteo 
Vollziehung, und wurde denn am 45. Herbstmoaat 1800 
(Tagblatt V. S. 44.) in seiner Wirksamkeit suspendirt. 
Am 6. Weinmonat 1800 wurde wieder der Fortbestand 
der Grundzinse anerkannt und nur verstattet, dieselben ia 
Geld sUtt in Naturaliea zu entrichten. (TagUatt V. S. 66. 
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Vgl. S. 88.) Durch Gesetz vom 31. Jänner 1801 (Tag- 
blatt V. S. 220.) wurde die Loskäuflichkeit aller 
Grund- und Boden zinse näher ausgeführt; durch Ge- 
setz Yom 9. Brnchmonat 1801 auch die Lioskäu flieh* 
keit der Zehenten näher reg^ulirt« VgU noch TagbL VL 
S. .66 u. 268. 

5) Abschaffung der Zugre eilte (Retract) durch Ge- 
setz yom 31. Aug, 1798 (Tagbl. I. S. 3670; vom 21. Brach* 
monat 1800 (TagbL IV. S. 89.) und vom 31. Aug. 1798« 
(Tagbl. V. S. 463.> 

6) Besonders zahlreidie Gesetze beschäftigen sich mit den 
Verhältnissen der Gemeinden. Das Bürgerrecht in 
einer Gemeinde sollte auf den Genuss der eigentlichen 
Gemeinde- und Armengüter beschrankt werden, und ein 
helvetisches Staatsbürgerrecht in allen übrigen Be- 
ziehungen an seine Stelle treten. Gesetz vom 13. Homnng 
1799. (Tagbl. II. S. 309. Vgl. V. 607.) In ^<r General- 
versammlung haben daher alle Staatsbürger Stinune* Sie 
ernennen die Municipalität als politiscbe Gemeinde* 
bebörde. Die Antbeilhaber des Gemeindegutea dagegen be- i 
stellen eine Verwaltungskammer für dessen Besorgung. 
Gesetz vom 13. Wintermonat 1798 (Tagbl. II. S. 95) und 
▼om 15. Hornung 1799. (Tagbl. II. S. 326. ff.) Vgl. Ge- 
setz vom 6. Weinmonat 1800. (Tagbl. V. S. 54.) In die- 
ser Weise wurde die alle Gemeindeverfassung völlig um- 
geändert und zumal das persönliche staatsbürgerliche Prin- 
cip durchgeführt, zugleich aber das Eigenthum der alteil 
Bürgerschaften anerkannt« Aber indem man einer abatine- 
ten Theorie folgte, und die historischen Verha'ltnitse der ^ 
Bürgergemeinden ausser Acht liess» so wurde ein lebendi- 
ger Organismus .mit ZerstiSrung bedroht, und Stoff zu fort-^ 
währender Zwietracht in die Gemeinden hinein geworfen. 

7) Das Gesetz über Sonderung der National- und 
Gemeindegüter vom 3. April 1799 (Tagbl. II. S. 484.) 
bezieht sich hauptsächlich auf die vormals souveränen Haupt- 
städte, deren Vermögen theil weise als Mationalgut, tbeü* 
weise als Gemeindegut betrachtet ward. 
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%) Omte Uber Natsiiiig tor Gemei»d«f Stw Tom 

4. Bfai 1799 (Tagbl. U. S. 622.) una Uber Thcilnng te 
GemeindegUter (Gerechtigkeitsguter) r.lS.Ghrist- 

mooat 179S (Tagbl. V. S. 179.), wodurch diese Theilung un- 
ter die Controllc der gesetzgebenden Behörden gestellt wird. 

9) Gesetze über Niederlassung von Fremden 
Tom 29. Weinmooat 1798 (Tagbl. II. S. 55«) und vom 

24. Winterroon«t ISOO. (Tagbl. V. 123.) 

10) Abschafimg der Ab-sogsrtehtc in laaan der 
Schweis ud gegen freisde Staaten, io denen Gegenraelit 
gilt« Geeetz rom 12. Bradunonat 179S (TagbL I. S. 154.) 
nnd rtm 9. Weinnnnat iSOO. (TagbL V. S. 60.) 

11) Gesetze Uber Handele* nnd Gewerbtfreiheit 
Tom 19. Weinmonat 1798 (Tagbl. II. S. 32.), vom 3. Mai 
1800 (Tagbl. IV. S. 21.), vom 11. Heumonat 1800 (Tag- 
blatt IV. S. 137.) und Tom 20. Wintermonat 1800. (Tag- 
blatt V. S. 110.) 

12) Gesetz Uber das Recht , auf eigenem Boden nach 
Belieben zn bauen, iniofern nicht die Rechte dee Mach» 
ban oder die Polizeigetetze dadnreh verletzt weiden» vom 
13. Ghriftmonat 1798. (TagbUtt II. S. 180.) 

13) Geictz über die Loskänflicbkeit der Weideaer« 
▼itnt vom 4. April 1800 (Tagbl. III. S. ^0 und vom 

25. Herbstmonat 1800. (Tagbl. V. S. 49.) 

14) Gesetz über den Rechtszustand unehelicher Kin- 
der, vom 28. Christmonat 1798 (Tagbl. II. S. 215.) und 
Tom 4. Heumonat 1801. (Tagbl. V. S. 451.) Ein neues 
Intestaterbrecht zu Gunsten der unehelichen Kinder wurde 
dorch diese Gesetze nicht eingeführt, wohl aber dieselben 
für fabig erklärt» wie andere Personen durch Testament 
bedacht zn werden. 

15) Gesetz Uber die VermögcneTerwaltnng für 
Bevor mundete» vom 24. Heumonat 1798 (Tagblatt I. 

5. 251.), wodurch den Bür gergemeinden das Vor> 
mundschaftswesen ubertragen wurde. 

16) Gesetz vom 23. Weinmonat 1800 (Tagbl. V. S. 79.), ^ . 
wodurch ausländische Greditoren in Concursfailen 
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■it evriieiniseliCD Creditoren auf glticte Linie gvfUUt wer- 
te umd gleiche Reehte erhalten« . . 

(. 11. Die Gesetzgebang der Mediationtzeit. 

Die hergehörigen Gesetze finden sich in der offiziel- 
len Sammlung der von dem Grossen Rathe des 
Kantons Z ii rieh gegebenen Gesetze und Verord- 
• iingen uod der von dem Kleinen Rathe emaoir« 
ten allgemeinen Landes- und Polizei*Yerordaun* 
gen. 6 Bde. Zürich 1504 — 1814. 

Wenn wir auch hier wn den Geeetnen absehen » widche 
den poUtiflcfaen Staateorgaaisnms rorniimlicb im Auge ha- 
ben» to verdienen Erwähnung: 

1) Das GeeetB Tom 16. Ghristmnnat 1803 Uber einaeine 
Theile des Kriinioalprozesses. (Mediattons - Sammlung I. 
S. 104.) 

Das Gesetz vom 28. Mai 1803, betreffend die Orga- 
nisation der Gemeindsräthe (Mediations- Sammlung I. 
8. 49.), aod vom 21. December 1804, Uber deren Befug» 
nisse. (Med. Samml. II. S. 181.) Durch diese Gesetze 
ward wieder Einheit in die Gemeindeverwaltung gebracht, 
und die Muntdpalitäten und Verwaltungskammern der Revo- 
lutionszeit durch Eine Behörde' besetzt« Die Gemeindsver- 
sammlungen« welche die Gemeindrä'the wählen, bestehen 
tunäehst aus den eigentlichen GemeindsbUrgern , dann aber 
auch den INiedergeiassenen in der Gemeinde, insofern sie 
Grundeigenthum besitzen und einen unabhängigen Beruf 
ausüben. Die einzelnen Genieindrathe , welche nicht zu- 
gleich Bürger der Gemeinde sind, haben, keine Stimme bei 
Berathung Uber Angelegenheiten des Gemeindegutes» das 
aussehltesslioh der Bürgerschaft nugehört« 

3) Gesetz vom 22. Mai 1806 über die Beaufinchtigung 
und Rechnungsabnahme der Kirchen«-» Armen« und 
Schulgüter der Gemeinden. (Med.SaflMttl.III.S«132.) 

4) Notariatsordnung vom l7.Dee«i804. (M.S.I1. 
S. 201.) 
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5) Gw ctg c über dea Lofkiitf ron Zehentco 
Grundzinien Tom i. Jimi i803 (M* S. h S. 90.)» vom 
90. Deoemher 4803 (M. S. I. S. 261. )> vom 22. Decem- 
bcr 1803 (M. S. I. S. 269.), vom 23. Deceraber 1803 
(M. S. I. S. 272.), vom 22. Dccember 1803 ( M. S. I. 
S. 273.), vom 25. Mai 1804 (M. S. II. S. 19.), vom 
19. Dccember 1811 (M. S. V. S. 125.), und vom 23. Mai 
1812. (M. S. V. S. 237.) Der kleine Zel.nten bljeb ab- 
geftchaffl, der grosse Zehoteo uod alle Grund- luid Bo* 
deoftiiise von Seit« dcf Eigeothttmert dca bclattetea Gnmd- 
atUckcs lotkättllicb. 

6) Reglemeot über das Forstwesen Tom 2. Februar 
1804 (M, S. II. S. 75«), und Foretordnung tom 14. BAai 
1807. (M. S. III. S. 266.) 

7) RatbsverordnuDg vom 16. Juli 1805 über die Pfaud- 
bücher. (M. S. III. S. 108.) 

8) Gesetz vom 18. Christmonat 1805 über den Berg- 
bau^ (M. S. III. S. 99.) Die Regalität des Staates wird 
f^br weit ausgedehnt, und alle Metalle im Schooae der £rde» 
brennbare BlineraUen und Salze werden fiir Staateeigentbum 
erkUfft. Sie dürfen mcfat obne Belebnung der Regierung 
abgebaut .werden. An dco Staat fSült dann ein ZebntbeU 
der Auabeute, 

9) Matrimonialgesetz vom 19. Dcc. 1804 (M. S. II. 
S. 231. ff.), und erneuert am 25. Mai 1811. (M. S. V. 
S. 3. ff.) Dieses sehr ausnihrliche Gesetz behandelt die 
Verhältnisse der Ehe, ihre Eingehung, Wirkungen, Auflö- 
sung, den unehelichen Beischlaf und dessen Folgen, die Ehe- 
gerichtsbarkeit Um s. f. Das Güterrecht der Ehegatten aber 
ist nicbt erörtert. Die Redaktion des Gesetzes ist im Gau* 
zen nicbt gliicUieb. 

10) Vormundsebaftsgesetz ^om 22.- Dec. 1803. 
(M. S. L S. 201. ff.) 

11) Gesetz Tom 17. Dee. 1803 über den Recblstrieb. 
(M. S. 1. S. 193.) 

12) Wechselordnung vom 16. Mai 1805. (M. S. III. 
S. 32.) nach Vorgang der St. Galler Wechselordnung v. 1784. 
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13) - Sensalen* OrdnuBg vom 16. Juli 1805. (M. S^III. 
S; i02.) 

14) Gesetz vom 22. Mai iSi2 Uber die Errichtnng von 
Leibdin^sverträgen. (M. S. V. S. 221.) 

15) Gesetz über Güter v er k auf e von Ascendenten 
an Descendenten vom 22. Mai 1812 (M. S. V. S. 225.), 
und unter Ehegatten vom Id* Dec. 1812. (M. S» V. 
S. 317.) 

9. 12. Die Gesetzgebung der Restauratiunszeit. 

Diese ist enthalten in der neuen offiziellen Samro« 

lung der Gesetze und Verordnungen des Standes 
Zürich. 4 Bde. Zürich 1821—1833. 
Hieher gehören: 

1) Gesetz, betre£fend die Organisation der Unter- 
vollziehungsbeamt ungen und der Gemefnds- und 
Waisenamtlichen Behörden, t. 18. Ghristmonal 1^15, 
(Restaurations- Sammlung L S. 133.) Vgl, Ratebesehloti 
▼om 16. Mai 1829. (Rest. SammK IV. Si 57.) Die Stelle 
des Gemein dam mann es wurde yereiiDigt mit der Stdle 
eines G-emefndsprasidenJten. Die Gemeinden wurden* 
wieder zu reinen , aber auf das Princip der persönli- 
chen Fähigkeit (im Gegensalze zu dem alten Principe des 
Grundbesitzes oder der Haushaltung) errichteten Bürger- 
gemeinden mit Ausschluss der Niedergelassenen. 

2) Die Forstgesetze und Forst Verordnungen 
vom 18. Brachmonat 1816 (Rest. Samml. I. S. 297.), vom- 
15* Brachmonat 1822 (R. S. II. S. 433.), und vom 5« Hör- 
nnng 1830. (R. S. IV. S. 78») 

3) Gesetz über die Errichtung von Generalobliga- 
tionen durch- L an dbttrger/Tom 14. Ghristmonat 1816 
(R. 5. L S. 372.), durch Stadt bttrger vom 21. Bracb- 
monat 1817. (R. S. II. S. 9.) 

4) Das Gesetz über das Vor mun dschaf ts wesen 
vom 18. Christmonat 1817. (R. S. II. S. 17.) Revision 
des oben §. 11, Nr. 10 erwähnten Gesetzes. 
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« 

5) Rathtbetehlufs v. 2. Aug. 1817, betrcffeod eioeDieost- 

boteDordniiog für die Stadt Zürich. (R. S. II. S. 123.) 

6) Gesetz v. 21. Christmooat 1821 über die ISachwähr- 
ichaft für verausserte Hausthiere. (R. S. II. S. 337.) 

7) Sensalenordnung vom 10. Hornuag I32d. (Kest. 
Saniiul. III. S. 222.). 

|. 13. Die Gesetzgebung seit dem Jahre 1831. 

Die Gesetzgebung seit Eiofiibrung der gegenwärtigen Ver-* 
fassung- ist jedenfalls viel bedeutender und eingreifender als 
die frübere. Und wenn aucb das eigentliche Privatrecht 
noch nicht in seinem Zusammenhange bearbeitet ist, so sind 

doch schon mehrere Gesetze vorhaadeo , welche auch pri- 
Tatrechtliche Verhältuisse im Einzelnen feststellen. Das 
Strafrecht hat bereits eine ausfnhrliche Bearbeitung erfah- 
ren. Die sainmtliehen neuern Gesetze sind enthalten in der 
offiziellen Sammlung der seit Aunabme der Verfas- 
sung; vom Jahre 1831 erlassenen Gesetze, Beschlüsse 
und Verordnungen. Bis jetzt 4 Bande und i Heft des 
5. Bandes. Zürich 1831 — 1838. 

Auch hier wollen wir wieder das Wesentlichste anführen; 

1) Organisches Gesetz Uber die Strafrechts- 
pflege vom 10. Brachmonat 1831. (Neue Samml. Bd. I« 
S.177.) Vgl. Gesetz v. 24. Weinmonal 1834. (1N.S.III.S.332.) 

2) Strafgesetzbuch vom Jahre 1835. Erster Theil. 
Von den Verbrechen und deren Bestrafung. Bis zu 
Erlassung dieses Gesetzes war die Praxis unserer Gerichte 
ziemlich frei. Durch ein Strafgesetz war sie überall nicht 
beschrankt; denn die alten Bestimmungen der Statuten hat- 
ten ihre Geltung verloren, und das peinliche Gesetzbuch 
der Revolutionszeit wurde seit der Mediationsverfassung 
nicht als bindend anerkannt. Ihre Richtung und Begren- 
zung erhielt dieselbe, vornämlich durch die Theorie be- 
sonders des in Deutschland geltenden Strafrechtes, wenn 
sie schon nicht strenge daran gebunden war. In derselben 
Richtung ist denn auch das Strafgesetz von dem damaligen 
Oberrichter Job. Caspar Ulrich redigirt worden. Ver- 

25 
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gliclMii mit der alt«D Praxis d^r Mhem JahrUimdeHe und 
den Bestimmiuigeii der Statule, hat dadurch das* Stuaftrteht 
einen viel erDsteren und atrengeren Charakter ei^hahen« 
Gemildert wurden diese Harten indessen durch den ziemlich 

freien Spielraum , welcher bei Bestrafung der einzelnen 
Vergehen noch immer dem richteriicheo Ermessen offen 
gelassen wurde. 

3) Gesetz über die Streitigkeiten im Verwal- 
iuogsfache, vom 23. Brachmonat 1831. (Bd. I. S. 239.) 

4) Organisches Gesetz über das Gerichtswesen im 
Allgemeinen und die bürgerliche Rechtspflege 
ins Besondere, vom 7* Bracbmonal 183i. (I. S* i32,) 

5) Gesetz Uber A^btretung Fon^PriTatrechten ans 
GrUnden des öffentlichen Woblea, vom 23. Jamiar 1832 
(I. S. 404.), umgearbeitet dnreh Gesetn vom 2i« Mars 
1832. (V. S. 25.) 

6) Gesetz über die Gemeindeverwaltung vom 
30. Mai 1831 (I. S, 92.), und über die Ge ra ein ds Ver- 
sammlungen von gleichen Datum. (I. S. 108.) Vgl. Ge- 
setz vom 18. Christmonat 1835 über die Civiigemein- 
den. (IV. S. 171.) Nach diesen Gesetzen besteben die 
politischen Gemeinden fortwährend aua den sämmtlichen 
GemeindsbUrgern. Die GemeindsTevsammlung dieser, ohne 
Hiiekaicbt auf die Niedergelassenen, repräsentirt den ganzen 
Ort. Sie wählt den Gemeinderath, der nun wieder ge- 
trennt ist von dem blossen Vollziehungsbeamteten- ini der Ge- 
roebde, von dem Gemeindammann. Die erstinstanzliche 

.Vormundschaftspflege steht wieder dem Gemeinderathe zu. 

7) Das Gesetz über die Verwaltung der Gemeinde- 
güter vom 28. Brachmonat 1838 (V. S. 45.) stellt die 
freie Verwaltung; der Gemeindegiiter durch die Gemeinden 
als deren Eigenthümer fest, und regiilirt die Oberauf- 
sicht der Staatsbehörden über diese Verwaltung in 
dem Sinne, dass diese Aufsiebt nicht in eine Bevormundung 
der Gemeinden ausarte» Der Bezirks- und Regierungsrath 
haben namentlich darüber zu wachen, daas der Kapital- 
Bestand des Gemeindevermögens ohne aussemrdeodiehe 



«• a m rt Kg ifc ww Mtt 4vt Uki« IWL , 387 

ViHiibmiig oMlit TOP^Mirt, aoeh die 4imn «a Irtm^ 
artigeo Zwecken Terweodet wesAen* 

8) Dm Ge^eU Uber .die 0e.meiDd«aiisgab!ea »nd 
^enteiBdefteiteMi If* OmtfiNMat 1935. (IV.S.IM.) 

9) Da« Gesetz Uber die Erwerbung, die Wirkun- 
gen und den Verlust des Bürgerrechts vom 20. 
Herbstmonat 1833 (III. S. 159.) stimmt wesentlich mit dem 
friihern Rechte überein, und erhält, den per sönlicbeo 
Bürger verband, der in der Hegel durch die Geburt, selte* 
■er durch Einkauf oder Sobeskung und durch Verbeira- 
tbudg-.init einem Bürger <r«eugt wird, und mir durcb deii 
Tod 94er Vevsiobtleiitiuig. oder Verheinitliuqg nk cinedl' 
Bürger einer andern 6««einde verloren «gelrt« Diefee Gi^ 
sete hat denn suetst .eine totale AusMlioidfiiig* der 
nlein^»gilt'er (BlirgergUter) von den Gereehtf^gk^its- 
gUtern (sogenannten CorporationfgUtera) auidrücklieh Tor- 
geschrieben. 

10) Das Gesetz, betreffend den Aufenthalt von Per- 
fonen in einer Gemeinde, wo sie nicht Bürger 
sind, vom 20. Herbstmonat 1833 (TU. S. 174.) ist nicht 
giiiHrfieh redigirt» und halt verschiedenartige Verhaltnisse 
xii wenig aiia einander. Die Rechte der Niedergelassenen 
iibrigena werden dadureh gehoben, und nHiheoUich ded 
Niedergelasaeo^n a«f Gtantleigenthnm- bei Berathnngen der 
Gemeinden über Bauten, an' v«rel0he beintitragtfn haben» 
so vrie für Kirchenaogelegenbciten ihrer Goofeeaibn und 
Schulsachen, Zutritt and Stimmrecht eingeräumt« Aach die 
übrigen Niedefgelassenett sind befugt, Rechnungen einzu- 
sehen über Auslagen, an welche sie Beitrage geleistet 
haben. 

11) Das Gesetz, betreffend die Unterstützung der 
Armen und der (bürgerlichen) Gemeinden von Seite des 
Staates, vom 9. Hornung 1836. (IV. S. 178.) 

12) Daa Geaetx, betreffend die privatrechtliche 
Befttgni'ta nu banen, vom 27. Januar i&ift (iU. S. 381,) 
erweitert gegenüber dem frtthern Rechte das Recht dea 
EigenthiimerSy der auf seinem Boden bauen will, indem ea 
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die altern Besdiräokiuigeii Tennindert oder gaos beseitigt. 
Vgl. oben Buch IV. §• 13. S. 99. 

13) Das G-esetz, betreffi&nd die Anlegung von Gil- 
terwegen, vom 3. Heumonat 1835 (IV. S. 27.), Wodurch 
die Anlegung o f f e ner Feldwege statt der frühern Bracb- 
wege in den Zeigen befördert und die einzelnen Zeigge- 
nossen angehalten werden, das betreffende Land hiefiir ge- 

, gen Schadenersatz abzutreten» sobald die Mehrheit der Zeig- 
genossen diess verlangt. 

14) Das Gesetz, betreffend das Forstwesen vom 
29. Herbstmonal 1837 (IV. S. 361.) enthält ausrubrliche 
Bestimmungen Uber ForstpoUzei » Bewirdischaftung der 
Staats -y Gemeinde- und Genossenscbafts- Waldungen , die 
Forstbereehtigungen und Forstfrevel» 

15) Gesetz, betreffend den Los kauf, die Kapitali- 
sirung und die Umwandlung des trockenen Zehn* 
tens in jährliche Geldleistungen vom 14. April 1832 
(II. S. 12.), des nassen Zehntens vom 29. Brachmonat 
1832. (II. S. 104.) Vgl. Gesetz vom 21. Weinmonat 1834. 
(IV. S. 304.) 

16) Das Gesetz, betreffend den Loskauf, die Kapita lisi- 
ning und die Umwandlung der Grund-, Boden-, £rb- 
leben- und Wasserreebtszinse in jMhrliebe Geld^ 
leistungen, Tom 10* Mai 1832. (IL S. 63.) 

17) Das Gefeetz über ErtheOong von Wassevreehten 
nnd Bestimmung der Waeserzinee» vom 21. Btäm 
1836. (IV. S. 211.) 

18) Das Gesetz, betreffend die Schuldbetreibung, 
vom 28. Brachinonat 1832 (II. S. 79.), und vom 28. Brach- 
monat 1832. (II. S. 372.) 

19) Die Verordnung des Obergerichtes vom 27. März 
1835, betreffend die Behandlung von Concurssachen. 
(IV. S. 310.) 

20) Das Gesetz, betreffend die Sensalen und das Ra- 
gionenwesen, vom 25; Herbstmooat 1835. (IV. 8. 33 
und 38.) 
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IV. 

AeUestet StatUreclU von WUUeHhwr von i2€4. 

Am 4mt ptvgtaMBlMM wU Mtftllm Origraalwkmd« tat Stedtavcklt tm 

Wtelardhw*). 

Ruodolfvs coiues de habsbarch , vniversis Christi fidelibiu 
ad quos presens scriptura pervencrit, salulem cum notitia sab- 
scriptoruiu. Gcsta uobiliuiii et mac>;norum ia obliuionis puteo 
processu teuiporis iiigerontur , nisi per scripture uiedclain sicut 
a prudentibus est previsum tale periculuui toUeretur. Eluccscat 
igitur vniversis et singulis evidenlibus , quod Nos civibus 
nostre ville in wintirtvr juca subscripta pro gratia speciali te- 
nenda statuiuius perhenniter et seruanda volentes, quod vniuersa 
que ab exteriori vallo saperioris loci sev subvrbii quod vol^o 
dicitur vorstat vsque ad Castrum quondam super monte prope 
eaudem villani situm et a Castro directe usquc ad Ecclesiain 
sancti Moutis et ab Ecclesia usque ad fontem dictum vordebrvu- 
neu et in descensu ah eodem f&ate usque ad aque transttuni 
dictum Oueste» , et abmtle per ambitum pratorum et hortorum 
usque in superioris predicti valli terminum rosupinum sunt in- 
clusa preter curias cellerariorum et quoruudam aliorum qui 
dicuDtur bvobarii, abhinc inantea jus fon ilcbeanl obtinere, cum 
omni jure ville dicte wintirtvr attmendo. Necnon sub eodem 
jure pcruianere debct quic(|uid de prfdio nostro pro consu de- 
teruiinato ab homiuibus infra predictas mctas resideiitiijus possi- 
detur. Item statuimus quod super omnibus illis bonis et pos- 
sessionibus quibus allinel jus forense quod volgo dicitur Marchs- 
reht, si forsan super eisdem queslio mota rel suborta fuerit 
aliqualis , nullus debet alias quam coram nobis uel uostris suc- 
cessoribus qui villam predictaui posMdebunt, et coram eiusdeui 
uiUe ScuUeto sev luiuistro qui tuac fuerit in aliorum ciuiiun 



*) M4a fvrglficb« d«inil 4a« im cr»l«u fi^ndt A«il4i§« I. nilsttkrilt« 
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presenli« stere juri. . Nec etiam in Scttlutnm sev MinUtniDi 
eiasdeni ville quisqaam debet eligi nel adniitti, nisi de commani 
eonsilio ciainm vnnc ez eis eligator, qui nec sit miles nec ad 
|rradaui debeal niilitie promoveri. Item ordinanimas, qnod ai 
qaemquam 'predictoram civinm dominus prefate cinitatis impetit 
super aliquo foresfacto pro qno forsan apnt ipsnm erit aliqnis 
accnsatns vel etiam in&mattis, buios impetitionis tenore in jam 
dicta Villa wintirtvr coram ciaibns et {ndicio denadato, colpam 
nel inoocentiam cinis accnsata debet idem dominns ibidem plene 
cognoscere, conteotos qaicqnid snper boc ab eisdem ciaibns 
fnertt sententia pnblica diffinitom. Item onllns dominus nitione 
cniosdam inris qnod in Tolgari dicitnr val post decessnm aliquo- 
rotai infra predictas medas residentium bona mortnaria debet 
exigere, nisi sernnm baberet qai' nnllnin Superstitem nel bere- 
dem relinqneret, tone potiri deberet Juxta Coosilfnm .cininm sno 
jnrcr. Item Silva dicta Eschabercb eo fure communi qnod 
▼olgo dicitnr gimeinroercbe, qaemadmodnm bactenns ab antiqoo 
fnisse dinoscitnr, in vsnm ville cedetr abhinc inantea memomtae. 
Item onllns dominus debet 'rattone proprietatis quam babet in 
soos proprios bomines in predinm eorundem sitnm infira metas 
predictas ad ipnas extenditur jus fori succedere tamquam beres. 
Item qnicnmque in predicto loco se receperint, contrabendi 
matrtmonialiter viri cnm vxoribns et e converso nbicumqne 
placuerit, filios et filias sna's legitima coninnctione copniandi 
ad qiiemcumque locnm Tolnerint, disparitate conditionis et do- 
ininii non obstante , plenam babent et liberam potestatem. 
Item qnta scimus predictam cinitatem ratione diuisionis snper 
bereditate quomndam bonoram a nostris antecessoribus facte 
debere persoluere centum libras , iixo tenore decrenimvs » qnod 
bomines infra metas eins^em cinitatis permanentes ratione sti- 
pendii nobis et nostris snccessoribus semel in anno videlicet in 
festo Saocti Martini centum libras monete toricensis et non 
amplias dare debent. Insiiper ad nos et nostros saccessores 
einsdem cinitatis officia debent simnl et indicia pertinere. Item 
qoicumqne cinis est nel erit in predicto loco si idem a soo 
domino in patria existente, cni ratione sernilis conditionis pro« 
prie dicitur attinere, infra annum et diem nnum pro nullo 
semitio fuerit reqaisitus , tnnc abinde inposternm nnlU domino 
■eniire tenetur nisi qni prenomioatam in firma ]>osses.sione 
tennerit cinitatem. Hoc tarnen addito qnod sine illins volnntate 
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ifü \%m dittam ciTitütai ni ttt« leB««rit potMtate, qnemiiiMiai 
in cif ea reciptre non dcbcmqs. Item ■ gntU donuno iam dicU 
doitatie nnlliu meretor ezclndi aiai qm frandem et perftdirai 
enormein vel hoaieidkuii pcrpetnivcrit a«t qoi aliiiB cxeeca«crit 
▼d in aliii mettbrii aratilaTerit ant qu tale aefw hmrendom 
coomiitserit, qaod volgo dicitiir auirt vkl alind qnocntti|ne no- 
mine nnnenpetnr qnod hnic fiierit eqnipollena. Item qni alinm 
armata mann TolneraTerit , ant qninqn« lilwaa persohiet ant 
mann trnacaliitiir pro cmenda, qni inten alias iatoleatiaa Tel 
contnmattas fccerif , qne foerint per Mictnm cnendande, ^nt 
cnm pena triam libramm aatiaCutat ant memoratam cinitatcm 
per annam integmm evttabit. Item noitre Tolnntatia est qnod 
Caatmm montif ad|acene prefate Tille nnmqnam debeat reparari. 
Haina rei testee snnt» CliTonradns de Tengin. Chvono de TtAu. 
Henn. de liTomeliocon Nolrilea. Johannea de Blnomenberch. Volri* 
€0f de hellingen. Frater anna dictnt Dapifer de Diesaenlioven. 
Bar. de wida. R. qnondam advocatns in vrowenTelt» Nieolana 
de virtpereh. tiililea et quamplarea alii, qnomm nomina na 
laatidinm generent tnnt omiaea. Vt antem ea qne prefiite «iri* 
tati sey cioibna in ea comorantibna indnlaimni, non aolnm apnd 
,Nof Yemm etiam apnd nostroa sncceaaores firmiora permaneant 
nec Tiolari poatint nec debeant In fatnram preieae cirograpbnm 
aoper hoc contnlimna nostri Sigilli Karactere commanitnm. Aeta 
sunt bee anno domini MGGLJUuL Dedmo Kai. InKi. Jndic* 
tione f eptima* 



V. 

Verxeiclmiii ZüricherUcher Offimiufen utui 
UemthafUreehie 

Aesch. Ofloun^ d. wahrscheinlich aus dem siebenzehnten 
Jahrhtindert. Al)schri£t in der SammluDg fiir die innern Vog- 
teien im Staatsarchiv. 

*) Irb Kweifli oicbt, da«« ditMS VcntichaMs noch bedeutend veritichrt 
w«rd«B kana. Es Uegra oocb vial« OffirangtB \m d«« Archiv«», bteoader« 
«ach dar Gameiadea varboi^aa. Ria groiMr Tbail dar «rwXhalea Offaaagaa 
wird ia dar Samanlaag Toa lakob 6ria>» ailehstaa« aradbaiaaa. 
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Die erite (TÖmitche) Zahl bezeichnet das Bach, die zweite den $. und 
die dritte die Seitenzahl. Die drei ersten Bücher gehören zum 
ersten , die zwei letzten zum zweiten Bande. 



Abendgabe. L 23. 109. 
Ablösbarkeit der Schuldbriefe. 

IV. 250 ff. 
Abt von St. Gallen. II. 5. 151. 
Abtei Frauinünster. L li^ 6Jl 

n. 5. I2fi ff. III. liL ilL Stif- 

tunosurUunde Beilage L 
Abzüge. IV. 4fi, 265.. 
Acht, kaiserliche. III. 12. 389. 
Ackerbau. L IfL 
Adel. L L 2£L III. L ilL IV. 

2. 8. 

Adlischwil. L 2ß/ 
Adoption. IV. 5L 124± 
Aeucrst. L 4. Iii 
Aftermiethe. IV. 4fL 2M. 
Alamannen (Namen). L 5i 

(Vordringen clersclhen).1. 5j iB± 
Albis , Forst. L lA. 64* 
Aldii. L ITL 4A, L 12. 55. 
Aldionen. L i2i 55« 
Aliinentenforderung, IV. 5L 22^ 
Almende. L 15^ 7^ 
Almende amZürichberg. L i.S.fig. 
Alldorf. L L 2L 
Altorf (Münchaltorf). Hofrodel 

abgedruckt Beilage III. 
Alt -Regensberg. II. 21. 220. 
Amtmann. II. 2iL 248. 
Amtsgericht. V. ^ 567. 



Amtsrechte siehe Herrschafts- 
rechte. 

Anatocismus. IV. fiQ. 2fi4. 
Andelfingen Erbrecht. IV. 29. 

187. . 189. IV. 52. 296.. 297. 
Andeltingen, Herrschaft. III. 6, 

Anfallen eincrHofstätte.lV.llJlfi. 
Anfang (Eigenthumsklage). III. 

1^ 4«8. • 
Anhang. IV. iL 255- 
Anlass. III. Ii. 586.« IV. 4. 5i 
Anriss. IV. 15^ HLL 
Ansässen siehe IIintersä.ssen. 
Antritt der Erbschaft. IV. 5Ä-. 5li 
Anvertraotes Gut. III. 1^ 426. 

IV. 1^ m fl". IV. IS. 150. IV. 

2L im IV. 25. 141^ 
Appellation. III. 5^ III. 15, 

597.. 598. IV. 6. 44. V. 5. 559. 
Armen. II. 26. 258. 
Aruienunterstützung. IV. 51. 

217 ff. 

Arnold Ton Brescia. II. L 123> 

IL 2. HL 
— au. Endung, L 2. 21. 
Auffall. III. 25. 440. IV. 28. 185.- 
Aufkündigung. IV. 44. 251. 
Auflassung. L 2!L a8^ 89. IV. 

11. 121., 125. 
Auwusta. L 4. 11. 
Ausburger. III. IL 380. * • 
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Ausrichtung. III. 2JL 462 £f. IV. 

52. 2M ff. 
Ausrodung. L 2ü. SL 
Ausschlagung der Erbschaft. IV. 

iL 312. IV. &h 
Aussteuer. L 25^ 109. IV. 

197. Vergl. Ausrichtfiog. 
Autonomie. IV. fi. 
— hach. L L 21^ 

B. 

Baden, Grafschaft. III. iL 
Basel. II. ^ IM. III. 2. 325. 
Bäretschwil. L 1. 2fi. 
Bank und Gaden. III. 25, 447. 

IV. 2ä. m 
Bann des Herzogs, Gaugrafen 

und Centgrafen. L 9. 
Bann. L lÄ, 77^ 
ßas.nerstorf. L 2* 21. 
Bauern , freie der Kirche. L 12. 

Bauern. II. Iß^ 185., 186. III. 

LI. ^ IV. 2. ÜL 
Bauernaufstand. III. IL 5S4. 
Baugespann. IV. 13. 92* 
Baurecht. iV. ^ß. V. IQ. 

581. V. ü 587. 
Befestigung von Zürich , erste 

L Ii. Alz zweite L Ii. ßß^ II. 

4. 432, dritte IV. L 5- 
Begräbniss. II, 2^ 260. 
Beisitzer beim Schullheissenge- 

richt. III. Ii 394. 
Beiständer. IV. 32, 132. 
Beneiicien. L 14. 64. 
Berg. L 21. 
Bergbau. V. 11. 38.=5. 
Bergken. II. lÄ^ 2üL 
Berchtold II. von Zähringen. II 

L l2ü. II. 1. 136. 
Berichten. III. 9, 3M. IV. 1. 3. 
Bertha , Aeblissinn. L 15. ß4, L 

Iß. ßa, 

Besitz, abgeleiteter. L 2L 93 ff. 
Bestaadvertrag. IV. 212 ff- 
Be^thaupt. Vergl. Fall. 
Bezirke. V. 3. 357. 
Bezirksgerichte. V. 3. 5M. V. 
374. 
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Bezirksrath. IV. 33. 2D3. IV. 34, 

JM. V. a. MA. 
Bezirksstatthalter. V. 3. 5.S7. V. 

31i. 

Binzikon. L L 2i. L 21. 229.. 

230. 

Biimenstorf. L 1. 21. 
ßiumenscheine. IV. iSL l2iL 
Blutbann. L lÄ. 21. II. 3. iM. 

IL lÄ- las ff. II. 2L 223. 
Blutgericht. L 9. Sfi. II. IL 165. 

Form desselben. II. IS. 20O. III. 

LL 39L III. 13. 592 ff. 
Blutrache. III. Ii 4KL IV. a. 42. 

Vergl. auch Privatverfolgang. 
Blutruns. L lÄ. Z5. IV. 8, 51. 
Bbnstelten. II. 14* 179. 
Brandstiftung. L lÄ. 75. . 77. 
Brauch. IV. 4. 

Brautgabe. L 2i I03. II. 3L 252, 
Brautlauf. L 22. löü. II. äi 452* 
Brautnacbt. IL 12. 189. 
Braut- und Bahrweg. IV. Li, U 1 . 
Breiti. IL 2l 22iL 
Brudermörder. L LÄ* 24, 
Brun , Bürgermeister. III. 2. 224 

ff. III. 3. 328 ff . 
Burg Zürich. L LL 4fi. 
Bulach , Erbrecht. III. 25. 449. 
Bünde, eidgenössische. III. 4. 

3iju III. 5. 339. IV. L ß, 
Bürgergemeinde. II. 10, 162. III. 

3. 33iL 

Bürgermeister. III. 3. 323 ff. III. 

5. 32Ä. V. 3. 256i V. 314. 
Bürgerrecht. II. 2. l46ff. III. iL 

376.. 328 ff. IV. lü. 68, V. 2, 

341. V. 13. 387, 
Bürgerschaft. II. Z. 14ß. IV. L4. 

IV. 3. 11. IV. IIL 62^ 2(L IV. 

IL 8Ö ff. IV. ^ 221. 
Burkard, Vogt und Gaugraf. II. 

5-. 135. 

Burger. II. 2, 125. Ii. L 1A3. II. 

13, 112. II 15. 181., i82. III. 

3, 32a. III. 9. 3ßß. III LL 

57^ ff. IV. 2. 12. 
Burgrecht. III. iL 316 ff. 
Busse für getödete Hörige. L 

KL 42. 
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Busse, höchste. II. Ii. 225.. 22L 

II. 23. 21kl. 

C. 

Cappclerbrief. III. 9. JfiL IV. 
4. 22. 

Capitel, der Aehtissinu. III. ÜL 

3"2. 

Castrum Taricense. L 11. 4£ fl. 

Centena L SL 25^ 

Centenarü. L 2* 24l L 9. 55. L 

20. 89. 

Centgraf. L 9. 35^ II. 12. 
175., 174, II. 21. 225.. 229. 

Cenlgerichl. L 2. 

Cives. II. fi. 141. 

Civiloeineinden. V. fi. .^y/). 

Civitas. L LL iL II. 4. 154. 

Cham, Meierhof. L 15. 6l4. 

Chlodwig, König der Franken. 
L 19. 

Chlotar IL, König. L LL ZL 

Christcntham. Einführang des- 
selben. L 4. 12. L L 54^ 

Claudia. L 4. 12. 

Clienten , römische. L KL 45. 

Codicill. IV. 51. 319., 321^ 

Correalobli^ationen. IV. 12^ 238. 

ColoneD , rumisebe. Rechtsver- 
hältniss derselben. L HL 4ü. 

Colonen , deutsche , unter römi- 
scher Herrschaft. L 4- 15* L 
I. 24. L liL 4(L 

Columban. L LL. 4S. . 

Coinpositionensystem. L lA. 75± 

Concurs siehe Aufifail. 

Consiafei. III. 2.525* III. 3. 5il^ 

III. 5. 351, III. L 55Ä. III. 
3.58 ff. 

Con.suln. II. fi. 141* 
Copie. IV. 39. 22iL 
Corporation siehe Genossen- 
schaft. 

Creditwesen. III. 2SL 425* 
Criminalgericht. V. &. 376. 
Curffodi. L 2(L SS. 

D. 

Dagobert, König. L 11* 21. 
Darangeld. IV. 4L 2fi9. 



Darlehn. II. 55^ 295. IV. 39, 22ß^ 
. IV. 4iL 2M. . 
bccane. L L 24* L 9* 38- 
Dcllikon. L L 2L 
Deutsches Privatrecht. IV. 7. 48. 
Diebstahl. L lÄ* 75- Vergl. auch 
Frefel. 

Dienstbarheilen. IV. 15. IM fl: 
Dienstboten. L 1£L 41* 
Dienstleute, königliche. L 12. 

57., 59* 
Dinge , unj^ebotene. L 9. 55= 
Direktoriai-Kantone. V. 5. 365. 
Douiainen , königliche. L LL 48. 
Doppelehe. III. 21* 427. 
— dorf. L L 2L 
Dörfer. L 12. 78^ 85^ gfi. 
Dorfgemeinden. L 19. 8fi. IV. 

9 54. IV. IIL &1 ff. 
Dorfrecht. L UL 8^ . , 
Dorfgerichte. L 9» SE* 
Dos legitima. L 25. lo3. 
Dos. L 25. lüG. 
Dritter Pfenning. II. 30, 275 ff. 

£• 

Eberhard, Graf. L ifi. LL 
Edle - Alamannen. L 2&. 
Edelleute. III. 11. 376.. 381. 

Vergl. Adel. 
Effretikon. L L 25* 
Eglisau, Erbrecht. III. 25. 450. 

IV. 29. lÄL 
Ehe, ungleiche. L 12* 51^ 52^^ 

Vergl. Ungeno'ssame. 
Eheansprechen. IV. ^ 52. 
Ehebruch. III. 21* 421* .; .. ; 
Ehegaumer. IV. 9. 5fi* ' ' 
Ehegeld. II. 11. Ifi9. 
Ehegerichte. II. 19. 214* . 
Ehegericht ( Matrimonialge«^ 

rieht). IV. 5* 50. V. 5_. 357. 
Eherecht. III. 21* 'i33. IV. 2fi* 

lfi5* 

Eheverlräge. HI. 2S. 474. 
Ehhofstatten. II. 25* 253. II. 2fi* 

256. IV. IIL 58^ 6L lt. iL 

74^ 16. ^ ff. 
Ehrschatz. II. 24* 241* II. 30* 

211 ff. - 
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Eid. ni. 5. 52a. III. a. afil. 

Eidgenossenschaft. III. ^ S.'^^. 
Eigen , echtes. II. 2L 265-, 2M. 
Eigen und Erbe. II. 2ü. 215, IL 

21. 221. II. iL IV. 23. 
144.. 14.5. 

Eigene. L IIL 29 ff . 
Eigenthum an Fahrhabe. L 21L 

22. III. la. 41Ä^ IV. Ii. 102. 
Eigenthum an Grund und Boden. 

LL2iL21Laiff. L21. 

95. n. 22. 2fil. IV. 13. 95 ff. 
Eigenthumserwerb. L 14. 65. 

L 2IL &I ff. IV. 15. 95 ff'. 
Eigner Rauch. IV. ITL 66^ 69. 

IV. 55^ 2D5. 
Eingewinner. II. 35± 294^ 
Einheit der Schweiz. V. 2, 5M. 
Einkauf in das Bürgerrecht. III. 

II. 519. IV. KL 65i 
Einlager II. 55^ 295. 
Einsassen in Zürich. IT. L l4!^. 
Einsegnung der Ehe. L 22. lOl. 

III. 21. 42A. IV. 22. 156.. 
Eintrittsrecht der Seitenver- 
wandten. rV. 55. 507. 

Einungen. U. Ik 155. 

Einwohnerschaft, II. I. IM. 

Einiinser. IV. 42. 255 ff . IV. 
45^ 249 ff. IV. 44. 255. 

Einzug siehe Einkauf. 

Einzugsbriefe. IV. lÖ. ß5 ff. 

Eistringen. L Z± 21* 

Elgg. IV. iO. 6ßff. 

Elgg, Erbrecht. III. 25^ 450., 
456.- III. 21. 469. IV. 29. IST. 

Ellikon. L 7. 25. 

Enterbung. IV. 5Ä. 321. 

Entlassung aus der Vormund- 
schaft. lY. 5li 196. IV. 55i 205. 

Entkräftnng des Schuldbriefs. 

IV. 45. 255 ff. 
Erbauskauf. IV. 61. 536, 
Erbe. II. 20. 215_. II. 2Ä. 265. 

II. 55i ML III. iiL 575., 5Z4. 
Erbeinsetzung. II. 54. 303. IV. 

52* äia. IV. 5fi. 323. 
Erbeinsetzungsvertrag. IV. fil. 

554, 

Erben, Einwilligung derselben 



fttor. 

in Veräusserung von Grund- 
stücken. L 20. 91^ 92i II. 29. 

261. 

Erbgang. L 20. 88. 
Erbloses Gut. HI. 22. 470. 
Erbgut. IV. 89. 329. 
Erbrecht der ausgerichteten Kin- 
der. III. 2L 462 ff. IV. 52. 5ö(L 

— der GetheileA. II. 55. 209. 

— der Geschwister. L 22. 117. 
in. 22. 466. IV. 55. SM, 

— des Grossvaters. III. 22* 466. 
IV. 55. 5ö2_. 

— des Grundherrn. Tl. 35. 506 ff. 

— des Leibherrn. II. 55. 5Ö6. 

— der Muttermagen. L 22. US. 
II. 54^ 299 ff. III. 22. 465 ff. 

— der Nachbarn. II. 35. 309 ff . 

— der Nachkommen. L 22. 114. 
n. 34. 294. III. 22. 461. IV. 
52. 295 ff. 

— der Obrigkeit. FV. 53. 3öS» 

— der Seitenverwandten. L 22. 
116. II. 55. 309., 511. IV. ^ 
502. 

— der Töchter. II. 54^ 294. IV. 
52- 296. 

— der Vatermagen. L 22. 1 18. 
II. 54. 299 ff. III. 22. 464 ff. 
IV. 55. 503., 304. 

— des Vaters. L 22. II6. HL 
22. 466. IV. 55. 302, 

Erbtheilung. IV. 5Ä. 524. 
Erbverträge. lü. 2fi. 474. IV. 

6l_. 554. 
Erbverzicht, IV. &i. 554. 
Errungenschaft. IV. 59. 329. 
Errangenschaft, eheliche. IT. 5t. 

286. 

Erwerb der Kinder. IV. 50. 191. 
Erwerb der Erbschaft. IV. 55^ 
31L 

Erziehungskosten. iV. 52. 302. 
Eschenbach. L 0. 55. II. 14. iASL 
Etter. II. 2^ 255. 

F. 

Fahrlässigkeit. IV. 34. 211. 
Fahrendes Gut. IL 261. III. 
19. 415. 
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Fahrweg; IV; ifi^ Uli 

ML n. IL IL 55, Sößff , 
513. ff. ni. 24. 443. IV. Z, ü 

Fallit. IV. 2iL 183. 

Painilia Sanctorain. L 13. 61. 

Familie haftet für den Verbre- 
cher. L lA^ Z4. 

Familienbevogtignng. IV. 31t 
203_. 

Fastaachtbühner. II. 20^ 

IL 3iL 276., 211. 
Faustpfand. L 20. 23. IV. 19. 126. 
Fehderecht. L 12. , Iß. II. 

la* 202, II. 23. 240. 
Felix und Regula , Heilige. L 14. 

fii II. 5. 12Ä. 
Fertigung der Grundstücke. II. 

21. 264^ II. 28. 2fili. III. 19. 

417. IV. ^ 3^ IV. ü 

IV. 1&. 124. 
Fertigung , kanzleiische , für 
. Pfandrechte. IV. lÄ. 124, IV. 

2Ö. 131. IV. 24. liß. 
Feudalrechte. V. HL 579. 
Fideicomm iss. IV. 58. 527. 
Fiducia. IV. Ii. US, 
Fiscalinen. L 12. 49 ff. 
— ' in Zürich. L 12< iiS ff. 

— in St. Gallen. L 12. 60. 

— «la Zeugen und Urtheiler. L 

12. 5fiflU L 16. lö.. 
Fischenthal. L 19. ZJL 
Fischenthal, Erbrecht. IL Si^ 

288. II. 29. IBl^ 
Flaach , Erbrecht. IV. 26. iM. 

IV. 21. 175.. IZß. IV. 33. 507. 
Fluchthal. II. 35. 294. 
Fluntern. L 13, 62. 
Föderalismus. V. 1. 559. V. 2. 

344. V. 3. 3iO ff. V. 3.. 362. 
Fordenucsrecht. IV. 36^ 21iL 
Forster. II. 23^ 250. 
Franken , adliche in Alamannien. 

L a. 31_. 
Franken unterwerfen die Ala- 

mannen« L 3. 19^ 
Frankfurt am Main. L 13± 62. 

n. 4. 134. III. 3. 326^ 
Frefel. II. 20. 216. IL 21. 220. 

II. 23. 242. IV. 8. ^ 



Fredutn. L 18. 12. 
Freiamtmann. II. 18. 201.' 

Freie Alamannen. L 8. 28. 
Freier Zug. III. 11. 583- 
Freiheitsstrafen. L 18. II. U. 

II. 16^ in. 325. IIL 11. 
407. IV. 8. 49. 

Freies Amt. IL 18. 2&£L III. 6. 
3M. 

Friedegebieten. III. iL 412. IV. 
8^ 50. 

Friedensbruch. L 18. 12. HI. 12. 

412. IV. 8. 50. 
Friedensrichter. V. 3. 559. V. 

6. S61. 

Friedrich, Herzog von Oester- 
reich. IIL 6. 546. 

Friedrich U. Privilegium desael- 
ben. n. 8. 1.^6. 

Frohnbote. IV. 8. 32. 

Fjrohndienste. L 21. 99. II. 30. 
276. 

Früchte auf dem Halm. IV. 47. 

212. 

Fürstenrang der Aebtissinn. II. 

3, 13JU ni. 4. 552. in. 3. 341» 

ni. 10. 372. 
Fürsprech. IL 18. 201.. 202. 

III. 12. 592. 
FuAswegrecht. IV. 13. Iii. 

6. 

Gabgeld. IV. 26. 163. 

Gallier. L 4. 13. 

Gallus. L U. 48. 

Galgen. L 18. 11. 

Gant. IL 41. 2KL 

Gaster Erbrecht« HI. 21. 461. 

Gauding. L 9. 55^ 58. II. 18. 

203. L 16. 69^ ZiL 
Gaugraf» L & 20. L .9. 36^ 37. 
Gaue. L 6. 20. 
Gaugericht in Zürich. IL 

155. 

Ganverfassung. L 6. 20. 
GebhardschwU. L 1. 21. 

Gedächtnisspfenning. IL 11. 188: 
Gedinge. L 21. 93. 
Gefängnisse. L 18. 11. II. 231 
241. ni. 11. 4üL 
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Geistliche. L 8. 52. IIT. 

m. 2L 470. 
Gelasse. II. lÄ. 152. 
Geldaufbruchscheia. IV. 59- 22&^ 
Geinächde. II. 11. iZi II. 

501 ff. III. 2&, 471 ff. IV. fiL 

517. 

Gemahlinn. L 22. 100. 
Gemahl. L 12^ iOn. 
G^uieindammann. V. 2L S5Si V. 

Geoieinde der Alamannen. L !L 

35, 

G^nieindegut. IV. ITL 60., 63 ff., 

22. IV. 11. IB ff. IV. 1^ 2D ff. 

V. iSL 580.« 5M. V. 11. 

V. 15. 586-, MI. 
Gemeinderäthe. IV. 9. 56. V. 
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Vogtbares Eigen. II. 27^ 264. II. 
3iL 224 ff. 
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